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Vorwort der Herausgeber

Die Memminger Prozesse haben über den Tag hinaus Bedeutung. Durch sie sind die politischen und

konservativ-klerikalen Kräfte erkennbar geworden, die Abtreibung als Tötung denunzieren und

Frauen, die abtreiben, kriminalisieren wollen. Dabei soll gegen das Recht der Frauen, über ihr eige-

nes Leben, ihre Sexualität und Fruchtbarkeit selbst zu bestimmen, das .,ungeborene Leben“ zum hö-

heren Rechtsgut erhoben werden.

Diese Prozesse haben bei vielen die Hoffnung endgültig zerstört, man könne mit dern Strafrechtspa-

ragraphen 218 trotz allem noch leben. Sie bewirken Unsicherheit bei Frauen und Ärzten, ob ein
Schwangerschaftsabbruch überhaupt noch legal möglich sei, Angst und Einschüchterung sind die
frauen- und demokratiefeindlichen Folgen. Zwar waren die Verfahren öffentlich, trotzdem blieb
vieles verborgen und in seiner Bedeutung unverständlich. Die Rechtsunsicherheit nach diesen Ge-
richtsverfahren ist beklernmend: Ist das Patientlmengeheimnis überhaupt noch geschützt? Gibt es
noch einen Schutz der Intimsphäre von ZeugInnen in Gerichtsverfahren? Worin besteht die ärztli-
che Erkenntnis oder ist sie nur eine Vorarbeit für die Überprüfung durch Gerichte? Was ist eine Not-
lagenindikation? Dies alles sind Fragen, die über die Arbeit der Pro Familia hinaus zentrale Bürger-
rechte berühren.

Das Urteil des Landgerichts Memmingen gegen den Frauenarzt DI". Horst Theissen wurde am 5 . Mai
1989 verkündet. Zu diesem Zeitpunkt fand gerade die Mitgliederversammlung der Pro Familia statt.
Erschütterung und Empörung über das gesamte Verfahren und über das Strafmaß prägten die Ta-
gung. Die Pro Familia-Mitglieder waren sich einig, daß die Memminger Verfahren in Umfang und
Härte zwar ungewöhnlich gewesen, daß sie aber nicht ohne Vorgänger in der bundesdeutschen
Rechtsprechung über Schwangerschaftsabbrüche sind. Weitere Verfahren sind in Sicht. Daher
wurde bereits während der Tagung der Entschluß gefaßt, Ablauf und Einzelheiten dieser spektaku-
lären Prozesse gegen Frauen, die abgetrieben und gegen diejenigen, die ihnen dabei geholfen haben,
in einem Buch zu dokumentieren und sie auf die rechtspolitische Entwicklung des 5 218 Strafgesetz-
buch seit 1975 zu beziehen.

Politisches Ziel dieses Buches ist es, uns einzumischen und andere streitbare Frauen und Männer
dazu zu ermutigen. Wir wollen die Entscheidung über diesen frauen-, gesundheits- und rechtspoli—
tisch zentralen Gegenstand nicht Staatsanwälten und Richtern überlassen.
Das Komitee für Grundrechte und Demokratie trägt die Herausgabe dieser Dokumentation mit und
setzt sich ideei und finanziell für seine Verbreitung ein. Denn die Grund- und Bürgerrechte aller
Frauen und Männer stehen hier auf dem Spiel, Das vorliegende Buch ist damit auch ein Ausdruck
der Kooperation, die Wir dringend brauchen, wenn wir die Abschaffung des Abtreibungsparagra-
phen wirklich erreichen wollen.

Pro Familia

Deutsche Gesellschaft für Sexualberatung

und Familienplanung

Frankfurt und Sensbachtal,
Komitee für Grundrechte und Demokratie im September 1989



Vorbemerkung

Diese Dokumentation ist als Nachschlagewerk für alle Frauen und Männer gedacht, die mit Abtrei-
bung zu tun haben. Die Memminger Dokumente sollten aktuell veröffentlicht und dabei in einen
zeitgeschichtlichen und einen inhaltlichen Bezugsrahmen zu Recht‚ Politik und Praxis des Schwan-
gerschaftsabbruchs der letzten zwei J ahrzehnte gesetzt werden.

„Memmingen“ symbolisiert Gewalt — Gewalt des Staates gegen Frauen, die abtreiben, und Men-
schen, die ihnen dabei helfen. Die Gewalt ist nicht das Wie der Prozesse, sondern die Gewalt sind die
Prozesse selbst. Das Strafrecht repräsentiert die Gewalt, und das Strafrecht gilt es zu ändern, um die
Gewalt abzuschaffen. Der Unglücksparagraph muß weg.

„Memmingen“ kann morgen auch in Bottrop oder Heide/Holstein sein, solange es den Strafrechts-
paragraphen gibt. Dies zu verdeutlichen, ist das Ziel der Dokumentation.

Dieses Buch will politische Zusammenhänge aufzeigen —zwischen Kirche und Staat, Familienpolitik
und Schwangerschaftsabbruch, Ausländerhaß und Frauenfeindlichkeit.

Die Auswahl der Dokumente wurde durch ihre Verfügbarkeit und Relevanz bestimmt. Einige habe
ich gekürzt, andere anonymisiert. Die Auswahl aus der Vielfalt der Vorgänge ist subjektiv. Manch-
mal war es nicht möglich, genaue Auskünfte zu erhalten, weil sie verweigert wurden. Einige Infor-
mationen stammen vom Hörensagen, ich habe sie aus Gründen der Aktualität und Vollständigkeit
aufgenommen.

Ich danke an dieser Stelle Annette Rethemeier, Renate Sadrozinski und Dr. Jürgen Heinrichs als
VertreterInnen der Herausgeber und Dr. Susanne v. Paczensky für ihre ständige Unterstützung und
Diskussionsbereitschaft während der letzten Wochen. Ohne ihre tätige Mithilfe wäre diese Doku—
mentation nicht erschienen. Weiter danke ich allen, die ebenfalls zur Entstehung dieses Buches bei-
getragen haben: Gabriele Albrecht-Thum, Dr. Sebastian Cobler, Magdalena Federlin, Dr. Jürgen
Fischer, Dr. Monika Frommel, Heike Gall—Alberth, Brigitte Hörster, Angelika Hochdorfer, Dr. E1-
lis Huber, Ismail Kaplan‚ Dr. Wolfgang Kreuzer, Anne Leipert, Beate Lier, Heike Mundzeck, Si-
mon Theissen und vielen Ungenannten.

Die Frauen mit den Schwangerschaftsabbrüchen sind bis auf wenige Ausnahmen unbekannt. Dieses
Buch wurde auch für sie gemacht —— und für Frauen wie Christa Theissen.

Einige häufig genannte Personen sind hier in ihrer Funktion aufgelistet:

Albert Barmer. Vorsitzender Richter am Landgericht Memmingen;

Dr. Mathilde Berghofer-Weichner, Justizministerin, stellvertretende Ministerpräsidentin des Frei-

staats Bayern:

Dr. Sebastian Cobler, Rechtsanwalt und Verteidiger Theissens im Strafprozeß, Frankfurt;

Magdalena Federlin. Kauffrau und Beschuldigte aus Aichach;

Dr. Jü1'g€n Fischer, Rechtsanwalt und Verteidiger Theissens im Strafprozeß, Frankfurt;

Heike Gall-Alberth, Rechtsanwältin und Verteidigerin einiger beschuldigter Frauen, Augsburg:

Brigitte Hörster, Rechtsanwältin und Verteidigerin einiger beschuldigter Frauen, Augsburg:

Dr. Wolfgang Kreuzer. Rechtsanwalt und Verteidiger Theissens im Strafprozeß und im Steuerstraf-

verfahren, München;

Detlef Ott, Richter am Landgericht Memmingen im Theissen-Strafprozeß bis März 1989.

Elke Kügler
Hamburg, August 1989



I. Der Unglücksparagraph

Das erste Kapitel gibt einen Überblick über die Entwicklung von Gesetzgebung. Praxis und Politik
des Schwangerschaftsabbruchs in der Bundesrepublik Deutschland seit 1970. Vor diesem Hinter-
grund soll die Bedeutung der Verfahren in und um Memmingen deutlich werden, die Gegenstand
dieses Buches'sind.

Die gesetzliche Regelung

des Schwangerschaftsabbruchs

Ende der sechziger J ahre entstand in einigen Ländern Europas und in den USA eine Abtreibungsre-
formbewegung, die Anfang der Siebziger auch auf die Bundesrepublik Deutschland übergriff.
Große Teile der Bevölkerung setzten sich hier mit lebendigen Aktionen für eine Liberalisierung der
Abtreibungsgesetze ein, angeführt von ersten Streiterinnen wie Alice Schwarzer. die die Selbstbe-
zichtigungsaktion gegen den Abtreibungsparagraphen nach französischem Vorbild in die Bundesre-
publik brachte. Sie aktivierte 1971 die Illustrierte Stern, diese Kampagne zu übernehmen.
Auf massiven Druck verabschiedete der Bundestag mit sozialliberaler Mehrheit schließlich 1974 ein
Gesetz mit Fristenregelung: Die Entscheidung über einen Schwangerschaftsabbrnch sollte in den er-
sten zwölf Wochen der Frau überlassen Werden.

Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1975

Gegen den neuen % 218 StGB rief das Land Baden-Württemberg das Bundesverfassungsgericht an,
das die Fristenregelung mit einer Stimme Mehrheit als grundgesetzwidrig verwarf. Bei Stimmen—
gleichheit hätte das Gesetz die Hürde passiert; eine einzige Richterstimrne entschied also damals
über eine so weitreichende Frage.

Nun folgen Auszüge aus der'Entscheidung des I. Senats des Bundesverfassungsgerichts, Vorsitz
Ernst Benda, Urteil vom 25. 2. 1975 . Das Urteil wird bis heute als Grundlage der Rechtspraxis be-
nutzt:

Urteil des Bundesverfassungsgerichts (Auszüge)
I . GG Art. ] I u. 2 II 1 ; StGB 55 218f. ( Verfassngsrechtliclze Grenzen derSzrafbarkeit des Schwa-
gerschaftsabbruchs)

a) Das sich im Mutterleib entwickelndes Leben steht als selbständiges Rechtsgut unter dem
Schutz der Verfassung(Art. 211 1, Art. 1 I GG). Die Schutzpfiicht des Staates verbietet nicht nur
unmittelbare staatliche Eingriffe in das sich entwickelnde Leben, sondern gebietet dem Staat
auch, sich schützend und fördernd vor dieses Leben zu stellen.
b) Die Verpflichtung des Staates, das sich entwickelnde Leben in Schutz zu nehmen. besteht
auch gegenüber der Mutter.

c) Der Lebensschutz der Leibesfrucht genießt grundsätzlich für die gesamte Dauer der Schwan-
gerschaft Vorrang vor dem Selbstbestimmungsrecht der Schwangeren und darf nicht für eine be-
stimmte Frist in Frage gestellt werden.

d) Der Gesetzgeber kann die grundgesetzlich gebotene rechtliche Mißbilligung des Schwanger—
schaftsabbruchs auch auf andere Weise zum Ausdruck bringen als mit dem Mittel der Strafdro—
hung. Entscheidend ist, ob die Gesamtheit der dem Schutz des ungeborenen Lebens dienenden
Maßnahmen einen der Bedeutung des zu sichernden Rechtsgutes entspi‘echenden tatsächlichen
Schutz gewährleistet Im äußersten Falle, wenn der von der Verfassung gebotene Schutz auf
keine andere Weise erreicht werden kann, ist der Gesetzgeber verpflichtet, zur Sicherung des
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sich entwickelnden Lebens das Mittel des Strafrechts einzusetzen.

e) Eine Fortsetzung der Schwangerschaft ist unzumutbar. wenn der Abbruch erforderlich ist, um
von der Schwangeren eine Gefahr für ihr Leben oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beein—

trächtigung ihres Gesundheitszustandes abzuwenden. Darüber hinaus steht es dem Gesetzgeber

frei. andere außergewöhnliche Belastungen für die Schwangere, die ähnlich schwer wiegen, als

unzumutbar zu werten und in diesen Fällen den Schwangerschaftsabbruch straffrei zu lassen.

f) Das Fünfte Gesetz zur Reform des Strafrechts v. 18. 6. 1974(BGB1I‚ 1297) ist der verfassungs—

rechtlichen Verpflichtung das werdende Leben zu schützen, nicht in dem gebotenen Umfang

gerecht geworden.

BVerfG, Urt. v. 25.2. 1975 —1BvF— 1— 6/74

Aus den Gründen: A. Gegenstand des Verfahrens ist die Frage, ob die sogenannte Fristenrege-

lung des Fünften Strafrechtsreformgesetzes, wonach der Schwangerschaflsabbruch in den ersten

zwölf Wochen seit der Empfängnis unter bestimmten Voraussetzungen straffrei bleibt, mit dem

Grundgesetz vereinbar ist.

I. 1. Das Fünfte Gesetz zur Reform des Strafrechts (5. StrRG) v. 18. 6. 1974 (BGBl I. 1297) hat

die Strafbarkeit des Schwangerschaftsabbruchs neu geregelt. Die äé' 218 bis 220 StGB sind durch

Bestimmungen ersetzt worden, die gegenüber dem bisherigen Rechtszustand hauptsächlich fol-

gende Änderungen enthalten:

Bestraft wird grundsätzlich. wer eine Schwangerschaft später als am dreizehnten Tag nach der

Empfängnis abbricht (& 2181). Jedoch ist der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt

vorgenommene Schwangerschaftsabbruch nicht nach 5 218 strafbar, wenn seit der Empfängnis

nicht mehr als zwölf Wochen verstrichen sind (% 218a — Fristenregelung). Ferner ist der mit Ein-

willigung der Schwangeren von einem Arzt nach Ablauf der Zwölfwochenfrist vorgenommene

Schwangerschaftsabbruch nicht nach & 218 strafbar, wenn er nach den Erkenntnissen der medizi-

nischen Wissenschaft indiziert ist, entweder um von der Schwangeren eine Gefahr für ihr Leben

oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung ihres Gesundheitszustandes abzuwen—

den. sofern diese nicht auf andere zumutbare Weise abgewendet werden kann ( 5 218 b Nr. 1 —-

medizinische Indikation), oder weil dringende Gründe für die Annahme sprechen. daß das Kind

wegen einer Erbanlage oder schädlicher Einflüsse vor der Geburt an einer nicht behebbaren

Schädigung seines Gesundheitszustandes leiden würde, die so schwer wiegt, daß von der

Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt werden kann, und wenn seit

der Empfängnis nicht mehr als zweiundzwanzig Wochen verstrichen sind (& 218 b Nr. 2 — eugeni-

schcn Indikation). Wer eine Schwangerschaft abbricht. ohne daß die Schwangere zuvor von ei-

ner Beratungsstelle oder einem Arzt sozial und ärztlich beraten werden ist, wird bestraft (@

218c). Ebenso macht sich strafbar, wer nach Ablauf von zwölf Wochen seit der Empfängnis eine

Schwangerschaft abbricht, ohne daß eine zuständige Stelle vorher bestätigt hat. daß die Voraus-

setzungen des & 218 b (medizinische oder eugenische Indikation) vorliegen (‚5 219). Die Schwan-

gere selbst wird nicht nach .$ 218 c oder 5 219 bestraft.

Im einzelnen haben die für das vorliegende Verfahren wesentlichen Vorschriften des Fünften

Strafrechtsrcformgesetzes folgenden Wortlaut:

5 218. Abbruch der Schwangerschaft

(1) Wer eine Schwangerschaft später als am dreizehnten Tage nach der Empfängnis abbricht.

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei J ahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Die Strafe ist Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. wenn der Täter

1. gegen den Willen der Schwangeren handelt oder

2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung der Schwange-

ren verursacht.

Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen ( ‚5 68 Abs. 1 Nr. 2).

(3) Begeht die Schwangere die Tat, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geld-

strafe.
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(4) Der Versuch ist strafbar. Die Frau wird nicht wegen Versuchs bestraft.

% 218a. Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs in den ersten zwölf Wochen

Der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt vorgenommene Schwangerschaftsab-

bruch ist nicht nach 5 218 strafbar, wenn seit der Empfängnis nicht mehr als zwölf Wochen vor-

strichen sind.

@ 218 b. Indikation zum Schwangerschaftsabbruch nach zwölf Wochen

Der mit Einwilligung der Schwangeren von einem Arzt nach Ablauf von zwölf Wochen seit der

Empfängnis vorgenor‘nmene Schwangerschaftsabbruch ist nicht nach ‚S 218 strafbar, wenn nach
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft

1. der Schwangerschaftsabbruch angezeigt ist, um von der Schwangeren eine Gefahr für ihr Le—
ben oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung ihres Gesundheitszustandes abzu-
wenden, sofern die Gefahr nicht auf eine andere für sie zumutbare Weise abgewendet werden
kann, oder

2. dringende Gründe für die Annahme sprechen, daß das Kind infolge einer Erbanlagc oder
schädlicher Einflüsse vor der Geburt an einer nicht behebbaren Schädigung seines Gesundheits-
zustandes leiden würde, die so schwer wiegt, daß von der Schwangeren die Fortsetzung der
Schwangerschaft nicht verlangt werden kann, und seit der Empfängnis nicht mehr als zweiund-
zwanzig Wochen verstrichen sind.

@ 218 c. Abbruch der Schwangerschaft ohne Unterrichtung und Beratung der Schwangere
( 1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, Ohne daß die Schwangere >
1. sich wegen der Frage des Abbruchs ihrer Schwangerschaft vorher an einen Arzt oder eine
hierzu ermächtigte Beratungsstelle gewandt hat und dort über die zur Verfügung stehenden öf-
fentlichen und privaten Hilfen für Schwangere, Mütter und Kinder unterrichtet worden ist, ins—
besondere über solche Hilfen, die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage von Mutter
und Kind erleichtern. und

2. ärztlich beraten worden ist,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht nach
5 218 stratbar ist.

(2) Die Frau, an der der Eingriff vorgenommen wird, ist nicht nach Absatz 1 strafbar.
@ 219. Abbruch der Schwangerschaft ohne Begutachtung
(1) Wer nach Ablauf von zwölf Wochen seit der Empfängnis eine Schwangerschaft abbricht.
ohne daß eine zuständige Stelle vorher bestätigt hat, daß die Voraussetzungen des % 218 b Nr. 1
oder Nr. 2 vorliegen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft,
wenn die Tat nicht nach 5 218 strafbar ist.

(2) Die Frau‚ an der der Eingriff vorgenommen wird, ist nicht nach Absatz 1 stratbar.
(2. . . . Es folgen Darlegungen über die historische Entwicklung und deren gesetzliche Handha-
bung.)

B. Das 5. StrRG bedurfte nicht der Zustimmung des Bundesrates.
1. Das Gesetz ändert zwar in den Art. 6 und 7 die StPO und das Einführungsgesetz zum StGB,
die ihrerseits mit Zustimmung des Bundesrates ergangen sind. Deswegen allein ist es aber noch
nicht zustimmungsbedürftig (BVerfGE 37, 363 = NJW 1974, 1751). Das Gesetz ändert ferner
keine gesetzlichen Bestimmungen, die ihrerseits zustimmungsbedürftig waren.
2. Das 5. StrRG enthält selbst keine gemäß Art. 84 I oder einer anderen Bestimmung des Grund-
gesetzes zustimmungsbedürftigen Vorschriften. Weder % 218 c noch 5 219 StGB n.F. regeln die
Einrichtung von Behörden oder das Verwaltungsverfahren. Sie setzen vielmehr lediglich die ma—
teriell-rechtlichen Voraussetzungen eines nicht strafbaren Schwangerschaftsabbruchs fest. Das
gilt auch, soweit „$ 218 c I Nr. I StGB verlangt, daß die Schwangere sich vor dem Abbruch an eine
ermächtigte Beratungsstelle gewandt hat, und den Gegenstand der Beratung umschreibt. Die
Errichtung und Einrichtung von Beratungsstellen sowie der Erlaß von VerwaItungsvorschriften
für das von diesen Stellen zu praktizierende Verfahren bleiben in vollem Umfang den Ländern
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überlassen. Aus den gleichen Gründen löst @ 219 StGB nicht das Zustimmungserfordernis des
Bundesrates aus. wenn diese Vorschrift vor der Durchführung eines nach @ 21813 indizierten
Schwangerschaftsabbruchs die Bestätigung der sachlichen Voraussetzungen durch „eine zustän-
dige Stelle" fordert.

3. Den antragstellendcn Landesregierungen kann auch nicht gefolgt werden, soweit sie bei der
Beurteilung der Zustimmungsbedürftigkeit an den in der Entscheidung des BVerfG v. 25. 6.
1974. NJ W 1974, 1751, aufgestellten Rechtsgrundsatz anknüpfen, wonach ein Änderungsgesetz
dann der Zustimmung des Bundesrates bedan”. „wenn durch die Änderung materiell-rechtlicher
Normen die nicht ausdrücklich geänderten Vorschriften über das Verwaltungsverfahren bei

sinnorientierter Auslegung ihrerseits eine wesentlich andere Bedeutung und Tragweite erfah—
ren“ (BVe;fGE 37, 363, 383 = NJW 1974, 1751f. [Leitsatz d]). Die tatsächlichen Voraussetzun-

gen für eine unmittelbare Anwendung dieses Leitsatzes liegen hier unbestrittenermaßen nicht

vor. Ob eine Fortentwicklung dieses Rechtsgrundsatzes in dem von der Landesregierung von

Rheinland—anlz vorgetragenen Sinn überhaupt in Betracht kommen könnte, mag dahinstehen.

Auch nach dieser Rechtsansicht ergäbe sich keine Zustimmungsbedürftigkeit des 5. St1'RG, da

den Ländern nach den materielI-rechtlichen Vorschriften für die ihnen obliegenden Verwal-

tungsregelungen noch ein weiter Gestaltungspielraum verbleibt.

4. Schließlich kann auch aus dern engen Zusammenhang des 5 . St1'RG mit dem Strafrechtsre-

form-ErgänzungsG, das mit dem vom Bundestag beschlossenen Inhalt für zustimmungsbedürf-

ti g angesehen wird, kein Zustimmungserfordernis abgeleitet werden. Abgesehen davon, daß das

Strafrechtsreform—ErgänzungsG noch nicht zustande gekommen ist, ist der Gesetzgeber in Aus-

übung seiner gesetzgeberischen Freiheit grundsätzlich nicht gehindert, ein Gesetzesvorhaben in

mehrere Einzelgesetze aufzuteilen. Das BVerfG ist bisher von der Zulässigkeit solcher Aufspal-

tungen ausgegangen (vgl. BVerfGE 34, 9 = NJW 1972, 1943f.: BVerfGE 37, 363, 382 = NJW

1974. 1751). In der Entscheidung BVerfGE 24, 199f. = NJW 1969, 33 —Apostille — hat es das Ge-

richt offengeiassen, ob der Aufspaltungsbefugnis verfassungsrechtliche Grenzen gezogen sind

und wo diese Grenzen verlaufen. Hier sind solche Grenzen jedenfalls nicht überschritten.

Das 5. St1'RG und das geplante Strafrechtsreform-ErgänzungsG sind zwar aufeinander abge-

stimmt, sie müssen aber nicht notwendig zu einer gesetzestechnischen Einheit miteinander ver-

bunden werden. Das erstgenannte Gesetz enthält im wesentlichen nur Straf— und Strafverfah—

rensrccht. Demgegenüber hat das Strafrechtsreform-ErgänzungsG sozial— und arbeitsrechtliche

Maßnahmen zum Inhalt. Die inhaltliche Unabhängigkeit des Strafrechtsreform-ErgänzungsG

vom 5 . St1‘RG ergibt sich augenfällig schon daraus, daß das Strafrcchtsreform-ErgänzungsG sei-

nem Wortlaut nach auf alle für die Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs vorgeschlagenen

Lösungen. nämlich die „Fristenlösung“ und die drei „Indikationslösungen". anwendlaar wäre.

C. Die Frage der rechtlichen Behandlung des Schwangerschaftsabbruchs wird in der Offentlich-

keit seit J ahrzehnten unter mannigt‘achen Gesichtspunkten diskutiert. In der Tat wirft dieses

Phänomen des Soziallebcns vielfältige Probleme biologischer. insbesondere humangenetischer.

anthropologischer, ferner medizinischer, psychologischer, sozialer. gesellschaftspolitischer und

nicht zuletzt ethischcr und moralthcologischer Art auf, die Grundfragen menschlicher Existenz

berühren. Aufgabe des Gesetzgebers ist es. die aus diesen verschiedenen Sichtweisen entwickel-

ten, unter sich vielseitig verschränkten Argumente zu würdigen. sie durch spezifisch rechtspoliti-

sche Überlegungen sowie durch die praktischen Erfahrungen des Rechtslebens zu ergänzen und

auf dieser Grundlage die Entscheidung zu gewinnen. in welcher Weise die Rechtsordnung auf

diesen sozialen Vorgang reagieren soll. Die nach außergewöhnlich umfangreichen Vorarbeiten

im 5. StrRG getroffene gesetzliche Regelung kann vom BVerfG allein unter dem Gesichtspunkt

geprüft werden, ob sie mit dem Grundgesetz als dem höchsten in der Bundesrepublik geltenden

Recht vereinbar ist. Gewicht und Ernst der verfassungsrechtlichen Fragestellung werden deut-

lich. wenn bedacht wird, daß es hier um den Schutz menschlichen Lebens geht, eines zentralen

Wertes jeder rechtlichen Ordnung. Die Entscheidung über Maßstäbe und Grenzen der gesetzgc-
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berischen Entscheidungsfreiheit erfordert eine Gesamtschau des verfassungsrechtlichen Nor-

menbestandes und der in ihm beschlossenen Wertordnung. ‘

I. 1. Art. 2 II 1 GG schützt auch das sich im Mutterleib entwickelnde Leben als selbständiges

Rechtsgut.

a) Die ausdrückliche Aufnahme des an sich seibstverständlichen Rechts auf Leben in das Grund-

gesetz — anders als etwa in der Weimarer Verfassung —- erklärt sich hauptsächlich als Reaktion auf

die „Vernichtung lebensunwerten Lebens“, auf „Endlösung“ und ..Liquidierungen". die vom

nationalsozialistischen Regime als staatliche Maßnahmen durchgeführt wurde. Art. 2 II 1 GG

enthält ebenso wie die Abschaffung der Todesstrafe durch Art. 102 GG „ein Bekenntnis zum

grundsätzlichen Wert des Menschenlebens und zu einer Staatsauffassung. die sich in betontem
Gegensatz zu den Anschauungen eines politischen Regimes stellt, dem das einzelne Leben wenig
bedeutete und das deshalb mit dem angemaßten Recht über Leben und Tod des Bürgers schran—

kenlosen Mißbrauch trieb“ (BVerfGE 18, 112, 117 = NJW 1964. 1783).

b) Bei der Auslegung des Art. 2 II 1 GG ist auszugehen von seinem Wortlaut: „Jeder hat das
Recht auf Leben . . . ". Leben im Sinne der geschichtlichen Existenz eines menschlichen Indivi-
duums besteht nach gesicherter biologisch-physiologischer Erkenntnis jedenfalls vom 14. Tage
nach der Empfängnis (Nidation, Individuation) an (vgl. hierzu die Ausf. von Hinrichsen vor dem
Sonderausschuß für die Strafrechtsreform, 6. Wahlp.. 74. Sitzung, StenBer. S. 2142ff .). Der da-
mit begonnene Entwicklungsprozeß ist ein kontinuierlicher Vorgang, der keine scharfen Ein-
schnitte aufweist und eine genaue Abgrenzung der verschiedenen Entwicklungsstufen des
menschlichen Lebens nicht zuläßt.

Er ist auch nicht mit der Geburt beendet; die für die menschliche Persönlichkeit spezifischen Be-
wußtseinsphänomene z. B. treten erst längere Zeit nach der Geburt auf. Deshalb kann der
Schutz des Art. 2 II 1 GG weder auf den ..fertigen“ Menschen nach der Geburt noch auf den selb-
ständig lebensfähigen nasciturus beschränkt werden. Das Recht auf Leben wird jedem gewähr—
leistet, der ..lebt“; zwischen einzelnen Abschnitten des sich entwickelnden Lebens vor der Ge-
burt oder zwischen ungeborenem und geborenem Leben kann hier kein Unterschied gemacht
werden. „Jeder“ im Sinne des Art. 211 1 GG ist „jeder Lebende“, anders ausgedrückt: jedes Le-
ben besitzende menschliche Individuum: „jeder“ ist daher auch das noch angeborene menschli-
che Wesen.

c) Gegenüber dem Einwand, .,jeder“ bezeichne sowohl in der Umgangs— als auch in der Rechts-
sprache gemeinhin eine „fertige“ menschliche Person. eine reine Wortinterpretation spreche da-
her gegen die Einbeziehung des ungeborenen Lebens in den Wirkungsbereich des Art. 2 II 1
GG, ist zu betonen, daßjedenfalls Sinn und Zweck dieser Grundgesetzbestimmung es erfordern.
den Lebensschutz auch auf das sich entwickelnde Leben auszudehnen. Die Sicherung der
menschlichen Existenz gegenüber staatlichen Übergriffen wäre unvollständig. wenn sie nicht
auch die Vorstufe des „fertigen Lebens", das ungeborene Leben. umfaßte.
Diese extensive Auslegung entspricht dem in der Rechtsprechung des BVerfG aufgestellten
Grundsatz‚ „wonach in Zweifelsfälien diejenige Auslegung zu wählen ist, welche die juristische
Wirkungskraft der Grundrechtsnorm am stärksten entfaltet“ ( BVerfGE 32, 54‚ 71 = NJW 1971 .
2299; BVerfGE 6, 55, 72 = NJW 1957. 417).
(1) Zur Begründung dieses Ergebnisses läßt sich auch die Entstehungsgcschichtc des Art. 2 II 1
GG heranziehen. (Wird ausgeführt.)

e) Bei den Beratungen des 5. StrRG bestand im übrigen Einigkeit über die Schutzwürdigkeit des
ungeborenen Lebens, wobei allerdings die verfassungsrechtliche Problematik nicht abschlie—
ßend behandelt wurde. In dem Bericht des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform zu dem
von den Fraktionen der SPD und FDP eingebrachten Gesetzentwurf heißt es hierzu u.a.:
„Das ungeborene Leben ist ein Rechtsgut, das geborenem grundsätzlich gleich zu achten ist.
Diese Feststellung versteht sich für das Stadium, in dem das ungeborene Leben auch außerhalb
des Mutterleibes lebensfähig wäre, von selbst. Sie ist aber bereits für das frühere. etwa mit dem
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14. Tag nach der Empfängnis beginnende Entwicklungstadium gerechtfe1t1gt wie 11 a Hinrich-
sen in de1 Öffentlichen Anhörung (AP VI S 2142ff. ) überzeugend begründet hat.
Daß'm der gesamten späteren Entwicklung keine diesem Vorgang entsprechende Zäsur mehr
festzustellen sei, ist die ganz überwiegende Auffassung in der medizinischen, anthropologischen
und theologischen Wissenschaft .

Damit verbietet es sich, das ungeborene Leben ab dem Ende der Nidation zu negieren oder auch
nur mit 1ndifferenz zu betrachten. Dabei braucht die in der Literatur umstrittene Frage, ob und
ggf . inwieweit das Grundgesetz es in seinen Schutz einbeziehe, an dieser Stelle nicht beantwortet
zu werden. Jedenfalls entspricht es, sieht man von extremen Auffassungen einzelner Gruppen
ab, dem Rechtsverständnis der Allgemeinheit, das ungeborene Leben als Rechtsgut von hohem
Rang zu bewerten. Dieses Rechtsverständnis liegt auch dem Entwurf zugrunde.“
(BT—Drucks 7/1981 neu, S. 5)

Nahezu gleichlautend sind insoweit die Ausschußberichte zu den übrigen Entwürfen ( BT—
Drucks 7/ 1982, S. 5 , BT-Drucks 7/ 1983, S. 5 , BT—Drucks 7/ 1984 neu, S. 4).
2. Die Pflicht des Staates,“ jedes menschliche Leben zu schützen, läßt sich deshalb bereits unmit- ‘
telbar aus Art. 2 II 1 GG ableiten. Sie ergibt sich darüber hinaus aus der ausdrücklichen Vor-
schrift des Art. 1 I 2 GG; denn das sich entwickelnde Leben nimmt auch an dem Schutz teil, den
Art. 1 I GG der Menschenwürde gewährt. Wo menschliches Leben existiert, kommt ihm Men-
schenwürde zu; es ist nicht entscheidend, ob der Träger sich dieser Würde bewußt ist und sie
selbst zu wahren weiß. Die von Anfang an im menschlichen Sein angelegten potentiellen Fähig—
keiten genügen, um die Menschenwürde zu begründen.

3. Hingegen braucht die im vorliegenden Verfahren wie auch in der Rechtsprechung und im wis-
senschaftlichen Schrifttum umstrittene Frage nicht entschieden zu werden, ob der nasciturus
selbst Grundrechtsträger ist oder aber wegen mangelnder Rechts- und Grundrechtsfähigkeit

..nur" von den objektiven Normen der Verfassung in seinem Recht auf Leben geschützt wird.
Nach der ständigen Rechtsprechung des BVerfG enthalten die G1und1echtsno1men nicht nur
subjektive Abwehrrechte des Einzelnen gegen den Staat, sondern sie verkö1pern zugleich eine
objektive We1tmdnung die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung für alle Be1eiche des
Rechts gilt und Richtlinien und Impulse fü1 Gesetzgebung. Verwaltung und Rechtsprechung

gibt (BVerfGE 7, 198. 205 = NJW 1958, 257 — Lüth; BVerfGE 35. 79. 114 = NJW 1973. 1176 —

Hochschulurteil —- mit weiteren Nachweisen). Ob und gegebenenfalls in welchem Umfang der

Staat zu rechtlichem Schutz des werdenden Lebens von Verfassungs wegen verpflichtet ist. kann

deshalb schon aus dem objektiv-rechtlichen Gehalt der grundrechtlichen Normen erschlossen

werden.

11.1. Die Schutzpflicht des Staates ist umfassend. Sie verbietet nicht nur —- selbstverständlich — un-

mittelbare staatliche Eingriffe in das sich entwickelnde Leben. sondern gebietet dem Staat auch.

sich schützend und fördernd vor dieses Leben zu stellen, das heißt vor allem. es auch vor rechts-

widrigen Eingriffen von seiten anderer zu bewahren. An diesem Gebot haben sich die einzelnen

Bereiche der Rechtsordnung. je nach ihrer besonderen Aufgabenstellung, auszurichten. Die

Schutzverpflichtung des Staates muß um so ernster genommen werden, je höher der Rang des in
Frage stehenden Rechtsgutes innerhalb der Wertordnung des Grundgesetzes anzusetzen ist. Das

menschliche Leben stellt. wie nicht näher begründet werden muß. innerhalb der grundgesetzli-

chen Ordnung einen Höchstwert dar: es ist die vitale Basis der Menschenwürde und die Voraus-

setzung aller anderen Grundrechte.

2. Die Verpflichtung des Staates, das sich entwickelnde Leben in Schutz zu nehmen. besteht

grundsätzlich auch gegenüber der Mutter. Unzweifelhaft begründet die natürliche Verbindung

des ungeborenen Lebens mit dem der Mutter eine besonders geartete Beziehung. für die es in an-

deren Lebenssachverhalten keine Parallele gibt. Die Schwangerschaft gehört zur Intimsphäre
der Frau deren Schutz durch Art. 2 I in Verbindung mit Art‚ 1 I GG verfassungsrechtlich ver—

bürgt ist. Wäre der Embryo nur als Teil des mütterlichen Organismus anzusehen, so würde auch
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der Schwangerschaftsabbmch in dem Bereich privater Lebensgestaltung verbleiben, in den ein-

zudringen dem Gesetzgeber verwehrt ist (BVerfGE 6, 32, 41 = NJW 1957, 297; BVerfGE 6. 389,

433 = NJW 1957, 865; BVerfGE 27, 344, 350 = NJW 1970, 555; BVerfGE 32, 373, 379 = NJW

1972, 1123). Da indessen der nasciturus ein selbständiges menschliches Wesen ist, das unter dem

Schutz der Verfassung steht, kommt dem Schwangerschaftsabbruch eine soziale Dimension zu,

die ihn der Regelung durch den Staat zugänglich und bedürftig macht. Das Recht der Frau auf
freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit, welches die Handlungsfreiheit irn umfassenden Sinn zum

Inhalt hat und damit auch die Selbstverantwortung der Frau umfaßt, sich gegen eine Elternschaft

und die daraus folgenden Pflichten zu entscheiden, kann zwar ebenfalls Anerkennung und

Schutz beanspruchen. Dieses Recht ist aber nicht uneingeschränkt gewährt —— die Rechte ande-
rer, die verfassungsmäßige Ordnung, das Sittengesetz begrenzen es. Von vornherein kann es
niemals die Befugnis umfassen, in die geschützte Rechtsphäre eines anderen ohne rechtfertigen-
den Grund einzugreifen, oder sie gar mit dem Leben selbst zu zerstören, am wenigsten dann,
wenn nach der Natur der Sache eine besondere Verantwortung gerade für dieses Leben besteht.
Ein Ausgleich, der sowohl den Lebensschutz des nasciturus gewährleistet als auch der Schwan-
geren die Freiheit des Schwangerschaftsabbruchs beläßt, ist nicht möglich. da Schwangerschafts-
abbruch immer Vernichtung des ungeborenen Lebens bedeutet. Bei der deshalb erforderlichen
Abwägung „sind beide Verfassungswerte in ihrer Beziehung zur Menschenwürde als dem Mittel—
punkt des Wertsystems der Verfassung zu sehen“ (BVerfGE 35, 202, 225 = NJW 1973. 1226).
Bei einer Orientierung an Art. 1 I GG muß die Entscheidung zugunsten des Vorrangs des Le-
bensschutzes für die Leibesfrucht vor dem Selbstbestimmungsrecht der Schwangeren fallen.
Diese kann durch Schwangerschaft, Geburt und Kindeserziehung in manchen persönlichen Ent—
faltungsmöglichkeiten beeinträchtigt sein. Das ungeborene Leben hingegen wird durch den
Schwangerschaftsabbruch vernichtet. Nach dem Prinzip des schonendsten Ausgleichs konkur-
rierender grundgesetzlich geschützter Positionen unter Berücksichtigung des Grundgedankens
des Art. 19 II GG muß deshalb dem Lebensschutz des nasciturus der Vorzug gegeben werden.
Dieser Vorrang gilt grundsätzlich für die gesamte Dauer der Schwangerschaft und darf auch
nicht für eine bestimmte Frist in Frage gestellt werden. Die bei der dritten Beratung des Straf-
rechtsreformgesetzes im Bundestag geäußerte Meinung, es gehe darum, den Vorrang „des aus
der Menschenwürde fließenden Selbstbestimmungsrechtes der Frau gegenüber allem anderen,
auch dem Lebensrecht des Kindes, für eine bestimmte Frist herauszustellen“ (Deutscher Bun-
destag, 7. Wahlp., 96. Sitzung StenBer., S. 6492), ist mit der grundgesetzlichen Wertordnung
nicht vereinbar.

3. Von hier aus erschließt sich die von der Verfassung geforderte Grundhaltung der Rechtsord-
nung zum Schwangerschaftsabbruch: Die Rechtsordnung darf nicht das Selbstbestimmungsrecht
der Frau zur alleinigen Richtschnur ihrer Regelungen machen. Der Staat muß grundsätzlich von
einer Pflicht zur Austragung der Schwangerschaft ausgehen, ihren Abbruch also grundsätzlich
als Unrecht ansehen. In der Rechtsordnung muß die Mißbilligung des Schwangerschaftsab-
bruchs klar zum Ausdruck kommen. Es muß der falsche Eindruck vermieden werden, als handle
es sich beim Schwangerschaftsabbruch um den gleichen sozialen Vorgang wie etwa den Gang
zum Arzt zwecks Heilung einer Krankheit oder gar um eine rechtlich irre]evante Alternative zur
Empfängnisverhütung. Der Staat darf sich seiner Verantwortung auch nicht durch Anerkennung
eines „rechtsfreien Raumes“ entziehen, indem er sich der Wertung enthält und diese der eigen—
verantwortlichen Entscheidung des Einzelnen überläßt.
III. Wie der Staat seine Verpflichtung zu einem effektiven Schutz des sich entwickelnden Lebens
erfüllt, ist in erster Linie vom Gesetzgeber zu entscheiden. Er befindet darüber, welche Schutz-
maßnahmen er für zweckdienlich und geboten hält, um einen wirksamen Lebensschutz zu ge—
währleisten. ‘
1. Dabei gilt auch und erst recht für den Schutz des ungeborenen Lebens der Leitgedanke des
Vorranges der Prävention vor der Repression (vgl. BVerfGE 30, 336, 350 = NJW 1971, 1555).
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Es ist daher Aufgabe des Staates, in erster Linie sozialpolitische und fürsorgerische Mittel zur Si-

cherun g des werdenden Lebens einzusetzen. Was hier geschehen kann und wie die Hilfsmaßnah-

men im einzelnen auszugestalten sind, bleibt weithin dem Gesetzgeber überlassen und entzieht

sich im allgemeinen verfassungsgerichtlicher Beurteilung. Dabei wird es hauptsächlich darauf

ankommen, die Bereitschaft der werdenden Mutter zu stärken, die Schwangerschaft eigenver—

antwortlich anzunehmen und die Leibesfrucht zum vollen Leben zu bringen. Bei aller Schutzver-

pflichtun g des Staates darf nicht aus den Augen verloren werden, daß das sich entwickelnde Le-

ben von Natur aus in erster Linie dem Schutz der Mutter anvertraut ist. Den mütterlichen

Schutzwillen dort‚ wo er verlorengegangen ist, wieder zu erwecken und erforderlichenfalls zu

stärken, sollte das vornehmste Ziel der staatlichen Bemühungen um Lebensschutz sein. Freilich

sind die Einwirkungsmöglichkeiten des Gesetzgebers hier begrenzt. Von ihm eingeleitete Maß—

nahmen werden häufig nur mittelbar und mit zeitlicher Verzögerung durch eine umfassende Er—

ziehungsarbeit und die dadurch erreichte Veränderung gesellschaftlicher Einstellungen und An-

schauungen wirksam.

2. Die Frage, inwieweit der Staat von Verfassungs wegen verpflichtet ist, zum Schutz des unge-

borenen Lebens auch das Mittel des Strafrechts als der schärfsten ihm zur Verfügung stehenden

Waffe einzusetzen, kann nicht von der vereinfachten Fragestellung aus beantwortet werden, ob

der Staat bestimmte Handlungen bestrafen muß. Notwendig ist eine Gesamtbetrachtung, die ei-

nerseits den Wert des verletzten Rechtsgutes und das Maß der Soziaischädlichkeit der Verlet-

zungshandlung — auch im Vergleich mit anderen unter Strafe gestellten und sozialethisch etwa

gleich bewerteten Handlungen — in den Blick nimmt, andererseits die traditionellen rechtlichen

Regelungen dieses Lebensbereichs ebenso wie die Entwicklung der Vorstellungen über die

Rolle des Strafrechts in der modernen Gesellschaft berücksichtigt und schließlich die praktische

Wirksamkeit von Strafdrohungen und die Möglichkeit ihres Ersatzes durch andere rechtliche

Sanktionen nicht außer acht läßt.

Der Gesetzgeber ist grundsätzlich nicht verpflichtet, die gleichen Maßnahmen strafrechtlicher

Art zum Schutz des ungeborenen Lebens zu ergreifen, wie er sie zur Sicherung des geborenen

Lebens für zweckdienlich und geboten hält. Wie ein Blick in die Rechtsgeschichte zeigt, war dies

bei der Anwendung strafrechtlicher Sanktionen nie der Fall und traf auch für die bis zum 5.

StrRG gegebene Rechtslage nicht zu,

a) Aufgabe des Strafrechts war seit jeher. die elementaren Werte des Gemeinschaftslebens zu

schützen. Daß das Leben jedes einzelnen Menschen zu den wichtigsten Rechtsgütern gehört, ist

oben dargelegt worden. Der Abbruch einer Schwangerschaft zerstört unwiderruflich entstande-

nes menschliches Leben. Der Schwangerschaftsabbruch ist eine Tötungshandlung; das wird aufs

deutlichste dadurch bezeugt, daß die ihn betreffende Strafdrohung — auch noch im 5. StrRG —im

Abschnitt „Verbrechen und Vergehen wider das Leben“ enthalten ist und im bisherigen Straf—

recht als ..Abtötung der Leibesfrucht“ bezeichnet war — die jetzt übliche Bezeichnung als

..Schwangerschaftsabbruch“ kann diesen Sachverhalt nicht verschleiern. Keine rechtliche Rege-

lung kann daran vorbeikommen, daß mit dieser Handlung gegen die in Art. 211 1 GG verbürgte

grundsätzliche Unantastbarkeit und Unverfügbarkeit des menschlichen Lebens verstoßen wird.

Von hier aus gesehen ist der Einsatz des Strafrechts zur Ahndung von ..Abtreibungshandlungen“

ohne Zweifel legitim; er ist in den meisten Kulturstaaten — unter verschieden gestalteten Voraus-

setzungen — geltendes Recht und entspricht insbesondere auch der deutschen Rechtstradition.

Ebenso ergibt sich hieraus, daß auf eine klare rechtliche Kennzeichnung dieses Vorgangs als

„Unrecht“ nicht verzichtet werden kann.

b) Indes kann Strafe niemals Selbstzweck sein. Ihr Einsatz unterliegt grundsätzlich der Entschei-

dung des Gesetzgebers. Er ist nicht gehindert, unter Beachtung der oben angegebenen Gesichts-

' punkte die grundgesetziich gebotene rechtliche Mißbiiligung des Schwangerschaftsabbruchs

auch auf andere Weise zum Ausdruck zu bringen als mit dem Mittel der Strafdrohung. Entschei-

dend ist, ob die Gesamtheit der dem Schutz des ungeborenen Lebens dienenden Maßnahmen,
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seien sie bürgerlich—rechtlicher, öffentlich-rechtlicher, insbesondere sozialrechtlicher oder straf-

rechtlicher Natur, einen der Bedeutung des zu sichernden Rechtsgutes entsprechenden tatsächli-

chen Schutz gewährleistet. Im äußersten Fall, wenn nämlich der von der Verfassung gebotene

Schutz auf keine andere Weise zu erreichen ist, kann der Gesetzgeber verpflichtet sein, zum
Schutze des sich entwickelnden Lebens das Mittel des Strafrechts einzusetzen. Die Strafnorm
stellt gewissermaßen die „ultima ratio“ im Instrumentarium des Gesetzgebers dar. Nach dem das
ganze öffentliche Recht einschließlich des Verfassungsrechts beherrschenden rechtsstaatlichen
Prinzip der Verhältnismäßigkeit darf er von diesem Mittel nur behutsam und zurückhaltend Ge-
brauch machen. Jedoch muß auch dieses letzte Mittel eingesetzt werden, wenn anders ein effek-
tiver Lebensschutz nicht zu erreichen ist. Dies fordern der Wert und die Bedeutung des zu schüt-
zenden Rechtsgutes. Es handelt sich dann nicht um eine „absolute“ Pflicht zu strafen. sondern
um die aus der Einsicht in die Unzulänglichkeit aller anderen Mittel erwachsende ..relative“ Ver-
pflichtung zur Benutzung der Strafdrohung.

Demgegenüber greift der Einwand nicht durch, aus einer Freiheit gewährenden Grundrechts-
norm könne niemals eine staatliche Verpflichtung zum Strafen abgeleitet werden. Wenn der
Staat durch eine wertentscheidende Grundsatznonn verpflichtet ist, ein besonders wichtiges
Rechtsgut auch gegen Angriffe Dritter wirksam zu schützen. so werden oft Maßnahmen unver—
meidlich sein, durch welche die Freiheitsbereiche anderer Grundrechtsträger tangiert werden.
Insofern ist die Rechtslage beim Einsatz sozialrechtlicher oder zivilrechtlicher Mittel grundsätz-
lich nicht anders als bei dem Erlaß einer Strafnorm. Unterschiede bestehen allenfalls hinsichtlich
der Stärke des erforderlichen Eingriffes. Allerdings muß der Gesetzgeber den hierbei entstehen-
den Konflikt durch eine Abwägung der beiden einander gegenüberstehenden Grundwerte oder
Freiheitsbereiche nach Maßgabe der grundgesetzlichen Wertordnung und unter Beachtung des
rechtsstaatlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes lösen. Würde man die Pflicht generell ver-
neinen, auch das Mittel des Strafrechts einzusetzen, so würde der zu gewährende Lebensschutz
wesentlich eingeschränkt. Dem Wert des von Vernichtung bedrohten Rechtsgutes entspricht der
Ernst der für die Vernichtung angedrohten Sanktion, dem elementaren Wert des Menschenle-
bens die strafrechtliche Ahndung seiner Vernichtung.
3. Die Verpflichtung des Staates zum Schutz des werdenden Lebens besteht — wie dargelegt —
auch gegenüber der Mutter. Hier läßt jedoch der Einsatz des Strafrechts besondere Probleme
entstehen, die sich aus der singulären Lage der schwangeren Frau ergeben. Die einschneidenden
Wirkungen einer Schwangerschaft auf den körperlichen und seelischen Zustand der Frau sind
unmittelbar einsichtig und bedürfen keiner näheren Darlegung. Sie bedeuten häufig eine erheb-
liche Änderung der gesamten Lebensführung und eine Einschränkung der persönlichen Entfal-
tungsmöglichkeiten. Nicht immer und nicht voll wird diese Belastung dadurch ausgeglichen. daß
die Frau in ihrer Aufgabe als Mutter neue Erfüllung findet und daß die Schwangere Anspruch
auf den Beistand der Gemeinschaft hat (Art. 6 I V GG). Hier können sich im Einzelfall schwere‚
ja lebensbedrohende Konfliktsituationen ergeben. Das Lebensrecht des Ungeborenen kann zu
einer Belastung der Frau führen, die wesentlich über das normalerweise mit einer Schwanger—
schaft verbundene Maß hinausgeht. Es ergibt sich hier die Frage der Zumutbarkcit. mit anderen
Worten die Frage, ob der Staat auch in solchen Fällen mit dem Mittel des Strafrechts die Austra—
gung der Schwangerschaft erzwingen darf. Achtung vor dem ungeborenen Leben und Recht der
Frau, nicht über das zumutbare Maß hinaus zur Aufopfcrung eigener Lebenswertc im Interesse
der Respektierung dieses Rechtsguts gezwungen zu werden, treffen aufeinander. In einer sol-
chen Konfliktslage. die im allgemeinen auch keine eindeutige moralische Beurteilung zuläßt und
in der die Entscheidung zum Abbruch einer Schwangerschaft den Rang einer achtenswerten Ge—
wissensentscheidung haben kann, ist der Gesetzgeber zur besonderen Zurückhaltung verpflich-
tet. Wenn er in diesen Fällen das Verhalten der Schwangeren nicht als strafwürdig ansieht und
auf das Mittel der Kriminalstrafe verzichtet, so ist das jedenfalls alsyErgebnis einer dem Gesetz-
geber obliegenden Abwägung auch verfassungsrechtlich hinzunehmen.
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Für die inhaltliche Ausfüllung des Unzumutbarkeitskriteriums müssen jedoch Umstände aus—

scheiden. die den Pflichtigen nicht schwerwiegend belasten, da sie die Normalsituation darstel-

len. mit der jeder fertig werden muß. Vielmehr müssen Umstände erheblichen Gewichts gege-

ben sein. die dem Betroffenen die Erfüllung seiner Pflicht außergewöhnlich erschweren, so daß

sie von ihm billigerweise nicht erwartet werden kann. Sie liegen insbesondere dann vor, wenn

der Betroffene durch die Pflichterfüllung in schwere innere Konflikte gestürzt wird. Die Lösung

solcher Konflikte durch eine Strafdrohung erscheint im allgemeinen nicht als angemessen (vgl.

BVerfGE 32. 98. 109 = NJW 1972, 327 — Gesundbeter), da sie äußeren Zwang einsetzt. wo die

Achtung vor der Persönlichkeitssphäre des Menschen volle innere Entscheidungsfreiheit for-

dert.

Unzumutbar erscheint die Fortsetzung der Schwangerschaft insbesondere, wenn sich erweist.

daß der Abbruch erforderlich ist, um von der Schwangeren „eine Gefahr für ihr Leben oder die

Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung ihres Gesundheitszustandes abzuwenden“

(& 218 b Nr. 1 StGB in der Fassung des 5. StrRG). In diesem Fall steht ihr eigenes „Recht auf Le-

ben und körperliche Unversehrtheit“ ( Art. 211 1 GG) auf dem Spiel, dessen Aufopferung für das

ungeborene Leben von ihr nicht erwartet werden kann. Darüber hinaus steht es dem Gesetzge-

ber frei. auch bei anderen außergewöhnlichen Belastungen für die Schwangere. die unter dem

Gesichtspunkt der Unzumutbarkeit ähnlich schwer wie die in & 218b Nr. 1 angeführten wiegen.

den Schwangerschaftsabbruch straffrei zu lassen. Hierzu können insbesondere die in dem in der

6. Wahlperiode des Bundestages vorgelegten Entwurf der Bundesregierung enthaltenen und so—

wohl in der öffentlichen Diskussion wie auch im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens erörter—

ten Fälle der eugenischen (vgl. é218b Nr. 2 StGB). der ethischen (kriminologischen) und der so-

zialen oder Notlagenindikation zum Schwangerschaftsabbruch gezählt werden. Bei den Bera-

tungen des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform (7. Wahlp.‚ 25. Sitzung. StenBetu

S. 1470ff.) hat der Vertreter der Bundesregierung ausführlich und mit überzeugenden Gründen

dargelegt. warum in diesen vier Indikationsfällen die Austragung der Schwangerschaft nicht als

zumutbar erscheint. Der entscheidende Gesichtspunkt ist. daß in allen diesen Fällen ein anderes.

vom Standpunkt der Verfassung aus ebenfalls schutzwürdiges Interesse sich mit solcher Dring-

lichkeit geltend macht. daß die staatliche Rechtsordnung nicht verlangen kann. die Schwangere

müsse hier dem Recht des Ungeborenen unter allen Umständen den Vorrang einräumen.

Auch die Indikation der allgemeinen Notlage (soziale Indikation) kann hierher eingeordnet wer—

den. Denn die allgemeine soziale Lage der Schwangeren und ihrer Familie kann Konflikte von

solcher Schwere erzeugen. daß von der Schwangeren über ein bestimmtes Maß hinaus Opfer zu-

gunsten des ungeborenen Lebens mit den Mitteln des Strafrechts nicht erzwungen werden

könne. Bei der Regelung dieses Indikationsfalles muß der Gesetzgeber den straffreicn Tatbe-

stand so umschreiben. daß die Schwere des hier vorauszusetzendcn sozialen Konflikts deutlich

erkennbar wird und — unter dem Gesichtspunkt der Unzumutbarkeit betrachtet —- die Kongruenz

dieser Indikation mit den anderen Indikationsfällen gewahrt bleibt. Wenn der Gesetzgeber

echte Konfliktsfälle dieser Art aus dem Strafrechtsschutz herausnimmt‚ verletzt er nicht seine

Verpflichtung zum Lebensschutz. Auch in diesen Fällen darf der Staat sich nicht damit begnü-

gcn. bloß zu prüfen und gegebenenfalls zu hescheinigen, daß die gesetzlichen Voraussetzungen

für einen straffreien Schwangerschaftsabbruch vorliegen. Vielmehr wird auch hier von ihm er—

wartet. daß er Beratung und Hilfe anbietet mit dem Ziel, die Schwangere an die grundsätzliche

Pflicht zur Achtung des Lebensrechts des Ungeborenen zu mahnen. sie zur Fortsetzung der

Schwangerschaft zu ermutigen und sie —- vor allem in Fällen sozialer Not — durch praktische Hilfs—

maßnahmen zu unterstützen.

In allen anderen Fällen bleibt der Schwangerschaftsabbruch strafwürdiges Unrecht; denn hier

‘ steht die Vernichtung eines Rechtsgutes von höchstem Rang im freien — nicht durch eine Notlage

motivierten — Belieben eines anderen. Wollte der Gesetzgeber auch hier auf die strafrechtliche

Ahndung verzichten. so wäre das nur unter der Voraussetzung mit dem Schutzgebot des Art. 2
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II 1 GG vereinbar, daß ihm eine andere gleich wirksame rechtliche Sanktion zu Gebote stünde.
die den Unrechtscharakter der Handlung (die Mißbiliigung durch die Rechtsordnung) deutlich
erkennen läßt und Schwangerschaftsabbrüche ebenso wirksam verhindert wie eine Strafver-
schrift.

D. Prüft man nach diesen Maßstäben die angegriffene Fristenrcgelung des S. StrRG. so ergibt
sich. daß das Gesetz der Verpflichtung aus Art. 2 II 1 in Verb. mit Art. 1 I GG. das werdende
Leben wirksam zu schützen, nicht in dern gebotenen Umfang gerecht geworden ist.
I. Das Verfassungsgebot, das sich entwickelnde Leben zu schützen‚ richtet sich zwar in erster Li—
nie an den Gesetzgeber. Dem BVerfG obliegt jedoch die Aufgabe‚ in Ausübung der ihm vom
Grundgesetz zugewiesenen Funktion festzustellen, ob der Gesetzgeber dieses Gebot erfüllt hat.
Zwar muß das Gericht den Spielraum des Gesetzgebers sorgfältig beachten, der diesem bei der
Beurteilung der seiner Normierung zugrunde liegenden tatsächlichen Verhältnisse, der etwa er-
forderlichen Prognose und der Wahl der Mittel zukommt. Das Gericht darf sich nicht an die
Stelle des Gesetzgebers setzen; es ist jedoch seine Aufgabe. zu überprüfen. ob der Gesetzgeber
im Rahmen der ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten das Erforderliche getan hat, um
Gefahren von dem zu schützenden Rechtsgut abzuwenden. Das gilt grundsätzlich auch für die
Frage, ob der Gesetzgeber zum Einsatz seines schärfsten Mittels, des Strafrechts, verpflichtet ist,
wobei sich die Prüfung allerdings nicht etwa auf die einzelnen Modalitäten des Strafens erstrek-
ken kann.

II. Es ist allgemein anerkannt, daß der bisherige % 218 StGB, gerade weil er für nahezu alle Fälle
des Schwangerschaftsabbruchs undifferenzierte Strafe androhte, das sich entwickelnde Leben
im Ergebnis nur unzureichend geschützt hat. Denn die Einsicht, daß es Fälle gibt, in denen die
strafrechtliche Sanktion unangemessen ist, hat schließlich dazu geführt, daß auch wirklich straf-
würdige Fälle nicht mehr mit der notwendigen Strenge verfolgt werden. Dazu kommt die bei die-
sem Delikt der Natur der Sache nach häufig schwierige Aufklärung des Sachverhalts. Gcwiß ge—
hen die Zahlen über die Dunkelziffer bei Schwangerschaftsabbrüchen weit auseinander und es
mag auch kaum möglich sein. durch empirische Untersuchungen hierüber zuverlässige Angaben
zu ermitteln. Jedenfalls war die Zahl der illegalen Schwangerschaftsabbrüche in der Bundesre-
publik hoch. Das Bestehen einer generellen Strafnorm mag auch dazu beigetragen haben. daß
der Staat es unterlassen hat, andere ausreichende Maßnahmen zum Schutze des werdenden Le-
bens zu ergreifen.

Der Gesetzgeber ist bei der endgültigen Fassung des 5 . StrRG von dem Leitgedanken des Vor-
ranges der präventiven Maßnahmen vor den repressiven Sanktionen ausgegangen (vgl. hierzu
den vom Bundestag im Zusammenhang mit der Verabschiedung des 5. St1'RG angenommenen
Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD. FDP —— BT-Drucks 7/2042). Dem Gesetz liegt die
Vorstellung zugrunde, das werdende Leben werde besser durch individuelle Beratung der
Schwangeren geschützt als durch eine Strafandrohung. welche die Abtreibungmvillige einer
möglichen Beeinflussung entziehe. kriminalpolitisch verfehlt sei und sich ohncdies als wirkungs«
los erwiesen habe. Hieraus hat der Gesetzgeber die Folgerung gezogen, die Strufandrohung für
die ersten zwölf Wochen der Schwangerschaft unter bestimmten Voraussetzungen überhaupt
aufzugeben, und statt dessen die präventive Beratung und Unterrichtung ( $: 218 {\ und 218 c)
einzuführen.

Es ist verfassungsrechtlich unbedenklich und zu billigen, wenn der Gesetzgeber seine Pflicht zu
einem besseren Schutz ungeborenen Lebens durch präventive Maßnahmen einschließlich einer
der Eigenverantwortung der Frau stärkenden Beratung zu erfüllen versucht. Jedoch begegnet
die getroffene Regelung in mehrfacher Hinsicht durchgreifencien verfassungsrechtlichen Beden-
ken.

l. Die von der Verfassung geforderte rechtliche Mißbilligung des Schwangerschaftsabbruchs
muß auch in der Rechtsordnung unterhalb der Verfassung deutlich in Erscheinung treten. Da-von können — wie dargelegt — nur die Fälle ausgenommen werden, in denen die Fortsetzung der
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Schwangerschaft der Frau auch unter Berücksichtigung der in Art. 2 II 1 GG getroffenen Wert-

entschcidung nicht zumutbar ist. Dieses generelle Unwerturteil kommt in den Bestimmungen

des Fünften Strafrechtsreformgesetzes über den Schwangerschaftsabbruch in den ersten zwölf

Wochen nicht zum Ausdruck; denn das Gesetz läßt im unklaren, ob der nicht indizierte Schwan—

gerschaftsabbruch nach Aufhebung der Strafandrohung durch & 218 a StGB noch Recht oder

Unrecht ist. Das gilt ungeachtet der Tatsache„ daß sich @ 218 a StGB gesetzestechnisch als eine

Ausnahmercgelung im Verhältnis zu der allgemeinen Strafvorschrift des & 218 StGB darstellt,

und auch unabhängig davon, welche Auffassung man in der Frage vertritt, ob die Vorschrift den

& 218 StGB tatbestandlich einengt oder ob sie einen Rechtfertigungsgrund schafft oder endlich

nur einen Schuld- oder Strafausschließungsgrund zum Inhalt hat. Beim unbefangenen Leser der

Bestimmung muß der Eindruck entstehen, daß & 218 a das rechtliche Unwerturteil durch die ge-

nerelle Aufhebung der Strafbarkeit — ohne Ansehung der Gründe — vollständig zurücknimmt

und den Schwangerschaftsabbruch unter den dort genannten Voraussetzungen rechtlich erlaubt.

Der Tatbestand des % 218 StGB tritt demgegenüber um so mehr in den Hintergrund. als nach al-

ler Erfahrung in den ersten zwölf Wochen die weitaus meisten Schwangerschaftsabbrüche — nach

Angaben des Regierungsvertreters (aaO, S. 1472) über 9/ 10 — vorgenommen werden. Es entsteht

das Bild einer fast völligen — strafrechtlichen — Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs (so auch

Roxz'n in ]. Baumann [Hrsg.]. Das Abtreibungsverbot des 5 218, S. 185). Auch in keiner anderen

Bestimmung des 5. StrRG kommt zum Ausdruck, daß der nicht indizierte Schwangerschaftsab-

bruch in den ersten zwölf Wochen weiterhin rechtlich mißbilligt wird. Insbesondere besagt Art. 2

des Gesetzes. wonach grundsätzlich niemand verpflichtet ist, an einem Schwangerschaftsab-

bruch mitzuwirken. nichts über die Legalität oder Illegalität einer solchen Maßnahme; diese

Vorschrift will in erster Linie der Gewissensfreiheit des Einzelnen Rechnung tragen und die Frei—

heit der ethischen Überzeugung dessen schützen, der sich vor die Frage gestellt sieht, ob er an

einem nach 92 218 a StGB straffreien Schwangerschaftsabbruch durch aktives Handeln mitwirken

kann und soll. .

Ein Blick in die im Strafrechtsreform-ErgänzungsG für das Gebiet des Sozialrechts vorgesehe-

nen Regelungen zwingt darüber hinaus zu dem Schluß. daß es sich bei dem Schwangerschaftsab-

bruch in den ersten zwölf Wochen um einen Vorgang handelt, dem rechtlich nichts Verwerfli-

ches anhat‘tet und der deshalb auch sozialrechtlich gefördert und erleichtert Werden darf. Denn

gesetzliche Rechtsnnsprüchc auf soziale Leistungen setzen voraus, daß der Tatbestand, bei des-

sen Erfüllung sie gewährt werden„ keine rechtlich verbotene (mißbilligte) Handlung darstellt.

Die vorgesehene Gesamtregeiung kann deshalb nur so gedeutet werden. daß der vom Arzt vor-

genommene Schwangerschnftsabbruch während der ersten zwölf Wochen nicht rechtswidrig.

also (vom Recht) erlaubt sein soll.

Diese Auffassung vertrat auch die Bundesregierung bei der in der 6. Wahlperiode des Deutschen

Bundestages eingebrachten Gesetzesvorlage; dort heißt es in der Begründung zu Art. 1 (BT-

Drucks VI/3434. S. t)):

„Während Sich der Gesetzgeber in anderen Bereichen darauf verlassen darf. daß eine Aufhe-

bung strafrechtlicher Verbote nicht als rechtliche Billigung des bisher strafbaren Verhaltens ver-

standen werden wird. sind bei der Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs besondere Ge-

sichtspunkte zu beachten: Die Fristenlösung könnte die von ihr erwartete gesundheitspolitische

Aufgabe nur erfüllen. wenn jeder Schwangerschaftsabbruch in den ersten drei Monaten als

rechtlich gebilligt erscheint. Der Eingriff müßte im Rahmen der allgemeinen ärztlichen Versor-

gung vorgenommen werden. Der ärztliche Behandlungsvertrag müßte wirksam sein. Nicht zu-

letzt wegen der Unanwendbarkeit der ‚8% 134. 138 BGB könnten diese und andere Umstände nur

in dem Sinne interpretiert werden, daß die Rechtsordnung den Eingriff vor Ablauf der Dreimo-

natsfrist in jedem Fall _als einen normalen sozialen Vorgang anerkennt.“

Ähnlich äußerte sich der Regierungsvertreter vor dem Sonderausschuß für die Strafrechtsreform

(7. Wahlp., 25. Sitzung. StenBer. S. 1473):
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„So viel ist wichtig festzuhalten: Der ärztliche Schwangerschaftsabbruch im ersten Trimester der

Schwangerschaft ist im Rahmen der Fristenregelung nicht rechtswidrig: er ist erlaubt. Nur so läßt

sich seine Integration in das System des Strafrechts — mit Straffreiheit auch der Teilnehmer. Aus-

schluß der Nothilfe — rechtfertigen, und nur so lassen sich die zivilrechtlichen Implikationen —

Gültigkeit des Behandlungsvertrags trotz 5 134 BGB —. die gesundheitsrechtliche Förderung des

Vorganges und vor allen Dingen der mit dem Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz geplante Ein-

bau in die Sozialversicherung begründen.“

2. Eine — formale — gesetzliche Mißbilligung des Schwangerschaftsabbruchs würde im übrigen

nicht ausreichen; denn darüber wird sich die zum Schwangerschaftsabbruch entschlossene Frau

hinwegsetzen. Der Gesetzgeber des 5. StrRG hat aus der Einsicht heraus. daß auch positive

Maßnahmen zum Schutze des werdenden Lebens erforderlich sind. hinsichtlich des mit Einwilli-

gung der Schwangeren von einem Arzt vorgenommenen Schwangerschnftsabbruchs dic Straf-

norm durch ein Beratungssystem nach 5 218 c StGB ersetzt. Durch die völlige Aufhebung der

Strafbarkeit ist jedoch eine Schutzlücke entstanden, welche die Sicherung des sich entwickeln-

den Lebens in einer nicht geringen Anzahl von Fällen gänzlich beseitigt, indem es dieses Leben

der völlig freien Verfügungsgewalt der Frau ausliefert. Es gibt viele Frauen, die von vornherein

zum Schwangerschaftsabbruch entschlossen und einer Beratung, wie sie 5 218c I vorsieht, nicht
zugänglich sind, ohne daß ein nach der Wertordnung der Verfassung achténswerter Grund für
den Abbruch vorliegt. Diese Frauen befinden sich weder in einer materiellen Notlage noch in ei-
ner sehwerwiegenden seelischen Konfliktsituation. Sie lehnen die Schwangerschaft ab. weil sie
nicht willens sind, den damit verbundenen Verzicht und die natürlichen mütterlichen Pflichten
zu übernehmen. Sie mögen ernstiiche Gründe für ihre Haltung gegenüber dem werdenden Le-
ben haben: es sind aber keine Gründe, die gegenüber dem Gebot des Schutzes menschlichen Le-
bens Bestand haben können. Die Schwangerschaft ist diesen Frauen nach den oben wiedergege-
benen Grundsätzen zumutbar. Das Verhalten auch dieser durch keine verfassungsrechtlich er-
heblichen Beweggründe zum Schwangerschaftsabbruch rechtlich iegitimierten Gruppe von
Frauen ist nach @ 218 a des 5. St1'RG voll gedeckt. Das sich entwickelnde Leben ist ihrer willkür-
lichen Entschließung schutzlos preisgegeben.

Hiergegen wird eingewandt‚ unbeeinflußbare Frauen verständen es erfahrungsgemäß zumeist.
sich der Strafe zu entziehen, so daß die Strafandrohung ohnehin weitgehend leerlaufe. Außer-
dem stehe der Gesetzgeber vor dem Dilemma. daß sich präventive Beratung und repressive
Strafdrohung in ihrer lebensschützenden Wirkung notwendig teilweise ausschlössen: Die Straf-
androhung der Indikati01ieiilösung vermöge zwar durch ihre Abschreckungswirkung in einem
nicht genau feststellbaren Umfang unmotivierte Schwangerschaftsabbrüche zu verhindern. Zu-
gleich verhindere aber die Strafandrohung, daß durch Beratung beeinflußbarer Frauen in ande-
ren Fällen Leben gerettet würde: denn gerade Frauen. bei denen die Voraussetzungen einer In-
dikation fehlten, und darüber hinaus auch solche. die dem Ausgang eines lndikationsfeststel-
lungsverfahrens nicht trauten, würden ihre Schwangerschaft an gesiehts dcr Strufandrohung vor-
sorglich geheimhaiten und sich daher weithin einer heifenden Beeinflussung durch Umgebung
und Beratungsstellen entziehen. Von dieser Einsicht her könne es einen lückeniosen Schutz un-
geborenen Lebens nicht geben. Der Gesetzgeber habe keine andere Wahl als Lehen gegen Le-
ben abzuwägen, nämlich das Leben, das durch eine bestimmte Regelung der Abtreibungsfrage
voraussichtlich gerettet werden könne, gegen das Leben, das durch ebendicselbe Regelung vor-
aussichtlich geopfert werde; denn auch die Strafdrohung schütze nicht nur, sondern vernichte zu-
gleich ungeborenes Leben. Da keine Lösung dem Schutz individuellen Lebens eindeutig besser
diene, habe der Gesetzgeber mit der Fristenregelung die ihm verfassungsrechtlich gezogenen
Grenzen nicht überschritten.

a) Diese Auffassung wird zunächst dem Wesen und der Funktion des Strafrechts nicht gerecht.
Die Strafnorm richtet sich grundsätzlich an alle Rechtsunterworfenen und verpflichtet sie in glei-
cher Weise. Zwar gelingt es den Strafverfolgungsbehörden praktisch nie. alle Täter, die gegen

22



das Strafgesetz verstoßen, einer Bestrafung zuzuführen. Die Dunkelziffern sind bei den ver-

schiedenen Strafdelikten verschieden hoch. Unbestritten sind sie bei Abtreibungstaten beson-

ders erheblich. Indessen darf darüber die generalpräventive Funktion des Strafrechts nicht ver-

gessen werden. Sieht man die Aufgabe des Strafrechts in dem Schutz besonders wichtiger

Rechtsgüter und elementarer Werte der Gemeinschaft, so kommt gerade dieser Funktion eine

hohe Bedeutun g zu. Ebenso wichtig wie die sichtbare Reaktion im Einzelfall ist die Fernwirkung

einer Strafnorm, die in ihrem prinzipiellen normativen Inhalt („die Abtreibung ist strafbar“)

nunmehr seit sehr langer Zeit besteht. Schon die bloße Existenz einer solchen Strafandrohung

hat Einfluß auf die Wertvorstellungen und die Verhaltensweisen der Bevölkerung (vgl. Bericht

des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform, BT—Drucks 7/1981 [neu], S. 10). Das Wissen

um die Rechtsfolgen im Falle ihrer Übertretung bildet eine Schwelle, vor deren Überschreitung

viele zurückschrecken. Diese Wirkung wird ins Gegenteil verkehrt, wenn durch eine generelle

Aufhebung der Strafbarkeit auch zweifellos strafwürdiges Verhalten für rechtlich einwandfrei

erklärt wird. Dies muß die in der Bevölkerung herrschenden Auffassungen von „Recht“ und

..Unrecht“ verwirren. Die rein theoretische Verlautbarung, der Schwangerschaftsabbruch

werde .‚toleriert“, aber nicht .‚gebilligt“, muß wirkungslos bleiben, solange keine rechtliche

Sanktion erkennbar ist, die die gerechtfertigten Fälle des Schwangerschaftsabbruchs von den

verwerflichen klar scheidet. Entfällt die Drohung mit Strafe ganz allgemein‚ so wird notwendig

im Bewußtsein der Staatsbürger der Eindruck entstehen, in allen Fällen sei der Schwanger-

schaftsabbruch rechtlich erlaubt und darum auch sozial-ethisch nicht mehr zu mißbilligen. Der

„gefährliche Schluß von der rechtlichen Sanktionslosigkeit auf das moralische Erlaubtsein“ ( En-

gisch, Auf der Suche nach der Gerechtigkeit, 1971, S. 104) liegt zu nahe, als daß er nicht von ei-

ner großen Anzahl Rechtsunterworfener gezogen würde.

Dem entspricht auch die Auffassung der Bundesregierung in der Begründung zu dem in der

6. Wahlperiode des Deutschen Bundestages eingebrachten Gesetzentwurf (BT-Drucks VI/3434

S. 9):

„Die Fristenlösung würde dazu führen, daß das allgemeine Bewußtsein von der Schutzwürdig-

keit des ungeborenen Lebens während der ersten drei Schwangerschaftsmonate schwindet. Sie

würde der Ansicht Vorschub leisten. daß der Schwangerschaftsabbruch, jedenfalls im Frühsta-

dium der Schwangerschaft, ebenso dem freien Verfügungsrecht der Schwangeren unterliegt wie

die Verhütung der Schwangerschaft. Eine solche Auffassung ist mit der Wertordnung der Ver—

fassung unvereinbar.“

b) Die pauschale Abwägung von Leben gegen Leben. die zur Freigabe der Vernichtung der ver-

meintlich geringeren Zahl im Interesse der Erhaltung der angeblich größeren Zahl führt, ist nicht

vereinbar mit der Verpflichtung zum individuellen Schutz jedes einzelnen konkreten Lebens.

In der Rechtsprechung des BVerfG ist der Grundsatz entwickelt worden, daß die Verfassungswi—

drigkeit einer gesetzlichen Vorschrift. die ihrer Struktur und tatsächlichen Wirkung nach einen

bestimmten Personenkreis benachteiligt, nicht mit dem Hinweis darauf widerlegt werden kann.

daß diese Vorschrift oder andere Bestimmungen des Gesetzes einen anderen Kreis von Personen

begünstigen. Noch weniger genügt hierfür die Betonung der allgemein rechtsschutzfrcundlichen

Tendenz des Gesetzes im ganzen. Dieses Prinzip (vgl. BVerfGE 12, 151, 168 = NJW 1961. 595:

BVerfGE 15, 328. 333 = NJW1963. 1001;BVe1fGE18‚97. 108 = NJW1964.15631Ber0E32.

260. 269 = NJW 1972, 524) muß in besonderem Maße für das höchstpersöniiche Rcchtsgut ..Le-

ben“ gelten. Der Schutz des einzelnen Lebens darf nicht deswegen aufgegeben werden, weil das

an sich achtenswerte Ziel verfolgt wird, andere Leben zu retten. J edes menschliche Leben _ auch

das erst sich entwickelnde Leben - ist als solches gleich wertvoll und kann deshalb keiner irgend—

wie gearteten unterschiedlichen Bewertung oder gar zahlenmäßigen Abwägung unterworfen

werden.

In der rechtspolitischen Grundkonzeption des 5. StrRG wird auch eine Auffassung von der

Funktion des rechtsstaatlichen Gesetzes erkennbar. der nicht gefolgt werden kann. Der von der
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Verfassung geforderte Rechtsschutz für das konkrete einzelne Menschenleben wird zurückge-

stellt zugunsten einer mehr „sozialtechnischen“ Verwendung des Gesetzes als einer gezielten

Aktion des Gesetzgebers zur Erreichung eines bestimmten gesellschaftspolitisch erwünschten

Zieles, der „Eindämmung der Abtreibungsseuche“. Der Gesetzgeber darf aber nicht nur das

Ziel im Auge haben, sei es auch noch soerstrebenswert; er muß beachten, daß auch jeder Schritt

auf dem Wege dahin sich vor der Verfassung und ihren unverzichtbaren Postulaten zu rechtferti-

gen hat. Der Effizienz der Regelung im ganzen darf der Grundrechtsschutz im einzelnen nicht

geopfert werden. Das Gesetz ist nicht nur Instrument zur Steuerung gesellschaftlicher Prozesse

nach soziologischen Erkenntnissen und Prognosen, es ist auch bleibender Ausdruck sozialethi-

scher und — ihr folgend‘— rechtlicher Bewertung menschlicher Handlungen: es soll sagen, was für

den Einzelnen Recht und Unrecht ist.

c) Einer — prinzipiell abzulehnenden — ..Gesamtrechnung“ fehlt übrigens auch eine verläßliche

tatsächliche Grundlage. Es fehlen ausreichende Anhaltspunkte dafür, daß die Zahl der Schwan-

gerschaftsabbrüche in Zukunft erheblich geringer sein werde als bei der bisherigen gesetzlichen

Regelung. Der Regierungsvertreter ist vielmehr vor dem Sonderausschuß für die Strafrechtsre—

form (7. Wahlp., 25. Sitzung, StenBer. S. 1451) aufgrund sehr eingehender Erwägungen und

Vergleiche zu dem Ergebnis gekommen, daß in der Bundesrepublik nach Einführung der Fri—

stenregelung eine Steigerung der Gesamtzahl legaler und illegaler Aborte um 40 % zu erwarten

sei. Diese Berechnung ist allerdings von dem in der mündlichen Verhandlung gehörten Professor

Dr. Dr. Jürgens in Zweifel gezogen worden. Jedoch läßt das aus dem Ausland, insbesondere aus

England nach Inkrafttreten des Abortion Act von 1967 (vgl. die Angaben im Report of the Com-

mittee on the Working of the Abortion Act — Lane Report) und der aus der DDR nach Erlaß des

Gesetzes über die Unterbrechung der Schwangerschaft v. 9. 3. 1972 (vgl. Deutsches Ärzteblatt

1974, 2765) vorliegende Zahlenmaterial keinen sicheren Schluß auf einen wesentlichen Rück-

gang der Schwangerschaftsabbrüche zu. Experimente sind aber bei dem hohen Wert des zu

schützenden Rechtsgutes nicht zulässig.

Indessen haben es Vertreter aller Parteien im Sonderausschuß für die Strafrechtsreform abge-

lehnt, ausländische Zahlen über die Schwangerschaftsabbrüche schematisch auf die Bundesre-

publik Deutschland umzurechnen (7 . Wahlp. , 20. Sitzung, StenBer. , S. 1286ff.); die Auswirkun-

gen unterschiedlicher Sozialstrukturen, Mentalitäten, religiöser Bindungen und Verhaltenswei—

sen ließen sich kaum kalkulieren. Selbst wenn man aber alle Besonderheiten der Verhältnisse in

der Bundesrepublik Deutschland nur zugunsten der Fristenregelung in Rechnung stellt. ist mit

einem Anstieg der Schwangerschaftsabbrüche zu rechnen, weil — wie dargelegt — schon das bloße

Bestehen der Strafnorm des 5 218 StGB Einfluß auf Wertvorstellungen und Verhaltensweisen

der Bevölkerung gehabt hat. Dabei fällt ins Gewicht, daß infolge der Strafbarkeit die Möglich-

keit, einen Schwangerschaftsabbruch überhaupt oder gar lege artis zu erlangen, bisher erheblich

(u. a. finanziell) eingeschränkt war. Daß von der Fristenlösung eine auch nur quantitative Ver—

stärkung des Lebensschutzes ausgehen könnte. ist jedenfalls nicht ersichtlich.

3. Die in ?} 218c I StGB vorgesehene Beratung und Unterrichtung der Schwangeren kann —- auch

für sich betrachtet — nicht als geeignet angesehen werden, auf eine Fortsetzung der Schwanger-

schaft hinzuwirken.

Die in dieser Bestimmung vorgesehenen Maßnahmen bleiben hinter den Vorstellungen des Al-

ternativ-Entwurfs der 16 Strafrechtswissenschaftler zurück, auf dem die Konzeption des

5. StrRG im übrigen weitgehend beruht. Die dort (in 5 105 IN1'. 2) vorgesehenen Beratungsstel—

len sollten die Möglichkeit haben, selbst finanzielle, soziale und familiäre Hilfe zu leisten. Sie

sollten ferner der Schwangeren und ihren Angehön'gen durch geeignete Mitarbeiter seelische

Betreuung gewähren und intensiv auf die Fortsetzung der Schwangerschaft hinwirken (vgl. im

einzelnen oben S. 17f.).

Die Beratungsstellen etwa im Sinne dieser oder ähnlicher Vorschläge so auszustatten, daß sie un-

mittelbare Hilfe vermitteln können‚ hätte um so näher gelegen, als nach dem Bericht des Sonder—
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ausschusses für die Strafrechtsreform (BT—Drucks 7/1981 [neu], S. 7 mit Nachweisen aus dem

Anhörungsverfahren) die ungünstige Wohnsituation, die Unmöglichkeit, neben einer Ausbil—

dung oder Erwerbstätigkeit ein Kind zu versorgen, sowie wirtschaftliche Not und sonstige mate—

rielle Gründe, außerdem bei ledigen Schwangeren die Angst vor gesellschaftlichen Sanktionen

zu den am häufigsten genannten Ursachen und Motiven für den Wunsch nach Schwangerschafts-

abbruch gehören sollen.

Demgegenüber sollen die Beratungsstellen über die „zur Verfügung stehenden öffentlichen und

privaten Hilfen für Schwangere, Mütter und Kinder“ unterrichten, „insbesondere über solche

Hilfen, die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind erleichtern“.

Dies könnte dahin gedeutet wenden, daß die Beratungsstellen nur informieren sollen, ohne auf

den Motivationsprozeß gezielt Einfluß zu nehmen. Ob die neutrale Umschreibung der Aufgabe

der Beratungsstellen darauf zurückzuführen ist, daß im Sonderausschuß für die Strafrechtsre-

form die Meinung vertreten wurde, die Schwangere solle durch die Beratung nicht in ihrem Ent-

schluß beeinflußt werden (so Abg. von Schäler, FDP, 7. Wahlp. , 25. Sitzung, StenBer., S. 1473),

kann offenbleiben. Auf eine solche Einflußnalnne kommt es jedenfalls entscheidend an, wenn

der Beratung ein Schutzeffekt zugunsten des werdenden Lebens zukommen soll. % 21801Nr. 1

und 2 lassen allerdings auch die Auslegung zu, daß Beratung und Untenichtung die Schwangere

zur Austragung ihrer Schwangerschaft veranlassen sollen. In diesem Sinne ist wohl der Bericht

des Sonderausschusses (BT—Drucks 7/1981 [neu], S. 16) zu verstehen; danach soll die Beratung

die gesamten Lebensumstände der Schwangeren berücksichtigen und persönlich-individuell er-

folgen, nicht telefonisch oder durch Aushändigung gedruckten Materials (vgl. auch die bereits

erwähnte Entschließung des Bundestages, BT—Drucks 7/2042).

Selbst wenn man es für denkbar halten mag, daß eine derartige Beratung eine gewisse Wirkung

im Sinne einer Abkehr von dem Entschluß zum Schwangerschaftsabbruch ausüben könnte, so

weist jedenfalls ihre Ausgestaltung im einzelnen Mängel auf, die keinen effektiven Schutz des

werdenden Lebens erwarten lassen.

a) Die Unterrichtung über die mr Verfügung stehenden öffentlichen und privaten Hilfen für

Schwangere, Mütter und Kinder nach @ 218c I Nr. 1 kann auch von jedem Arzt vorgenommen

werden. Sozialrecht und Sozialwesen sind jedoch schon für den fachlich Vorgebildeten schwer zu

überblicken. Von einem Arzt kann eine zuverlässige Unterrichtung über die gerade im Einzelfall

bestehenden Ansprüche und Möglichkeiten nicht erwartet werden, zumal dafür häufig individu-

elle Bedürftigkeitsermittlungen erforderlich sind (z. B. für Mietbeihilfe oder Sozialhilfe). Die

Ärzte sind für eine solche Beratungstätigkeit weder nach ihrer Berufsausbildung qualifiziert

noch steht ihnen im allgemeinen die für eine individuelle Beratung erforderliche Zeit zur Verfü-

gung.

b) Besonders bedenklich ist, daß die Unterrichtung über soziale Hilfen von demselben Arzt vor-

genommen werden kann, der den Schwangerschaftsabbruch ausführen soll. Dadurch wird auch

die ärztliche Beratung nach % 218c I Nr. 2 entwertet, die an sich in den ärztlichen Aufgabenbe-

reich fällt. Sie soll sich nach den Vorstellungen des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform

wie folgt gestalten:

„Damit ist einmal die Beratung über die Art des Eingriffs und dessen mögliche gesundheitliche

Folgen gemeint. Sie darf sich jedoch — was durch die bewußte Wahl des Begriffs ‚ärztlich‘ ausge-

drückt wird - nicht auf diesen rein medizinischen Aspekt beschränken. Vielmehr muß sie sich in

dem jeweils möglichen und angemessenen Umfang auf die gegenwärtige und künftige Gesamtsi—

tuation der Schwangeren, soweit sie durch den Schwangerschaftsabbruch tangiert werden kann,

erstrecken und zugleich, dem anderen Auftrag des Arztes entsprechend, den Schutz des ungebo-

renen Lebens miteinbeziehen. Der Arzt muß also die Schwangere auch darüber aufklären. daß

durch den Eingriff menschliches Leben vernichtet wird und in welchem Entwicklungsstadium es

sich befindet. Die — in der Öffentlichen Anhörung z. B. von Pross (AP VI S. 2255. 2256) und R0-

linski (AP VI S. 2221) bestätigte — Erfahrung zeigt, daß viele Frauen in dieser Hinsicht keine kla-
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ren Vorstellungen haben‚ und daß dieser Umstand, wenn sie später davon erfahren, häufig der

Anlaß für schwerwiegende Zweifel und Gewissensbedenken ist. Dementsprechend muß die Be—

ratung mit darauf ausgerichtet sein, derartigen Konfliktsituationen vorzubeugen.“

(BT—Drucks 7/1981 [neu] S. 16)

Eine Aufklärung in der hier vorgesehenen Weise mit dem verfassungsrechtlich gebotenen Ziel,

auf eine Fortsetzung der Schwangerschaft hinzuwirken, kann von dem Arzt, der von der

Schwangeren gerade zu dem Zwecke aufgesucht wird, daß er den Schwangerschaftsabbruch vor-

nehme‚ nicht erwartet werden. Da nach dem Ergebnis der bisherigen Umfragen und nach den

Stellungnahmen repräsentativer ärztlicher Standesgremien angenommen werden muß. daß die

Mehrzahl der Ärzte die Vornahme von nicht indizierten Schwangerschaftsabbrüchen ablehnt,

werden sich vor allem solche Ärzte zur Verfügung stellen, die im Schwangerschaftsabbruch ent—

weder ein gewinnbringendes Geschäft sehen oder jedem Wunsch einer Frau nach Schwanger-

schaftsabbruch zu entsprechen geneigt sind, weil sie darin lediglich eine Manifestation des

Selbstbestimmungsrechts oder ein Mittel zur Emanzipation der Frau erblicken. In beiden Fällen

ist eine Beeinflussung der Schwangeren im Sinne einer Fortsetzung der Schwangerschaft durch

den Arzt sehr unwahrscheinlich.

Dies zeigen die Erfahrungen in England. Dort muß die (sehr weit gefaßte) Indikation von zwei

beliebigen Ärzten festgestellt werden. Dies hat dazu geführt, daß bei den darauf spezialisierten

Privatärzten praktisch jeder gewünschte Schwangerschaftsabbruch ausgeführt wird. Das Auftre-

ten gewerbsmäßiger Vermittler, die Frauen diesen Privatkliniken zuführen, ist eine besonders

unerfreuliche, aber schwer vermeidbare Nebenerscheinung (vgl. Lane-Report, Bd. I Nr. 436 und

452).

e) Weiterhin ist den Erfolgsaussichten abträglich, daß der Unterrichtung und Beratung der

Schwangerschaftsabbruch folgen kann. Eine ernsthafte Auseinandersetzung der Schwangeren

und ihrer Angehörigen mit den in der Beratung ihr entgegengehaltenen Argumenten ist unter

diesen Umständen nicht zu erwarten. Die vom Bundesjustizministerium dem Sonderausschuß

für die Strafrechtsreform vorgelegte Formulierungsalternative für 5 218c sah deshalb vor, daß

der Schwangerschaftsabbruch erst vorgenommen werden dürfe, nachdem mindestens drei Tage

seit der Unterrichtung über die zur Verfügung stehenden Hilfen (% 218 I Nr. 1) verstrichen seien

(Sonderausschuß 7. Wahlp., 30. Sitzung, StenBer. S. 1659). Indessen wurde nach dem Bericht

des Sonderausschusses „auf eine strafrechtlich erzwungene Karenzzeit zwischen den Beratungen

und dem Eingriff . . . verzichtet. Dies könnte in Einzelfällen für die Schwangere je nach ihrem

Wohnort und ihrer persönlichen Situation unzumutbare Schwierigkeiten mit der Folge mit sich

bringen, daß die Schwangere auf die Beratung verzichtet“ (BT-Drucks 7/1981 [neu], S. 17). Für

die zum Schwangerschaftsabbruch entschlossene Frau kommt es somit nur darauf an, einen will—

fährigen Arzt zu finden; da er sowohl die soziale wie die ärztliche Beratung vornehmen und
schließlich auch den Eingriff durchführen darf, ist von ihm nicht der ernsthafte Versuch zu er-
warten, die Schwangere von ihrem Entschluß abzubringen.

III . Zusammenfassend ist zur verfassungsrechtlichen Beurteilung der im 5. StrRG getroffenen

Fristenregelung folgendes auszuführen:

Es ist mit der dem Gesetzgeber obliegenden Lebensschutzpflicht unvereinbar, daß Schwanger-
schaftsabbrüche auch dann rechtlich nicht mißbilligt und nicht unter Strafe gestellt werden, wenn
sie aus Gründen erfolgen, die vor der Wertordnung des Grundgesetzes keinen Bestand haben.
Zwar wäre die Einschränkung der Strafbarkeit verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn
sie mit anderen Maßnahmen verbunden wäre, die den Wegfall des Strafschutzes in ihrer Wir-
kung zumindest auszugleichen vermöchten. Das ist indes — wie dargelegt — offensichtlich nicht
der Fall. Die parlamentarischen Auseinandersetzungen um die Reform des Abtreibungsrechts

haben zwar die Einsicht vertieft, daß es die vornehmste Aufgabe des Staates ist, die Abtötung
ungeborenen Lebens durch Aufklärung über vorbeugende Schwangerschaftsverhütung einer-
seits sowie durch wirksame soziale Förderungsmaßnahrnen und durch eine allgemeine Verände-
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rung der gesellschaftlichen Auffassung andererseits zu verhindern. Jedoch vermögen weder die

gegenwärtig angebotenen und gewährten Hilfen dieser Art noch die im 5 . St1'RG vorgesehene

Beratung den individuellen Lebensschutz zu ersetzen, den eine Strafnorm grundsätzlich auch

heute noch in den Fällen gewährt, in denen für den Abbruch einer Schwangerschaft kein nach

der Wertordnung des Grundgesetzes achtenswerter Grund besteht.

Wenn der Gesetzgeber die bisherige undifferenzierte Strafanordnung für den Schwangerschafts-

abbruch als ein fragwürdiges Mittel des Lebensschutzes ansieht, so entbindet ihn dies doch nicht

von der Verpflichtung, zumindest den Versuch zu unternehmen, durch eine differenziertere

strafrechtliche Regelung einen besseren Lebensschutz zu erreichen, indem er diejenigen Fälle

unter Strafe stellt, in denen der Schwangerschaftsabbruch verfassungsrechtlich zu mißbilligen

ist. Eine klare Abgrenzung dieser Fallgruppe gegenüber den anderen Fällen, in denen die Fort-

setzung der Schwangerschaft der Frau nicht zumutbar ist, wird die rechtsbewußtseinsbildende

Kraft der Strafnorm verstärken. Wer überhaupt den Vorrangdes Lebensschutzes vor dem An-

spruch der Frau auf freie Lebensgestaltung anerkennt, wird in diesen durch keine besondere In-

dikation gedeckten Fällen den Unrechtsgehalt der Tat nicht bestreiten können. Wenn der Staat

diese Fälle nicht nur für strafbar erklärt, sondern sie auch in der Rechtspraxis verfolgt und be-

straft, wird dies im Rechtsbewußtsein der Allgemeinheit weder als ungerecht noch als unsozial

empfunden werden.

Die leidenschaftliche Diskussion der Abtreibungsproblematik mag Anlaß zu der Befürchtung

geben, daß in einem Teil der Bevölkerung der Wert des ungeborenen Lebens nicht mehr voll er-

kannt wird. Das gibt jedoch dem Gesetzgeber nicht das Recht zur Resignation. Er muß vielmehr

den ernsthaften Versuch unternehmen, durch eine Differenzierung der Strafandrohung einen

wirksanieren Lebensschutz und eine Regelung zu erreichen, die auch vom allgemeinen Rechts-

bewußtsein getragen wird.

IV. Die im 5. StrRG getroffene Regelung wird bisweilen mit dem Hinweis verteidigt, daß in an-

deren demokratischen Ländern der westlichen Welt in jüngster Zeit die strafrechtlichen Vor-

schriften über den Schwangerschaftsabbruch in ähnlicher oder noch weitergehender Weise „li—

beralisiert“ oder „modernisiert“ worden seien; dies sei ein Anzeichen dafür. daß die Neurege-

lung jedenfalls der allgemeinen Entwicklung der Anschauungen auf diesem Gebiet entspreche

und mit fundamentalen sozialethischen und rechtlichen Prinzipien nicht unvereinbar sei.

Diese Erwägungen können die hier zu treffende Entscheidung nicht beeinflussen. Abgesehen

davon, daß alle diese ausländischen Regelungen in ihren eigenen Ländern stark umstritten sind.

unterscheiden sich die rechtlichen Maßstäbe. die dort für das Handeln des Gesetzgebers gelten,

wesentlich von denen der Bundesrepublik Deutschland.

Dem Grundgesetz liegen Prinzipien der Staatsgestaltung zugrunde, die sich nur aus der ge-

schichtlichen Erfahrung und der geistig-sittiichen Auseinandersetzung mit dem vorangegange-

nen System des Nationalsozialismus erklären lassen. Gegenüber der Allmacht des totalitären

Staates. der schrankenlose Herrschaft über alle Bereiche des sozialen Lebens für sich bean-

spruchte und dem bei der Verfolgung seiner Staatsziele die Rücksicht auch auf das Leben des

Einzelnen grundsätzlich nichts bedeutete, hat das Grundgesetz eine wertgebundene Ordnung

aufgerichtet, die den einzelnen Menschen und seine Würde in den Mittelpunkt aller seiner Rege-

lungen stellt. Dem liegt, wie das BVerfG bereits früh ausgesprochen hat (BVerfGE 2, 1, 12 =

NJW 1952, 1407). die Vorstellung zugrunde, daß der Mensch in der Schöpfungsordnung einen

eigenen selbständigen Wert besitzt, der die unbedingte Achtung vor dem Leben jedes einzelnen

Menschen. auch dem scheinbar sozial „wertlosen“. unabdingbar fordert und der es deshalb aus-

schließt. solches Leben ohne rechtfertigenden Grund zu vernichten. Diese Grundentscheidung

der Verfassung bestimmt Gestaltung und Auslegung der gesamten Rechtsordnung. Auch der

Gesetzgeber ist ihr gegenüber nicht frei; gesellsehaftspoiitische Zweckmäßigkeitserwägungcn,

ja staatspolitische Notwendigkeiten können diese verfassungsrechtliche Schranke nicht überwin—

den (BVerfGE 1, 14. 36 = NJW 1951, 877). Auch ein allgemeiner Wandel der hierüber in der Be-

27



völkerung herrschenden Anschauungen — falls er überhaupt festzustellen wäre - würde daran

nichts ändern können. Das BVerfG, dem von der Verfassung aufgetragen ist, die Beachtung ih-

rer grundlegenden Prinzipien durch alle Staatsorgane zu überwachen und gegebenenfalls durch-

zusetzen, kann seine Entscheidungen nur an diesen Prinzipien orientieren. zu deren Entfaltung

es selbst in seiner Rechtsprechung entscheidend beigetragen hat. Damit wird kein absprechen-

des Urteil über andere Rechtsordnungen gefällt, „die diese Erfahrungen mit einem Unrechtssy-

stem nicht gemacht haben und die auf Grund einer anders verlaufenden geschichtlichen Ent-

wicklung, anderer staatspolitischer Gegebenheiten und staatspolitischer Grundauffassungen

eine solche Entscheidung für sich nicht getroffen haben“ (BVerfGE 18, 112. 117 = NJ W 1964,

1783). »

Nach alledem ist 53 218a StGB i. d. F. des 5. StrRG mit Art. 211 1 in Verb. mit Art. 1 1 GG inso-

weit unvereinbar, als er den Schwangerschaftsabbruch auch dann von der Strafbarkeit aus-
nimmt, wenn keine Gründe vorliegen, die nach den vorstehenden Ausführungen vor der Wert-
ordnung des Grundgesetzes Bestand haben. In diesem Umfang war die Nichtigkeit der Vor-
schrift festzustellen. Es ist Sache des Gesetzgebers, die Fälle des indizierten und des nicht indi-
zierten Schwangerschaftsabbruchs näher voneinander abzugrenzen. Im Interesse der Rechts-
klarheit bis zum Inkrafttreten der gesetzlichen Regelung erschien es geboten. gemäß 5 35
BVerfGG eine Anordm'mg des aus dem Urteilstenor ersichtlichen Inhalts zu erlassen.
Es bestand kein Anlaß, weitere Vorschriften des 5. StrRG für nichtig zu erklären.

(NJW1975.13)7.

Geschichte wird geschrieben und abgeschrieben. Ein Beispiel tendenziöser Geschichtsschreibung:
Die meisten AutorInnen schreiben inzwischen, die RichterInnen hätten 1975 im Verhältnis sechs zu
zwei Stimmen die Fristenregelung verworfen. Das ist falsch: Es waren fünf zu drei Stimmen. Bei
Entscheidungen von besonders weitreichender Bedeutung ist ein sogenanntes Minderheitenvotum
zugelassen, in dem die unterlegenen Richterlnnen ihre Sicht schriftlich darlegen. Wiltraud Rupp-v.
Brünneck, die einzige Richterin, und Helmut Simon gaben ein solches'Minderheitsvotum ab. Ein-
dritter Richter, Karl Haager, lehnte Minderheitenvoten ab, hatte jedoch für Verfassungskonfor-
mität der Fristenregelung gestimmt.

Minderheitenvotum

Das Leben jedes einzelnen Menschen ist selbstverständlich ein zentraler Wert der Rechtsord—
nung. Unbestritten umfaßt die verfassungsrechtliche Pflicht zum Schutz dieses Lebens auch
seine Vorstufe vor der Geburt. Die Auseinandersetzung im Parlament und vor dem BVerfG bc-
trafen nicht das Ob, sondern allein das Wie dieses Schutzes. Die Entscheidung hierüber gehört
in die Verantwortung des Gesetzgebers. Aus der Verfassung kann unter keinen Umständen eine
Pflicht des Staates hergeleitet werden, den Schwangerschaftsabbruch in jedem Stadium der
Schwangerschaft unter Strafe zu stellen. Der Gesetzgeber durfte sich sowohl für die Beratungs—
und Fristenregelung wie für die Indikationenlösung entscheiden. . . .
Die Befugnis des BVerfG , Entscheidungen des parlamentarischen Gesetzgebers zu annulicren‚
erfordert einen sparsamen Gebrauch, wenn eine Verschiebung der Gewichte zwischen den Ver-
fassungsorganen vermieden werden soll. Das Gebot richterlicher Selbstbeschränkung (judicial
self-restraint), das als das „Lebenselexier“ der Rechtsprechung des BVe;fG bezeichnet worden
ist, gilt vor allem, wenn es sich nicht um die Abwehr von Übergriffen der staatlichen Gewalt han—
delt, sondern wenn dem vom Volk unmittelbar legitimierten Gesetzgeber im Wege der verfas-
sungsgerichtlichen Kontrolle Vorschriften für die positive Gestaltung der Sozialordnung ge—
macht werden sollen. Hier darf das BVe;fG nicht der Versuchung erliegen. selbst die Funktion
des zu kontrollierenden Organs zu übernehmen, soll nicht auf lange Sicht die Stellung der Ver—
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fassungsgerichtsbarkeit gefährdet werden . . .

Unser stärkstcs Bedenken richtet sich dagegen, daß erstmals in der verfassungsgerichtlichen

Rechtsprechung eine objektive Wertentscheidung dazu dienen soll, eine Pflicht des Gesetzgebers

zum Erlaß von Strafnormen. also zum stärksten denkbaren Eingriff in den Freiheitsbereich des

Bürgers zu postulieren. Dies verkehrt die Funktion der Grundrechte in ihr Gegenteil. Wenn die

in einer Grundrechtsnorm enthaltene objektive Wertentscheidung zum Schutz eines bestimmten

Rechtsgutes genügen soll. um daraus die Pflicht zum Strafen herzuleiten, so könnten die Grund-

rechte unter der Hand aus einem Hort der Freiheitssicherung zur Grundlage einer Fülle von frei-

heitsbeschränkenden Reglementierungen werden. Was für den Schutz des Lebens gilt, kann

auch für andere Rechtsgüter von hohem Rang — etwa körperliche Unversehrtheit, Freiheit, Ehe

und Familie in Anspruch genommen werden . . .

Auch die Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes spricht dagegen. aus Grundrechtsnormen

eine Pflicht zum Strafen abzuleiten. Wo der Parlamentarische Rat Strafsanktionen von Verfas— '

sungs wegen für geboten erachtete. hat er dies ausdrücklich in das Grundgesetz aufgenommen:

Art. 26 I für die Vorbereitung eines Angriffskrieges und Art. 143 in der ursprünglichen Fassung

für Hochverrat . . .

In der Weimarer Zeit war die Bestrafung der Abtreibung außerordentlich umstritten . . .

Ein gegenteiliger Standpunkt läßt sich nicht damit begründen, daß die Aufnahme des Art. 2 II

GG unstreitig der Reaktion auf die unmenschliche Ideologie und Praxis des nationalsozialisti- ’

schen Regimes entsprang. Diese Reaktion bezieht sich auf die Massenvernichtung menschlichen ,

Lebens von Staats wegen in Konzentrationslagern und bei Geisteskranken, auf behördlich ange—

ordnete Sterilisierungen und Zwangsabtreibungen, auf medizinische Versuche mit Menschen

gegen deren Willen und auf die in zahllosen anderen staatlichen Maßnahmen zum Ausdruck

kommende Mißachtung des individuellen Lebens und der Menschenwürde.

Hieraus Schlußfolgerungen für die verfassungsrechtliche Bewertung einer nicht vom Staat. son-

dern von der Schwangeren selbst oder mit ihrem Willen von Dritten vorgenommenen Abtötung

der Leibesfrucht zu ziehen, ist um so weniger am Platze. als das nationalsozialistische Regime

entsprechend seiner biologisch-bevölkerungspolitischen Ideologie gerade dazu einen rigorosen

Standpunkt eingenommen hatte. Neben neuen Vorschriften gegen die Werbung für Abtreibun-

gen oder Abtreibungsmittel wurde durch entsprechende staatliche Maßnahmen darauf hinge—

wirkt, im Gegensatz zur Praxis in der Weimarer Zeit eine striktere Anwendung der Strafbestim-

mungen durchzusetzen. Diese an sich schon hohen Strafdrohungen wurden 1943 wesentlich ver—

schärft. Während bisher sowohl für die Schwangere wie für den nicht gewerbsmäßig handelnden

Helfer nur Gefängnisstrafe vorgesehen war, wurde nunmehr die Selbstabtreibung in besonders

schweren Fällen mit Zuchthaus belegt. Die Fremdabtreibung war, abgesehen von minderschwe-

ren Fällen . stets mit Zuchthaus zu bestrafen; hatte der Täter „dadurch die Lebenskraft des deut—

schen Volkes fortgesetzt beeinträchtigt“, sogar mit Todesstrafe. Angesichts dieser, bei der Ent—

stehung des Grundgesetzes noch unveränderten. lediglich durch das alliierte Verbot grausamer

oder übermäßig hoher Strafen in ihrer Anwendung gemilderten Bestimmungen können die

Gründe, die zur Aufnahme des Art. 2 11 GG führten. schiechterdings nicht zugunsten einer ver—

fassungsrechtlichcn Pflicht zur Bestrafung von Abtreibungen herangezogen werden. Vielmehr

gebietct die mit dem Grundgesetz vollzogene. entscheidene Abkehr vom totalitären nationalso-

zialistischen Staat eher umgekehrt Zurückhaltung im Umgang mit der Kriminalstrafe, deren ver-

fehlter Gebrauch in der Geschichte der Menschheit schon unendlich viel Leid angerichtet hat.

. . . Selbst wenn man entgegen unserer Auffassung mit der Mehrheit eine verfassungsrechtliche

Pflicht zum Strafen für denkbar hält, kann dem Gesetzgeber hier kein Verfassungsverstoß zur

Last gelegt werden. Die Mehrheitsbegründung begegnet — ohne daß es eines Eingehens auf jedes

Detail bedarf -— den folgenden Einwänden:

. . . Auch nach Meinung der Mehrheit soll eine verfassungsrechtliche Pflicht zum Strafen nur

als ultima ratio in Betracht kommen. Macht man damit wirklich Ernst, so setzt eine solche Pflicht
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zunächst voraus, daß geeignete Mittel milderer Art fehlen oder ihr Einsatz sich als wirkungslos

erwiesen hat: darüber hinaus muß die Strafsanktion geeignet und erforderlich sein, um das er-

strebte Ziel überhaupt oder besser zu erreichen. Beides muß — folgt man der bisherigen Recht-

sprechung (. . . .) —- zweifelsfrei nachgewiesen werden. Denn wenn schon die Zulässigkeit einer

bestehenden Strafvorschrift davon abhängt, ob sie zum Schutz des jeweiligen Rechtsgutes geeig-

net und erforderlich ist, dann bedarf es eines solchen Nachweises erst recht, wenn der Gesetzge-

ber sogar gegen seinen Willen zum Strafen gezwungen werden soll. Soweit es dafür auf die Beur-

teilung der Sachlage und der Effektivität beabsichtigter Maßnahmen ankommt, hat das Gericht

die Auffassung des Gesetzgebers zugrunde zu legen. solange sie nicht als offensichtlich irrig wi—

derlegt wird (. . .)

Diesen Anforderungen genügt die Urteilsbegründung nicht. Sie verstrickt sich wiederholt in Wi—

dersprüche und kehrt am Ende die Beweislast geradezu um: Ein Verzicht auf Strafsanktionen

soll dem Gesetzgeber nur noch erlaubt sein, wenn zweifelsfrei feststeht, daß die von ihm bevor-

zugten milderen Maßnahmen zur Erfüllung der Schutzpflicht „zumindest“ ebenso wirksam oder

gar wirksamer sind. . . .

Die Besonderheit, daß in der Person der Schwangeren eine singuläre Einheit von „Täter“ und

.‚Opfer“ vorliegt, fällt rechtlich bereits deswegen ins Gewicht. weil der Schwangeren — anders als

dem Adressaten von Strafvorschriften gegen Tötungsdelikte — weit mehr abveriangt wird als nur

ein Unterlassen: Sie soll nicht nur die mit dem Austragen der Leibesfrucht verbundenen tiefgrei-

fenden Veränderungen ihrer Gesundheit und ihres Wohlbefindens dulden, sondern auch die

Eingriffe in ihre Lebensgestaltung hinnehmen, die sich aus Schwangerschaft und Geburt erge-

ben, besonders die mütterliche Verantwortung für die weitere Entwicklung des Kindes nach der

Geburt tragen. Anders als bei den genannten Tötungsdelikten kann und muß der Gesetzgeber

ferner davon ausgehen, daß das Schutzobjekt — die Leibesfrucht - am wirksamsten durch die

Mutter selbst geschützt wird und daß deren Bereitschaft zum Austragen der Leibesfrucht durch

Maßnahmen verschiedenster Art gestärkt werden kann. Da es von Natur aus keiner Strafvor-

schrift bedarf, um die mütterliche Schutzbeziehung herzustellen und zu sichern. läßt sich schon

deswegen fragen, ob einer Störung dieser Beziehung, wie sie bei Schwangerschaftsabbrüchen zu-

tage tritt, gerade durch eine Strafsanktion in geeigneter Weise begegnet werden kann. J edenfalls

darf der Gesetzgeber darauf wegen der genannten Besonderheiten anders reagieren als auf die

Tötung menschlichen Lebens durch Dritte.

Nach Auffassung der unterzeichnenden Richterin ist die Weigerung der Schwangeren, die

Menschwerdung ihrer Leibesfrucht in ihrem Körper zuzulassen, nicht allein nach dem natürli—

chen Empfinden der Frau, sondern auch rechtlich etwas wesentlich anderes als die Vernichtung

selbständig existenten Lebens. Schon deswegen verbietet es sich von vornherein, die Abtreibung

im ersten Stadium der Schwangerschaft mit Mord oder vorsätzlicher Tötung prinzipiell gleichzu-

stellen. Erst recht ist es verfehlt, wenn nicht unsachlich, die Fristenlösung in die Nähe der Entha-

nasie oder gar der „Tötung unwerten Lebens“ zu rücken. um sie von daher zu diskriminieren —

wie dies in der öffentlichen Diskussion geschehen ist. Der Umstand, daß erst in einem längeren

Entwicklungsprozeß ein vom mütterlichen Organismus trennbares selbständig existentes Lebe-

wesen entsteht, legt es vielmehr nahe oder läßt es wenigstens zu, bei der rechtlichen Beurteilung

zeitliche, dieser Entwicklung entsprechende Zäsurcn zu berücksichtigen. Die biologische Konti-

nuität der Gesamtentwicklung bis zur Geburt — deren Beginn bei konsequenter Anwendung der

Mehrheitsauffassung nicht erst bei der Einnistung, sondern bei der Empfängnis anzusetzen wäre

— ändert nichts daran, daß den verschiedenen Entwicklungsstufen des Embryos eine Verände-

rung in der Einstellung der Schwangeren im Sinne einer wachsenden mütterlichen Bindung ent—

spricht. Demgemäß ist es für das Rechtsbewußtsein der Schwangeren, aber auch für das allge-

meine Rechtsbewußtsein nicht das gleiche, ob ein Schwangerschaftsabbruch im ersten Stadium

der Schwangerschaft oder in einer späteren Phase stattfindet. Dies hat zu allen Zeiten in in- und
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ausländischen Rechtsordnungen seinen Niederschlag in einer an solche zeitlichen Einschnitte
anknüpfenden verschiedenen strafrechtlichen Bewertung der Abtreibung gefunden, wie etwa
der Supreme Court eindrucksvoll dargestellt hat. Für den deutschen'Rechtsraum verdient Her-
vorhebung, daß das Kirchenrecht, gestützt auf die Beseelungslehre, bis zum Ende des 19. J ahr-
hunderts die Abtreibung in der Zeitspanne bis zum 80. Tag nach der Empfängnis als strafios an-
gesehen hat; auch das weltliche Strafrecht sah bis zum Erlaß des Strafgesetzbuches von 1871 zeit-
liche Abstufungen für die Höhe der Strafdrohung vor.

Der unterzeichnende Richterneigt dazu, diesen weiteren Überlegungen zum Verhältnis zwischen
der Schwangeren und ihrer Leibesfrucht rechtlich eine geringere Bedeutung beizumessen. Wenn
jedoch die Rücknahme der Strafdrohung in den ersten drei Monaten der Schwangerschaft aus
anderen — bereits genannten oder noch zu erörternden — Gründen verfassungsrechtlich nicht zu
beanstanden ist, dann handelt der Gesetzgeber jedenfalls nicht sachfremd, wenn er den genann-
ten Umständen bei seiner Regelung Rechnung trägt. . . .“

Beide Richter fahren fort:

. . . Auch die Mehrheit erkennt die gesetzgeberische Absicht, durch die Beratung Leben zu er-
halten, als ‚.achtenswertes Ziel“, hält aber —- in Übereinstimmung mit den Antragstellern — die

Anordnung flankierender Strafsanktionen für unabdingbar, weil der durchgängige Verzicht auf

Bestrafung in den Fällen, in denen der Schwangerschaftsabbruch auf keinerlei achtenswerten
Gründen beruhe, eine „Schutzlücke“ hinterlasse.

. . . Die Eignung von Strafsanktionen für den beabsichtigten Lebensschutz erscheint jedoch von

vornherein als zweifelhaft. Auch die Mehrheit räumt ein, daß die bisherige generelle Strafbar-

keit des Schwangerschaftsabbruchs das werdende Leben gerade nicht ausreichend geschützt und

möglicherweise sogar dazu beigetragen hat, andere wirksame Schutzmaßnahmen zu vernachläs-

sigen . . .

Je weniger der Staat seinerseits zur Hilfe imstande ist, desto fragwürdiger und zugleich wirkungs—

loser sind Strafdrohungen gegenüber Frauen, die sich ihrerseits der Pflicht zum Austragen der

Leibesfrucht nicht gewachsen fühlen.

Die von der Mehrheit insgesamt zugunsten der Indikationenlösung angestellten Erwägungen

verdienen rechtspolitisch gewiß Berücksichtigung. Verfassungsrechtlich ist aber entscheidend,

daß sich bei realistischer Betrachtung auf keinem Wege, auch nicht mit differenzierenden Straf—

drohungen, ein lückenloser Lebensschutz erreichen läßt und daß daher keine Lösung verfas—
sungsrechtlich „festgeschrieben“ werden kann. Die Mehrheit bleibt schon den ihr obliegenden

Nachweis schuldig, daß im Zeitalter des „Abtreibungstourisrnus“ von innerstaatlichen Strafver-

schriften ein günstiger Einfluß gerade auf solche Frauen zu erwarten ist, die ohne einsichtigen

Grund zur Abtreibung entschlossen sind. . . .

Selbstverständlich sind unmotivierte Schwangerschaftsabbrüche ethisch verwerfiich. Gegen—

über der Mehrheitsbegründung ist aber zunächst zu bedenken, daß das Absehen von Strafe hier

wie auch sonst nicht den Schluß aufdrängt, ein nicht mehr strafbares Verhalten werde gebilligt.

Hierfür ist namentlich dann kein Raum, wenn der Gesetzgeber eine Strafvorschrift aufl1ebt, weil

sie nach seiner Meinung wirkungslos oder.sogar schädlich ist oder weil dem bisher strafbaren, so—

zialschädlichen Verhalten auf andere Weise begegnet werden soll. So wird wohl niemand aus der

Aufhebung oder Einschränkung der Strafvorschriften gegen Prostitution, Drogenmißbrauch,

Ehebruch oder Ehegattenkuppelei schließen, entsprechende Handlungen erfreuten sich nun—

mehr der offiziellen Anerkennung als rechtmäßig und sittlich. . . .

Unser wesentlichster Einwand richtet sich dagegen, daß die Mehrheit nicht darlegt, woraus ver-

fassungsrechtlich das Erfordernis der Mißbilligung als einer selbständigen Pflicht hergeleitet
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werden soll. Nach unserer Auffassung schreibt die Verfassung nirgends vor. ethisch verwerfli-

ches oder strafwürdiges Verhalten müsse per se ohne Rücksicht auf den damit erzielten Effekt

mit Hilfe des Gesetzesrechts mißbilligt werden. In einem pluraiistischen. weltanschaulich neu-

tralen und freiheitlichen demkokratischen Gemeinwesen bleibt es den gesellschaftlichen Kräf-

ten überlassen, Gesinnungspostulate zu statuieren. Der Staat hat darin Enthaltsamkeit zu üben:

seine Aufgabe ist der Schutz der von der Verfassung gewährleisteten und anerkannten Rcchtsgü—

ter. Für die verfassungsrechtliche Entscheidung kommt es allein darauf an, ob die Strafvorschrift

zwingend geboten ist, um einen effektiven Schutz des werdenden Lebens unter Berücksichti—

gung der schutzwürdigen Interessen der Frau zu sichern. . . .

‘ (NJW 1975. l3)

Gegenwärtige Rechtslage

Strafgesetzbuch

Die Konsequenz der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts war eine neue Gesetzesvorlage
durch den Deutschen Bundestag. Die heute gültige Indikationenregelung wurde beschlossen und
trat am 21. Juni 1976 in Kraft.
Der „& 218“ umfaßt ein ganzes Gesetzespaket: die Paragraphen 218, 218 a und b, 219 und 219 a bis d.
Dieses Paket befindet sich im Strafgesetzbuch zwischen „Kindestötung“ (% 217) und „Völkermord“
(@ 220 a):

. 5218

‘ (1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be—
straft.

_ (2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf] ahren. Ein be-
sonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter
1. gegen den Willen der Schwangeren handelt oder
2. leichtfertig die Gefahr des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung der Schwangeren verur-
sacht.

Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen.
(3) Begeht die Schwangere die Tat. so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem J ahr oder Geldstrafe. Die
Schwangere ist nicht nach Satz 1 strafbar, wenn der Schwangerschaftsabbruch nach Beratung (5 218 b
Abs. 1 Nr. 1.2) von einem Arzt vorgenommen worden ist und seit der Empfängnis nicht mehr als zwciund-
zwanzig Wochen verstrichen sind. Das Gericht kann von einer Bestrafung der Schwangeren nach Satz 1 abse-
hen. wenn sie sich zur Zeit des Eingriffs in besonderer Bedrängnis befunden hat.
(4) Der Versuch ist strafbar. Die Frau wird nicht wegen Versuchs bestraft.
% 218 a

Indikationen zum Schwangerschaftsabbruch
‘ ( 1) Der Abbruch der Schwangerschaft durch einen Arzt ist nicht nach & 218 strafbar. wenn

1. die Schwangere einwilligt und
2. der Abbruch der Schwangerschaft unter Berücksichtigung der gegenwärtigen und zukünftigen chensvcr-
hältnisse der Schwangeren nach ärztlicher Erkenntnis angezeigt ist. um eine Gefahr für das Leben oder die
Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung des körperlichen oder seelischen Gesundheitszuxtundes
der Schwangeren abzuwenden, und die Gefahr nicht auf eine andere für sie zumutb
werden kann.
(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 gelten auch als erfüllt, wenn nach ärztlicher Erkenntnis
i. dringende Gründe für die Annahme sprechen, daß das Kind infolge einer Erbanlage oder schädlichcr Ein-
flüsse vor der Geburt an seiner nicht behebbaren Schädigung seines Gesundheitszustandes leiden würde, die
so schwer wiegt, daß von der Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt werden kann.
2. an der Schwangeren eine rechtswidrige Tat nach den ää 176 bis 179 begangen worden ist und dringende
Gründe für die Annahme sprechen. daß die Schwangerschaft auf der Tat beruht oder
3. der Abbruch der Schwangerschaft sonst angezeigt ist, um von der Schwangeren die Gefahr einer Notlage
abzuwenden. die
(a) so schwer wiegt, daß von der Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt werden

are Weise ubgcwendut
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kann und

(b) nicht auf eine andere für die Schwangere zumutbare Weise abgewendet werden kann.
( 3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 dürfen seit der Empfängnis nicht mehr als 22 Wochen‚ in
den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und 3 nicht mehr als zwölf Wochen verstrichen sein.

5 218 b

Abbruch der Schwangerschaft ohne Beratung der Schwangeren

(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, ohne daß die Schwangere

1. sich mindestens drei'1‘age vor dem Eingriff wegen der Frage des Abbruchs ihrer Schwanger-
schaft an einen Berater (Abs. 2) gewandt hat und dort über die zur Verfügung stehenden öffent-
lichen und privaten Hilfen für Schwangere, Mütter und Kinder beraten werden ist, insbesondere
über solche Hilfen, die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind
erleichtern, und

2. von einem Arzt über die ärztlich bedeutsamen Gesichtspunkte beraten worden ist,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in 5

218 mit Strafe bedroht ist. Die Schwangere ist nicht nach Satz 1 strafbar.
(2) Berater im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 ist
1. eine von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannte Be—
ratungsstelle oder

2. ein Arzt, der nicht selbst den Schwangerschaftsabbruch vornimmt, und
a) als Mitglied einer anerkannten Beratungsstelle (Nr. 1) mit der Beratung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 be-
traut ist.

b) von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts als Berater anerkannt
ist oder

0) sich durch Beratung mit einem Mitglied einer anerkannten Beratungsstelle (Nr. 1), das mit der Beratung
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 betraut ist, oder mit einer Sozialbehörde oder auf andere geeignete Weise über
die im Einzelfall zur Verfügung stehenden Hilfen unterrichtet hat.
(3) Absatz 1 Nr. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Schwangerschaftsabbruch angezeigt ist, um von der
Schwangeren eine durch körperliche Krankheit oder Körperschaden begründete Gefahr für ihr Leben oder
ihre Gesundheit abzuwenden.

@ 219

Abbruch der Schwangerschaft ohne ärztliche Feststellung

(1) Wer eine Schwangerschaft abbricht, ohne daß ihm die schriftliche Feststellung eines Arztes, der nicht
selbst den Schwangerschaftsabbruch vornimmt. darüber vorgelegen hat. ob die Voraussetzungen des @ 218a
Ab. 1 Nr. 2 Abs. 2. 3 gegeben sind. wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
wenn die Tat nicht in 5 218 mit Strafe bedroht ist. Die Schwangere ist nicht nach Satz 1 strafbar.
(2) Ein Arzt darf Feststellungen nach Absatz 1 nicht treffen. wenn ihm die zuständige Stelle dies untersagt
hat„ weil er wegen einer rechtswidrigen Tat nach Absatz 1 oder den ää218, 218b, 219a 21% oder 219c oder
Wegen einer anderen rechtswidrigen Tat die er im Zusammenhang mit einem Schwangerschaftsabbruch be—
gangen hat. rechtskräftig verurteilt worden ist. Die zuständige Stelle kann einem Arzt vorläufig untersagen.
Feststellungen nach Absatz 1 zu treffen. wenn gegen ihn wegen des Verdachts einer der im Satz 1 bezeichne-
ten rechtswidrigen Taten das Hauptverfahren eröffnet worden ist.

@ 219 a

Unrichtige ärztliche Feststellung
(1) Wer als Arzt wider besseres Wissen eine unrichtige Feststellung über die Voraussetzungen des % 218 a
Abs. 1 Nr. 2. Abs. 2, 3 zur Vorlage nach {$ 219 Abs. 1 trifft. wird mit einer Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in % 218 mit Strafe bedroht ist.

(2) Die Schwangere ist nicht nach Absatz 1 strafbar.

& 219 b Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft . . .

$? 219 (: Inverkehrbringen von Mitteln zum Abbruch der Schwangerschaft . . .

Diese Gesetze sind kompliziert und selbst für Juristlnnen verwirrend.

Unstreitig sind folgende Punkte: Die Frau, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen läßt,

bleibt straffrei, wenn sie sich vor dem Eingriff einer sozialen Beratung nach 5 218 b unterzogen hat

und der Abbruch durch eine Ärztin oder einen Arzt und vor der 23. Woche durchgeführt wurde. Ein
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Schwangerschaftsabbruch ist auch dann für die Frau nicht strafbar, wenn der Grund für ihren Ab-

bruch einer der vier in % 218 a genannten Indikationen entspricht. Auch wenn keine der beiden vor-

genannten Voraussetzungen gegeben ist‚ kann das Gericht von Strafe nbschen. wenn sich die

Schwangere in „besonderer Bedrängnis“ (@ 218) befunden hat. Es ist für ein Gerichtsverfuhren nur

erheblich, ob die Voraussetzungen für den Abbruch tatsächlich gegeben waren. und nicht. ob sie

schriftlich bescheinigt waren.

Der Arzt oder die Ärztin. die die Indikation stellt‚ muß nach „ärztlicher Erkenntnis.“ feststellen. oh

eine Indikation gegeben ist. Welches Gewicht die Gründe haben. die die Frau für eine Abtreibung

nennt, hat der Gesetzgeber nicht festgelegt.

Die Ärztin oder der Arzt, der den Sch wangerschaftsabbruch vornimmt, muß sich ebenfalls aufgrund

„ärztlicher Erkenntnis“ versichern. daß die vorgeschriebenen Beratungen der Frau stattgefunden

haben und daß eine Indikation schriftlich vorliegt ( 5 219). Die Frau muß einwiliigen, und der Arzt
muß die Fristen wahren.

Vom Gesetzgeber nicht klar umrissen ist die Bedeutung der „ärztlichen Erkenntnis" nach %} 218 a bei
der Beurteilung der Voraussetzungen für eine Notlagenindikation. Sie war ein zentraler Streitpunkt
in den Verfahren gegen den Arzt Dr. Theissen und die Frauen. die im Mittelpunkt dieser Dokumen—
tation stehen. Es ist die Frage, ob die Richter, wie in Bayern geschehen. die Voraussetzungen nach-
prüfen dürfen, oder — wie Theissens Verteidiger, der Bundesgerichtshof und andere behaupten - ob
sie nur nach „Schlampereien“ ( Cobler) suchen dürfen, die Indikationsstellung dem Grundsatz nach
jedoch zu respektieren haben.

Auf diese Problematik wird in den Plädoyers der Verteidigung (S. 139 ff.) eingegangen.
Problematisch ist auch der Begriff der Notlagenindikation, zu dem ebenfalls auf die Plädoyers der
Verteidigung verwiesen wird.

Im Zusammenhang mit dem & 218 hat sich ein tendenziöser, falscher Wortgebrauch eingeschlichen,
so auch in der Anklageschrift (s. S. 96ff.). Die Notlagenindikation, im Gesetzestext: „Notlage. . ..
die so schwer wiegt, daß . . .“, Wird häufig als „soziale Indikation“ oder „soziale Notlagenindika-
tion“ bezeichnet. Die „sozialen“ werden dabei implizit zu „finanziellen“ Gründen verkürzt. Es gibt
jedoch keine „finanzielle Indikation“. Eine Frau kann sich in vielerlei Notlagen befinden, die keines-
wegs „sozial“ sind, etwa wenn sie sich durch eine Schwangerschaft überfordert fühlt, sich also in ei-
ner seelischen Notlage befindet. Der falsche Sprachgebrauch ist nicht nur irreführend, sondern dis-
kriminierend, weil er die Probleme der Frauen auf finanzielle reduziert. Der Ausdruck „soziale Indi-
kation“ bedeutet eine Verbiegung des Gesetzestextes.

Zusätzlich zu den Strafrechtsparagraphen 218ff. werden weitere Gesetze angewandt. Oben wurden
bereits einige Artikel des Grundgesetzes erwähnt. Die Artikel 2, 3 und 4 des Fünften Gesetzes zur
Reform des Strafrechts vom 18. Juni 1974 regeln, daß niemand zur Teilnahme an einem Schwanger-
schaftsabbruch verpflichtet werden darf, es sei denn, die Schwangere ist in Gefahr; daß Abtreibun—
gen in „einer geeigneten Einrichtung“ durchgeführt und anschließend an das Statistische Bundesamt
gemeldet werden müssen.

Weitere in diesem Zusammenhang wichtige Vorschriften sind die Schweigepflicht nach 5 203 StGB
und das Zeugnisverweigerungsrecht (bei der Polizei und vor Gericht) nach @ 53 Zivilprozeßordnung,
die beide nicht nur den Ärztlnnen, sondern auch allen Beraterlnnen und von ihnen Beauftragten in
Beratungsstellen nach @ 218 zustehen (s. auch S. 108).
In der Reichsversicherungsordnung (RVG) äé' 200 und folgende ist festgelegt, daß die gesetzliche
Krankenversrcherung für die Kosten von Schwangerschaftsabbrüchen aufzukommen hat.
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Länderbestimmungen

Die 55 218 StGB ff. gelten bundesweit. Ihre praktische Durchführung wird jedoch durch Richtlinien
festgelegt. mit denen die Bundesländer die Bedingungen für die Beratung und die Durchführung
von Schwangerschaftsabbrüchen selbständig regeln. So unterliegt der Länderhoheit, wieviel ver-
schiedene Einrichtungen eine Frau aufsuchen muß; ob ein Abbruch ambulant in einer Arztpraxis
oder Frauenarztpraxis oder nur im Krankenhaus durchgeführt werden darf. Letzteres verlangen
Bayern, Baden-Württemberg und Niedersachsen. In Nordrhein-Westfalen ist der Eingriff bis zur
zwölften Woche nach Empfängnis ambulant möglich; die nordrheinwestfälischen Richtlinien emp-

fehlen stationären Aufenthalt ab der zehnten Woche, schreiben dies jedoch nicht vor. (Anmerkung:
Die .,zwölfte Woche nach Empfängnis“ ist etwa gleichbedeutend mit der vierzehnten Woche nach
dem Beginn der letzten Periode.)

Für Bayern hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof und für Baden-Württemberg und Nieder-
sachsen das Bundesverwaltungsgericht die Rechtmäßigkeit ihrer Vorschrift stationären Aufenthal-
tes für Schwangerschaftsabbrüche bestätigt.

Nach Ernst Benda, früher Präsident des Bundesverfassungsgerichts, liegt kein Verstoß gegen das
Grundgesetz und den Gleichbehandlungsgrundsatz vor, wenn Frauen für einen Schwangerschafts-
abbruch reisen müssen; je nachdem, wo in einem Bundesland die Frau wohne, müsse sie immer rei-
sen. Ein Verstoß gegen das Grundgesetz sei allenfalls gegeben, wenn ein Bundesland gar keine Ab-
bruch-Einrichtungen schaffe. Aus dem Recht der Länder, ambulante Einrichtungen zuzulassen,
könne umgekehrt nicht die Pflicht dazu abgeleitet werden; die Zulassung unterliege der Länderho-
heit.

Bayern

„Bayern gehört zu den Ländern, in denen ein Wust von Landesgesetzen‚ Richtlinien, Durchfüh-
rungsverordnungen und Rundschreiben ein unübersichtliches Sonderrecht geschaffen hat, das die
% 218 ff. StGB überlagert und verdrängt“, schreibt die Strafrechtlerin Monika Frommel (1989,
S. 2). Bayern verfügt als einziges Bundesland seit 1977 über ein Beratungsgesetz, das u.a. durch die
„Bekanntmachung über den Vollzug des Schwangerenberatungsgesetzes“ vom 15. 6. 1988 ver-
schärft wurde.

Das B'ayerische Oberste Landesgericht fügte restriktive Rechtsprechung hinzu: Es beanspruchte die
Prüfung der Voraussetzungen für Notlagenindikationen in seinem Urteil von 1978 (während der
Bundesgerichtshof dies 1985 verneinte).

In Bayern muß eine Frau‚ nachdem sie bei ihrem Frauenarzt von ihrer Schwangerschaft erfahren
hat, für die Indikationsstellung und die soziale Beratung zwei verschiedene Einrichtungen aufsu-
chen. Vierte Station ist ein Krankenhaus, das sie (auf)suchen muß. Bis die Schwangerschaft bemerkt
und ärztlich bescheinigt ist, kann eine Frau rasch in der achten oder zehnten Woche sein, und die Ge-
fahr von Fristüberschreitung ist groß, zumal, wenn sie zu dem Viertel aller Frauen gehört, die trotz
intakter Schwangerschaft weiterhin monatliche Blutungen hat.

Es folgen Auszüge aus dem bayrischen Schwangerenberatungsgesetz, das die Grundlage für den
Entwurf eines Bundesberatungsgesetzes darstellt, danach Auszüge aus der „Bekanntmachung“:
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Gesetz

über die soziale Beratung schwangerer hauen

(Schwangerenberatungsgesetz — SchWBerG -)

Vom 5 . August 1977

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung

des Senats hiermit bekanntgemacht wird:

Abschnitt I

Soziale Beratung

Art. 1

Anspruch auf Beratung

(1) Jede Schwangere hat Anspruch auf persönliche Hilfe durch Beratung in allen die Schwanger-

schaft betreffenden sozialen Fragen; ihr sind Verständnis und besondere Hilfsbereitschaft entge-
genzubringen.

(2) Zur Lösung bestehender Konflikte können mit Einwilligung der Schwangeren weitere Perso-
nen in die Beratung einbezogen werden.

(3) Die Beratung ist nicht an den Wohnsitz der Schwangeren gebunden.
‘ Art. 2

) Sicherstellung der Beratung

(1) Die Sicherstellung eines angemessenen Beratungsangebotes ist eine öffentliche Aufgabe; sie
obliegt dem Staat sowie den Landkreisen und den kreisfreien Gemeinden.
(2) Die Beratung wird vorrangig von den Trägern der freien Wohlfahrtspflege wahrgenommen.
Art. 3

’ Ziel der Beratung

(1) Die Beratung dient dem Schutz des ungeborenen Lebens und der Sorge für die Schwangere.
(2) Die Beratung soll dazu beitragen, eine bestehende Not— oder Konfliktlage zu bewältigen und
das Austragen der Schwangerschaft sowie die Lage von Mutter und Kind zu erleichtern.
Art. 4

Gegenstand der Beratung

( 1) Die Beratung umfaßt

1. das Angebot einer eingehenden Aussprache mit dem Ziel, der Schwangeren bei der Bewälti-
gung von Schwierigkeiten zu helfen, wobei ihre gesamten Lebensverhältnisse berücksichtigt
werden sollen;

2. die ausführliche Unterrichtung über die im Einzelfall zur Verfügung stehenden öffentlichen
und privaten Hilfen für Schwangere, Familien, Mutter und Kinder, insbesondere über solche
Hilfen, die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind erleich—
tern;

3. die unterstützende Hilfe beim Abwägen aller Gesichtspunkte, vor allem im Hinblick auf den
Schutz des ungeborenen Lebens;

4. den Hinweis auf die Notwendigkeit einer regelmäßigen ärztlichen Betreuung und
. die allgemeine Aufklärung über Familienplanung im Sinne einer verantwortlichen Eltern-

schaft.

(2) Die Beratung kann auch Ehe-, Partner- und Sexualberatung einbeziehen.
Art. 5

Begleitende Hilfen

UI

‚ praktischen Hilfen zu vermitteln, die beim Austragen der Schwangerschaft für Mutter und Kind
in Betracht kommen.

(2) Anerkannte Beratungsstellen haben ratsuchende Frauen während der Dauer der Schwanger-
‘_ schaft und auch danach)wiederholt zu beraten, soweit das im Einzelfall erforderlich ist.
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Art. 6

Frühzeitige Beratung

Die Beratung soll so frühzeitig wie möglich erfolgen; insbesondere in den Fällen des 5 218 a Abs. ,
2 Nr. 3 des Strafgesetzbuches soll sie vor der ärztlichen Feststellung nach 5 219 Abs. 1 des Straf— :
gesetzbuches durchgeführt werden.

Art. 7

Unverzügliche Beratung

AnerkannteBeratungsstellen und anerkannte Ärzte haben Schwangeren, die sich an sie wen-
den, unverzüglich zu beraten.

Art. 8

Pflicht zur Verschwiegenheit

Über die Beratung ist Verschwiegenheit zu wahren. Die Träger der anerkannten Beratungsstel-
len haben ihre Mitarbeiter auf die Pflicht zur Verschwiegenheit und auf die strafrechtlichen Fol-
gen einer Verletzung dieser Verpflichtung (% 203 Abs. 1 Nr. 4 a des Strafgesetzbuchs) hinzuwei- ‘
sen.

Art. 9

Eigenständigkeit der Beratung

Der Inhalt der Beratung darf nicht zu Auskünften und Gutachten über das Vorliegen von Indika-
tionen Verwendung finden. Ärzte dürfen in ihrer Eigenschaft als Mitarbeiter einer anerkannten
Beratungsstelle keine Feststellungen nach % 219 des Strafgesetzbuchs treffen.

Art. 10

Bestätigung der Beratung

( 1) Anerkannte Beratungsstellen und anerkannte Ärzte sind verpflichtet, auf Verlangen der
Schwangeren, ihr schriftlich zu bestätigen, daß sie persönlich in der gesetzlich vorgeschriebenen
Weise über die zur Verfügung stehenden öffentlichen und privaten Hilfen für Schwangere, Fa-
milien, Mütter und Kinder beraten wurde, insbesondere über solche Hilfen, die die Fortsetzung
der Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind erleichtern. Auf Wunsch der Schwange-
ren kann die Bestätigung auch einem von ihr benannten Arzt übermittelt werden.

(2) In der Bestätigung dürfen ferner nur der Tag der Beratung. Name, Geburtsdatum und An-

schrift der Schwangeren sowie Name und Anschrift des Ausstellers der Bestätigung angegeben
werden.

(3) Die Erteilung der Bestätigung ist zu belegen. Diese Unterlagen sind vom Aussteller sorgfältig

aufzubewahren und nach Ablauf von fünf J ahren zu vernichten.

Abschnitt II

Anerkennungsverfahren

Art. 12

Voraussetzungen für die Anerkennung von Beratungsstellen

(1) Beratungsstellen müssen.

1. mindestens mit einer hauptamtlichen Fachkraft besetzt sein. die eine Ausbildung als gradu—

ierter Sozialpädagoge oder Sozialarbeiter oder eine vergleichbare Ausbildung abgeschlossen

hat und die auf Grund mehrjähriger Berufstätigkeit mit den sozialen Hilfemöglichkeiten für

Schwangere, Familien, Mütter und Kinder vertraut ist:

über die Möglichkeit verfügen. im Bedarfsfall einen Psychologen mit staatlich anerkannter

wissenschaftlicher Abschlußprüfung. einen Arzt sowie eine Person mit der Befähigung für

das Richteramt hinzuzuziehen;

3. über die für eine sachgemäße Durchführung der Beratung geeigneten Räumlichkeiten und

die hierzu erforderlichen Einrichtungen verfügen;

4. mindestens an drei Werkt&gen in der Woche. davon einmal am Abend. regelmäßig geöffnet

_l—J
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und an den übrigen Werktagen mit Ausnahme des Samstags fernmündlich erreichbar sein:

5. bei den Öffnungszeiten darauf Rücksicht nehmen, daß auch berufstätige Schwangere ohne

längere Wartezeiten und außerhalb der üblichen Arbeitszeiten beraten werden können;
6. ihr Beratungsangebot öffentlich bekannt machen:

7. mit einem Beratungsdienst verbunden sein, der ähnliche Aufgaben wahrnimmt. und
8. mit den Stellen zusammenarbeiten. die öffentliche und private Hilfen für Mutter und Kind ge-

währen.

(2) Die Träger dieser Beratungsstellen müssen

1. dem Bereich der freien oder öffentlichen Wohlfahrtspflege angehören;
2. auf Grund bisheriger praktischer Tätigkeit im sozialen Bereich über die notwendigen Erfah-

rungen verfügen;

3. die Gewähr für eine ordnungsgemäße Beratung gemäß Art. 3 und 4 sowie für die Erfüllung
der Verpflichtungen nach den Art. 5 und 7 bis 11 bieten und

4. gewährleisten, daß die Mitarbeiter der Beratungsstellen fortgebildet werden.
Art. 13

Anerkennung von Beratungsstellen

_ (l) Beratungsstellen werden auf Antrag anerkannt, wenn die Voraussetzungen des Art. 12 gege-
ben sind.

(2) Die Anerkennung nach Absatz 1 schließt die Anerkennung nach 5 218 b Abs. 2 Nr. 1 des
Strafgesetzbuchs ein.

(3) Für die Anerkennung von Beratungsstellen sind die Regierungen zuständig.
— Art. 14

Förderung von Beratungsstellen

(l) Die Anerkennung nach Art. 13 begründet keinen Anspruch auf Förderung.
‘ (2) Für anerkannte Beratungsstellen, die zur Sicherstellung eines angemessenen Beratungsange-

bots erforderlich sind und öffentliche Zuschüsse benötigen, legen die Regierungen den jeweili-
gen Einzugsbereich im Einvernehmen mit den beteiligten Landkreisen und kreisfreien Gemein-
den fest.

(3) Beratungsstellen mit festgelegtem Einzugsbereich nach Absatz 2 erhalten Zuschüsse des
Staates in Höhe von 50 v. H. und Zuschüsse der beteiligten Landkreise und kreisfreien Gemein-
den in Höhe von 30 v. H. der zuschußfähigen Gesamtkosten.
(4) Zuschußfähig sind die für den Betrieb einer Beratungsstelle notwendigen Personal- und ,
Sachausgaben. Das Nähere regelt das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung im Ein- «
vernehmen mit den Staatsministerien der Finanzen und des Innern. Im Benehmen mit den kom—
munalen Spitzenverbänden sowie nach Anhörung der Kirchen und Spitzenverbände der freien
Wohlfahrtspflege durch Rechtsverordnung.
Art. 15

Voraussetzungen für die Anerkennung von Ärzten
Ärzte müssen als soziale Berater,
1. über ausreichende Kenntnisse der öffentlichen und privaten Hilfen für Schwangere, Fami-

lien, Mütter und Kinder verfügen;
2. die Gewähr für eine ordnungsgemäße Beratung gemäß Art. 3 und 4 sowie für die Erfüllung

der Verpflichtungen nach Art. 5 Abs. 1, sowie Art. 7 und 10 bieten;
3. zur Vermittlung von Hilfen mit einer anerk

heiten und

4. ihre Kenntnisse über die zur Verfügung stehenden öffentlichen und privaten Hilfen für
Schwangere, Familien, Mütter und Kinder auf dem laufenden halten und zu diesem Zweck
mindestens einmal jährlich an einer Informations-
kannte Ärzte teilnehmen.

annten Beratungsstelle regelmäßig zusammenar—

und Fortbildungsveranstaltung für aner-

«:
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Art. 16

Anerkennung von Ärzten

(1) Ärzte werden auf Antrag als soziale Berater nach & 218 b Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b des Strafge-
setzbuchs anerkannt, Wenn sie

1. die Voraussetzungen des Art. 15 erfüllen und

2. schriftlich nachweisen, daß sie an einer Informations- und Fortbildungsveransta1tung für an-
erkannte Ärzte teilgenommen haben.

(2) Für die Anerkennung von Ärzten sind die Regierungen zuständig.

Abschnitt III

Art. 19

Gesundheitsämter als Beratungsstellen

Die Gesundheitsämter sind anerkannte Beratungsstellen nach % 218 b Abs. 2 Nr. 1 des Strafge-
setzbuchs. Abschnitt I gilt entsprechend.

Vollzug des Schwangerenberatungsgesetzes

Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für Arbeit und Sozialordnung
und des Innern. Vom 15. Juni 1988

1 Allgemeines

1.1 Das Schwangerenberatungsgesetz (BayRS 2170-2—A) gibt jeder Schwangeren einen
Rechtsanspruch auf Beratung in allen die Schwangerschaft betreffenden sozialen Fra—
gen unabhängig davon, ob ein Schwangerschaftsabbruch erwogen wird oder nicht. Da-
bei sind der Schwangeren Verständnis und besondere Hilfsbereitschaft entgegenzubrin-

gen (Art. 1 des Gesetzes). Soweit im folgenden Artikel ohne Zusatz zitiert werden, be-
ziehen sie sich auf dieses Gesetz.

1.2 Die soziale Beratung Schwangerer nach 5 218 b StGB wird von anerkannten Beratungs—

stellen (Art. 13, Art. 20 Abs. 1) , anerkannten Ärzten (Art. 16) und Gesundheitsämtern

(Art. 19) durchgeführt.

2 Aufgaben der Regierungen

2.1 Den Regierungen obliegt

2.1.1 die staatliche Anerkennung von Beratungsstellen und von Ärzten (Art. 13 Abs. 3,

Art. 16 Abs. 2)

2.1.2 die Festlegung des Einzugsbereichs anerkannter Beratungsstellen, die zur Sicherstel—

lung eines angemessenen Beratungsangebots erforderlich sind und öffentliche Zu-

schüsse benötigen, jeweils im Einvernehmen mit den beteiligten Landkreisen und kreis-

freien Gemeinden (Art. 14 Abs. 2. Art. 20 Abs. 2)

2.1.3 die Bewilligung der staatlichen Zuschüsse (Art. 14 Abs. 3)

2.1.4 die Veröffentlichung einer Anerkennung, deren Rücknahme und deren Widerruf im

Bayerischen Staatsanzeiger ( Art. 18)

2.1.5 die Untersagung und die vorläufige Untersagung nach @ 219 Abs. 2 StGB (Art. 21).

2.2 Die Anerkennung von Beratungsstellen und von Ärzten soll die Voraussetzung dafür

schaffen, daß alle ratsuchenden Schwangeren gewissenhaft und fachkundig beraten

werden.

2.2.1 Die Anerkennung erfolgt nur auf Antrag des Trägers einer Beratungsstelle oder eines

Arztes (Art. 13 Abs. 1, Art. 16 Abs. 1).
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2.2.2

2.2.2.1

2.2.2.2

2.2.2.3

2.2.2.4

2.2.2.5

2.2.3

2.2.3.1

2.2.3.2

2.2.4

2.2.4.1

2.2.4.2

2.2.4.3

' 3.1

3.1.1

40

Beratungsstellen können nur dann anerkannt werden, wenn die Voraussetzungen nach

Art. 12 Abs. 1 und Abs. 2 vorliegen.

Eine dem graduierten Sozialpädagogen oder Sozialarbeiter vergleichbare Ausbildung

(Art. 12 Abs. 1 Nr. 1) hat z.B. eine Wohlfahrtspflegerin oder Fürsorgerin mit staatlicher

Anerkennung, die nicht nachgraduiert ist. Nicht vergleichbar aber wären z.B. Psycho-

logen, Krankenschwestern, Altenpflegerinnen oder Familienpflegerinnen.

Als geeignete Räume (Art. 12 Abs. 1 Nr. 3) müssen mindestens ein Wartezimmer und

ein von diesem schalidicht abgetrennter Beratungsraum vorhanden sein. Die geheimzu-

haltenden Unterlagen sind in einem sicher verschließbaren Schrank aufzubewahren.

Als Beratungsdienste mit ähnlichen Aufgaben, zu denen eine Verbindung bestehen

muß (Art. 12 Abs. 1 Nr. 7), kommen vor allem die Ehe— und Familienberatungsstellen.

die Erziehunngeratungsstelien oder allgemeine Sozialberatungsstellen in Betracht.

Die Zusammenarbeit ist mindestens mit dem Jugendamt und der Sozialhilfeverwaitung
nachzuweisen (Art. 12 Abs. 1 Nr. 8).

Zum Bereich der freien Wohlfahrtspflege (Art. 12 Abs. 2 Nr. 1) gehören, wie im Sozial—
hilferecht (% 10 Abs. 1 BSHG), die Kirchen und Relegionsgesellschaften des öffentli-
chen Rechts, die Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege sowie die ihnen ange-
schlossenen oder zugehörigen Organisationen.

Nach den bisherigen Erfahrungen sind größere, überörtiiche Einzugsbereiche für ein
ausgewogenes Beratungsangebot nötig. Der Einzugsbereich einer Beratungsstelle mit
der personellen Mindestbesetzung nach Art. 12 Abs. 1 Nr. 1 sollte mindestens 350000
Einwohner umfassen.

Die Einzugsbereiche dürfen die Grenzen der Regierungsbezirke nicht überschreiten;
sie sollen möglichst auch mit den Gemeinde- und Landkreisgrenzen übereinstimmen.
Die Einzugsbereiche sind im Einvernehmen mit den beteiligten Landkreisen und kreis—
freien Gemeinden festzulegen (Art. 14 Abs. 2), damit diese Einfluß auf die Planung
nehmen können. Dabei ist zu beachten, daß ein für die Schwangere angemessenes und
zumutbares (z.B. hinsichtlich der Entfernung) Beratungsangebot im Sinn des Art. 2
Abs. 1 sichergestellt ist. Falls das Einvernehmen rechtswidrig verweigert werden sollte,
kann die Regierung im Wege der Rechtsaufsicht eingreifen ( Art. 108 ff. GO: Art. 94 ff.
LKrO).

Für die Anerkennung von Ärzten gilt folgendes:
Für die Anerkennung eines Arztes (Art. 16) ist u. a. Voraussetzung, daß er über ausrei-
chende Kenntnisse der öffentlichen und privaten Hilfen für Schwangere. Familien.
Mütter und Kinder verfügt (Art. 15 Nr. 1) und Gewähr für eine ordnungsgemäße Bera-
tung gemäß Art. 3 und 4 sowie für die Erfüllung der Verpflichtungen nach Art. 5 Abs. 1.
Art. 7 und 10 bietet (Art. 15 Nr. 2). Dies wird von der Regierung im Rahmen einer ein-
gehenden persönlichen Aussprache mit dem Arzt geprüft.
Nach Art. 15 Nr. 3 muß die praktische Zusammenarbeit mit einer anerkannten Bera-
tungsstelle für Schwangerschaftsfragen nachgewiesen sein.
Solange keine Informations- und Fortbildungsveranstaitungen für anerkannte Ärzte
durchgeführt werden. kann davon ausgegangen werden, daß die Voraussetzung des
Art. 15 Nr. 4 erfüllt ist, wenn ein Arzt nachweisen kann, daß er mindestens einmal im
Jahr an Fallbesprechungen in einer Beratungsstelle für Schwangerschaftsfragen teilge-
nommen hat.

Aufgaben der anerkannten Beratungsstellen
Allgemeine Hinweise zur Beratung
Die anerkannten Beratungsstellen sind zur Beratung jeder Schwangeren verpflichtet,
die sich an sie wendet; sie haben auch solche Schwangeren zu beraten, die nicht in ihrem
Einzugsbereich wohnen (Art. 1 Abs. 3).



3.1.2

3.1.3

3.1.4

3.1.5

3.1.5.1

3.1.5.2

3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.2.1

3.2.2.2

3.2.2.3

3.2.2.4

Eine minderjährige Schwangere bedarf für die Beratung nicht der Zustimmung ihres ge—

setzlichen Vertreters; der Anspruch auf Beratung ist höchstpersönlicher Art.

Jeder Schwangeren ist ein möglichst kurzfristiger und frühzeitiger Beratungstermin an-

zubieten. Die Einhaltung der gesetzlichen Fristen zur Beratung und zum legalen

Schwangerschaftsabbruch muß immer sichergestellt sein. Aus diesem Grunde ist bei ei-

ner Klientin als erstes zu erkunden, in welcher Schwangerschaftswoche sie sich befin-

det.

Die Broschüre darf sich nicht in der Übergabe von Broschüren und Merkblättern er-

schöpfen. Eine telefonische Beratung reicht nicht aus.

Die Ärzte im Einzugsbereich, insbesondere die Gynäkologen. sind regelmäßig, minde-

stens einmal im Jahr, auf die Beratungszeiten hinzuweisen, damit die Schwangere be-

reits von dort entsprechend informiert werden kann. Zu diesem Zweck ist eine ausrei-

chende Zahl von Visitenkarten oder Geschäftskarten der Beratungsstelle an die jeweili-

gen Ärzte zu übersenden. Änderungen der Beratungszeit sind den Ärzten umgehend

mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein guter Kontakt mit den Ärzten sehr wichtig, da die

überwiegende Zahl der Klientinnen von ihrem Arzt an die Beratungsstelle verwiesen

wird. Die Beratungsstelle muß in geeigneter Form darauf hinwirken, daß Ärzte ihre Pa—

tientinnen über Sinn und Zweck der sozialen Beratung eingehend unterrichten und

möglichst positiv zum Besuch der Beratungsstelle motivieren, dabei ist besonders dar-

auf hinzuweisen, daß

die soziale Beratung möglichst frühzeitig und in Fällen einer Notlagenindikation nach

Art. 6 vor einer Indikationsfeststellung erfolgen soll und

die Beratung nach 5 218 b Abs, 1 Nr. 1 StGB mindestens drei Tage vor dem Schwanger-

schaftsabbruch stattfinden muß.

Hinweise zur Schwangerschaftskonfliktberatung

Die Hilfe erschöpft sich nicht in rein formeller Beratung, sondern hat eine darüber hin—

ausgehende umfassende Betreuung zum Inhalt. Es handelt sich dabei um eine helfende

menschliche Beziehung, die sich in Begegnung und Vermittlung vollzieht. Diese fach1i- .

chen Anforderungen können nur im Rahmen eines eingehenden Beratungsgesprächs

erfüllt werden, das in der Regel mindestens eine Stunde in Anspruch nehmen wird.

Der Gegenstand der Beratung ist in Art. 4 geregelt; zu ihm gehören:

das Angebot einer eingehenden Aussprache, in der auf die gesamten Lebensverhält-

nisse und die durch die Schwangerschaft bedingten Schwierigkeiten eingegangen wird,

und eine unterstützende Hilfe beim gemeinsamen Abwägen aller Gesichtspunkte

(Art.4 Abs. 1 Nr.1 und Nr. 3), vor allem im Hinblick auf den Schutz des ungeborenen '

Lebens;

die ausführliche Unterrichtung über alle öffentlichen und privaten Hilfen, die die Fort- ;

setzung der Schwangerschaft und die Situation der Mutter vor und nach der Geburt er— ;

leichtem: die Unterrichtung muß umfassend und auf den jeweiligen Einzelfall bezogen ’

sein (Art. 4 Abs. 1 Nr. 2);

die Hilfeleistung bei der Inanspruchnahme der in Betracht kommenden praktischen ;

Hilfen. Es genügt nicht, die Schwangere an die für die Gewährung von Hilfen zuständi-

gen Stellen zu verweisen. Vielmehr ist dafür zu sorgen, daß die Schwangere die erfor- .

derlichen Hilfen auch erhält. So haben die anerkannten Beratungsstellen vor allem mit '

den Sozialverwaltungen, Jugendämtern, Wohngeldstellen, Familienkassen sowie den _

kirchlichen und caritativen Hilfsorganisationen Verbindung aufzunehmen und für die '

Vermittlung einschlägiger Hilfen zu sorgen (Art. 5 Abs. 1). Auf die AMBek vom 2. De- ‚

zember 1977 über begleitende öffentliche Hilfen (AMBI S. 305, ber. 1978 S. 18) wird

hingewiesen;

der Hinweis auf die Notwendigkeit und die Bedeutung regelmäßiger ärztlicher Betreu—
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ung während der Schwangerschaft für die Gesundheit und die Entwicklung des Kindes
(Art. 4 Abs. 1Nr. 4);

die allgemeine Aufklärung über Familienplanung im Sinn einer verantwortlichen El—
ternschaft (Art. 4 Abs. 1 Nr. 5); unzureichende Familienplanung ist häufig Ursache un-
erwünschter Schwangerschaften. Es ist die vornehmste Aufgabe des Staates, die Abtö-
tung ungeborenen Lebens durch Aufklärung über vorbeugende Schwangerschaftsver-
hütung zu verhindern (BVerfGE 39, 1, 65).
Die Hilfestellung, die der Schwangeren bei der Konfliktberatung angeboten wurde.
muß ihr auch tatsächlich zuteil werden. Dies gilt ebenso für die Zeit nach der Geburt des
Kindes, wenn neue Schwierigkeiten, mit denen die Schwangere nicht gerechnet hat,
auftreten. Auf Art. 5 Abs. 1 und 2 wird besonders hingewiesen.
Ratsuchende, die sich über die Voraussetzungen eines Schwangerschaftsabbruches er-
kundigen möchten, sind über die geltende Rechtslage aufzuklären. Dabei ist vor allem
auf die Bedeutung der sozialen und der medizinischen Beratung einzugehen und auf die
für die einzelnen Indikationen notwendigen Fristen (kriminologische Indikation und
Notlagenindikation zwölf Wochen, eugenische Indikation 22 Wochen, medizinische In—
dikation unbefristet) hinzuweisen.

Anfragen iiber Krankenhäuser, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen, sind in
der Regel von den zuständigen Krankenkassen zu beantworten. (Hervorhebung E. K.)
Nach der Beratung ist der Schwangeren für ihre weiteren Überlegungen die Informa-
tionsschrift des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung „Schwangerschaft
und Beratung“ zu übergeben.

Beratungsbestätigung und Behandlung der Unterlagen
Der Berater kann sich über den Inhalt des Beratungsgesprächs Notizen machen, vor al-
lem, soweit dies für die spätere Vermittlung von sozialen Hilfen erforderlich erscheint.
Die Notizen sind unter Verschluß zu halten und, wenn sie nicht mehr benötigt werden,
spätestens nach fünf Jahren, zu vernichten.
Mit Rücksicht auf die nötige Verschwiegenheit ist nach dem Beratungsgespräch die Be-
ratungsbestätigung der Schwangeren persönlich auszuhändigen. Wünscht die Schwan-
gere die Übersendung der Bestätigung an einen Dritten, z. B. an einen Arzt oder eine
andere Schwangerenberatungsstelle, so muß sie auf der Rückseite des Durchschlages
der Beratungsbestätigung eine entsprechende Einverständniserklärung unterzeichnen.
Für die Beratungsbestätigung ist das als Anlage 1 abgedruckte Formblatt zu verwenden.
Die Bestätigung kann nur ausgestellt werden, wenn eine Beratung tatsächlich stattge—
fanden hat, d. h. wenn die Schwangere des Gesprächs- und Informationsangebot der
Beraterin entgegengenommen hat.
Auf den Identitätsnachweis ist zu achten. Zur Aufbewahrung in der Beratungsstelle ge-
nügt ein Durchschlag der Beratungsbestätigung. Bei Verlust des Nachweises kann auf-
grund des Durchschlags ein Duplikat ausgestellt werden. Außerdem wird so späteren
Beweisschwierigkeiten vorgebeugt.
Die Durchschläge der Beratungsbestätigungen sind unter Verschluß zu halten und nach
Ablauf von fünf Jahren zu vernichten (Art. 10 Abs. 3).
Sonstiges.

Über die Beratung und ihren Inhalt ist unbedingte Verschwiegenheit zu wahren. Die
Träger anerkannter Beratungsstellen müssen alle Mitarbeiter auf die Pflicht zur Ver-
schwiegenheit und die strafrechtlichen Folgen ihrer Verletzung (@ 203 Abs. 1 Nr. 4a
StGB) hinweisen (Art. 8).
Die soziale Beratung ist von den ärztlichen Feststellungen nach 5 219 StGB zu unter-
scheiden. Die soziale Beratung ist auf die zur Verfügung stehenden öffentlichen undprivaten Hilfen ausgerichtet. insbesondere auf die Hilfen. die die Fortsetzung der



Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind erleichtern. Die schriftliche Fest-

stellung eines Arztes nach 5 219 StGB beantwortet demgegenüber die Frage, ob nach

ärztlicher Erkenntnis die gesetzlichen Voraussetzungen für einen Schwangerschaftsab-

bruch gegeben sind. Deshalb darf der Inhalt der Beratung nicht zu Auskünften und

Gutachten über das Vorliegen von Indikationen verwendet werden (Art. 9 Satz 1),

selbst wenn die Schwangere eine mündliche oder schriftliche Äußerung der Beratungs-

stelle über den Inhalt der Beratung wünscht.

4 Besondere Regelungen für die Beratungsstellen, die nicht Gesundheitsämter sind

Beratungsstellen müssen an drei Werktagen jeder Woche regelmäßig geöffnet sein. An

mindestens einem dieser Tage müssen Schwangere am Abend außerhalb der üblichen ‘

Arbeitszeiten beraten werden können. An den übrigen Werktagen mit Ausnahme der

Samstage müssen die Beratungsstellen fernmündlich erreichbar sein (Art. 12 Abs. 1

Nr.4). Die Öffnungszeiten sollen am Eingang der Beratungsstelle vermerkt sein; sie sol-

len außerdem in der Presse und in Amtsblättern bekanntgemacht werden (Art. 12 Abs.

1 Nr. 6). Darüber hinaus ist eine regelmäßige Unterrichtung der Ärzte, Apotheken, So—

zialstationen, Schulen und sonstigen geeigneten Einrichtungen erforderlich.

5 Besondere Regelungen für die Gesundheitsämter

5.1 Zu den Aufgaben der Gesundheitsämter gehört neben der sozialen Beratung nach

ä218b Abs. 1 Nr. 1 StGB auch die medizinische Beratung nach {? 218 b Abs. 1 Nr. 2

StGB. Wünscht eine Schwangere diese Beratung durch einen Arzt des Gesundheitsam-

tes, so kann dieser sie im Anschluß an die soziale Beratung durchführen.

5.2 Mit der sozialen Beratung sollen bestimmte Sozialarbeiter betraut werden; eine Vertre-

tung muß ständig gewährleistet sein.

5.3 Am Eingang des Gesundheitsamtes oder in seiner unmittelbaren Nähe ist gut sichtbar

auf die für die soziale Beratung zuständigen Sozialarbeiter und ihre regelmäßigen

Sprechzeiten hinzuweisen. *

5.4 Stehen die für die Beratung bestimmten Sozialarbeiter während der üblichen Sprechzex -

ten ausnahmsweise nicht zur Verfügung, so ist die Schwangere darauf hinzuweisen, Wu —

sie nähere Auskunft und unverzüglich einen fristgerechten Beratungstermin erhälr

Dies kann erforderlichenfalls bei einer anderen Beratungsstelle sein.

5.5 Anträge auf Leistungen der Landesstiftung „Hilfe für Mutter und Kind“ können nichi

bei den staatlichen Gesundheitsämtern, sondern nur bei den übrigen anerkannten Be-

ratungsstellen einschließlich der städtischen Gesundheitsämter in Augsburg, München

und Nürnberg und —- nach Ablauf der 16. Schwangerschaftswoche — auch bei den Fami—

lienkassen der Versorgungsämter gestellt werden. Die Stiftungsleistungen können nu;

vor der Geburt des Kindes beantragt werden.

5.6 Durch die Einbeziehung der Familienkassen in das Vergabesystem der Landesstiftung

„Hilfe für Mutter und Kind“ haben die staatlichen Gesundheitsämter zwei Möglichkeb

ten, den hilfesuchenden Schwangeren die Stiftungsleistungen zu vermitteln:

5.6. 1 Schwangere können nach einer Beratung ohne nähere Vorklärung möglicher Hilfen un-

mittelbar an eine staatlich anerkannte Beratungsstelle für Schwangerschaftsfragen oder

an die örtlich zuständige Familienkasse zur Beantragung von Stiftungsleistungen ver-

wiesen werden.

5.6.2 Soweit es im Einzelfall sinnvoll und notwendig erscheint, können Vorklärungen hin-

sichtlich evtl. möglicher Stiftungsleistungen durch die Sozialarbeiter der Gesundheits-

ämter vorgenommen werden. In diesem Fall ist der Vordruck der Landesstiftung (Hil-

fegesuch) von dem Sozialarbeiter zusammen mit der Schwangeren vollständig auszufül—

len und an die örtlich zuständige Familienkasse zur Prüfung und Entscheidung weiter-

zuleiten. Dem Hilfegesuch sind Nachweise über die Hauptwohnung in Bayern und die

bestehende Schwangerschaft (2. B. Fotokopie des Personalausweises und des Mutter—
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passes) sowie über die Einkünfte aller im Haushalt lebenden Familienangehörigen und

die monatlichen Ausgaben für Miete oder Hauslasten beifügen. Die Anschriften der

Famflienkassen können der Anlage 6 entnommen werden. Die Entscheidung über die

Beihilfen der Landesstiftung liegt ausschließlich bei der Familienkasse beziehungsweise

der Stiftungsverwaltung.

5.7 Das Staatsnfinisterium des Innern als oberste Dienstbehörde regelt die Fortbildung der

' mit Schwangerschaftskonfliktberatungen betrauten Sozialarbeiter. Diese sind. um ih-

ren Aufgaben gewachsen zu bleiben, verpflichtet. sich auch selbst fortzubilden. Dem

Erfahrungsaustausch, auch mit anderen anerkannten Beratungsstellen, dienen Dienst—

besprechungen, die die Gesundheitsämter oder die Regierungen regeln.

(Quelle: ALLMBI. 1988. s. 530)

Hamburg

Als Kontrast folgen die Richtlinien Hamburgs. Man verschaffe sich einen eigenen Eindruck von der
Gleichbehandlung schwangerer Frauen im Norden oder im Süden der Bundesrepublik Deutschland.

Richtlinien der Gesundheitsbehörde Hamburg

für

die Anerkennung von Beratungsstellen gem. 5 218 b Abs. 2 Nr. 1 StGB
und

die Anerkennung von Ärzten gem. 5 218 b Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b StGB

‘ 1. Anforderungen an die Beratungen und deren Durchführung
1.1.

Beratungen gem. 5 218 b Abs. 1 Nr. 1 sollen dazu beitragen, das ungeborene Leben zu erhalten.
Sie sind auf die persönlichen Gegebenheiten und Umstände der Frauen abzustellen und müssen
mindestens 3 Tage vor dem Abbruch einer Schwangerschaft durchgeführt worden sein.
1.2.

Die Beratung hat die für die ratsuchende Frau zur Verfügung stehenden öffentlichen und priva-
ten Hilfen so verständlich zu machen, daß ihr eine verantwortliche Entscheidung möglich wird.
Die tatsächliche Lebenslage der Ratsuchenden und ihre Familie ist dabei zu berücksichtigen.
Die Beratung muß persönlich und umfassend durchgeführt werden. Sie soll außer der Darstel-
lung der möglichen Hilfen auch die Wege zur Erlangung der Hilfen sowie auch deren wahr—
scheinliche Auswirkungen im Einzelfall aufzeigen.
1.3.

Die Beratungsstellen dürfen für diese ‚Beratung keine Gebühren erheben.
1.4.

Einer Schwangeren ist nach durchgeführter Beratung über die für sie zur Verfügung stehenden
‘ öffentlichen und privaten Hilfen eine Bescheinigung über die erfolgte Beratung auszustellcn.
‘ Name, Vorname, Anschrift und Alter der Beratencn sowie der Tag der Beratung und der Name
i des Beratenden müssen aus der Bescheinigung zu ersehen sein. Aus dem Formular muß ersicht-

lich sein, durch wen und wann die Anerkennung erfolgt.

: 2. Anforderungen an Beratungsstellen
2.1.

: Beratungsstellen müssen einen Träger haben, der die Verantwortung übernimmt und die Konti—‘ nuität gewährleistet.

44



2.2.

Die Beratungsstelle muß eine feste Anschrift haben, sowie für die Durchführung der Beratung

geeignete Räume und Einrichtungen verhalten.

2.3.

Die Beratungsstelle muß ihre Sprechstundenzeiten öffentlich bekanntgeben. Wöchentlich muß

mindestens eine Sprechstunde angesetzt sein. In der Zwischenzeit muß die Möglichkeit gegeben

‘ sein. die Beratungsstelle schriftlich zu erreichen. Der Träger muss bereit sein, bei Bedarf weitere

Beratungen auch außerhalb der Sprechstunden durchführen zu lassen.

2.4.

Die Beratungsstellen und deren Träger sind gehalten, zu allen Einrichtungen Verbindungen auf-

zunehmen, die öffentliche und private Hilfe im Sinne der Beratung gewähren oder vermitteln.

2.5.

Die Beratungsstellen müssen, wenn sie die ordnungsgemäße Durchführung der Beratungen

nicht mehr gewährleisten und bzw. oder für eine Zeit von mehr als einer Woche keine Sprech-

stunden abhalten können, dieses der Gesundheitsbehörde mitteilen.

. 2.6.

Die Beratungsstellen müssen sich verpflichten, die Beratungen entsprechend der Nr. 1 dieser

Richtlinien durchzuführen.

2.7

Alle Mitarbeiter in den Beratungsstellen sind auf die Beachtung der Schweigepflicht hinzuwei-

sen. Aufzeichnungen aus den Beratungen sind gesichert aufzubewahren.

2.8.

Die anerkannten Beratungsstellen räumen der Gesundheitsbehörde das Recht ein, die Einhal-

tung der in diesen Richtlinien festgelegten Bestimmungen zu überprüfen.

2.9.

Die Beratungsstellen bzw. der Träger verpflichten sich, der Gesundheitsbehörde jährlich schrift-

lich über die Arbeit zu berichten und das Vorliegen der Voraussetzungen, wie sie bei der Aner-

kennung bestanden, zu bestätigen.

3. Anforderungen an Ärzte

3.1.

Ärzte als Berater nach 5 218 b Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b StGB müssen in der Lage sein, den

Schwangeren die möglichen öffentlichen und privaten Hilfen zu erläutern und zu vermitteln.

Sie verpflichten sich mit der Anerkennung, ihre Kenntnisse auf diesem Gebiet der Entwick—

lung anzupassen und zu vertiefen. Die Berater sind aufgefordert, Verbindung zu den Stellen

zu halten. die öffentliche und private Hilfen für Schwangere vermitteln.

3.2.

Ancrkannte Ärzte müssen sich verpflichten, die Beratungen entsprechend Nr. 1.1, 1.2 und

1.4 dieser Richtlinien durchzuführen.

4. Die Anerkennung von Beratungsstellen oder Ärzten begründet keinen Rechtsanspruch auf

öffentliche Zuwendungen.

Anerkennungen können widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen. unter denen sie

ausgesprochen wurden, nicht oder nicht mehr gegeben sind.

6. Anerkennungen von Beratungsstellen bzw. von Ärzten gem. % 218 b Abs. 2 Nr. 1 bzw. Nr. 2

Buchst. b werden im Amtlichen Anzeiger veröffentlicht. Eine Bekanntgabe im Hamburger

Ärzteblatt wird angestrebt.

'J'l

(Dr. Zylmann)

20.6.1976 Präsident
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Rechtspolitische Einschätzungen

Seit der Reform von 1976 reißen die Diskussionen um den 5 218 und das Bundesverfassungsgerichts-
urteil nicht ab. Hier werden einige Stellungnahmen und rechtspolitische Einschätzungen wiederge-
geben. Dazu Ulrich Klug, Rechtsphilosoph, und Karl F. Schumann, Professor für Kriminologie in
Bremen; die Gesprächsauszüge stammen von einem Symposion der Humanistischen Union (HU)
am 17. November 1987 zum Thema % 218.

Ulrich Klug: Ich glaube, daß man versuchen kann, die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts durch eine neue aufheben zu lassen. Wie groß die Chancen dafür sind, ist natürlich eine
zweite Frage. Aber die verfassungsrechtliche Argumentation ist nicht durch irgendetwas in die-
ser bisherigen Entscheidung verhindert.

Die Auffassung des Bundesverfassungsgerichts ist angreifbar, weil es nach seinem Leitsatz 3 im
Urteil von 1975 grundsätzlich von einem Vorrang des Lebensschutzes der Leibesfrucht vor dem
Selbstbestimmungsrecht der Schwangeren ausgeht. Dieser Vorrang darf, wie das Gericht erklärt
hat, nicht für eine bestimmte Frist in Frage gestellt werden.
Meine These lautet dagegen: Das Selbstbestimmungsrecht der Frau, das zu ihrer Menschen-
würde gehört und aus Artikel 1 und 2 des Grundgesetzes folgt, hat gleich hohen Verfassungsrang
wie der Schutz des werdenden Lebens. Im Konfliktfall muß zwischen diesen beiden hohen
Rechtsgütern abgewogen werden. Das Gericht widerspricht sich selbst, wenn es keinen Wertun-
terschied zwischen dem Leben vor und nach der Geburt anerkennen will und nicht die Entwick—
lungsdynamik berücksichtigt, die zu einer Wertveränderung führt. Das Recht des werdenden Le—
bens auf Schutz ist damit nicht verneint. Es muß nur differenziert werden. Hätte das Bundesvw-
fassungsgericht recht, müßte man den Schutzvorrang uneingeschränkt auf die gesamte Leben»
entwicklung in allen ihren Stadien erstrecken; das noch nicht eingenistete befruchtete Ei i'm? '=.v
ebenfalls schon sich entwickelndes Leben. Warum hält das Bundesverfassungsgericht den
Rechtsschutz dort für weniger wichtig? Da aber auch Same und Ei selbstverständlich Leben «‘ fi fi.
müßte folgerichtig schon die Empfängnisverhütung ebenfalls strafbar sein. Es gibt, wie nam
weiß, theologische Positionen, wie etwa die von Papst Woytila, die in der Tat genau dies für ru. n«
tig halten, obwohl die Amoralität dieses Theologenstandpunktes mit seiner biologistischen 11%. ua
richtung unschwer erkennbar ist.
Es ist, zumal wenn Absolutheitsansprüche geltend gemacht werden. bedenklich, wenn wrcm»
facht und nicht differenziert wird. Eine genauere Analyse zeigt, daß es hier zu berücksicht1gaumlu
Übergänge gibt, und es wäre eine wichtige verfassungsrechtliche Einsicht gewesen, zur Wa'h m ru_.*‚
der humanen Würde der Frauen für das erste Drittel der Schwangerschaft das Selbsthuaf um?
mungsrecht der Frau vorgehen zu lassen.
Das wäre umso mehr verfassungskonform gewesen. als das Bundesverfassungsgericht ohnehin
akzeptiert, daß es Schwangerschaftssituationen gibt. wo nun doch die Autonomie der Frauen
vorgeht. nämlich dann, wenn es um ihr Leben oder eine schwerwiegende Beeinträchtigung ihres
körperlichen oder seelischen Gesundheitszustandes (medizinische Indikation) geht. Desglci-
chen geht das Selbstbestimmungsrecht in den Fällen der eugenischen Indikation vor und ebensu
stets, wenn die Schwangerschaft auf eine Vergewaltigung oder eine der anderen im ‚S 218 & Straß‘ gesetzbuch genannten Sexualstraftaten zurückgeht (kriminologische Indikation). Vor allemaber ist die Autonomie auch dann mit Recht anerkannt, wenn die Gefahr einer schwerwiegen—‘ den Notlage für die Schwangere besteht (Notlagenindikation).
Gesetzlich vorgezeichnet ist die erforderliche Differenzierung ferner bei den Strafmaßunter-schieden. Bekanntlich kann schon seit langem nach geltendem Recht ein Schwangerschaftsab-' bruch niemals so wie ein Mord oder ein Totschlag mit lebenslanger Freiheitsstrafe bestraft wer- ‚den. Für die abbrechende Schwangere kommt, soweit sie sich überhaupt strafbar machen kann,
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nur eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder eine Geldstrafe in Betracht. Der Wertungsunter—

schied ist extrem deutlich.“ (HU, 1988, S. 27f.) ‘

Karl F. Schumann: Ich glaube nicht, daß es Aufgabe der Gerichte sein kann, die ärztliche Bewer-

tung der Lebenslage einer Frau nachzuprüfen. Hier kann und will ich aber nur zu den allgemei-

nen Aufgaben einer strafrechtlichen Regelung Stellung nehmen: dern Symbolwert und der Ver-

haltenssteuerung.

Einerseits wird durch strafrechtliche Kontrolle die hohe gesellschaftliche Relevanz einer Proble—

matik herausgestellt. Andererseits gibt es die Gedanken der Generalprävention oder Abschrek—

kung und der Spezialprävention, nach denen mit dem Strafrecht personenorientiert deren künf-

tiges Verhalten beeinflußt werden soll. Letzteres spielt im Zusammenhang mit dern & 218 keine '

Rolle — mit einer Ausnahme: Man möchte bestimmte Ärzte aus dem Verkehr ziehen — nämlich

die, die Schwangerschaftsabbrüche machen!

Ich glaube. daß die Statistik diesen Schluß erlaubt. Gegenüber der Zeit vor 1975 gab es in der

letzten Zeit pro J ahr 30 bis 50 verurteilte Fälle, zur Hälfte Männer, also wohl Ärzte. Davon abge—

sehen glaube ich, daß die Zwecksetzung des @ 218 eine generaipräventive ist, das heißt, daß man

erreichen will, daß Frauen austragen, wenn ihre Verhütung erfolglos war.

Kann das Strafrecht solche abschreckende Wirkung überhaupt erreichen? Hierzu zwei Befunde

aus der Forschung: Verhaltensweisen sind kaum, wenn nicht gar nicht abschreckbar, wenn sie

emotional begründet und mit dern Lebensstil eng verwoben sind. Beispiel etwa Drogenge-

brauch.

Man kann banaie instrumentelie Verhaltensweisen, etwa Parken, eventuell negativ generalpräv-

entiv steuern. Durch Parkverbotsschilder und Bußgeld kann man Leute dazu bringen, ein Stück

Weiterzufahren, bis Parken erlaubt ist. Bei der Entscheidung einer Frau über das Gebären eines

Kindes muß meines Erachtens diese negative Generalprävention versagen, denn hier ist ihre Le-

benskonzeption betroffen. Hier geht es nicht um Bagatellverhalten.

Ich denke, beim & 218 steht die positive Generalprävention im Vordergrund: Man will Normen,

Moral, eine bestimmte Verhaltensmorai kultivieren und stützen, aber die Frage ist, ob das Straf-

recht überhaupt eine solche moralbildende Wirkung hat. Die wenige Forschung, die es dazu

gibt. deutet auf einen Bumerangeffekt hin. . . .

Als der Suizidversuch in England entkn'minalisiert wurde, stellte man fest, daß Personen, die

von der Reform wußten, den versuchten Selbstmord stärker moralisch mißbilligten als die weni—

gen, die weiterhin von Strafbarkeit ausgingen. Die Aufmerksamkeit scheint sich also an der

Strafe festzumachen. Man hat nur begrenzte Anhaltspunkte, immerhin scheint es so zu sein, daß

die eher dagegen sprechen, daß man mit dern Strafrecht moralische Positionen verteidigen kann:

eher besteht die Gefahr, daß diese unterlaufen werden. . . . Die Kontrolle der Indikationsstel-

lung sollte man meines Erachtens über die professionelle Ethik der Ärzte und Berater lösen,

nicht über das Strafrecht.“ Und: „Für . . . abschreckende oder moralbildende Steuerungsfähig—

keit des Strafrechts gibt es jedenfalls empirisch keine Belege . . . " (HU, 1988, S. 24f.).

Professor Ernst Benda gab im Januar 1989 der Journalistin Heike Mundzeck ein Interview, aus dern

die folgenden Auszüge stammen. „Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (hat) die ge-

setzliche Regelung, die dann später zustandekam, nämlich die Indikationen-Regelung, nicht festge—

'schrieben“, sagte er, und: „Ein Kriterienkatalog für Notlagen ist abzulehnen. Die Unbestimmtheit

des Begriffs der Notlage nach @ 218 Abs. 2 S. 3 schlägt zugunsten von Frau und Arzt zu Buche, und

die subjektiven Empfindungen, was eine seelische, soziale, finanzielle oder wie immer geartete Not-

lage sei, sind nicht zu katalogisieren“ (Mundzeck, 1989).

Ein Problem bestehe für einen Arzt in der Zumutung, eine soziale oder finanzielle Notlage beurtei-

len zu sollen. „Es ist kein Teil der ärztlichen Tätigkeit, festzustellen, ob Wohnverhältnisse unzurei-
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chend sind“, sagt Benda. Dazu gebe es andere, viel besser geeignete Berufsgruppen. Die Auf-

gabe des Arztes bestehe lediglich in der Feststellung seelischer Notlagen. Grundsätzlich liege

aber „ein guter Sinn darin, . . . daß eben nicht der Arzt. der die Abtreibung durchführt, die-
. . . Indikation einer schweren Notlage feststellt. sondern . . . ein anderer Arzt . . . — unter

anderem auch deswegen, um auch ihm unbewußte Konfliktsituationen (zu vermeiden)“

(a.a.0.).

Der „Schutz des ungeborenen Lebens“ wird in anderen Ländern nicht zur Grundlage der Abtrei-
bungsregelung gemacht. Weder in England oder Frankreich noch in den USA ist dieses katholi-
sche Gedankengut im Recht verankert, sondern vielmehr der Gesundheitsschutz der Frau oder
— wie in den USA nach bisheriger Mehrheitsansicht des Höchsten Gerichts sogar verfassungs-
rechtlich festgelegt — die Sicherung der Entscheidungsfreiheit einer Frau über ihr Muttersein.

Ulrich Klug: Natürlich durchzieht Frauenfeindlichkeit dieses ganze Thema. aber der Denkfehlcr
liegt eben darin. daß das Grundgesetz eigentlich niemals Frauenfeindlichkeit zuläßt. Das Grund-
gesetz basiert auf einer absoluten Gleichberechtigung ( Artikel 3 Grundgesetz)“
(HU. 1988, S. 46)

Was Ärztlnnen von der Abtreibung halten

1984 forderte der 87. Deutsche Ärztetag die Ärztinnen angesichts von „200 000 Schwangerschafts-
abbrüchen“ auf, alles zu tun, um dieser „verhängnisvoilen Entwicklung“ entgegenzutreten; man
vermutete, eine Vielzahl der notlagenindizierten Fälle werde einer gerichtlichen Überprüfung nicht
standhalten.

1985 sprach der Präsident der Bundesärztekammer, Karsten Vilmar‚ im Zusammenhang mit Abbrü-
chen nach der Notlagenindikation von .,Sozialtötung“ und „Vernichtung lebensunwerten Lebens“
(Katholische Nachrichten-Agentur, 1. 8. 1985).
1986 befragte Monika Häußler vom Max-Planck-Institut, Freiburg, 286 baden-württembergische
und 120 hessische Frauenärzte nach ihrer Einstellung zum 5 218. Etwa drei Viertel meinten, daß „der
Gesetzgeber die Verantwortung auf die Ärzte abgewälzt“ habe und plädierten für eine Änderung
der bestehenden Indikationen-Regelung. Ein Drittel wollte einen Kriterienkatalog für Notlagen er-
stellt wissen, ein weiteres Drittel plädierte für die Fristenregelung.
1986 lehnte der Deutsche Ärztetag einen Antrag seines Vorstands ab (ein seltener Fall!), der eine
Kommission für die Beurteilung einer Notlage bei der Indikationsstellung eingerichtet wissen
wollte. Statt dessen wurde eine Forderung nach mehr Sexualberatung und Aufklärung verabschie-
det.

Weitere Stimmen finden sich auf S. 207 ff.

Zusammenfassend läßt sich über die Neuregelung des 5 218 sagen, daß ein mangelhaftes Gesetzesge-
bilde herausgekommen ist. Die Frauen müssen sich einer Zwangsberatung unterziehen; sie bleiben
von den Ärztlnnen hinsichtlich Indikationsstellung und Abtreibung abhängig. Die unterschiedlich
liberalen Länderrich‘riinien schaffen ein Nord-Süd-Gefälle, hinzu tritt ein Stadt-Land-Versorgungs-
gefälle in bezug auf ArztInnen, Beratungs— und Abtreibungseinrichtungen. Die meisten Probleme
hat demnach die süddeutsche Landbevölkerung.
Trotz alledem: Die Frauen, die ihre Schwangerschaft abbrechen ließen, konnten endlich aus dem
Dunkel der Hinterhofküchen herauskomrnen. Abtreibung müßte nicht länger ein Privileg von bes-
sergestellten oder informierten Frauen bleiben. Die 1976 eingeführten Veränderungen bedeuteten
Legalisierung, wenn auch unter einschränkenden Bedingungen, und führten zu weitgehender Ab-nahme von Erpressung und Ausnutzung von Frauen. Der medizinische Fortschritt, der aus der ille-galen Praxis des Schwangerschaftsabbruchs verbannt gewesen war, konnte endlich auch die Gefahrvon Komplikationen und Verletzungen wesentlich verringern.
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Politik und Praxis des Schwangerschaftsabbruchs

Entwicklung seit 1976

Ab 1976 richtete man sich allmählich mit dem neuen Gesetz ein. Die Bundesländer erteilten Zulas-

sungen für Einrichtungen für Beratung und Schwangerschaftsabbrüche nach 5 218. Sukzessive Ver—

besserungen wurden erwartet: mehr Beratungsstellen und qualifizierte Ärztlnnen und Beraterln-

nen, verbesserte Durchführunngedingungen für Abtreibungen.

In einigen Regionen, vor allem in den SPD-regierten Bundesländern, wurden ambulante Einrich-

tungen zugelassen: in Berlin, Bremen, Hamburg, Düsseldorf und anderen Großstädten. Über die

ganze Bundesrepublik verstreut arbeiteten mutige Ärztlnnen, Sozialarbeiterlnnen, Psychologlnnen

und andere, die die Ermessensspielräume des @ 218 nutzten und zugunsten der Frauen auslegten.

Tausenden gerade auch junger Frauen wurde durch mutige Entscheidungen in völlig ungeklärten

Rechtsräumen geholfen: Wie stellt man beispielsweise fest, ob eine Vierzehnjährige einer Schwan—

gerschaft gewachsen ist oder nicht? Trotz aller noch bestehenden Widrigkeiten wie Zwangsberatung

war ein verhältnismäßig angstfreier und kostenloser Zugang zur Abtreibung möglich geworden.

1979 eröffnete in Bremen das erste Familienplanungszentrum der Pro Familia, 1982 folgte Ham-

burg; heute gibt es weitere in Rüsselsheim, Kassel, Gießen, Saarbrücken.

Zeitgleich mit der Reform begann ihre Bekämpfung von reaktionärer Seite. Moralische Vorhaltun-

gen und Diffamierungen in den Medien wurden massiver und zeigten Wirkung. Die zu beratenden

Frauen und die Beraterlnnen wurden vorsichtiger, viele ängstlicher. Die anfängliche Hoffnung auf

Verbesserungen der Abtreibungsbedingungen wich allmählich Bestrebungen, das Erreichte zu er-

halten.

Ab 1980 setzten jedoch auch neue große Aktionen als Antwort auf die Beschimpfungen ein. In

Frankfurt fand ein mehrtausendköpfiges Tribunal gegen den & 218 und für das Selbstbestimmungs-

recht der Frauen statt. 1983 nahmen in Karlsruhe etwa fünftausend Menschen an einer Demonstra-

tion zum Protest gegen die ungleiche Abtreibungspraxis teil. Erste Erfahrungsberichte von offiziel-

ler Seite (Bundesministerium, 1980) und von betroffenen Frauen (Paczensky, 1980) hatten die Män-

gel der Reform aufgezeigt Die Zeitschrift Emma startete eine Kampagne, eine neue Klage gegen

den herrschenden @ 218 vor dem Bundesverfassungsgericht anzustrengen, die Grünen brachten Ge—

setzentwürfe zur Abschaffung des Paragraphen in den Bundestag ein, Gewerkschaften verabschie-

deten die Forderung, @ 218 zu streichen — alter und neuer Kampfgeist erwachte und erreichte Wäh-

rend der „Memmingen“ genannten Verfahren und nach der Urteilsverkündung gegen Theissen im

Mai 1989 einen vorläufigen Höhepunkt.

Einige Zahlen

Trotz im Gesetz vorgeschriebener Meldepflicht kann die Gesamtzahl der Schwangerschaftsabbrü-

che in der Bundesrepublik Deutschland nur geschätzt werden. 1977 wurden dem Statistischen Bun-

desamt 54 300 Abbrüche gemeldet, 1982 mit 91100 die höchte Zahl, gefolgt von kontinuierlichem

Rückgang auf 83800 Abtreibungen in 1988. Hinzu kommen die nach der Rechtslage legalen Ein-

griffe, die nicht gemeldet werden, die illegalen Eingriffe und solche, die im Ausland vorgenommen

werden — vornehmlich in den Niederlanden, in England und Österreich.

Damit liegt die Fragwürdigkeit dieser Statistik auf der Hand.

Der Anteil der Notlagen an den statistisch registrierten Indikationen stieg bis 1988 auf 87 % , wäh-

rend die medizinischen Begründungen von 29 auf 10% sanken. Offensichtlich findenéich bei den

„Notlagen“ heute eine Reihe seelischer Konfliktsituationen, die ebenso gut oder besser eine medizi-

nische Indikation begründen könnten. (Offenbar scheuen einige Ärztlnnen die leichtere Überprüf-

49



barkeit der medizinischen Indikation oder die Fristaufhebung für den Abbruch und bescheinigen
eher eine Notlagenindikation.)

Die statistisch nicht erfaßten Schwangeßchaftsabbrüche stellen die vielzitierte Dunkelziffer dar. Sie
wird in politischer Absicht manipuliert, um Verschärfungen des ä218 durchsetzen zu können. Die
Schätzungen über die wirkliche Zahl gehen von 130000 nach Untersuchungen der Pro Familia
(s. v. Baross, 1988) bis zu aus der Luft gegriffenen 400000 ( Gesundhéitsminister Blüm) jährlicher
Abtreibungen.

Es steht fest, daß aus plausiblen Gründen nur ein Teil der Abbrüche dem Bundesamt gemeldet wird.
Die Krankenkassen legen ihren Kostenerstattungen den Durchschnittswert aller Ärztenbrechnun—
gen je Leistung und Region zugrunde. Führt in einem Gebiet nur ein Arzt oder eine Ärztin Schwan-
gerschaftsabbrüche durch, fehlt ein solcher Richtwert; dies hat etwa im Ruhrgebiet wegen angeblich
zu hoher Honorarforderungen zu Kürzungen durch die Kassenärztliche Vereinigung geführt. Die
Ärzte erhielten zwar vor Gericht Recht, hatten sich jedoch gegen Betrugsvorwurf wehren müssen.
Überhaupt scheint die Zugrundelegung eines Durchschnittswertes eher ein Anreiz zu sein. darun-
terzubleiben, als durch häufigeres Überschreiten als „Abtreiberln“ zu gelten.
Die Meldung an das Statistische Bundesamt bedeutet für die Ärztlnnen eine unangenehme, unbe—
zahlte Mehrarbeit. Die Anonymität der Meidekarten ist nicht garantiert und wird nicht immer ge-
wahrt. Vielleicht fehlt einigen Ärztlnnen auch —verständlicherweise — die Einsicht in die Sinnhaftig-
keit der Zahlen.

Die Länderstatistik 1988 weist die folgenden Zahlen auf (Auszüge):

%
Land Schwangerschaftsabbrüche

Anzahl 1988 Anzahl 1987 +/-%
Insgesamt BRD 83.784
Schleswig-Holstein 3.211
Hamburg 6.268
Niedersachsen 3.818
Bremen 5.008
Nordrhein-Westfalen 25.289
Hessen ' 22.315 20.472 + 9 %Rheinland-Pfalz 1.238
Baden-Württemberg 5.412 6.440 —16 %Bayern 5.844 6.947 -15‚9%Saarland 1.125
Berlin 4.256

Quelle: Statistisches Bundesamt Wiesbaden

Die Statistik krankt auch daran, daß nicht der Wohnort der Frau, sondern der Ort des Eingriffs er-faßt wird. Die Ärztlnnen, die in den Einrichtungen arbeiten. die für ambulante Durchführung von
Abtreibungen zugelassen sind, berichten von wachsendem Anteil Frauen aus Bundesländern, in de—nen ein Schwangerschaftsabbruch schwer zu erreichen ist.
In Hamburg gab es im Sommer 1989 siebenundvierzig Einrichtungen zur Durchführung ambulanter
Abtreibungen, in Hessen achtundzwanzig, in Baden—Württemberg nur eine einzige, in B
keine. Nach einer Studie des Freiburger Max-Planck-Instituts für ausländisches und inter
Strafrecht fährt mindestens jede zweite Frau aus Baden-
Hessen oder ins Ausland. Ähnlich ist die Situation für
1987 in drei Münchner Kliniken, die Abbrüche durchfüh
1069 auf 160 zurückging.

Für eine Abtreibung im Krankenhaus mußten bereits 1978 aufgrund einer kostentreibenden Ver-weildauer von durchschnittlich (!) fünf bis sechs Tagen um 1 000 Mark aufgewendet werden. In demBencht der „Kommission zur Auswertung der Erfahrungen mit dem reformierten ä218 des Strafge-setzbuches“ von 1980 ist dazu ausgeführt: „Unter fachlichen Aspekten muß die derzeitige Verweil-

ayern gar

nationales
Württemberg zum abulanten Abbruch nach
Bayern einzuschätzen, zumal von 1985 bis
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dauer jedenfalls als unangemessen lang beurteilt werden“ (S. 148). Die Empfehlung der Kommis-

sion lautete, unbedingt die ambulanten Einrichtungen auszubauen; es gab positive Erfahrungen in

den USA und den Niederlanden, wo 90 % der Eingriffe ambulant durchgeführt wurden.

Im Erscheinungsjahr des Berichtes wurde in Bayern verfügt, daß keine Einrichtungen für die ambu-

lante Abtreibung mehr zugelassen waren.

Zahlen aus der Kriminalstatistik

Aus Verena Kriegers (Die Grünen) Kleiner Anfrage und der Antwort der Bundesregierung vom

September 1988 (Auszug): '

I . In wie vielen Fällen kam es zu strafrechtlichen Ermittlungen aufgrund des Verdachts einer Straf-

tat nach den 55218jf. StGB insgesamt sowie aufgeschlüsself nach

-— illegalem Schwangerschafisabbruch,

- Werbungfür den Schwangerschaflsabbruch,

— Inverkehrbringen von Mitteln zum Abbruch der Schwangemchaft

jeweils in den Jahren 1983—1987 sowie der ersten Jahreshälfte 1988?

Statistische Erkenntnisse über staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren nach defi ä5218ff. ‘

StGB liegen nicht vor. In der Polizeilichen Kriminalstatistik werden lediglich die von der Polizei

bearbeiteten Fälle registriert.

Verstöße gegen 55218, 218b, 219, 21921 StGB werden in der Polizeilichen Kriminalstatistik ge— ‘

meinsam unter dem Arbeitstitel „Abbruch der Schwangerschaft“ erfaßt. Verstöße gegen 521%

StGB (Werbung für den Abbruch der Schwangerschaft)„und 521% StGB (Inverkehrbringen von

Mitteln zum Abbruch der Schwangerschaft) werden nicht gesondert ausgewiesen. Die nachfol— ‘

gende Tabelle enthält die Anzahl an polizeilich bearbeiteten Fällen des „Abbruchs der Schwan-

gerschaf “. ‘

Polizeih'ch registrierte Fälle nach .\“.Q'218 bis 21% StGB
in den Jahren 1983 bis 1988 1. Halbjahr, Bundesgebiet insgesamt

und axq‘geglieder! nach Ländern

Land/Jalxr 1983 I 984 1985 1986 I 987 1988

Baden -Wz'lrttemlwrg 22 80 1 9 3 28 6
Bayern 22 25 27 17 192 123
Berlin 2 4 6 2 4 ]
Bremen 1 2 —— - 1 -
Hamburg — — I — —- —
Hessen 4 3 6 3 3 1
Niedersachsen 5 7 7 5 6 4
Nordrhein-Wesdalen 19 33 15 7 35 12
Rhainland-Pflrl: 4 4 10 4 10 21 5
Saarland 1 2 — I — —
Sclzlesuv'g-Holxrcin I I 1 I I -

Bundesgebiet irrxgesamr 81 160 92 43 280 362

Quelle: Bundcxkriminalamt (Hg. ) —- Kriminali5risches Innirur. aux: Deutscher Bundestag, 1088. S. 3f.
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Boykott der neuen Strafrechtsregelung

Der Sprecher des gesundheitspolitischen Arbeitskreises der CSU, Holzgartner, bezeichnete 1979
den legalen Schwangerschaftsabbruch als „brutalen Massenmord“; Holzgartners Satz „Die Natio—
nalsozialisten haben die Juden getötet und die internationalen Sozialisten töten ungeborenes Le—
ben“ machte ihn berühmt. Kardinal Höffner in Köln und der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland äußerten sich damals gegen „Tötung ungeborener Kinder“. Die Katholische Deutsche
Bischofskonferenz kritisierte 1980 die sozialliberale Regierung wegen der Abtreibungspraxis, nach
der „auch das Töten von Menschen nach der Geburt erlaubt sein müßte“ (Scholtyssek, S. 2 f.). 1982
wurde die Initiative „Wähle das Leben“ auf dem Katholikentag gegründet.
Im Herbst 1982 trat die Regierungskoalition aus CDU, CSU und FDP ihr Amt an („Bonner
Wende“). Der {3218 solle unverändert bleiben, sagte Bundeskanzler Kohl in seiner Regierungserklä-
rung. Dafür hatten die Liberalen gesorgt, die bis heute eher einer Fristenregelung zuneigen als einer
Verschärfung der Abtreibungsgesetzgébung.

' Um 1983 setzte die „Mißbrauchsdebatte“ ein: die Unterstellung aus Kreisen der Katholiken und
christlichen Parteien, daß die Notlagenindikation von den ÄrztInnen zu häufig gestellt und der ä218
durch verdeckte Fristenregelung unterlaufen werde. 1984 verlangte Bundesfamilienminister Geiß-
ler die Streichung öffentlicher Gelder für Pro Familia.

Die „Notlage“ der Notlagenindikation wurde immer häufiger mit finanzieller Not gleichgesetzt, wie
zum Beispiel im Parteitagsbeschluß der CDU von 1988: „Unerträglich und bedrückend ist die Tatsa—
che, daß in der Bundesrepublik Deutschland, die zu den reichsten Ländern der Welt zählt, die über—
wiegende Zahl aller . . . Abbrüche mit . . . einer schwerwiegenden Notlage begründet wird“ (Her-
vorhebungen von E. K.) (S. auch S. 34).

Der Kardinal-von-Galen-Kreis, Münster, erstattete 1984 Anzeige gegen die Gewerkschaft ÖTV we-
gen Verdachts verfassungswidriger Aktivitäten, weil die ÖTV die ersatzlose Streichung des ä218 ge-
fordert hatte. Das Bundesverfassungsgericht habe 1975 die Geltung des Grundgesetzes auch für
„ungeborenes Leben“ festgestellt, daher greife, wer die Streichung des 5218 verlange, die Grundla-
gen des Staates an und vergehe sich gegen das Grundgesetz.
1985 mußte Geißler auf Druck der Öffentlichkeit die Veröffentlichung der Studie von Ketting und
van Praag über Schwangerschaftsabbrüche im internationalen Vergleich freigeben, die noch von der
vorherigen Regierung in Auftrag gegeben worden war. Nach dieser Untersuchung führte die BRD
unter den europäischen Ländern hinsichtlich später und riskanter Abbrüche, lag jedoch in der An-
wendung von Verhütungsmitteln und sexualpädagogischen Maßnahmen nur im Mittelfeld.
Die Liste ließe sich beliebig fortsetzen. Es waren immer wieder und am aggressivsten katholische '
Kreise, im Gefolge die Christdemokraten und -sozialen‚ aber auch Protestantlnnen und Ärztlnnen,
die sich gegen den ä218, die Anwendungspraxis und die Krankenkassenfinanzierung wandten.
An drei Beispielen kann nachfolgend exemplarisch dargestellt werden, wie die legale Abtreibungs-
praxis durch juristische, politische undloder bewußtseinsverändernde Maßnahmen beeinflußt wer-
den soll: über die Finanzierung von Schwangerschaftsabbrüchen aufgrund einer Notlagenindikation
durch die Krankenkassen, über die Bundesstiftung „Mutter und Kind — Schutz des ungeborenen Le-
bens“ und den Entwurf eines Bundesberatungsgesetzes.

Wider die Krankenkassenfinanzierung

Hinter dem Stichwort „Abtreibung auf Krankenschein“ verbirgt sich ein mehr als zehn Jahre Wäh-
render Kampf des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken (1981), des CDU-Bundesparteitags
(1984) und vieler anderer katholischer oder CDU/CSU-naher Organisationen, die Finanzierung von
Abtreibungen nach der Notlagenindikation durch die gesetzliche Krankenversicherung abzuschaf-
fen. Vierundsiebzig Bundestagsabgeordnete der C-Parteien legten im November 1983 einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf zur Änderung der Reichsversicherungsordnung vor und scheiterten
schließlich am Widerstand der Frauen in den eigenen Reihen.
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Die Klage der Redakteurin einer katholischen Zeitung gegen die Barmer Ersatzkasse auf Unterlas-

sung der Finanzierung notlagenindizierter Abbrüche wurde 1984 zurückgewiesen. 1986 entschied -

das Bundessozialgericht, dann 1988 auch das Bundesverfassungsgericht‚ daß die‚Klägerin nicht in ih-

ren Grundrechten verletzt sei, wenn Krankenkassen die „Abtreibung auf Krankenschein“ finanzier-

ten.

Die bayrische CSU-Regierung (1984, 1989) und Bundeskanzler Kohl über das Land Rheinland-

Pfalz (1985) drohten mehrfach Normenkontrollklagen gegen die Krankenkassenfinanzierung (oder

Teile der 533 218 ff.) an. Bislang ist nichts geschehen: „Wenn wir aber in Karlsruhe scheitern“ - so

Edmund Stoiber beim CSU—Parteitag 1988, „dann stehen wir danach mit abgebrochener Speerspitze

politisch schlechter da als jetzt, weil das als Persilschein für eine unbefriedigende jetzige Gesetzes—

lage interpretiert würde“ (Bohne-Horsch, S. 14). Welche Bilder.

Eines der wichtigsten Ergebnisse der Reform von 1976 war die „Abtreibung auf Krankenschein“,

das heißt, auch den weniger begüterten Frauen einen ordentlich durchgeführten Schwangerschafts-

abbruch finanziell zu ermöglichen. Dies ist also eines der sozialen Kernstücke der Reform, das abzu-

schaffen manche Christen sich große Mühe geben.

Was auf gerichtlichem Wege nicht erreicht werden konnte, wollen einige Kassen offensichtlich

durch die Hintertür erreichen. Nachdem die Beamtinnen in Bayern und Baden-Württemberg be-

reits seit 1983 keine Beihilfe für Abbrüche nach der Notlagenindikation mehr erhalten und die priva—

ten Krankenkassen sich überwiegend noch nie dazu verstehen konnten, haben nun auch die RVG-

Kassen Badische Landwirtschaftliche Krankenkasse in Karlsruhe und die Landwirtschaftliche Kran-

kenkasse Unterfranken ihre Zahlungen für notlagenindizierte Abtreibungen eingestellt. Das Stutt-

garter Sozialministerium werde das Landesaufsichtsamt für Sozialversicherung benachrichtigen und

im Falle weiterer Weigerung einen Verpflichtungsbescheid erteilen, mit dem die Kassen zur Erfül-

lung ihrer gesetzlichen Pflicht gezwungen werden könnten, so ein Sprecher des Ministeriums.

So weit, so gut; die „letzte Meldung“ kurz vor Redaktionsschluß läßt über den Zusammenhang von

Recht und Politik nachdenken:

Späth bremst Sozialministerium

Schritte gegen Krankenkasse wegen @ 218-Beschlusses verhindert

° ° 0 Späth ließ jetzt erklären, nach seiner

Ansicht müsse eine so komplizierte und
kontroverse Rechtslage erst einmal in
aller Ausführlichkeit geprüft werden. Ein
Sprecher Späths sagte, eine Konfronta-
tion zwischen Staats- und Sozialministe-
rium von Barbara Schäfer (CDU) bestehe
— „so“ —— nicht. Mit dem Sozialministe-
rium, das allerdings „keinerlei reehili-
chen Inteipäetati0nsspiélkätfm" ge‘séheh
hatte. sei man sich einig, daß Zwang;-
maßnahmen gegen die badische landwirt»‘ -
schaftliche Krankenkasse nicht unmittel- ‘
bar bev0fis‘tühden; Mit'"déi“öffentlichéxi -'
Androhung rechtlicher Schritte sei die
komplizierte Rechtslage eben nicht genü-
gend berücksichtigt worden.

Die Haltung des quialministeriums
war kritisiert worden, unter anderem von
der CDU-Vereinigung „Chri5tdemokraten
für das Leben“ (GDL) und der Juristen-
V.ereinigung „Lebensrecht“. Der CDU-
Bundestagsabgeordnete Claus Jäger
nannte die Absicht des Ministeriums
„einen einzigen Skandal". @@
wurde bekannt, daß eine Frau die Kags
5ereits aui Erstafifiä der Kosten für ih-

Frankfurter Rundschau. 9. 8. 89 re 3gii_mng verklagt hat. \ . .
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Die Allgemeine Ortskrankenkass'e in Iserlohn verklagte 1987 einen Arbeitgeber, weil dieser sich ge-

weigert hatte, einer Frau nach notlagenindiziertem Schwangerschaftsabbruch Lohnfortzahlung zu

leisten. Im Urteil der ersten Instanz hatte das Arbeitsgericht festgestellt, ein Abbruch sei grundge-

setzwidrig; dieses Urteil wurde in zweiter Instanz und 1989 auch vom Bundesarbeitsgericht aufgeho-

ben; eine Verfassungsbeschwerde ist anhängig. ’

Die Gegnerlnnen der Krankenkassenfinanzierung sträubten sich 1988, Blüms Gesundheitsreform-

gesetz inklusive entsprechender Vorschriften zu verabschieden. Das Gesetz passierte erst die Ab-

stimmungshürden, nachdem als Kompromiß die Finanzierung von Schwangerschaftsabbrüchen her-

ausgenommen und in der alten Reichsversicherungsordnung belassen wurde. Als „Sondergesetz für

Abtreiberinnen“ kann sie — so hoffen christliche Politiker, eines Tages gestrichen werden.

Was eine solche Maßnahme brächte, liegt auf der Hand: eine Verschärfung des Klassenwesens in der

Gesundheitsversorgung, bessere Versorgung für die bessergestellten Frauen, für die Mittellosen die

billigste, also häufig die gesundheitsschädlichste Lösung: zum Beispiel die Selbstabtreibung. Dies ist

genauso sicher wie die Tatsache, daß eine Senkung der Zahl von Schwangerschaftsabbrüchen jeden-

falls nicht erreicht würde.

Bundesstiftung „Mutter und Kind — Schutz des ungeborenen Lebens“

Am 13. Ju1i 1984 trat das „Gesetz zur Errichtung einer Stiftung ‚Mutter und Kind — Schutz des unge-
borenen Lebens“ in Kraft. Paragraph 2 lautet: „Stiftungszweck: ( 1) Zweck der Stiftung ist es, Mittel
zur Verfügung zu stellen für ergänzende Hilfen, die werdenden Müttern, die sich wegen einer Not-
lage an eine anerkannte Beratungsstelle nach & 218 b des Strafgesetzbuches wenden, gewährt oder
für die Zeit nach der Geburt zugesagt werden, um ihnen die Fortsetzung der Schwangerschaft zu er-
leichtern. (2) Auf Leistungen auf Grund dieses Gesetzes besteht kein Rechtsanspruch.“
Derzeit jährlich 130 Millionen Mark gibt die Bundesregierung für diese Stiftung aus, durch die an-
geblich die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche reduziert werden soll. Daß finanzielle Zuwendun-

‘ gen Abtreibungsraten nicht zu senken vermögen, hatten bereits Ketting und van Praag (1985) und
das Max-Planck-Institut, Freiburg (Eser, Koch, 1988), festgestellt. Nachweisbar ist lediglich ein
„Mitnahmeeffekt“: Frauen, die ihre Schwangerschaft in jedem Fall austragen und einen Abbruch
nie ernsthaft erwogen haben, beantragen und erhalten StiftungsmitteL
Der fehlende Rechtsanspruch, nicht sichergestellte Anonymität der Frauen, großer kostenlos zu lei-
stender Verwaltungsaufwand und die Fragwürdigkeit der politischen Zielsetzung veranlaßten alic
nichtkonfessionellen Träger und auch evangelische Beratungsstellen, von der Mittelverteilung Ab-
stand zu nehmen und die Frauen gemäß @ 218 b zu informieren, wo sie Stiftungsgeld beantragen kön-
nen. Auf einzelne Frauen verteilt, handelt es sich bei den Zuwendungen urn Einmalzahlungen von
unter tausend Mark, mit denen Frauen zum Austragen einer unerwünschten Schwangerschaft er-
muntert werden sollen. Mehrere Sozialämter hatten Frauen ihre Sozialhilfe wegen des Bezuges von
Stiftungsgeid gekürzt, so daß Bundesfamilienministerin Süßmuth 1987 sogar die Landessozialbehbr-
den anweisen mußte, diese rechtswidrigen Praktiken abzustellen.
Neben der Bundesstiftung gibt es in einigen Ländern Landesstiftungen, so auch in Bayern, dessen
Stiftung „Hilfe für Mutter und Kind“ 1988 30 Millionen Mark ausschüttete.

Entwurf eines Bundesberatungsgesetzes

In den Koalitionsverhandlungen nach der Bundestagswahl 1987 waren die Freidemokraten wieder
einmal nicht zu einer Verschärfung des 5 218 zu bewegen. EinBeratungsgesetz-,
ähnlich, schien ein einigungsfähiger Kompromiß. Nach dem „Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der Beratung von Schwangeren“ vom August 1988 soll die Schwangere einen Rechtsanspruch
auf Zwangsberatung erhalten, falls sie eine Abtreibung erwägt. Die Beratung soll dem „Schutz des
ungeborenen Lebens“, aber auch „der Schwangeren“ dienen. Vom
Rede, das durch die Beratung erleichtert werden soll.

dem bayerischen

„Austragen des Kindes“ ist die
Andere Personen sollen zu dem Beratungs-
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gespräch hinzugezogen werden können (als sei das bislang nicht der Fall); erst nach öffentlichen Pro-
testen wurde „auf Wunsch der Schwangeren“ in den Gesetzentwurf eingefügt. Die Trennung von
Beratung und Indikationsstellung soll festgeschrieben und damit der Weg zum Schwangerschaftsab-
bruch für die Frauen und auch für die Beraterlnnen und die Ärztlnnen erschwert werden.
Es handelt sich bei dem Gesetzentwurf um Verschärfungen des 5218 StGB in Form von Erweiterun-
gen und Neueinführung von Vorschriften. Die Tendenz ist die Abschaffung der Notlagenindikation
und die Erzeugung und Verstärkung eines Gefühles von Unrecht im Zusammenhang mit Abtrei-
bung.

Bayern war bisher nicht bereit, auf seine schärferen Bestimmungen zu verzichten, obwohl mehrere
Gesetzentwürfe vorgelegt wurden. Das Beratungsgesetz wird — ähnlich wie die Verfassungsklage ge-
gen ä218 — immer mal wieder angekündigt, zuletzt durch Bundeskanzler Kohl im Juni 1989. Viel-
leicht wird es auch gar nicht verabschiedet. Bereits durch die Ankündigung wurde Angst erzeugt —
auch eine Form, Bewußtsein und Realität zu verändern.

Ein von den Verfechtern des Bundesberatungsgesetzentwurfs wohl nicht vorhergesehener Effekt:
Ein breites Bündnis hat sich quer durch die Republik und alle politischen oder sonstigen Organisa-
tionen gegen den Entwurf gebildet: die Arbeitsgemeinschaft berufstätiger Frauen der CDU-Sozial-

ausschüsse, Pro Familia, die meisten Gewerkschaften, die Arbeiterwohlfahrt, das Komitee für

Grundrechte und Demokratie, zahlreiche Frauengruppen, die Humanistische Union, die Arbeitsge-

meinschaft Beratungsstellen in Nordrhein-Westfalen, der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsver-

band, Teile des Diakonischen Werkes‚ SPD und Grüne und . . . und . . .

\

Das Bundesverfassungsgericht erlaubt den unterschiedlichsten Gruppen, sich auf sein Urteil zu be-

rufen. Das Urteil ist widersprüchlich: Einerseits wird der Einsatz von Strafrecht gefordert, anderer-

seits soll das Strafrecht zugunsten anderer — gemeinhin „flankierend“ genannter — Maßnahmen zu-

rückgestellt werden. Damit lieferte das Gericht höchstrichterliche Begründungen sowohl für den

Einsatz von Strafrecht als auch für die Förderung „flankierender Maßnahmen“.

Die Strategie der reaktimär-klerikalen Kreise liegt auf der Hand: mehr Geld für Schwangere und

Kinderkriegen, weniger Geld für Schwangerschaftsabbrüche bei gleichzeitiger „Bewußtseinsverän—

derung“ durch Diskriminierung und Installierung von Schuldgefühlen. Als ;‚flankierende Maßnah—

men“ soll ein Bündel familienpolitischer Maßnahmen in zweistelliger Milliardenhöhe zum Kinder-

kriegen animieren. Gleichzeitiger Sozialabbau und wachsende Arbeitslosigkeit gerade auch der

Frauen sollen für Verfügbarkeit und Gefügigkeit sorgen (ähnlich der Ausländerpolitik).

Und wie gehen Justiz und Politiker mit der höchstrichterlichen Forderung nach Strafrechtseinsatz

bei Abtreibung um? Das Minderheitenvotum sprach in diesem Zusammenhang von „flankierenden

Strafsanktionen“. Ist das Strafrecht Flanke oder Hauptsache? Das soll im nächsten Kapitel beleuch—

tet werden.
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II. Abtreibung vor Gericht

Verfahren bis 1987

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht in Freiburg stellte 1988 die

Studie „Schwangerschaftsabbruch im internationalen Vergleich“ vor. Die Wissenschaftsjournalistin

Barbara Zerner faßte die dort beschriebenen bundesrepublikanischen Strafverfahren wegen Abtrei—

bung zwischen 1976 und 1986 zusammen: „Bei der Aktenanalyse handelt es sich um alle 851 Verfah-

ren zum @ 218 seit 1976, die noch erfaßbar waren. Die durchschnittlich beschuldigte Frau ist danach

24 Jahre alt, unverheiratet oder geschieden oder lebt getrennt (72 %). Sie stammt aus einer Arbei-

terfamilie (60 % ) und ist in einer Kleinstadt aufgewachsen (66 % ). Sie hat einen Sonder- oder Haupt-

schulabschluß (69 %), aber keine Berufsausbildung (54 %). Ihren Unterhalt, der durchschnittlich

600 DM beträgt, finanziert sie selbst (70 % ). Weitere 20 % der Frauen wurden von ihren Eltern oder

vom Sozialamt unterstützt. Allein in Anbetracht dieser sozialen Situation hätten wahrscheinlich die

meisten der strafrechtlich beschuldigten Frauen straffrei ausgehen können, wenn sie sich nur im Ge-

setz ausgekannt hätten“ (Zerner, 1988).

Die Frauen haften sich zum Teil unbedacht selbst angezeigt, beispielsweise bei einem Ehestreit, zum

dem die Polizei gerufen wurde und in dessen Verlauf die Frau etwa sagte: „Und du bist auch an mei-

ner Abtreibung schuld.“ In 49 % aller Ermittlungsverfahren hatten sich die Frauen ungewollt selbst

angezeigt, indem sie die Frage eines Grenzschutzbeamten danach, was sie in die Niederlande geführt

habe, wahrheitsgemäß beautworteten. Da für Bundesbürgerlnnen deutsches Strafrecht auch im

Ausland gilt, muß eine Frau für einen Schwangerschaftsabbruch in den Niederlanden die Vorausset-

zungen in der Bundesrepublik erfüllen. Dann darf sie wegen freier Arztwahl auch nach Holland fah-

ren.

Zufall also, wer erwischt wird: Daher spricht man beim % 218 von „Zufallsstrafrecht“.

8 % der beschuldigten Frauen erhielten Freiheitsstrafen zwischen vier und zwölf Monaten, ein Vier-

tel kam mit Geldstrafe davon. „(Die Strafverfolgung) ist in den einzelnen Bundesländern unter—

schiedlich geregelt. In Baden-Württemberg werden viele Verfahren mit dem Erlaß eines Strafbe-

fehls abgeschlossen. Nördlich des Mains . . . wird das Verfahren oft wegen , geringer Schuld‘ gegen

eine Geldbuße eingestellt. In Bayern werden vergleichbare Verfahren allerdings seltener einge-

stellt. —Wenn dennoch knapp die Hälfte aller Ermittlungsverfahren ohne weitere Maßnahmen abge-

schlossen wurde, so vor allem darum, weil die Frauen nach ihrer ungewollten Selbstanzeige die wei-

tere Aussage verweigerten und andere Anhaltspunkte für eine Straftat nicht gefunden wurden“

(Zerner, a. a. O., S. 7).

Im Saarland und in Rheinland-Pfalz gab es bis 1987 179 Ermittlungen in Abtreibungsfällen, die der

Staatsanwaltschaft ähnlich wie in Memmingen über Patientinnenkarteien bekannt geworden waren.

In allen Fällen wurden die Verfahren eingestellt. Wegen der kriminalstatistischen Entwicklung vor-

wiegend in Bayern und Rheinland—Pfalz siehe S. 51.

Zahlreiche Versuche, die Rechtslage und die Praxis der Schwangerschaftsabbruchs auf politischem

Wege oder über Institutionen wie Krankenkassen zu erschweren, waren gescheitert. Zusätzlich

nahm sich nun die Individualgerichtsbarkeit dieser Aufgabe an: 1987 ist ein sprunghafter Anstieg

spektakulärer Verfahren gegen einzelne Menschen zu verzeichnen.

Im August 1987 stand in Celle eine sechzehnjährige Schwangere vor Gericht, das die Zustimmung

zur Abtreibung ersetzen sollte und ihr einen Abbruch mit dem Argument, sie könne das Kind zur

Adoption freigeben, untersagte; sie lebe ja bereits von Sozialhilfe (sie war Heimbewohnerin), daher

ändere sich durch ein Kind ihr Lebensstandard nicht. Das Gericht drohte der Mutter, die nachträg-

lich ihre Zustimmung zur Abtreibung gab‚ und eventuellen Ärzten, die bei einem Abbruch mitwir—

ken könnten, Zwangsgeld an. Die junge Frau verschwand nach der Urteilsverkündung. (Anmer-
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kung: Auf die Zustimmung Erziehungsberechligter können Ärztlnnen verzichten, wenn sie sich von
ausreichenderReife und Entscheidungsfähigkeit der Minderjährigen überzeugen können.)
In N iim'oerg erging'im Mai [987 ein Urteil gegen einen Frauenarzt wegen mehrerer Anklagepunkte.
unter anderem Schwangerschafrsabbruch mit Todesfolge und illegaler Abtreibung. Der Arzt war re—
gional der einzige, der Ab‘i?éibungen durchführte. Er wurde dcnunzien, jahrelang beobachtet und
nach dreizelmmonatiger Untersuchungshznft zu vier Jahren und vier Monaxen Gefängnissirafe ohne
Bewährung und zu zweijährigem Beru[sverbntverurreilt‚ In seinem Gerichtsverfahrcn wurde die In-
dikation in den Mittelpunkt gen'ickt. Zwei Ärzte. die Indikationen gestellt hatten. wurden ebenfalls
vor Gericht gestellt wegen Beihilfe zum unrechtmüßigen Schwangerschaflsabbruch. Die Texte (ler
lndikationsbescheinigungen, die sie ausgestellt hätten, seien zumeist gleichlauteud und fehlerhaft
gewesen. Heide Soltau in der‚Zeir‘ vom8. 5. 1987: „In den Gutachten ist oft, zu oft, wie das Gericht
meint, von depressiver Verstirnmung, Suizidgefahr und Schlaflosigkeh die Rede und nur im Neben-
satz von einer schweren sozialen Notlage, Die Verhöre der Frauen aber ergeben ein ganz anderes
Bild. ‚So, der Dr. . ‚ . hat Sie dann zum Psychiater geschickr. Wissen Sie denn, warum?‘ ‚Nein, ich
weiß nicht ‚ 4 . ‘ ‚Sie hatten alsß Depressionen?‘ Schweigen. ‚Na, waren Sie depressiv. traurig? —
Ich weiß nicht, ich hab mal geweim . . ‚ '— ‚Was hätten Sie denn getam wenn der Doktor Ihnen das
Gutachten nicht gegeben hätte?‘ Schweigen. ‚Hätten Sie sich dann umgebracht? — ‚Nein. Ich wäre
dann wohl nach Holland gefahren,“ (Zur Problematik der Befragungen nach mehreren Jahren 5.
s. 153).
Einer der beiden Ärzte wurde zu einem J alu“ Haftstrafe mit Bewährung und 10.000 Mark Geldstrafe
vemrteilt; der andere Arzt hat 16.000 Mark Strafe bezahlt, obwohl es doch gar keine Vorschriften
über den Text einer Inclikationsbescheinigung gibt . . .

Schmutzige Geschäfte mit Wien

An dieser Stelle muß die Afiäre, die die Sterfz-Redakteurin Uta König 1980 in Bayern. Baden-Würt-temberg und Österreich aufdeckte, in Erinnerung gerufen werden.
Verschiedene Ärzte schickrcn seit längerem schwangere Frauen gegen Provision von Süddeumch—land nach Wien zum Schwangerschaftsahbruch. Auch ein Chefath aus Memmingen war in denSkandal verwickelt.

Kussieri
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igc prakliiuhg' Ämin lli\lv

Ic cmc A\lilfkflül:k< cnulccki.
Seil di!l\1 L Januar 1975 in der

Herd {ÜF lnlektionen: Vor und mach dem Eingriff In der Wlener
Praxiswerderl die Frauen aufdlese schmutzige Tniieliegeschickl

Schwangerschaflsnbbruch in
Ü.ul=rncich his zur 1.2. Wucht
fi‘cigcgchcn. wiihrend in dm
uninnsrchicncn SüdJelllschcu
|lundcsländcm nicht einmai die
geltende Indikaimnsregelung
um den meisten Ärzh.‘n und

— n pmklizien
kl Frau Dr. Rn-

dauer in regelmäßigen Ab»
suindun an ' niedergelassene
Fraumiirf.lc und Allgemeinme-
dillm:r im süddeutschcn Raum
v:im:n‘ hekmgmphiuru-n sum—
dardbricf. in dem sie ihrmu
deutsehcn Koitegcn einen rer-
(cklen ösxcrrcichischun Abnei-
bungssen'icc 6000 Schilling
_ mm Marl; — offeriert. Sol.
aha Schreiben hukomlmzn deux-
schc Arm: auch vun anduren
ausländischen Kollegen per
Post —— dcr Umcrschicd ist nur.
dnß Frnu Dr. Rndnucr'sich den
Ärzien gegeniiber Iilr die Ver-
miulung von Frauen hcmndL‘rs
dankbar migh

Sin mach! nämlich schrifllich
den Vorschlag. „daß die l’uiicfl»
[innen den g.;snmlcn Preis [11-
„um mehr gezhrlar Hm Kullm
gt. Mmhlcu. von Ihnen drum
cine B\tslliligun! crhnhen und
Sie dann in freundlich sind. dm
enlsprechcnclcn Heirug für mich
im Nnn\cn dcr Pnlicmin auf ein
llmxk- odev cin Pusischcck
Kanu) bhcrweiscn' Der Dok-

tor, dcr nincr Maklc T“.iligkcit
nich! nhguncigl isl. fi ! din: hui-
gßl'ügle ..Kuninktksrlc“ :ms

und bauen um die „Unterlach
mnppc“ undf'mler den „tel::[o-
nischen Kunxakl" von Frau Dr.
Rihdaucr.

Ein Münchner qucnarli.der aus Neu er bei der Wien!
ÄrLtin anrief‚ v:muhm sum.
nein!. wie die Ge5chi'xhsbe
hungen abgewickall wenden:
Kaisierl er um seiner Peiienlin.
die er mich Wien ühcrniilicll.
UUU Mark für de“ Abbruch.
dann kann in sich davon ins zu
3Cll) Mark in die éigene Tische
slecken. Den Rgsi fl_bctw:isl er
auf einer vorgedruclen Zahl-
km1c im Namen der l‘miemin
au alas Konto der hiilshereiten
Wiener Dame. Die Pnu'eniin
bekomm ein Schreiben ihres
ARII:$ mil auf den W ‚in (lern
er ihr be>tiiligt dan m die 900
Mark bumhli hsL

Sn beh'iil Frau Dr, Rndauer
din: Kunlruile über ihre Finan-
zen. Und jll=r iiber\veisende
deuticlu: Arzt hat die GEW"5'
heil, daß win Name auf dem
Zahlsclu:in nicht nul'laudu. Din
Pnlienlin erfährt llicl1(s von der
Pro\‘ cm. Sie ha! nur die
5L‘hl’iffhd1t Beslälig‘ung. dic.
frau Dr. Rndm_mr bcstimlm XSI.
daß sie 900 Mark bezahlt hin,

Die Unicrlagcnmappe, die
Dr. M|lhcrcr und Dr, l’olcschal
suwii: Duizunde anderer Pirat
bei Ffm! Dr‚ Radium anforder—
len, _enihäit Zahlseheine zur
Anweisung das Honorar; und
mhlrcich= gelbe 0bcrwcisungs-
bogen. die die Pnlicnlinncn “&
gefüllt und mil dem Stempel ih-
res Ania versehen zum A|)-
hruch mitbringen sollen. Au-
ßerdem ist ein E=gl=ilbrief bci»gelcg{‚ in dem der „sehr guehr-
im Frau Kollegin“ und dem
„sehr geehrlun Herrn Kolle—
gen" ein 1vn:imr Zahlungsmi-
dus vnrgcsclilugcn wird Em
andere Alremalivc “ “. daß
<m- Pnlianlinncn m:: gasumu‘
Summe hier bei mir hcgleichen.
Für die Nachlmlcrsuciwng um.!
ev. nmwcndigc Nachbehand-
lung bleib! mr gzuün5chlcs Ho-
numr aufrecht."

Frau l)_r. Rnduucr mm die
lukralivu Provisinn als Honorar
fiir eine „N cllbehm\dlung".
Der demsch 'ermiulcr erhält
die Summe pcr Posmnw sung
oder nur sein Komm in cum»
sm. Dia finnnzkundigu Dame
\\ iß uber chunm Wii: ihr: Ge-schiil'ispn_rmur‚ daß eine solche
.,Nachbchundluug" in lls‘r Hun-
dusrupuhlik auf Krankenschein
abgcruchnel wird.

Die Münchner Vcni=hc-
rungsange;xcihe Barbara Slom:rnllnn: von solchen Machen—
whaflcn nichls. als 5iv: vor drei
;\lomuen im Sprech1imm \' n
Dr. ‚\1ullcrcr sau}. um die inmi-
che Indikaxiun für uincn legalen
Abbruch zu heknmmun. Dit
Zfijahrigc ludige mu war ur»
zweifelt. weil schon \rci
Münchner 1lc 5ic ml' mm
Hinweis nach dans: gc>ciucki
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Kassiert
und ahgesnhoben

Fom;5mmu von sans an
haben, daß sie alt genug sei, um
Ein Kind zu bckummcn. Dr.Mu]mrr=r gut. ihr auch keine ln-dikalinn fiir einen legalen
Schwangerschaftsahhrucb. aberdafiir füllll: er ihr clan gelben
Übarwcisungshogcn uns undschickl: sie Zur Wimer Änlin,
Barham Slcncr: „ich war mitden Nerven so am Ende. daß
ich I'mh wm: endlich cine Aus-
\vn:ichmügli€hkcil I» haben. Dr.
Mulkcmr saglc mir mach, (laß cr
MI Pnn'enlinnan zu Frau Dr.Radnuv:r schicke. Elan sm alles„hr, sehr gm.“

Skeplisch wurde Barbam sm-nur, als sie sich telefonisch inWien anmelden wollte: „Eine
kindliche Slimmc spullr: mulb
n' „ ab: Es Reste! anno Schil-!i Sie brauchen keinen Ter—m 4 Sie kommen in jedem Falldran."

Am nächslen Abend salzlesich die Frau in [Yen Zug michWien. Der Taxifahrer, dcr xiemorgens um sieben in die \vink«lige Gulelrlw eg:ssse ! brachte.wunderle . . |
„Ich habe um crwffll, daß ich
ungewolh schwanger bin undHnm suche. Er war ganz übtr-rasch! ak ich ihm dit.- Adressenam ‘Das n dach knineKlinik scin', m nu: cr. ln \>\ angäbe @ hcrvurmgendv: Kran»
kcnh'iiuflcr. dic umhulam'Schwanger „haluabbri'lchc vor-nehmen würden."

Im Zweiten Smok, Tilr 7.kl‘ngclm Barbara Smacr: „lm|- r der A|lbauwohnung Slant!aim: dicke Frnm die einenschmuddeligen blauen Kinn].Slrick5lrümpfc bis „ denKnien und Hunsschulu: Krug.Stumm wies sie mir denn Wegim Warte'ummer. Ich dich!Das M die l’ulzl'rau.“ Drei url»dere Frauen [5 Bayern. darun—lur aim: 17]. hrigc Schiikrin il\ßI’usvm, warmen mil ihr.„Kurz mmll ;lchl Uhl wurdeich vun der Än n ins Sprechrzimmer g.— m . .„ frame, wermich geschickt hinlc. [ch um—wn|lch: brav, gth aber denÜhcrwcisungslmgun nich! her-an ‚ II:]! war 1‚'$chocklz Diancischränke filnudun offen.born" lagen vcfgilhu: Medika-mcnllzn-Pélck\lthll rum. DieÄrzll'n mach“: einen schmuddc-“gun Eindruck, Dur Nagellackwar an den Sn l‚cn uhgc«mßcn‚untl die Knöpfe ihrer Illusn wu-ren offen. Um Himmels Willen.wo hin ich nur gelundcl. dnahvs:ich mir. als sie in unwirschcmTon ihre fr. 'en mmerraucrlc.Ich mufilc kuinßn Schwanger-sclml'lstcst vorzeigcn und keineärzllichc Buxchuinigung, iu wel-
(Stern 23/1980)
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c;1;z Woche ich schwangcr4 n.
Sims wu“!e nur ficich das Geld.
Ich bezwhlte.

„Dannßchickle sie mich in
den Ruhcmum. lichen Sic: sich
uns. Gehen Sie auf die Tnfleuc.
Anschließend werdcn Sie 11-
sizn'. sagte die Ärztin. lm Ru-
heraum lief Frau Radauers
Toahm. mm zwölf hm: all..hin und her, Ich urknunw ihre
Stimme. & halte mir tu1cfn-nisnh Amkunl'l gegeben.“

Au[ der Toilette ein:“: sich
Frau Smnnr: „In der Ecke ein
Kübel mil hluligen Bindcn‚ cin
dneckigns Hmdlnch, keine Sci-re, kein Tailruenpupier"
Burbam Sloncr verließ fluelllar-tig den Ort. lm Ruhcmum xm-
le sie sich auf eine Liege mil ci>
ner vers hmmzu:n blauen Woll«
dcckc. Die Frau, die ihr llil.‘ Tür
gciiflnct hnllc‚ cine Türkin.kam herein und {ragtez „Nachl-hama? Binden?" Barbam Slo—n-=r verneinle, Niemnnd han:ihr grsagl. daß sie die Sachen
milbringcn snllu:. Kopfschüf-\clnd schlurllc die Frau raus.hrachlL’ cin Nachlhemd uns|\vnrl cs ihr an! die Liege,

Dit; ']‘ürkin cnlpllpp(c sichals Assistentin von Frau Dr.
Radaucr. € msierl die Frauenvard=m Emgril'f und wach! infRxlhcrzum darüber. daß dieKundilmcu niuhl zuviel milcil1-ander reden.

Palienlin Sloncr: „Währanwir vier Flaucn v.:rängsligt\vurlclcn. erschien ein ‘ßhaa-riger Mann in der . Erxchmm: zu uns rein, stellm eichaber nicht var. Dann rief er dieerste Frau ‘ s Behandlungszjm-mer. Wir bi len. wie sie Im Nu—hcnmum wie am Spiul} schrie.und M: drei anderen bekamenIurchl c Angsn. Ich dachlcmir. Nichts wie weg. I:;h zogmich an, d:.w ]ulw‘ Mädchen
driuc Frau. ein 4n
\er von 7.w4. Kindern. wimmel-le vor sich hin. ‚Ich kann nich!gehen.
Cham

F „ Sloncr weiter: „Line»icnn. Illnd2 war die crslcI’.mumin lm Behandlungsmnmgnwmen. Du> junge Mim-hmund m. w:ulclun im Spree im-mer auf Frau Dr. Rnduucr. Wirslnhcn‚ wie die ‘Tlil'kin, die bei(lem Eingriff uhsialicrt hmm, dickrridehleiclnc‚ vor Sich hinhrath-Indcl’nlienlin ushrnch-le und ' einen ua. an l.l-lppullnul' din: 5(irn leglc,"Auf die \vicdcrhallc FrageAuf beiden [ men, wer denndar um . . dcr dm Eingriffvn|ganmnmen ! lm nnlwnrmle{lie Är7‚lin mwwt>ichcnd‚ Harbu-rn Smner: „Ich wultle durmnoch Wissen. wmnul dit: crslcF_ruu so king: im lichundllmg<-zimmer geschricn habe. FrauDr, Iladaucr versuchm. ung zuberuhigen: ‚Die Narkose hmnid“ gleich gewirkl, Dann aber

Das i\( meine len.“:

lml sic gesungen und uber Su
gespmchzn. Wir hnhcm l1lc
furchtbar gelacht.“

.,ch wnr entsetzt. denn af-
fcnlmr wurde die Patientin uu-
lcr Narkose uusge(ragt‚ Die
Ärztin redet: zuckcrsüll auf uns
ein. den Abbruch mnchuu zu
lassen. aber wir ließen uns nicht
wciahkriegen‚ Wir fordencn
unser Geld zurück. Sie gab c;
uns. Das jungv.‘ Mädchen cr-
i'jl1lh: mir dann noch, dal! ihr
Dol'.(or ihr versprochen hat:.daß sie 300 Mark dar belnhllen
Ahlreibungssumme von ihm zu-
rückhekämc. wenn sie: dm Ah»
bruuh machen ließe.“

Barbara Sloncr kam die Sn.
che immer unheimlicher vor. In
München 5elzle sie ihre Suchenach einem Am [art, der ihr ci»nen legalen Abbruch beschei-Big! ?ufiillig geriet sie an ßimm
verslundnismllen Gynäkologen.
dem sie ihre Erfahrungen milder Wiener .,Schcin-Praxis" cr-zählte. Frau Stoll: '
überhaupt nichl bcrl'aschl.
Denn er war auch vun dcr Wre-
ncr Ärztin angeschrieben wor—
dm.“ Aber er halt: nmpöl‘l das
Schruihen in den Papiclkurb
ggworfen.

Der Frauenam zum
STERN: „Hin wurden ÄmeM; Makler angehenerl‚ Dabeimuß jeder anxländige Kollege
doch sofort merken, wie zlubiüs
Uhse Frau Rudnuur und ihre
Praxis 15!"

Abtreibung am
Sonntag — aber nur
mit Vuranmaldung

Oflcnbar is! das nithl derFa". Wo (ich! lach. scheinendie anitller die Angaben zuübersehen, die auch auf ein»medizinische zwicliclnigc Ab-(rcibungspraxis hinweisen. Aufdem Uberweisuugslmgun slulllnämlich: „War, in diesmuHaus, [W (lie Ordination Dr.Mihm:lu Rudmn:r und nirgeud<<onsl‚ Nur hier wurden unm-rne'mem ‘ men O|mm(innun
durchgeführh“ Gegenüber demSTERN war Dr, Riulmlcr nich!bcrcil. den Namen des Mmmur.zu verraten, dcr (Ile Eingriffemuchl.

An unclerer Stall: heißt esmit dern Ülmrwrisungshugm‘l:„Hit: wurden xurmulcrl |)L'hilrl-d_ull" — cine Zuslcllcmng‚ dieum v xwm‘umgxbewußlerAm, der die 1‘ulv‘cmin vnr clan!Alubruch nicht untersucht hat,nit:mu\3 geben kann Denn ermuß ich immer ver}, wixscv‘mmb cin umbul:mlur Ehugri[[ mo(lizi i‘ch zu vurll'ßmn und wieweil die Schwangerschaft lun-gcschriuun im.
Im zwcileu Stuck tl0l‘ \Vicrlul‘üuxenburggnxxu | werden mu je-dem Tag von 8 hi}. 19 Uhr* Sonntags allerdings nur in“

Voranmeldung! —— mindeslenszehn Frauen ..behundelt“: j\|„‚
g: Miidnhen um München. du:
mir ihn:n Välem =nr=i -n‚ Min.
(er aus Ulm. die berei Kinderhaben und schon m der clllenWoche iichwuugcr sind. well ih-nen in der Heimnl legal ni
mund hellen \vnlllc. nlle lm.
han eines gemeinsam: Sie Im-mun von einem Anl. dcr lhll=l\vun der erschwinglichen! undmcdizini-xch einwandfreien Ab-
lmihullg in Holland abricl und
uie sinn dessen illr dm dl‘eilarchen l'reis in dh.- Priv:ukliuikDr„Rad1uen xcl\ic {u,

Barbara Stom:r sam: „Mein
Leben ist mehr wen ul! 900
Mark." Frau Dr. R:ulau=rvcrluug\ weder ein: ärztliche
Bescheinigung über dir
Schwangcrxchnflswnchc noch
dir nohvend' & ?irzllin'hc Uc-
sche‘ igung über dm Rhesus»
Faktor.

Der Chakile dcr lmrüllm»[cn lg|mL»S:mnmchis»l(liui inWu:n, dcr Gynäkologc Dr, M-
fred Rockcn5chnulm trug sich
denn :! wo Frau R:ula\n:r
ihre Puxicminncn‚ dic mil Kam»

nliumtndicl’l'ilkis . sen,
' '. Ruc-‘xschzulb rum

S1I;RN: „Mir 15! kein Krull»
keuhaus bekannt. mit dem Fuß!
Rudauer zusammcnarhuilnln'

Ueknnnl im lungcgen. .mß
iiber die Är/lin im M. 1979mm Disziplinarrnl der .*. errei—
ch clu:n )\rlxeknmmtr cine
. <lelinnrilmh: (ler Unlersn-
gung, der Ilerul'suusübung für
die Dauer vun drxzi
umr:r chmw.ung einer Be». h-
luugsfrisl vnn drei Jahren ver-hängt" wurde. Frau Radauer
war \vn:g£n Hu'ur Pl'mi3imm-Üb
schin'm bei ihren Slandcskullc-
gen un:mgunehm aufgefallen !
wie um 3 » Juli IU7‘) die
.‚Öslerl‘ull. —hc Ärzlemulng“
miucilu„

Di: [l'tilluh
Ilm! I3'-ulml—Wi

im in Ilnycrn
lemhurg ""—"“gelesen. Sa ernmnmrl Dr, l'u]c-

sehn! inoff|7erl wine Pax unun-
n miv

uim‘
neu zur Fahrt unch \.
den! Spruch: .l) s im
nlmmumimhe I’u .nklinik,
run Sin: nur hin. ‘schon when ‚ . “
gulu' gl er noch l|iu/.uz „l_ch
schic & I r an P "men nlul'llnlß
Die Klimk van
dmlur iu vicl hcmr als du. m
llollmulf‘

l'lr‚ Mullerer. vhm SFEKN
mu dcr I‘r'rngu km\ffflli1ißfl. ob
er Frauen nach Wien schicke.
iullwcu‘lcl mil rim‘m klaren
Nein: ..Sullm wenn ich cine
Frau nach Wk achiultlc. wm
ich ilr ul| nicht um. (|, m
\vlinlu „uch um rm... nimm“
nu h:cn. Schließlich much! 510
sich . slmfbmu wenn sie mag»!
nimm wu mm. In den vcrgmlg°'nun vulm Inhrcn habe ich von
keinem bulchcn szcß gehöflrWu kein Kläger i.\1. is! auch
kein Richter."



Abtrer ungs—Skanda/

Erst Damaniis,

dann Ausreden,

jetzt

Geständnissu

Ärzle geben zu,
Vermitllungs-Provisionen von
der dubiosen Wiener Ab<
lreihungs»Praxis Hadauer
erhalten zu haben

Mil .;kollcg'ialer Hachach-
mug" teilte die Wiener Ärztin
Dn Mihaela Radnucr m“, daß
die ..Imcrvenlion" kdmplika-
lionslos verlaufen sei und sie
„weiteren Zuweisungcn“ entge—
genschc. Der Empfänger des
vurgcdrucklcn Dankschreibens.
der praktische Arzt Dr. Wil-
helm Stürmer aus Memmingen,
war vor allem über die Anlaga
des Briefes schockiert. Denn in
dem weißen Ruvcn lag die Pro-
vision für die Vcrmi(tlung dcr
l’alicnlin. Dr. Slüymer zum
STERN: ..350 Mark ha( mir
Frau Dr. Radnuer per Post gu—
schickt, nachdem ich eine
Schwanger:: zu ihr in die Praxis
üburwiusun haan‘

Vcrgebuns halle sich dcr Arzl
im März dieses Jahres in Mem-
mingen und Umgebung um ein
Klinikhcn für seine Px\lientin
hemülu„ Mit einer mcdizinl-
schen Indikation und dem
Nachweis über die vqrgesuhric-
bunt $nzlulburulung schickte er
sie zum legalen Schwanger-
schul'lsuhhx‘uch nach Wien. Er
ham: \ lie meisten süddeut-
schen Kollegen ein Werke—
schreibun mu Frau Dr. Rackm—
er erlmllcn.

Die Patientin zahlte 900
Mark fiir den Eingriff in dcr
eachmudxlcligun Ablreibungspm-
xis. Dr: Stürmer smuklc die
Provision am „\ Aprll uber
nicht In die eigene 'l'aschca sun-
dern gab sie um selhnn Tag der
I’micnkin zurück, Dr. Stürmer;
‚„Ich wnr enlscl1( über dieses
Maklcrgeschäfl ‚ einmal und
nie wieder."

Dutzende andere süddeut-
sche Ärzte waren aber um der
Zusammenarbeit mi1 der Wir:—
ner Kollegin inlercssicrl. Denn
die versprach ”man für icdc

mo;Malkawgkl‚

Fnlienlin eine am „Nachbe—
handlungslmnorar“ getamle
Prnvision. Nach den STERN-
Emhülluugcn über die schmul—
zigun Geschäfte mil der Nm
der Frauen (STERN Nr. 23/
1980: „Kassier! und abgescho—
ben" und Nr. 24/1980: „Mies:
Ausreden und faule Tricks“)
versuchte der Neu-Ulmcr Gy-

näkolage Dr. Alexandcr Pale-
schal. dem STERN pc’r eins»
wciliger Verfügung die Behaup-
lung verbieten zu lassen. er
habe für die Vermittlung An die
Wien=r Adresse Geld kassiert,
Der Frauenarzt unterhg vor
dem Lundger'uzht Memmingen.

Der Sluugarler Frauenarzt
Dr. Jörg K:anuburg gihl inzwi-

Mit diesem Foto wollte Dr. Radauer für sich wer5en
Ein Fall für Justiz und Ärztekammer

Diesem Brief hatte FFau Dr. Ftadauer
BSD Mark als Provision für die
Vermittlung einer Panemin beigelegt.
Anders als Kollegen, behielt der
Memminger Arzt Dr. Wilhelm Siürmer
das Geld nicht und gab es selner
Patientln zurück

Nach dem Elngrl1f mltschweren Infektionen Ins Kranker;
hau5: die 16jährige Brigitte Reinmüller‚ hier mit Freund

Strafanzelge wegen Körperverletzung
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d$ä€he

when zu, 15 Frauen in die —
am Tag nach der ersten
STERN-Vuröfiemlichung we-
gen der unhygienischen Ver-
hältnisse amtlich geschlossenen
—— Wiener Praxisüberwiesen zu
haben. Er sicllle auch der
39jährigen Mnria Seiben“ im
Snpiernber vorigen ‚lahms den
gelben überweisungsbogcn der
Frau Dr. Radauer aus. Die Ar-
beilerin. Muller von vier Kim
dern. die einen kranken Mann
zu versorgen hat: „Der Dokmr
sag“: mir. einen legalen Ab«
hruch bekommen Sie bci mir
nicht und anderswo auch
nich.“ Marin Sciben. die 800
Mark im Monat verdienl. konnv
le aber die Reise nach Wien
nicht bezahlen. Deshalb ging sie
zur Heralungssiclle der Pro Fa-
miiia und dann zum legalen —
koslenlosen — Abbruch im
Krankenhaus.

Dr. Krancburg beleuen ge-
genüber dem STERN. „niemal;
eine Provision erhalten“ in ha—
ben. Der Frauenarzt „In den
vergangenen anderthalb Jahren
habe ich keine Frau mehr nach
Wien g:;chickt," So sagt er.
Aber Maria Seiberl bekam von
ihm vor zehn Monaten den
0herweisungsschuin,

Dr. Günther A5! am Filder-
siadl—Bemhausen gibt an. „nach
den Klagen meiner Paiicnlinnen
über die unhygicnischcn V=r-
hälcnisse" in der Wiener All-
bau-Wuhnung den Export ger
sloppl zu haben. Provisionen
habe er nie b:kommcn.

Voll des Lobes über die „sawben: Arbeit" der Kollegin imfumcn Wien hai sich der Frau—
cmuzi aber gegenüber der
33j'a'hrigen Angestellwn Eino-
nnre Glauer geäußert. Dieehemalige Palicntln: „Er rietmir davon ab. den legalen Weg
zu gehen. Einen Bauch bei Pro
Familia sollte ich mir ersparen.Denn das dauern alles zu Inn—ge." Eleonore Glauur wurde
skeptisch. als sie in Wien an—riuf: „Eine Kindcmimm: sagtemir, (laß ich am Sonntag kom—men sollte.“

Eleonore Glauar hat dagKind nur Weil gebrathl. Aulhalber Sirccke nach Wien kindnie und ihr Mann umgekehrt.
Mix der Auskunl'l: „Legal istnichls iu machen schob derMünchnar Ü)'lhkk(llogk‘ Dr.Theodor Sprung an Jfljhhugc

Erziehurin Katharina Klausen.'
Muller zweier erwachsener
Kinder. über die Grenze ab.
..Er gab mir den gelben Uber-
waisungszeuel von Frau Radw-
er und eine Schachtel Penicil-
lin-Tablcucn. die ich nnch dern
Eingril‘i nehmen sollte,“

Fraucnam Spreng |I!\lgrlcl
Vermilliungcn an Frau Dr. Ra-
dauer. Spreng empö Das um
ich doch nicht. das ist illegal."
So der Dr.Sprcng‚ der seineFri-
välklillik und den Ausbnu sei-
nesBauumhnusesdcmrkmil5teu-
crgeldcrn finanziert have. daß
sich ielzl Rechnungshof und
Smulsanwalr damit befassen.
(STERN NI“. 23/[98 ' Mil-
lionen fiir clevere Weißkiuel“)‚

—Ein Beispiel für Dappelmoml
gibt auch der Chefale dcr gy-
näkologiachen Ah1cilung des
Stadtkrankenhnusus von Mem-

Auch de Münchner Frau-
enarzt Dr. Theodor Spreng
schickte Frauen nach Wien
uLagalistnlchtszu machen«

mingcn. Dr. Fritz Käscr. I"
lehnt Schwangerschaflsabh
che wegen anerkannlcr suzialcr
Indikation ab und genehmigt in
seiner Ahlcilung nur Eingriffe
nach ‚.slrengcr" medizinischer
Indikation, Weil — m Kii<er ge-
genüber dem STERN — „daein klarer Strich gezogen war-
den muß“. Insguheim hat Dr.Käse! ahnt Frauen zur Murci-
bung nach Wien geschickt. Du-mil konfrontiert. gab der Chur-:|r].l dem STERN gegeniiber ln:
„Ja. im ich hnhe mchrmals Pa-tientinnen an Frau Rauam:rlibcrwicsun. [äh habe dann auchper Post 250 Mark zurückbc-
kommen." Die „vaisicur füreine Patientin" will cr der FrauDr. Raduuer zurückgesantli Im—hcn. Ani «lie ldel:. dns Geld dcr- „„ rem: «lmlc „m .m nm.mm„g:.u4m

Pnlienlin zu gehen. die schliefl-
lich 900 Mark in Wien bezahlen
mußlc. kam er nichL

Die schmutzigcn (Juschiihe
der Frau Rndnucr mit den den:—
schen Ärzten um.! der Schmmz
in ihrer Praxis sind j=lzl ein
Thema für Ärznckammer und
Jusiiz. Die Ärztin muß mit H:»
rufsspcne und Vcrlusl ihres
Arzuilels rechnen.

Der österreichisthe Gesund-
heirsminisler Dr. Hurhan 51|1-
cher wird gegen Frau Radaucr
sogar Slrafanzcige wegen Khr-
pcrvcrlulzung crsiauen. Der
schwangeren i6jährigen Osm—
reichen'n Brigiue Reh\n1üller.
damals Küchenhilfe in einem
Gaslhof bei Sigmaringen in Bu-
dewWürunmhcrg‚ war Ende w-
ngen Jahres von dem G_vnäkm
lagen Dr. Mcncnlcitcr in5igrnn»
ringen dit: lndikaxion verweigerl
worden. Verzweiich fuhr sie mil
ihrem Freund indiEAblreihung&-
praxis nach Wien, Bereils :.uf
der Rückreise im Amt: bekam
sit sm-kc Schmerzen. Brigine
Rcinmüller: „Als ich dann noch
hohes Fieber krieglc um] stark
blulela mußle ich Sonntags ins
Krciskrankenhaus. Der dien»!-
habcncic Am war außer sich
vor Wut. ‚So ein Fluch. so eine
Schweinergi’. hm cr gesagi.
Dann meinle er noch. ich häue
in meiner Silualinn in jedem
Fall einen Abbruch in die5cm
Krankenhaus bekommen."

Nach schweren Entzündun—
gcn un Gebärmutter und Silvi-mrn als Folge des Eingriffs inWim hcfürch(cn dic Klinl ;»Ä‘rzlc, daß dic junge Frau ihrLubcn lang unfruchlhur bleibenwird. Um l\'un.g

(Sm 28/1980)



Ermittlungen in Memmingen

Horst Theisscn war in der bayrischen Kleinstadt Memmingen seit 1974 als zuverlässiger, einfühlsa-
mer und sorgfältiger Frauenarzt bekannt. Bereits vor dem Verbot ambulanter Abtreibungen im.lahr
1980 führte er in seiner Praxis ambulant Schwangerschaflsabbrüche durch * als einzigar Arzt in
Memmingen offen u11dlegal. Während sich einige seiner Kollegen zur gleichen Zeit im Verborgenen
ELTI dem schmutzigeu Geschäft mit Wien beteiligten und öffentlich gegen Abtreibungen sprachen,
wurde 1979/80 ein Verfahren gegen Theissen eröflne‘l. Im Zusammenhang mit der Straftat an einer
Frau war eine mehrere Jahre zurückliegcnde Abtreibung bei Theissen ins Gespräch gekommen.
Wegen erwiesener Rechtmäßigkeii des Eingriffs und bewiesener Unschuld Theissens mußte das
Verfahren eingestellt werden.
Der damals ermittelnde Staatsanwalt hieß Detlef Ott, der zu der Zeit private Probleme hatte und bis
zu seinem Ausschluß im März 1989 als Richter im Prozeß in Memmingen beschäftigt war.
Es gibt in Memmingen zwei nach 5 218 zugelassene Beratungsstellen: eine beim Gesundheitsamtvor
den Siadtmren, die wenig bekannt ist. und eine Beratungsstelle des Sozialdienstes Katholischer
Frauen in der belebten Innenstadt, wo kein Besuch geheim bleibt. Indikationen konnten die Frauen
bei einigen Ärztlnnen in Memmingen und Umgebung gestellt bekommen. Für den in Bayern übli»
chen mehrtägigen K1hfikaufenümlt hätten die Frauen nach München, Augsburg oder Nümberg fah-
ren müssen. Nun ist das Reisen in ländlichen Gebieten keineswegs selbstverständlich — schon gar
nicht für eine Frau mit kleinen Kindern. „Für einige Tage nach München?“ — „Hierin dieser Gegend
fürchten die Frauen die Gerüchte noch mehr als die.Gerichte“, sagte Dr. Theissen (König, 11, 5.
1939).
Also kamen die Frauen auch nach 1980 noch zu Horst Theisscn, wenn sie sich in der Notlage einer
unerwünschten Schwangerschaft befanden. Er führte lange, oft mehrere Gespräche mit ihnen. Er
hörte sich an‚ was sie zu sagen hatten und wies sie auf die gesetzlichen Vorschriften hin. Häufig war
er der einzige Mensch, dern die Frau von der Schwangerschaft erzählen konnte oder wollte. Theissen
richtete sich nach seiner ärztlichen Erkennlnis: Falls er von einer Indikation überzeugt war, führte
er den Eingriffin seiner Praxis durch; war er u'ngegen nicht von einer Indikation überzeugt, kam es
auch mr= daß crdie Frau abwies‚ Theisseu arbeitete mit der schonenden Absaugmethode, während
in den bayrischen Kliniken die konservative, fiir die Frauen riskantere Ausschabung praktiziert
Wird. Bis heute ist keine einzige Komplikation nach einem von Theissen durchgeführten Schwanger
schaftsabbruch bekannt geworden.
„Ich habe fornmljuristisch gefehlt. nicht aber menschlich und ärztlich“. sagte Theisscn selbst nach
der Urteilsverkündung im Mai 1989 (a .a.04). Formal hätte es der räumlichen und personellen Tren-
nung von sozialer Beratung, Indikationsstellung und Abbruch bedurft. und die Frauen hätten eine
Klinik aufsuchen müssen. Menschlich habe er es „einfach nicht übers Herz gebracht, Patientinnen
wegzuschicken. wenn sie vor mir saßen, bitteten und bettelten und die Zeit für eine Überweisung in
ein anderes Bundesland schon zu knapp war“ (a.aD.l

Beschlagnahme (ler Patientinnen-Kartei

Von Anfang an erscheinen die Vorgänge verwickelt. Christa Theissen„ Ehefrau und ‚Partnerin in
Theissens Praxis, war aufgefordert worden. die Praxisjeuruale ins Finanzamt Memmingen zu brin-
gen, in dem der Onkel des Freundes einer Theissen‘schen Praxisangesteliten beschäftigt war. Einige
Tage später, „Am 15. 9. 1986 sei ein anonymes Schreiben bei der Steuemrüfstelle des Finanzamtes
Memmingen eingegangen. Auf Grund der detaillierten Angaben sei ein sofortiges Vergehen (!']
ohne vorherige Benachrichtigung von Dr. Theissen für erforderlich gehalten worden", sagt eine Te.
Iefonnotiz in den Gerichtsakten über ein Gespräch zwi5chen der S‘teuerprüfstelje und Richter Bar—
ner vom Landgericht Memmingen. Die Anonyma erwies sich als die oben erwähnte Praxisange-
stellte. Sie gab in einer späteren Vernehmung an, auf Weisung ihres. heutigen Mannes, eines prakti-

63



zierenden Katholiken, gehandelt zu haben.

Im September 1986 wurden Theissens Praxisräume „wie ein Gemüseladen“ (Verteidiger Cobler)

durchsucht, und die Steuerfahndung beschlagnahmte über tausend Patientinnenkarteikarten; an-

läßlich zweier weiterer Durchsuchungen in den nächsten Monaten, bei denen Privathaus und Praxis
zu gleicher Zeit durchwühlt wurden, gelangten nochmals zweihundert Karteikarten in den Besitz der
Steuerfahndung. Cobler: „massiver und pauschaler Bruch des ärztlichen Berufsgeheimnisses“
(s. auch S. 116ff.).

Horst Theissen wurde beschuldigt, die für Schwangerschaftsabbrüche bezogenen Honorare in Höhe
von 200 bis 700 Mark nicht versteuert zu haben. Theissen mußte für sieben Wochen in Untersu-
chungshaft und kam erst gegen eine Kaution von 300.000 Mark frei. Zum Vergleich: drei Mordver-
dächtige von der Reeperbahn kamen unlängst schon für 20.000 Mark an Haftverschonung. Theissen
wurde im Juni 1987 wegen Steuerhinterziehung zu fünfzehn Monaten Haftstrafe auf Bewährung ver-
urteilt‚ die im September 1988 in zweiter Instanz auf ein Jahr reduziert wurde. Das zweitinstanzliche
Verfahren fand in Augsburg statt, zeitgleich mit dern Strafverfahren in Memmingen.
355 von 1390 beschlagnahmten Patientinnenkarten waren mit einem „I“ für „Interruptio“ versehen.
Als Arzt sei er zu gewissenhafter Dokumentation von Patientendaten verpflichtet, sagte Theissen
später dazu, damit er jederzeit Krankengeschichten mit Sorgfalt nachvollziehen könne. Er habe wis-
sentlich eine Ordnungsstrafe riskiert, jedoch niemals mit der Verfolgung seiner Patientinnen gerech-
net.

Die Steuerstelle hätte sich mit einer steuerlichen Betriebsprüfung oder Kontaktaufnahme zum Steu-
erberater begnügen können; wenn es beim Steuerstrafverfahren hätte bleiben sollen. Statt dessen
reichten die Steuerbehörden wie selbstverständlich die Patientinnenkartei an die Staatsanwaltschaft
weiter.

Verfahren gegen Frauen in und um Memmingen

Als sich die Patientinnenkartei bei der Staatsanwaltschaft befand, ging es plötzlich nicht mehr nur
um den Arzt, sondern auch um Hunderte seiner Patientinnen und ihre Angehörigen. Ab Ende 1986
erhielten die Frauen eine telefonische, schriftliche oder persönliche Aufforderung, zur Vernehmung
bei der Kriminalpolizei wegen des Vorwurfs illegaler Abtreibung zu erscheinen; ebenso Männer,
Freunde oder Freundinnen, angeschuldigt wegen Hilfe. Betroffen waren Frauen und Männer in der
Region von Lindau bis östlich Augsburg.

Verhöre und Strafbefehle

Die Frauen berichteten, daß Polizisten zuihnen nach Hause kamen: „ . . . ich war so unter Druck,
die sagten, entweder sagen Sie aus oder wir nehmen Sie mit. Ich hatte Angst, mitgenommen zu wer-den‚ wußte doch auch nicht, wohin mit dem Kind, also habe ich ausgesagt“, so eine spätere Zeugiflim Theissen-Prozeß. Eine Frau aus Memmingen enthüllte, daß auf dem Schreibtisch des Kriminal-
beamten Hunderte von Theissenschen Patientinnenkarten lose aufgehäuft la
Beamten aufgefordert, ihre eigene Karte herauszusuchen und mußte zwangsläufig Dutzende ande-rer Karten von Nachbarinnen, Freund- oder Feindinnen betrachten. Eine Mutter erfuhr auf dieseWeise von dem Schwangerschaftsabbruch ihrer Tochter bei Theissen.
Eine Frau erzählte, daß sie im September 1987 an einem Nachmittag gegen 16.30 Uhr einen Anrufder Kriminalpolizei erhielt: Sie solle am nächsten Morgen um 9 Uhr in einer dringenden Angelegen-he1t m der Dienststelle vorsprechen; wenn sie nicht kommen könne, seien die Beamten auch bereit,zu ihr nach Hause zu kommen. Die Frau, die ein kleines Kind und ein Geschäft hatte, hat erschrok-ken um den Besuch.

gen. Sie wurde von dem
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Am nächsten Morgen wurde die Frau — es handelt sich um Magdalena Federlin —— eingehend eine
Stunde lang vernommen. Sie fragte öfter‚ ob sie denn aussagen müsse, und erhielt stets auswei—
chende Antworten. Sie sagte immer wieder, sie wolle nichts sagen, und trotzdem dauerte die Ver-
nehmung eine ganze Stunde. Da saßen zwei Männer in Zivil in ihrer Küche und fragten nach der Ab-
treibung, den Eltern, den Vermögensverhältnissen, nach Theissen —- versuchten unablässig, sie in
Widersprüche zu verwickeln. Zum Schluß sollte sie ein Vernehmungsprotokoll unterschreiben, das
den Vermerk enthielt, daß_sie Gelegenheit gehabt habe, ihren Rechtsanwalt zu sprechen. Dafür war '
keine Zeit gewesen. '
Die späteren Vernehmungen der Frauen durch die Kriminalpolizei erfolgten nach dem hier doku-
mentierten Katalog der Staatsanwaltschaft Memmingen mit zweiunddreißig Fragen:

Fragen der Staatsanwaltschaft Memmingen

zur Beschuldigtenvernehmung

I.

1. Wann erfolgte der Schwangerschaftsabbruch?

2. Durch wen erfolgte der Schwangerschaftsabbruch (Dr. Theissen?)

3. Wer war außer dem Arzt und der Patientin bei dem Eingriff noch zugegen (Sprechstunden—
hilfe?)

4. Welche Methode wurde bei dem Eingriff angewandt (Absaugung?)

5 . Hatte der Eingriff anschließend oder etwas später irgendwelche Folgen oder Komplikatio-
nen? Verlief der Eingriff selbst komplikationslos?

6. Haben Sie Kenntnis über andere Fälle von Schwangerschaftsabbrüchen‘?

II.

1. Waren Sie vor dem Schwangerschaftsabbruch durch Dr. Theissen bei einem anderen Arzt
zur Beratung?

2. Wenn ja, um welchen Arzt handelt es sich dabei und welche Feststellungen hat er getroffen?
3. Hat dieser Arzt bei Ihnen die Schwangerschaftswoche festgestellt?

4. Um welche Indikation handelte es sich in Ihrem Fall (medizinische. eugenische, kriminologi—

sche oder soziale?) Bitte die genauen Gründe anführen.

5. Wurde die Frage 11/4 mit diesem Arzt erörtert und besprochen?

6. Entbindet die Beschuldigte diesen Arzt von seiner ärztlichen Schweigepflicht?

7. Stellte dieser Arzt zu der Frage II/4 eine schriftliche Bestätigung darüber aus, wenn ja, wo be-
findet sich jetzt diese Bestätigung“? (Wurde sie eventuell bei Dr. Theissen abgegeben?)

8. War die Beschuldigte vor dem Schwangerschaftsabbruch bei einer Sozialberatungsstelle?

9. Wenn ja, bei welcher Sozialberatungsstelle?

10. Wann war dies?

11. Bekam die Beschuldigte von der Sozialberatungsstelle eine schriftliche Bescheinigung dar-

über ausgehändigt, wenn ja, wo befindet sich diese Bescheinigung?

12. Wenn bei keiner Sozialberatungsstelle. welche Gründe hatte die Beschuldigte, sich nicht

dorthin zu wenden? Fand die Sozialberatung beim Arzt oder bei Dr. Theissen statt? Wenn ja,

was wurde dabei besprochen?

13. In welcher Krankenkasse befand sich damals die Beschuldigte‚ oder hat sie die Kosten bar

bezahlt?

III.

1. Wie kam die Beschuldigte zu Dr. Theissen? War es eine Empfehlung durch einen anderen

Arzt oder durch die Sozialberatungsstelle?
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2. Hat die Beschuldigte gewußt, daß Dr. Theissen unerlaubte Schwangerschaftsabbrüche
durchführt, wenn ja, von wem?

3. Hat die Beschuldigte die zuvor getroffenen ärztlichen Feststellungen Dr. Theissen überge-
ben, oder wurde nur mündlich darüber gesprochen, was der Erstath gesagt bzw. bei der Patien-
tin festgestellt hat?

4. Wo befindet sich die Bescheinigung über die vorausgegangene Sozialberatung, oder hat die
Beschuldigte darüber nur mit Dr. Theissen gesprochen? Wenn ja, bitte genau feststellen, über
was gesprochen wurde.

5 . Hat die Beschuldigte mit Dr. Theissen über die Indikation gesprochen? Wenn ja, welche Ein-
zelheiten wurden ihm dabei mitgeteilt?

6. Falls eine Indikation nicht verlag bzw. gegeben war, was sagte Dr. Theissen zu dem Vorbrin-
gen des Schwangerschaftsabbruchs?

7. Wie war die Höhe und Art der Bezahlung des erfolgten Schwangerschaftsabbruchs? Erfolgte
diese nach Erhalt einer Rechnung, in bar oder durch Krankenschein über Krankenkasse?

8. Wurde der Schwangerschaftsabbruch seitens von Dr. Theissen von der Zahlung einer Vergü-
tung abhängig gemacht?

9. Was hat die Beschuldigte für den Abbruch der Schwangerschaft bezahlt?
10. War von Dr. Theissen zunächst eine höhere Vergütung gefordert worden?
11. Bei Barzahlung oder Zahlung nach Rechnung: Woher hatte die Beschuldigte das Geld zur
Bezahlung des Schwangerschaftsabbruchs, hatte sie es eventuell von jemanden anderen erhal-
ten? (Evtl. Anstiftung zur Abtreibung)

12. Wurde von Dr. Theissen der Beschuldigten erklärt daß sie über die erfolgte Abtreibung
schweigen muß?

13. Wurde von Dr. Theissen über eventuelle strafrechtliche Folgen bezüglich des Schwanger-
schaftsabbruchs gesprochen?

Im Anschluß an die Vernehmungen erhielten bis September 1988 einhundertvierundsiebzig Frauen
Strafbefehle mit Geldstrafen in Höhe von 900 bis 3.200 Mark, beispielsweise auch das „Frl. “ Magda-
lena Federlin etwa drei Monate nach der oben beschriebenen Vernehmung (siehe nebenstehende

Einhundertneunundzwanzig Strafbefehle wurden sofort rechtskräftig, nachdem die Frauen die
Geldstrafe bezahlten. Vier Verfahren wurden eingestellt; eine Frau konnte nachträglich eine medi-zinische Indikation wegen einer Nierenstörung beibringen, einer anderen wurde nachträglich durcheinen Arzt Selbstmordgefährdung bescheinigt (medizinische Indikation). Die Mehrzahl der Frauen
bezahlten ihre Strafe in der Hoffnung, damit von allem loszukomm
gegen Theissen und einige auch gegen ihre Partner oder Freundinn
ten sie wohl nur nach einer Rechtsberatung wissen können.
Mehrfach wurden Strafbefehle gegen Frauen verhängt, deren Schwangerschaftsabbruch bereits ver-jährt, also über drei Jahre vergangen war. Falls sie Einspruch einlegten, wurde das Verfahren einge-stellt.

Eine Frau aus einem Dorf hatte trotz mehrfacher Aufforderung ihre Geldstrafe nicht bezahlt. DiePolizei fuhr vor ihrem Haus vor, um sie zwecks Verbüßung der ersatzweisen Haft abzuholen. Da dieFrau Christa Theissen telefonisch um Rat bitten wollte und selbst kein Telefon besaß, wurde sie vonzwei uniformierten Polizisten zu Fuß zu der Telefonzelle des Ortes eskortiert. Christa Theissen in-formierte eine Rechtsanwältin, die der Frau riet, die Strafe sogleich zu zahlen.
Es gibt mehrere Berichte über Selbstmordabsichten betroffener Frauen, die große Angst hatten,ihre Abtreibung könnte bekannt werden („Sie wollen ein Blutopfer“, sagte eine Frau). Über weitausdie meisten Frauen ist jedoch nichts bekannt. Sie schwiegen und schweigen und leben, da die Verfah-ren noch lange nicht abgeschlossen sind, wohl immer noch in Angst.

en. Daß sie später als Zeuginnen
en würden aussagen müssen, hät-
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Die Ermittlfihgen der Staatsanwaltschaft ergabenzfolgenden=Sachverhalt:«
. Iu ‚

Sie ließen am 19.11.1984 in„der Pnax‚i_c:„dgn‚:.Epaü_aaaxaz‚tfl&„fll‘—
Horst Theiasen, 8940 Memmingenw . „‚von.dieaem
die bei Ihnen bestehende Schwangerschaft abbrechen;ü
Sie nahmen dabei zumindest-hilü&gandN1N°MBUQ%®UU&WU&MÜn-einpr*
für den Ausschluß Ihrer Strafberkeit orfordarlichbfi”ihüfliäé'"
tion (medizinische. augeni'achmegflsrimxn„olmé.ame.-pslmz„anziale
Indikation, @ 218 a. Abs. 1 Nm.„.2‚' Apu;::«2.—.:svamfahiuw „
Auch hatten Sie sich nicht gem. 5 218 b'Ab8, 1 Nr. 1 StGß;‚ &
beraten lassen.

Sie werden daher beächuldig%f

eine Schwangerschaft abgebrochen zu habefii

strafbar als Abbruch der Schwangerschaft-gem. 5 218 Abs. 1,
Abs. 3 S. 1 StGB.

Wegen dieser Tat wird gegen Sie eine Geldstrafe in Höhe von
40 Tagessätzen zu je DM 50‚-—‚ insgesamt 8180 DM 2.000‚-—‚
festgesetzt.

Beweismittel:

Zeugen: KHM , KPI Memmingen

Urkunden: sichergestellte Karteikaite, Bl. 8"
sichergestellte Einverständniserklarung, Bl. 9
Auszug aus dem Bundeszentralregister

Sonstige Beweismittel: --—-

S&P 230 Strafbefahl (5 409 StPO) ohne Zahlungsauflorderung (bogl. Abichrifl.) —Vo:dmcksatz- (Blatt 2) (4.87)
Amlhvuwnl\ung Blaublng
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Urteiléder ersten Instanz

Etwa zwanzig Frauen bezahlten ihre Geldstrafe nicht, sondern legten Widerspruch gegen den Straf-
befehl ein („Rechtsmittel“), so daß eine Gerichtsverhandlung stattzufinden hatte.
Eine der angeklagten Frauen machte bei der Vernehmung und im folgenden Prozeß von ihrem

' Recht auf Aussageverweigerung Gebrauch. Sie entband weder Dr. Theissen noch seine Sprechstun-
denhilfen von der Schweigepflicht. Der Staatsanwalt Krause verwandte sein Wissen aus der
beschlagnahmten Patientinnenkartei und aus den Vernehmungen im Theissen-Prozeß, vertauschte
seine Robe mit einem Staubmantel und sagte als Zeuge gegen die Angeklagte aus. Der Einwand der
Verteidigung, daß die ärztliche Schweigepflicht nicht dergestalt unterlaufen werden dürfe, wurde
vom Gericht verworfen. Herr Krause „spielte also Doktor“ und verlas die Karteikarte: Schwanger-
schaft in der achten Woche und dann ein großes „I“ für Interruptio. Amtsrichter Bochum verurteilte
die Frau zu 2.400 Mark Geldstrafe.

Besonders bemerkenswert: Dies ist der einzige bekannte Fall, in dern die Geldstrafe in der Haupt—
verbandlung nicht reduziert, sondern erhöht wurde. Das Gericht: Die Angeklagte sei besonders ver-

_stockt gewesen und habe sich geweigert, auszusagen — allerdings ihr gesetzlich verbrieftes Recht
(5. Paczensky, 12/1988).

Horst Theissen hat als Zeuge die Aussage verweigert.
Eine fünfundzwanzigjährige Frau hatte einen Strafbefehl über 2.800 Mark erhalten und mußte sich
im März 1988 vor dem Amtsgericht Memmingen für ihren Schwangerschaftsabbruch verantworten.
Im Oktober 1988 scheiterte sie in dritter Instanz vor dem Bayerischen Obersten Landesgericht, das
wiedie beiden Instanzen vorher eine Notlagenindikation bestritt. Eine weitere Frau mußte das fol-
gende Urteil hinnehmen:

Ha.

MMEN DES VOLKES!

URTEI-L

des Amtsgerichts Hemmigen

mder'3tmfsache gegen

wegen Abbruphs einer
Schwangerschaft

' aufg'mndider Hauptverbandlung vom «wm.
ponnerstag, den . Februar 1988 . "‚anderteilgenomi'fie'r'ihaßen
RiAG Bochum „" qlsStrafz-ich_ter
StA- Kr'ause _ ‘ alsBeamter der Staatsanwaltschaftf

“"" ' ' ' ‘ ""'""" "11'.‚m-‚».'..'„ .J.'.\
RAin H'örstar ' ' ' alsVerteidiger
„ms. .. . ‘ . ’ alsUrkxmdsbeamter derCeschäftsstelle:
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I .

Die Angeklagte wird wegen eines Vergehens des Abbruchs einer Schwangerschaft zur
Geldstrafe von 30 Tagessätzen zu je 30,00 DM (insgesamt 900,00 DM) verurteilt.

Angewendete Strafbestimmungen: % 218 Abs. 1 und Abs. III Satz 1 StGB.

II.

Die Angeklagte hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

Gründe:

I.

Die Angeklagte . . . ist am . . . 1951 in . . . geboren. Sie ist verheiratet und von Beruf Kauf-
frau. Die Angeklagte hat 3 Kinder im Alter von . . . . und 5 Jahren. Mit ihrer derzeitigen Berufs-
tätigkeit als. .mit etwa 20 Arbeitsstunden pro Woche erzielt die Angeklagte ein monatliches

Nettoeinkommenin Höhe von 860 00 DM. Der Ehemann der Angeklagten ist Zivilangestellter .

bei . ‚und e1zielt hierbei ein monatliches Nettoeinkommen"111 Höhe von umgerechnet etwa '
1.800,00 DM..

II.

Am . . . 19861ieß die Angeklagte in der Praxis des Frauenarztes Dr. Horst Theissen in Memmin-

gen, . . . eine bei ih1'bestehende Schwangerschaft abbrechen.

Zuvor hatte die Angeklagte ihren Hausarzt Dr. . . . aufgesucht, der bei ihr eine Schwanger—

schaft festgestellt hatte. Dr. . . . führte mit der Angeklagten jedoch keine Beratu11gim Sinne des

5 218 b StGB durch, sondern verwies die Angeklagte nach Feststellung der Schwangerschaft an

die Organisation „Pro Familia“.

Die Angeklagte kam jedoch ihrer Verweisung an „Po Familia“ nicht nach. Nach ihrem Besuch

bei Dr. . . . nämlich erfuhr sie von einer Bekannten, daß ein Schwangerscl1aftsabbruch schnell

und problemlos bei Dr. Theissen in Memmingen durchgeführt werden könne.

In Kenntnis ihrer Schwangerschaft ließ die Angeklagte daraufhin am . . . August 1986 — sie be—

fand sich in der 9. Schwangerschaftswoche — diese Schwangerschaft abbrechen. . . . Unmittel-

bar vor dem Abbruch mußte sie in der Praxis des Dr. Theissen als Entgelt hierfür den Betrag von '

500,00 DM in bar entrichten, wofür sie keine Quittung erhielt. Desweiteren mußte sie vor

Durchführung des Abbruchs einen formularmäßig vorbereiteten Zettel unterschreiben, dessen

Inhalt aus folgendem Satz bestand: „Hiermit erkläre ich mich mit der medizinisch/eugenisch/so-

zial indizierten Interruptio einverstanden.“

III.

Dieser Sachverhalt steht zur Überzeugung des Gerichts fest aufgrund der eigenen Einlassung der

— Angeklagten in der Hauptverhandlung vom . . . Februar 1988, soweit dieser gefolgt werden

konnte. sowie aufgrund der in der Hauptverhandlung in Augenschein genommenen. von der

Angeklagten unterschriebenen Erklärung vom . . . 08.1986 .

Die Angeklagte selbst hat freimütig eingeräumt, daß sie. wie schon im Strafbefehl vom .

08.1987 festgestellt. in der Praxis des Dr. Theissen am . . . 1986 eine bei ihr bestehende Schwan-

gerschaft habe abbrechen lassen.

Eingeräumt hat die Angeklagte weiter. daß sie sich beim Abbruch der Tatsache der Schwanger-

schaft voll bewußt gewesen sei und überdies. daß bei Dr. . . . eine Beratung über den Schwan—

gerschaftsabbruch im Sinne des ‚5 218 b StGB nicht stattgefunden hat. Dr. . . . habe sie vielmehr

zu diesem Zweck an „Pro Familia“ verwiesen. Pro Familia habe sie dann aber nicht mehr aufge-

sucht, sondern sich gleich direkt an Dr. Theissen gewandt.

Zu ihrer Verteidigung trägt die Angeklagte im wesentlichen vor, nach ihrem Dafürhalten hätten

die Voraussetzungen einer sozialen Indikation vorgelegen. Beim Austragen des erwarteten Kin-

des hätte sie ihre Halbtagsbeschäftigung aufgeben müssen. Dies wiederum hätte zu einer erhebli-

chen finanziellen Einbuße geführt. Die gesamte Familie, mit dann insgesamt 4 Kindern hätte dann

allein vom Einkommen ihres Ehemannes, also etwa 1.800,00 DM monatlich. leben müssen. Auch

‘ sei ihre räumliche Situation bei der Geburt eines vierten Kindes problematisch geworden.
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All diese Fakten führten nach ihrem Dafürhalten dazu, daß der von ihr veranlaßte Schwanger-
schaftsabbruch durch das Vorliegen einer sozialen Indikation entschuldigt sei.
IV.

Die Angeklagte hat sich eines Vergehens des Abbruchs einer Schwangerschaft gemäß ‚5 2 18 l und
III Satz 1 StGB schuldig gemacht.

Straffreiheit gemäß & 218 III Satz 2 StGB ist nicht gegeben.
Aus der eigenen Einiassung der Angeklagten geht nämlich hervor, daß eine Beratungjedcnfalls
gemäß 5 218 b I Nr. 1 StGB nicht stattgefunden hat. Vielmehr habe ihr Hausarzt sie zu diesem
Zweck an „Pro Familia“ verwiesen. Eine Vernehmung des Hausarztes Dr. . . . war deshalb nicht
geboten.

Die Tat der Angeklagten ist aber auch nicht wegen des Vorliegens einer Indikation entschuldigt.
Soziale Indikation ist nicht gegeben.

Die Beurteilung der Frage, ob ein Schwangerschaftsabbruch gemäß der sozialen Indikation ge-
rechtfertigt ist, muß sich nach der grundlegenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
vom 25.02.1975 (1. Senat) richten. Mit dieser Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht
klargestellt‚ daß das sich im Mutterleib entwickelnde Leben als selbständiges Rechtsgut unter
dem Schutz der Verfassung, insbesondere des Artikels 2 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz steht. Von
besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die weitere Feststellung des Bundesverfas-
sungsgerichts, daß bei der gebotenen Güterabwägung betreffend das Lebensschutzinteressc des
ungeborenen Lebens einerseits und das ebenfalls grundgesetzlich verankerte Recht der Schwan-
geren auf freie Entfaltung der Persönlichkeit dahingehend zu konkretisieren ist, daß das Schutz—
interesse des ungeborenen Lebens dem Recht der Schwangeren auf freie Entfaltung ihrer Per-
sönlichkeit nicht etwa nur gleichrangig, sondern eben vorrangig ist.
Aus dieser grundsätzlichen Position des Bundesverfassungsgerichts, der auch beispielsweise die
Rechtssprechung des Bayerischen Obersten Landesgerichts (NDR 1978, Seite 951 ff.) folgt, er-
gibt sich, daß insbesondere das Vorliegen einer sozialen Indikation als Entschuldigungsgrund für
einen Schwangerschaftsabbruch nur dann bejaht werden kann, wenn eine ganz besonders gela-
gerte Ausnahmesituation festzustellen ist.
Eine derartige Ausnahmesituation kann hier nicht festgestellt werden. Dabei wird nicht überse-
hen, daß das Austragen und Aufziehen eines vierten Kindes für die Angeklagte nicht unerhebli-
che Schwierigkeiten zur Folge gehabt hätte. Hierbei muß aber beachtet werden, daß nach der
Rechtssprechung des Bayerischen Obersten Landesgerichts (a.a.0.) wirtschaftliche und fami-
liäre Schwierigkeiten grundsätzlich nicht ausreichen, um eine Notlagenindikatim zu begründen.
Wirtschaftliche Engpässe oder auch die Gefahr eines sozialen Abstiegs reichen für die Begrün-
dung einer sozialen Indikation nicht aus. Die Überforderung der Schwangeren durch ihre
Schwangerschaft müßte vielmehr so groß sein, daß eine gleichwertige Rechtspflicht derjenigen
zum Austragen gegenüber steht.
Eine derart extreme Notsituation war bei der Angeklagten bei Unterstellung ihres gesamten
Sachvortrages als wahr nicht gegeben.
Insbesondere aber muß hervorgehoben werden‚ daß für das Vorliegen einer sozialen Indikation
gemäß 5 218 a II Nr. 3 b StGB weiter Voraussetzung wäre. daß die Notlage „nicht auf eine andere
für die Schwangere zumutbare Weise abgewendet werden kann".
In der Hauptverhandlung auf die sich anbietende Möglichkeit einer Freigabe zur Adopti01'lilllgtl-
sprochen. erklärte die Angeklagte sinngemäß. zur Adoption habe sie das Kind nicht freigeben
wollen‚ weil sie sich dann „Vorwürfe gemacht“ hätte. Zu dieser Äußerung muß die Angeklagte
selbst sich verhalten lassen, daß sie sich wegen des Abtötens eines menschlichen Lebewesens
wohl noch viel eher Vorwürfe machen muß.
V.

Zur subjektiven Tatzeit trägt die Angeklagte zu ihrer Verteidigung weiter vor. sie sei der Über-
zeugung gewesen. die Voraussetzungen einer sozialen Indikation lägen vor.
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Ein solcher Irrtum ist rechtlich als Verbotsirrtum einzustufen, da das Vorliegen einer Indikation

nach herrschender Meinung lediglich ein persönlicher Schuldausschließungsgrund ist (vgl. Dre-

her/Tröndle . . .).

Wenn also die Angeklagte nach ihrer unwiderlegten Einlassung hinsichtlich des Vorliegens der

Voraussetzungen der sozialen Indikation einem Verbotsirrtum unterlegen ist, so ist dieser für sie

mit Sicherheit vermeidbar gewesen. Insbesondere war der Angeklagten laut ihrer eigenen Ein-

lassung vom Hausarzt ausdrücklich mitgeteilt worden, daß sie sich zwecks Beratung zu „Pro Fa—

milia“ oder einer ähnlichen Organisation noch hätte begeben müssen.

Daß beim tatsächlichen Schwangerschaftsabbruch etwas nicht mit rechten Dingen zugeben

mußte, konnte die Angeklagte unschwer der auffälligen Tatsache entnehmen, daß sie in der Pra-

xis des Dr. Theissen das Honorar in bar und ohne Quittung leisten mußte.

VI.

Bei der Strafzumessung fällt zu Gunsten der Angeklagten ins Gewicht, daß sie in keiner Weise

vorbestraft ist. Strafmildernd ist weiter zu berücksichtigen, daß sich die Angeklagte zum Zeit-

punkt ihres Entschlusses‚ die Schwangerschaft abbrechen zu lassen, tatsächlich in einer schwieri-

gen Situation befunden hat. Zu Gunsten der Angeklagten ist weiter zu berücksichtigen, daß sie

sich obigen Ausführungen zufolge, möglicherweise in einem —— allerdings vermeidbaren — Ver-

botsirrtum befunden hat.

Auf der Grundlage der genannten Zumessungsgründe erachtet das Gericht eine Geldstrafe von

30 Tagessätzen für tat- und schuldangemessen, deren jeweilige Höhe, auf der Grundlage der

wirtschaftlichen Verhältnisse der Angeklagten, auf 30,00 DM festgesetzt wird.

VII.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 465 I StPO.

Bochum

Richter am Amtsgericht

Gegen dieses Urteil legte die Frau Rechtsmittel ein. Die folgende „Bestätigung zur Vorlage bei Ge-

richt“ hat ihr Arzt ausgestellt. Die Frau rief den Richter an, um ihn nach ihren Chancen für die Ver-

handlung der zweiten Instanz zu fragen. Der Richter gab ihr die Auskunft, er glaube nicht, daß der

Arzt diese schriftliche Aussage in einer mündlichen Verhandlung wiederholen werde, denn er habe

, eine unrechtmäßige Indikation gestellt und sich strafbar gemacht. Die Frau zog daraufhin — entgegen

dem energischen Rat ihrer Anwältin — die Berufung zurück. (Und mußte anschließend gegen ihren

Freund aussagen, der wegen Beihilfe verurteilt wurde.)
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Bestätigjg zur Vorlägé bel-Gericht

Ich beziehe-mich Zünachgt auf meine Aussage.gégenüber der Krimlnul—i
polizei vom _.7.1987£ ' _ _ _
Ich kann mich zwar an das Gespräch mit meiner„Patientin nicht-mehr im
Deta1l erinnejrn.:dedoch' hat m1riFrau_:-jhre Bedrängnis ln-wlrt-
scnaftlichér undfäu©h in SEeliseher H;figläfit{Qesbhfldert.

Sowie die Sachlage dama-'l_s bei Frau „“.-war (sie hatte'berelts drei
Kinder. ihr_Mand hatté lhdigllch-einféinkummen von ca. 1.700‚-- DM. sie

V hätté ihre‚Ärbeltsstélie’aufgeben—mfls$eng„er hätte als ZiVilangestellter
dei“_ d_a;_„-k„i_ndergig_id nfcht; effiä'ltem dje %h'nungssltuatlon war
bereits “mit den" drei Kinderns'ehr beengfiyf‚g.ö‘fé= Patientin war*ln seelischer

Hinsicht übepfggder‚t‚. die Noti_age‘.schilen'fiiclit"an'der's abwendbar;zu sein).
hätte ich auf'f‘ll'hi'ijerlangen hin"'auch.e'inéschffftliche Indikation aus
sozialen" Gründénf-- ausges1iej lt .

Frau Hörster war - sicher nicht zu Unrecht — davon ausgegangen, daß diese Bescheinigung einen
Freispruch der Frau begründen müßte, den der Richter um jeden Preis verhindern wollte.
Manche Ärzte, die bereit waren, als Zeugen zugunsten ihrer Patientin auszusagen, fühlten sich vom
Gericht bedroht. Sie wurden in sie unter Druck setzender Weise auf ihr Aussageverweigerungsrecht
hingewiesen, und wenn sie aussagten, bestünde die Gefahr, daß sie sich selbst belasteten und mit ei-
nem Verfahren zu rechnen hätten.
Die Rechtsanwältinnen Brigitte Hörster und Heike Gall-Alberth in Augsburg berieten und vertra-ten etwa fünfundzwanzig betroffene Frauen. Bei fünf ihrer Mandantinnen wurde ein Verfahren auf-grund nachträglicher Beibringung eines Beratungsnachweises über eine soziale Beratung einge-stellt. In fünf weiteren Fällen kam es zu Gerichtsverhandlungen, drei davon Berufungsverfahren,
von denen wiederum zwei Berufungen durch die Frauen zurückgezogen wurden (zu den Gründen5. S. 198 ff.). Die Gerichtsverhandlungen fanden in Memmingen statt.
Wegen der Ähnlichkeit der Formulierungen der Urteilstexte der ersten Instanz vermuteten die An—wältinnen vorgefertigte Meinungen, und sie empfahlen grundsätzlich, Revision einzulegen. Hatteschon die erste Gerichtsverhandlung fast immer eine Herabsetzung der teilweise unangemessen ho—hen Geldstrafe erbracht, so kam es in der zweiten Instanz auch zum Freispruch.

Eine mutige Frau

Magdalena Federlin, deren Verhör und Strafbefehl bereits dokumentiert wurden (5. S. 64 und S.67),- war eine der Mutigen, die ihre Geldstrafe nicht einfach hinnahmen, sondern Rechtsmittel ein-legten. Sie erhielt im Januar 1988 eine Vorladung, im Februar sollte die Gerichtsverhandlung statt—finden. Einen Tag vor dem Gerichtstermin erhielt sie mit normaler Post einen Brief, mit dem der G6-richtstermin ohne Angabe von Gründen abgesagt wurde. Sie hatte einen Weg von weit über 100 kmvon ihrem Wohnort zum Memminger Gericht. Zur ersten Hauptverbandlung kam es im April 1988.Sie dauerte eine Stunde. Von ihren ursprünglich 2000 Mark Geldstrafe wurden 1100 gestrichen; dieAnwalts- und Gerichtskosten hätten etwa 1000 Mark betragen (und wurden nicht fällig, weil wie-derum Revision eingelegt wurde).
Hier das Urteil der ersten Instanz gegen Magdalena Federlin vom 19. Mai 1988.
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I. Die Angeklagte wird wegen eines Vergehens des Abbruchs der Schwangerschaft zur
Geldstrafe von 30 Tagessätzen zu je 30,— DM

(insgesamt 900,— DM)

verurteilt.

Angewendete Strafbestimmungen: é.S 218 Abs. I und Abs. III‚ Satz 1 StGB.
11. Die Angeklagte hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

Gründe:

I.

Die Angeklagte . . . ist am . . . geboren und hat den Beruf der Einzellmndelskauffrau erlernt.
Sie betreibt derzeit einen ..Naturkostladen" und erzielt hierdurch, eigenen Angaben zufolge. ein
monatliches Nettoeinkommen in Höhe von etwa . . . DM. Sie hat ein nichteheliches Kind, das
jetzt 5 Jahre alt ist. Für Wohnungsmiete, Strom, Wasser und Heizung kommt als Unterhaltslei-
stung der Vater des unehelichen Kindes der Angeklagten auf. . . .
II.

Am 19. 11. 19841ieß die Angeklagte eine bei ihr bestehende Schwangerschaft in der Praxis des
Frauenarztes Dr. Theissen in Memmingen . . . von diesem abbrechen. Bei dem durchgeführten
Eingriff war der Angeklagten bewußt, daß es sich um einen Schwangerschaftsabbruch handelte.
Bevor sie die Schwangerschaft abbrechen ließ, hatte die Angeklagte keinerlei Beratung im Sinne
des % 218 Abs. 3 S. 2 StGB durchführen lassen. Die tatsächlichen Voraussetzungen für eine medi-
zinische, eugenische, kriminologische oder soziale Indikation im Sinne des % 218 a Abs. 2 StGB
waren nicht gegeben.

III.

Dieser Sachverhalt steht zur Überzeugung des Gerichts fest aufgrund der eigenen Einlassung der
Angeklagten in der Hauptverbandlung vom 18.04.1988.

In ihrer Einlassung hat die Angeklagte eingeräumt, daß sie die Schwangerschaft durch Dr.
Theissen habe abbrechen lassen. Sie sei subjektiv der Ansicht gewesen, daß bei ihr objektiv die
Voraussetzungen für eine soziale Indikation gegeben seien. Bei ihrem ersten Kind nämlich sei sie
vor der Geburt zu einer Beratungsstelle gegangen, wo man ihr das Vorliegen einer sozialen Indi-
kation bestätigt habe. Sie habe sich danach aber dann doch entschlossen, dieses Kind auszutra-
gen und zur Welt zu bringen. Bei ihrer zweiten Schwangerschaft nun sei sie der Meinung gewe-
sen, daß jetzt erst recht die Voraussetzungen einer sozialen Indikation gegeben seien.
Der Erzeuger des zur Welt gebrachten Kindes und Verursacher der zweiten Schwangerschaft
habe sie nämlich schon bei der ersten Schwangerschaft verlassen wollen, weil er diese und später
auch die zweite Schwangerschaft nicht akzeptiert habe.
Auch hätte sie nach der Geburt eines zweiten Kindes das von ihr selbständig betriebene Geschäft
nicht weiterbetreiben können.

An Dr. Theissen habe sie sich gleich direkt gewandt, ohne zuvor einen anderen Arzt oder eine
Beratungsstelle aufzusuchen, weil ihr bekannt gewesen sei, daß Dr. Theissen unproblematisch
Schwangerschaftsabbrüche ambulant vornehme. Sie habe sich einen mit dern Schwangerschafts-
abbruch verbundenen Krankenhausaufenthalt ersparen wollen.
IV.

Die dargelegte Einlassung der Angeklagten ist nicht geeignet, sie vor dem Vorwurf eines strafba—
ren Schwangerschaftsabbruchs gemäß 5 218 Abs. 1 und Abs. 3 S. 1 StGB zu bewahren.
Die Angeklagte selbst hat eingeräumt, daß die objektiven Voraussetzungen für die Straflosigkeit
eines Schwangerschaftsabbruchs gemäß % 218 Abs. 3 S. 2 StGB nicht gegeben waren.
Eine soziale Indikation (andere Indikationen kommen ohnehin nicht in Betracht) hat beim
Schwangerschaftsabbruch nicht vorgelegen.
Die Beurteilung der Frage, ob ein Schwangerschaftsabbruch gemäß der sozialen Indikation ge-
rechtfertigt ist, muß sich nach der grundlegenden Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
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vom 25.02. 1975 richten. Mit dieser Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht klargestellt.

daß das sich im Mutterleib entwickelnde Leben als selbständiges Rechtsgut unter dem Schutz der

Verfassung. insbesondere des Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG. steht. Von besonderer Bedeutung ist in die-

sem Zusammenhang die weitere Feststellung des Bundesverfassungsgerichts, daß bei der gebo-

tenen Güterabwiigung betreffend das Lebensschutzinteresse des ungeborenen Lebens einerseits

und das ebenfalls grundgesetzlich verankerte Recht der Schwangeren auf freie Entfaltung der

Persönlichkeit andererseits dahingehend zu konkretisieren ist. daß das Schutzinteresse des unge-

borenen Lebens dem Recht der Schwangeren auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit nicht etwa

nur gleichrangig. sondern eben vorrangig ist.

Aus dieser grundsätzlichen Position des Bundesverfassungsgerichts, der auch beispielsweise die

Rechtssprechung des Bayer. Obersten Landesgerichts . . . folgt, ergibt sich, daß insbesondere

das Vorliegen einer sozialen Indikation als Entschuldigungsgrund für einen Schwangerschafts-

abbruch nur dann bejaht werden kann, wenn eine ganz besonders gelagerte Ausnahmesituation

festzustellen ist.

Eine derartige Ausnahmesituation kann hier nicht festgestellt werden.

Hierbei wird nicht übersehen. daß die Situation der Angeklagten schwierig war. Sie war aber

nicht ausweglos. Hierbei muß auch beachtet werden‚ daß nach der Rechtssprechung des Bayer.

Obersten Landesgerichts . . . wirtschaftliche und familiäre Schwierigkeiten grundsätzlich nicht

ausreichen, um eine Notlagenindikation zu begründen. Wirtschaftliche Engpässe reichen für die

Begründung einer sozialen Indikation nicht aus. Die Überforderung der Schwangeren durch ihre

Schwangerschaft müßte vielmehr so groß sein. daß eine gleichwertige Rechtspflicht derjenigen

zum Austragen gegenübersteht.

Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Insbesondere kann allein die von der Angeklagten

vorgetragene Tatsache. daß sich der Erzeuger zu der Schwangerschaft nicht habe bekennen wol—

len. einen Abbruch nicht entschuldigen.

Darüber hinaus muß auch betont werden. daß gemäß & 218 a Abs. 2 Nr. 3 b StGB Voraussetzung

für das Vorliegen einer sozialen Indikation ist. daß die Notlage „nicht auf eine andere für die

Schwangere zumutbare Weise nbgewendet werden kann".

Die Angeklagte hat in der Hauptverhandlung nicht überzeugend darzulegen vermocht. warum

nicht beispielsweise eine Freigabe des ausgetragenen und zur Welt gebrachten Kindes zur Adop-

tion ein möglicher Ausweg hätte sein können.

Die Angeklagte hat allerdings. wie dargelegt. vorgetragen. subjektiv der Überzeugung gewesen

zu sein. die Voraussetzungen für eine soziale Indikation lägen vor. Ein solcher Irrtum ist als Ver-

bolsirrtum hinsichtlich des Vorliegens der tatsächlichen Voraussetzungen für einen persönlichen

Schuldausschiießungsgrund zu betrachten. Dieser Verbotsirrtum aber war vermeidbar. Hätte

die Angeklagte. wie in R‘ 218 Abs. 3 S. 2 StGB vorgesehen. eine Beratung vornehmen lassen1

dann wäre ihr mit Sicherheit erklärt worden, daß die tatsächlich gegebenen Schwierigkeiten eine

soziale Indikation eben noch nicht begründen konnten.

V.

Bei der Strafmessung füllt zugunsten der Angeklagten ins Gewicht. daß sie in keiner Weise vor-

bestruft ist. Strz‘ifmiidermi ist weiter zu berücksichtigen. daß sich die Angeklagte zum Zeitpunkt

ihres Entschlusscs. die Sclnvnngerschaft abbrechen zu lassen. tatsächlich in einer schwierigen Si-

tuation befunden hat. Zugunsten der Angeklagten ist weiter zu berücksichtigen‚ daß sie sich obi-

gen Ausführungen zufolge möglicherweise in einem — allerdings vermeidbaren — Verbotsirrtum

befunden hat.

Auf der Grundlage der genannten Zumessungsgründe erachtet das Gericht eine Geldstrafe von

30 Tagessätzen für tat- und schuldangemessen. deren jeweilige Höhe. auf der Grundlage der

wirtschaftlichen Verhältnisse der Angeklagten. auf 30‚— DM festgesetzt wird. . . .



Urteile der zweiten Instanz

Gegen dieses Urteil legte Magdalena Federlin Berufung ein, und bei ihrer Rechtsanwältin klingelt‚e

das Telefon. Staatsanwalt Krause war am Apparat:

GESPRACHSNOÜIZ__„...“-:;1f.»

Die Staatsanwältschaft hatte Berufung eingelegt, so daß eine von den Ve1tc1d1gung beabsichtigte
Sprungrevision zur übernächsten Instanz, dem Bayerischen Obe15ten Landesge1icht, nun nicht
mehr möglich war. Staatsanwalt Krause fragte telefonisch, ob Magdalena Federlin ih1 Rechtsmittel
zurückzöge, dann lasse e1 mit sich reden. Vielleicht hätte er dann auch seine Berufung zu1ückge-
zogen und sich ein spektakuläres Verfahren erspart?!
Magdalena Federlin bekamim Herbst 1988 ihr zweites Kind. Anfang November rief der Richter am
Landgericht Memmingen Falckenberg ebenfalls in der Hörster-Kanzlei an und wollte über Verfah—
renseinstellung wegen Geringfügigkeit verhandeln:
„Sie habenJa schon ein Kind“, sagte Falckenberg gemäß der Gesprächsnotiz der Rechtsanwältin,
„das sie trotz Vorliegen der Indikation etc. bekommen habe. Das lasse das Ganze doch1n einem
etwas milderen Licht erscheinen. “

Magdalene Federlin lehnte ab; es kam zur Berufungsverhandlung.
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Plädoyer der Rechtsanwältinnen Hörster und Gall-Alberth

in Sachen Madgalena Federlin (Auszüge)

2. Instanz LG Memmingen, mündliche Verhandlung vom 06.12.88

Hohes Gericht. Herr Staatsanwalt,

meine Kollegin und ich haben uns das Plädoyer folgendermaßen aufgeteilt:

l. '

Entgegen sonstiger Gewohnheit beginne ich mit dem rechtlichen Teil. Meine Kollegin wird mit

dem tatsächlichen Tei], d.h. dern festgestellten Sachverhalt, den Einlassungen unserer Mandan-

tin und der Zeugenaussage anschließen, und ich werde sodann enden mit der Frage nach der Ab-

wendbarkeit der schweren Notlage durch andere zumutbare Hilfen und der Frage nach dem Vor-

liegen eines Verbotsirrtums.

2.

Wir haben lange überlegt, einen Einstellungsantrag gem. @ 260 StPO wegen des Vorliegens eines

Verfahrenshindernisses zu stellen. Dazu lenke ich Ihren Blick noch einmal darauf. wie dieses

Verfahren hier überhaupt in Gang kommen konnte. Voraussetzung hierfür war die rechtswi-

drige Beschlagnahmung einer gesamten Patientinnenkartei . . . Die Weitergabe und Verwer-

tung der so erlangten Daten ist nur dann rechtmäßig, wenn dies verhältnismäßig ist zum eigentli-

chen Untersuchungszweck.

Es gibt — und dies sage ich insbesondere auch für die ehrenamtlichen Richter— keine Strafverfol-

gung um jeden Preis! !!

Auch bei der Strafverfolgung muß der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt werden

bei der Abwägung der Grundrechte, die sich’in jedem Fall gegenüberstehen, die Verfolgung

von Straftaten, die Strafrechtspflege und die Grundrechte der Betroffenen auf der anderen

Seite.

Wenn man bedenkt, welche Folgen die Datenweitergabe für Hunderte von Frauen und Männern

gehabt hat, weicher Einbruch in ihre intimste Sphäre vorgenommen wurde, daß die Folgen hin-

gingen bis zur Scheidung einer Ehe, kann nach unserer Auffassung kein Zweifel mehr daran 4

sein, daß hier der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht mehr gewahrt wurde. Ganz grund-

sätzliche Ausführungen hierzu hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom

24.05.1977‚ Band 44, 353 ff. 373 getroffen . . .

Wir haben diesen Einstellungsantrag nur deswegen hier nicht gestellt. um unserer Mandantin'

mit ihrem drei Monate alten Säugling die Konsequenzen dieses Antrags (langes Warten. Ableh-

nung, bei Aussageverwcigerung ihrerseits neue Verhandlung mit Vernehmungspersonen erster

Instanz usw.) zu ersparen.

3.

Unserer Mandantin wird zur Last gelegt. sich eines unerlaubten Schwangerschaftsabbruchs

strafbar gemacht zu haben.

a) Eine Frau ist nach dern Gesetzestext ohne weiteres dann straffrei. wenn sie sich vor einem Ab-

bruch von einem Arzt beraten ließ und wenn sie durch eine der im Gesetz vorgeschriebenen Per-

sonen oder Stellen über die zur Verfügung stehenden sozialen Hilfen informiert wurde.

Richtig ist. daß für den in Frage stehenden Abbruch der Nachweis über diese Sozialberatung

nicht vorliegt.

Unsere Mandantin war aufgrund einer früheren Schwangerschaft über die zur Verfügung ste-

henden Hilfen informiert und sah von daher keine Veranlassung. sich nochmals in diese Bera—

tung zu begeben.

4.

Aus den vorliegenden Strafbefehlen könnte man den Schluß ziehen, daß von Seiten der Staats-

anwaltschaft und der Richter, die den Strafbefehl erlassen haben, aus der Tatsache der fehlen-

den Sozialberatung der Umkehrschluß gezogen wurde, daß dann ein unerlaubter Schwanger—

schaftsabbruch vorliegt.
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Dem ist natürlich nicht so.

Dies möchte ich auch gerade den ehrenamtlichen Richtern noch einmal ganz deutlich vor Augen
führen: Eine Frau ist. egal ob sie sich je beraten ließ, egal ob sie sich an formelle Voraussetzun-
gen gehalten hat oder nicht. auf jeden Fall dann straffrei, wenn im Zeitpunkt des Ahbruehs eine
schwere Notlage vorgelegen hat. die es ihr unzumutbar machte. die Schwangerschaft fortzuset-
zen und wenn diese Notlage nicht durch zumutbare Hilfen abwendbar war.
5 .

Wann liegt nun eine solche schwere Notlage vor, wem obliegt es. dies festzustellen?
Der Gesetzestext gibt eine klare. eindeutige Aussage hierzu: Das Feststellen der Notlage liegt in
der „ärztlichen Erkenntnis“.

Der Arzt stellt im Gespräch mit seiner Patientin fest. ob die Voraussetzungen des legalen
Schwangerschaftsabbruchs. also die schwere Notlage . . . vorliegt und ob zumutburc Hilfen zu
deren Abwendung vorliegen.

Halten Sie sich bitte vor Augen. denn dies muß Ihre Entscheidung ganz wesentlich beeinflussen.
daß es im Gesetz keine Kriterien gibt. wie diese Prüfung auszusehen hat. und daß es keine Krite-
rien gibt, wie eine Indikationsstellung auszusehen hat. Dies mag man bedauern, man mag for-
dern. daß dies geändert werden müßte. ebenso wie gefordert wird — ich meine zu Recht —«‚ daß
der {\ 218 gestrichen werden muß. aber. es ist nicht Gesetz.
Nur allenfalls zur Auslegung kann das Urteil des Bundesverfassungsgerichts erst im Jahre 1975
zur Fristenlösung und das Urteil des Bayerischen Obersten Landesgerichts herangezogen wer-
den, wobei gerade bei letzterem ausdrücklich zu berücksichtigen ist. daß dieses vorder Reform
und gegen eine Diplompsychologin der Pro Familia ergangen ist.
Was aber bleibt, und was Sie Ihrer Entscheidung zugrundezulegen haben. ist der Gesetzestext,
und anhand dessen haben Sie die Strafbarkeit unserer Mandantin zu prüfen. Es ist nicht Ihre
Aufgabe, objektive Kriterien für das Vorliegen einer schweren Notlage, die zur Unzumutbarkeit
der Austragung einer Schwangerschaft führt. festzuschreiben oder dies zu versuchen.
Eine Notlage, wie sie hier im Gesetzestext aufgenommen wurde, hat tausend Gesichter. Die see-
lische Befindlichkeit einer Frau in dieser Situation, ein Punkt, der von den Erstriehtern ausge-
blendet, um nicht zu sagen mit Füßen getreten wurde, gehört mit zur Feststellung dessen, ob eine
Notlage vorliegt.

Die gesamte Lebenssituation der Frau gehört hierher und macht deutlich. daß beim gleichen
Sachverhalt für eine Frau eine schwere Notlage im Sinn des Gesetze
deren beim gleichen Sachverhalt eben nicht.
Gerade deswegen hat der Gesetzgeber die Feststellung dieser Notlage eben in die ärztliche Er—
kenntnis gestellt. Der BGH sagt dazu in seiner Entscheidung aus dem Jahre 1985 : . . . .
Es steht Ihnen, weder einem hauptamtlichen noch einem ehrenamtlichen Richter. also nicht zu.
selbst zu werten oder festzustellen.

Sie können an dieser Stelle hier Rechtens nur feststellen. ob Sie Dr. The
unserer Mandantin habe eine so schwere Notlage vorgelegen. d
Schwangerschaft fortzusetzcn, „ und es haben ihr keine zumutb
zur Verfügung gestanden —— für vertretbar erachten oder nicht.
Genau aus diesem Grund haben wir immer wieder betont, hier wie in allen anderen Fällen isteine inquisitorische Befragung unserer Mandantinnen nach den gesetzlichen Voraussetzungen
weder notwendig noch zulässig. Denn unsere Mandantin hat Dr. Theissen damals in einem ver—traulichen Gespräch ihre Situation geschildert, und er hat sich hierzu eine E '
Dies zu versuchen, nachzustellen, ist nach Jahren schlechterdings unmögl
rechtliche Möglichkeiten jedoch wie erwähnt nicht immer zu Nutzen von
Mandanten sind, haben wir Frau Federlin dazu geraten. wie vorher gesche
Rekonstruieren wir also noch einmal, was die Angeklagte hier geschildert
derung sie damals, sicherlich nicht über Stunden, zu Dr. Theissen kam:

5 vorliegen mag. bei einer an-

issens Erkenntnis. bci
aß es ihr nicht zu mulbur war. die

aren Hilfen zu deren Abwendung

ich. Da prozessuale

Maudantinnen oder

hen auszusagen.

hat, mit welcher Schil-
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1. Lebenslauf . . .

wichtiger Punkt erste Schwangerschaft, erstes Kind

II. Der erste Abbruch

Situation wirtschaftlich, psychisch, physisch

III. Weitere Schwangerschaft

nochmaliger Abbruch (in einer Klinik)

Indikationsfeststellung

Aussage Dr. . . .

(Psychotherapieausbildung des Zeugen)

Dr. Theissen stellte bei Zugrundelegung dieser Situation die gesetzlichen Bedingungen für einen

legalen Abbruch fest. Dazu ist er auch verpflichtet!

Wir erlauben uns, Ihnen die diesbezügliche Kommentarstelle vorzulegen, da die genau gegentei-

lige Feststellung im Berufungsurteil der 3. Strafkammer 3 Ns 23 Js 4266/87 Blatt 10 des Urteils zu

finden ist. Und diese dortige Feststellung — wohlgemerkt eines zweitinstanzlichen Urteils des LG

Memmingen — ist entsprechend sämtlicher Kommentarstellen eindeutig falsch. Einer Kommen-

tierung dieser Tatsache möchte ich mich an dieser Stelle enthalten.

7.

Im vorliegenden Fall haben wir noch die weiteren Feststellungen des Herrn Dr. ‚ . ., der als

Zeuge hier gehört wurde, zu berücksichtigen, der glaubwürdig und ohne jede Einschränkung für

einen Zeitpunkt 6 Monate später unserer Mandantin eine Notlage im Sinne des Gesetzes atte-

stierte. . . .

III. Kommen wir zur zweiten gesetzlichen Voraussetzung: Den zumutbaren Hilfen, mit denen

die schwere Notlage abgewendet werden könnte.

Was konnte im vorliegenden Fall in Betracht gezogen werden?

— Versorgung des Kindes durch die Eltern unserer Mandantin kam nicht in Betracht; selbst 8

Kinder, einige noch in Ausbildung, keine Betreuungsmöglichkeit . . .

— Versorgung in einer Pflegefamilie wäre nicht zu bezahlen gewesen, außerdem aufgrund der

Einstellung der Mandantin hier subjektiv nicht zumutbar

— Versorgung in einer Kinderkrippe; nicht möglich. da es vor0rt für Babys keine gibt.

Gerade die Ausführungen der Staatsanwälte und Richter der 1. Instanz zu den zumutbaren Hil-

fen lassen leider eine erschreckende Unkenntnis der realen Verhältnisse erkennen. Die Diskre-

panz von Theorie und Praxis ist nicht nur ein dem Strafrecht inliegendes Problem und Phäno-

men.

—- Die Aufgabe der soeben neuen, mit Existenzgründungsdarlehen aufgebauten und gefundenen

Lebensgrundlage. und das Leben mit zwei Kindern von Sozialhilfe?

Unsere Mandantin hat bereits einmal ihren geplanten Lebensweg wegen der Geburt eines Kin-

des aufgegeben. Sie wollte Heilpädagogik studieren und gab diesen Studienwunsch auf, um das

Kind selbst versorgen zu können. Hierzu gründete sie ihren Naturkostladcn.

Dies erneut nufzugeben, mit der Konsequenz. die Schulden nicht mehr zahlen zu können. die El-

tern als Bürgen mit . . . DM Schulden dastehen zu lassen, warunserer Mandantin sicherlich auch

nicht zumutbar.

Selbst das Bayerische Oberste Landesgericht fordert nur die „Inkaufnahme gewisserfinanzieller

Schwierigkeiten und klammert eine Zumutbarkeit aus, wenn der ganze Lebensweg ernstlich ge-

fährdet ist“.

— anutbare Hilfe: die Adoption?

Ein heikler Punkt.

Die Tatsache, daß in erstinstanzlichen Urteilen die Freigabe des Kindes zur Adoption als zumut-

bare Hilfe aufoktroyiert wurde. hatte dazu geführt. daß die Voraussetzung der schweren Notlage
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im Einzelfall schon kaum mehr geprüft wurde, jedenfalls die Prüfung sich auf objektive Kriterien
beschränkte und nicht etwa die ganze Situation, insbesondere die seelische. der Frau in Betracht
gezogen wurde.

Zum einen ist, wie in erster auch in zweiter Instanz erklärt, für unsere Mandantin die Freigabe
des Kindes zur Adoption keine auch einmal ernsthaft in Betracht zu ziehende Erwägung.
So wie dieses Argument bisher gehandhabt wurde: „letztendlich ist die Adoption zumutbar“,
würde dies zum faktischen Ende der Notlagenindikation. ja der Indikationsregelung überhaupt
führen. Daneben würde es für die Frau (von der psychischen Vergleichbarkeit) den Zwang zur
Leihmutterschaft bedeuten.

Das Gesetz wollte eine Vergleichbarkeit der Indikationen.
Das Bayerische Oberste Landesgericht spricht davon, daß die Notlage die Schwangere „in etwa
gleichem Maße in Bedrängnis bringen muß“ wie die anderen drei Indikationen.
Das Adoptionsargument wird schon bei dieser Vergleichbarkeit ad absurdum geführt. Wieso
sollte dann nicht das Kind, das aus einer Vergewaltigung entsteht, wieso sollte dann nicht ein be-
hindertes Kind zur Adoption freigegeben werden können und müssen?
Sicher reichen die üblichen Belastungen einer Schwangerschaft nicht aus„ um eine schwere Not—
lage im Sinn des Gesetzes zu begründen.
Aber die Situation muß auch nicht so ausweglos sein, daß sich eine Schwangere vorher umbringt.
damit man diese Feststellung dann im nachhinein treffen könnte.
So absolut ausweglos. wie die Staatsanwaltschaft und die Gerichte dies bei der Notlagenindika-
tion fordern -— Vérgleichbarkeit! —, so ausweglos ist die Situation bei den anderen Indikationen
auch nicht. Kein erstinstanzliches Urteil hat deutlich gemacht, was denn wirklich aussiehtslos
wäre. Warum ?Weil das einfach nicht möglich ist; weil sich in die psychische Situation einer Frau
in diesem Zustand eben niemand hineinfühlen kann.
Und dies hat der heutige Bericht in den Zeitungen zur Gutachtervernehmung im Prozeß des Dr.
Theissen‚ die Sie sicher alle gelesen haben, erneut gezeigt.
Dr. Theissen kam also unzweifelhaft richtig zu dem Ergebnis. daß es im Abbruchszeitpunkt für
unsere Mandantin keine in dieser Situation zumutbare Hilfe gab.
Damit könnten wir am Ende sein.

Es machen mir doch die erstinstanzlichen Urteile eine weitere E1'Wägung höchst vorsorglich er-
forderlich: Strafrechtsdogmatisch ausgedrückt: der Verbotsirrtum.
Was bedeutet dies?

Unsere Mandantin wäre selbst, wenn man allen genannten Argumenten nicht folgen wollte,
auch dann straffrei, wenn sie selbst nicht wußte, daß sie — hätte sie rechtswidrig gehandelt —
rechtswidrig handelt und wenn sie dies auch nicht hätte vermeiden können.
Um in diesem Fall das Ergebnis vorwegzunehmen:
Sie wußte es nicht und sie konnte es auch nicht wissen, daß sie behauptetermaßen rechtswidrig
handelte und sieh behauptetermaßen eines unerlaubten Schwangerschaftsabbruch strafbar ma-
chen würde.

Weswegen:

Zum einen: Die Angeklagte war bereits einmal im Jahre 1983 schwanger in einer extrem schwie-
rigen Situation.

Sie wollte sich damals zu einem Abbruch in eine Klinik begeben und hatte die schriftliche Indika-
tion eines Frauenarztes und den Beratungsnachweis einer anerkannten Beratungsstelle. Unsere
Mandantin hat sich dann jedoch für dieses Kind entschieden und einen Sohn zur Welt gebracht._ Ihre Situation hatte sich wie oben geschildert bis zur zweiten Schwangerschaft noch bei weitem
verschärft und verschlimmert. Für unsere Mandantin konnte es absolut keinen Zweifel geben,daß in dieser Situation für sie eine séhwere Notlage im Sinne des Gesetzes vorlag. Bezüglich des
schriftlichen Beratungsnachweises hat unsere Mandantin glaubhaft versichert, daß sie derAnsicht war, dieser sei, bei einem Klinikaufenthalt notwendig. Darüber hinaus wußte
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unsere Mandantin nicht, daß der ambulante Abbruch in Bayern nicht möglich ist und als Ord-
nungswidrigkeit verfolgt wird. ‘ '

Zum zweiten kam Dr. Theissen nach Abschluß des Beratungsgesprächs mit unserer Mandantin
zu der Auffassung, es liege eine Notlage im Sinne des Gesetzes vor und zumutbare Hilfen seien
nicht vorhanden. ,

.Wie bereits oben ausgeführt, ist er entgegen dem Berufungsurteil des LG Memmingen berech-
tigt und unverpflichtet, diese Voraussetzungen als abbrechender Arzt noch einmal und zwar
letztverantwortlich zu überprüfen.

Ich rufe nochmals ins Gedächtnis, daß bei meinen jetzigen Ausführungen unterstellt ist, der Ab—
bruch wäre rechtswidrig gewesen, was er jedoch tatsächlich, jedenfalls nach unserem Dafürhal-
ten, nicht war.

Dies unterstellt: Unsere Mandantin hätte einen solchen Irrtum, wenn er denn vorgelegen hätte,
nicht vermeiden können!

Ich erlaube mir hier, nochmals aus dern obengenannten Berufungsurteil zu zitieren: . . . Es ist

ein Unding, zu behaupten, eine Beratungsstelle hätte unsere Mandantin darüber aufgeklärt, daß

bei ihr keine Notlage vorliegt.

Ich erlaube mir‚ diese Behauptung aus obengenanntem Berufungsurteil auf den vorliegenden

Fall zu übertragen, da dergleichen Behauptungen zum Teil stereotyp gleichgefaßt in allen Urtei-
len der ersten Instanz wieder auftauchen.

Eine solche Behauptung ist absurd und geht an der Realität vorbei. Es entspricht keiner gängi-

gen Beratungspraxis! Der Berater muß nicht überzeugt werden! Er hat einen Beratungsnachweis

über die sozialen Hilfen zu erteilen‚ wenn sich eine Frau gegen eine Beratung sperrt!

Und es ist weiter gesetzwidrig — wie zwischen den Zeilen dieses Urteils geschrieben —, einer Frau

vorzuschreiben, sie solle quasi so lange Ärzte frequentieren, bis ihr einer sagt, es liege bei ihr

keine Notlage vor!

Nach dem Gesetzeswortlaut muß ein. und nur einer, und irgendein Arzt die Notlage und das

Fehlen der zumutbaren Hilfen feststellen!

Letztendlich also hätte sich unsere Mandantin auch unzweifelhaft in einem unvermeidbaren

Verbotsirrtum befunden.

Ich fasse zusammen:

Die Angeklagte hat ihre Situation Dr. Theissen geschildert. Von dieser Situation ausgehend, hat

Dr. Theissen eine schwere Notlage im Sinne des Gesetzes und das Fehlen von zumutbaren Hilfen

attestiert. Ebenso hat dies getan Dr. . . . fiktiv für den Fall. daß die Angeklagte auch bei dem in

Frage stehenden Abbruch zur Beratung zu ihm gekommen wäre.

Etwas anderes wurde nicht festgestellt und ist nicht feststellbar. Wenn Sie also nicht Ihre eigenen

Wertungen an die Stelle der Wertung dieser Ärzte setzen. was Sie nicht dürfen, müssen Sie zu

dem Ergebnis kommen, daß die Beurteilung dieser Ärzte vertretbar ist. Es besteht keinerlei An-

haltspunkt für eine Gefälligkeitsbeurteilung oder den Mißbrauch des gesetzlich eingeräumten

Beurteilungsspielraums.

Wir beantragen daher abschließend, die Angeklagte vom Vorwurf des unerlaubten Schwanger—

schaftsabbruchs freizusprechen. . . . .
(Brigitte Hörster) (Hexke Gall—Alberth)
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I.

Die Angeklagte wurde durch Urteil des Amtsgerichts Memmingen vom 14. April 1988 wegen ei-
nes Vergehens des Abbruchs der Schwangerschaft zur Geldstrafe von 30 Tagessätzen zu je
30‚— DM verurteilt. Sie legte gegen dieses Urteil mit einem am 19.4.1988 bei Gericht eingelaufe—
nen Schriftsatzes Rechtsmittel ein. die Staatsanwaltschaft am 20.4.1988 Berufung. Das als Beru-
fung zu behandelnde Rechtsmittel der Angeklagten ist begründet, die Berufung der Staatsan-
waltschaft unbegründet.

II.

Der Angeklagten lag zur Last, am 19.11.1984 in der Frauenarztpraxis des Zeugen Dr. med.
Theissen in Memmingen in der 9. Schwangerschaftswoche ohne vorherige Beratung und ohne
Indikation im Sinne des 5 218 a StGB eine Schwangerschaft durch Herrn Dr. Theissen als abtrei-

benden Arzt abgebrochen zu haben.

Die Angeklagte war von diesem Vorwurf aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen freizuspre-
chen.

Ill.

Die Berufungshauptverhandlung hat zu den persönlichen Verhältnissen und den Umständen der

Tat zur Überzeugung der Gerichts folgenden Sachverhalt ergeben:

Die Angeklagte kam am . . . als fünftes von acht Kindern in . . . zur Welt. Der Vater war damals

Bäckergeselle. wechselte dann aber den Beruf und arbeitete als Fernfahrer. Die ganze Familie

wohnte in einer kleinen Wohnung im Hause der Großeltern. Fünf Kinder mußten sich einen ein-

zigen Raum teilen. Im J ahre 1966/67 zog die Familie in ein eigenes Haus um, lebte aber finanziell

im Hinblick auf den Unterhaltsbedarf der acht Kinder in sehr beengten Verhältnissen. . . . Im

Jahre 1981 machte die Angeklagte das Abitur und wollte Heilpädagogik studieren. Vor Auf-

nahme des Studiums wollte die Angeklagte. die in ihrem bisherigen Leben noch nie einen Urlaub

gemacht hatte. sich einen Wunschtraum erfüllen und nach Mexiko fahren. Das Geld verdiente

sie sich als Werkstudentin bei der Firma . . . und als Korrektorin bei einerZeitung. Während der

im Frühjahr 1982 zusammen mit ihrem Lebensgefährten angetretenen Reise wurde sie schwan-

ger. Beide reagierten mit Angst und Entsetzen. Die Angeklagte sah ihre Zukunft — Studium —

verbaut. Der Erzeuger lehnte das Kind ab. Die Angeklagte. die von ihrer Familie keinerlei Un-

terstützung erwarten konnte. da noch vier Geschwister finanziell von den Eltern abhängig waren

und zum Teil noch bei diesen wohnten. entschloß sich zum Abbruch der Schwangerschaft. Sie

ging zu einer anerkannten Beratungsstelle. dem staatlichen Gesundheitsamt Aichach. und ließ

sich dort im J uni 1982 über die zur Verfügung stehenden öffentlichen und privaten Hilfen für

Schwangere. Mütter und Kinder beraten. Außerdem suchte sie einen Arzt auf. der sie über die

ärztlich bedeutsamen Gesichtspunkte eines Schwangerschaftsabbruches beriet und am 7.6.1982

eine „Bescheinigung zum genehmigten Schwangerschaftsabbruch nach 5 218 StGB" ausstellte.

Kurz vor dem bereits mit der Klinik vereinbarten Abbruchtermin entschied sich die Angeklagte

jedoch für das Kind. das dann am 1. Februar 1983 geboren wurde. Die Absicht. ein Studium auf-

zunehmen. gab sie nunmehm' auf. Die Lebensgemeinschaft mit dem Erzeuger war seit der Ge—

burt des Kindes sehr belastet. beide fühlten sich durch die Situation überfordert. Derdamals 27—

jährigc Vater. der als Werkzeugmachcr 1.700.— DM netto monatlich verdiente, . . . war mit sei—

nen eigenen Problemen beschäftigt und nicht bereit und in der Lage. sich für Partnerin und Kind

einzusetzen. Er leistete zwar finanziellen Unterhalt für das Kind und kam für die Kosten der ge—

meinsamen Wohnung auf, jedoch mußte die Angeklagte ihren eigenen Lebensunterhalt selbst

bestreiten. Ihr war zwei Monate nach Ablauf der Mutterschaftsfrist und des Erziehungsurlaubes

von ihrem Arbeitgeber gekündigt worden. Sie entschloß sich nun. zur Unterhaltssicherung einen

Naturkostladen in Aichach zu eröffnen, obwohl sie hierzu nicht die geringste Vorbildung hatte.

Maßgebend für den Entschluß war die Tatsache. daß sie bei dieser Tätigkeit ihr Kind nebenbei

betreuen konnte. Zur Finanzierung nahm sie im J uni/J uli 1984 bei der Stadtsparkasse . . . einen

Kredit über . . . DM bei 7 %-iger Verzinsung und einen weiteren Kredit über . . . DM bei 5 %—
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iger Verzinsung auf. Die Kredite waren rückzahlbar in 15 Halbjahresraten von je . . . DM bzw.
10 Halbjahresmten zu je . . . DM. Die Stadtsparkasse . . . räumte der Angeklagten außerdem
einen Kontokorrentkredi-t in Höhe von . . . DM ein, von Privatpersonen erhielt sie Kredite von'
Höhe von insgesamt . . . DM. Die Eltern der Angeklagten, die zwischenzeitlich eine Landwirt-
schaft mit . . . Rindern und . . . Hektar Pachtland von den Großeltern der Angeklagten über—
nommen hatten, leisteten gegenüber der Stadtsparkasse . . . eine Bürgschaft in Höhe von . .
DM. Ihre Landwirtschaft, die sie allein betrieben. war mit ca. . . . DM Schulden belastet. Der
Betrieb des am 2. 7. 1984 eröffneten Naturkostladens erwies sich zunächst noch als Verlustge-
schäft. Das Soll auf dem Girokonto der Angeklagten bei der Sparkasse . . ., von dem die fälligen
Tilgungsraten automatisch abgebucht wurden, wurde auch unter Berücksichtigung der auflau-
fenden Zinsen immer höher, obwohl die Angeklagte. die alle anfallenden Arbeiten — Warenein-
kauf beim Großhändler, Verkauf, Kalkulation, Buchhaltung, Reinigung etc. —- allein erledigte,
auch abends und am Wochenende arbeitete. In dieser Situation wurde sie Ende des Jahres 1984
— von ihrem Lebensgefährten— erneut schwanger. Die Angeklagte fühlte sich durch die körperli-
che Belastung, die der Bet1ieb des Ladens durch sie allein ohne fremde Hilfe mit sich brachte,
durch die gleichzeitig notwendige Betreuung ihres Kleinkindes, für das sie ebenfalls keine Hilfe
hatte. durch die persönliche Situation ihres Lebensgefährten, der eher selbst der Unterstützung
bedurfte, als daß er eine solche hätte leisten können, durch die Verluste. die der Laden mit sich
brachte, am Ende ihrer Kräfte. Sie war verzweifelt. weil sie sich angesichts der neuen Schwan-
gerschaft in einer ausweglosen Situation sah. Mit fremder Hilfe konnte sie nicht rechnen. Eine
Angestellte konnte sie sich nicht leisten. Finanzielle und sonstige Hilfe konnte sie weder von ih—
ren Eltern noch von ihren Geschwistern erwarten. Die Eltern waren mit der Landwirtschaft aus-
gelastet. Die Geschwister befanden sich zum Teil in Ausbildung und hatten zum Teil eigene Fa-
milien, teils mit Kleinkindern und waren ebenfalls nicht in der Lage. der Angeklagten zu helfen.
Sonstige Verwandte oder Bekannte, die bereit gewesen wären, das Kind etwa in Pflege aufzu-
nehmen, waren nicht vorhanden. Ein Heim oder eine Kinderkrippe in Aichach oder Umgebung,
wo die Angeklagte das Kind etwa tagsüber hätte unterbringen können, gab es nicht. Eine wo—
mögliche auswärtige Heimunterbringung oder gar eine Freigabe zur Adoption — die Angeklagte
erwog auch diese Alternativen — lehnte sie . . . ab. Ihr war klar, daß sie im Falle ihrer Nieder—
kunft auch die nunmehr neugegründete Existenz, nämlich ihren Laden, von dem sie hoffte, ihn
in die Gewinnzone bringen zu können, würde aufgeben müssen. Ihr war außerdem klar. daß sie
auch bei Inanspruchnahme der ihr bekannten öffentlichen und privaten Hilfen niemals in der
Lage sein würde, die aufgenommenen Schulden von ca. . . . DM zurückzuzahlen, diese vielmehr
im Gegenteil angesichts der Zinsbelastung immer weiter wachsen würden und daß möglicher-
weise auch die Existenz ihrer Eltern, von denen noch vier Geschwister finanziell abhängig wa—
ren, gefährdet sein würde. Ihr Lebensgefährte lehnte auch dieses zweite Kind völlig ab.
Unter diesen Umständen entschloß sich die Angeklagte zum Abbruch der Schwangerschaft. Sie
suchte den Zeugen Dr. Theissen auf, mit dem sie ein ausführliches Gespräch über ihre persönli-
chen Verhältnisse und die möglichen Alternativen zum Abbruch führte. Herr Dr. Theissen kam
zum Ergebnis, daß ein Fall einer sozialen Indikation im Sinne des {$ 218 a StGB vorliege. Darauf-
hin ließ die Angeklagte am 19.11.1984 von ihm die Leibesfrucht abtreiben. Sie war der festen
Überzeugung. daß eine Indikationslage auch tatsächlich vorliege und daß sie nicht nochmals zu
einer Beratungsstelle und einem anderen Arzt müsse, da sie bei ihrer ersten Schwangerschaft
ausführlich über die staatlichen und öffentlichen Hilfen und über die Risiken eines Abbruchs be-
raten worden war.

IV.

Dieser Sachverhalt beruht im wesentlichen auf der eigenen Einlassnng der Angeklagten und den
Ausführungen des sachverständigen Zeugen Dr. . . .. Die Kammer glaubt der Angeklagten. die
den Sachverhalt so wie dargestellt, geschildert hat. Sie machte auf die Kammer den Eindruck ei—
ner verantwortungsbewußten Frau, die sich die Entscheidung für den Schwangerschaftsabbruch
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nicht leicht gemacht hat. Sie schilderte in völlig natürlicher Weise ihre persönliche Situation,
ohne zu beschönigen oder aufzubauschen._ -
Um ihren Lebensgefährten nicht bloßzusteilen, bagatellisierte sie sogar nach Auffassung der Kam-
mer die Probleme, die sich mit diesem Partner, . . ., für sie ergaben. Für die Glaubwürdigkeit der
Angaben der Angeklagten spricht auch die Aussage des sachverständigen Zeugen Dr. . . ., der die
Angeklagte zwar nicht bei dieser Schwangerschaft, wohl aber bei einer späteren im Mai 1985 beriet.
Der sachverständige Zeuge schilderte glaubhaft und eindrucksvoll den Zustand der schieren Ver-
zweiflung, in der sich die Angeklagte, die keinen Ausweg als den des Schwangerschaftsabbruchs ge-
sehen habe, bei ihm befand. Da die persönlichen Verhältnisse der Angeklagten damals im wesentli-
chen unverändert waren, glaubt die Kammer ihrer Darstellung, daß sie auch bei der früheren
Schwangerschaft keinen Ausweg gesehen habe und verzweifelt gewesen sei. ‘
V.

Der festgestellte Sachverhalt führt zum Freispruch der Angeklagten, da der Schwangerschafts-
abbruch angezeigt war, um von ihr die Gefahr einer schweren, auf andere zumutbare Weise nicht
behebbaren Notlage abzuwenden (@ 218 Abs. 2 Nr. 3):

Nach 5 218 Abs. 1 StGB ist grundsätzlich jeder Schwangerschaftsabbruch strafbar, und zwar so-

wohl für den abbrechenden Arzt als auch für die Schwangere selbst. Der Gesetzgeber ist mit die-

ser Bestimmung der aus Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz abgeleiteten Forderung des Bun—

desverfassungsgerichtes in der Entscheidung vom 25.2.1976 (VerfGE 39, 1 ff) nachgekommen,
das werdende Leben — auch gegenüber der Mutter — zu schützen.

Die Angeklagte hat den Tatbestand des @ 218 Abs. 1 StGB erfüllt.

Sie bleibt hier aber nach der Ausnahmebestimmung des % 218 a Abs. 2 Nr. 3 StGB straflos, wo-

nach ein Schwangerschaftsabbruch über die Fälle der medizinischen. der genetischen und der

kriminologischen Indikation (@ 218c Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Nr. 1 und 2) hinaus auch dann angezeigt

ist, wenn die Gefahr einer schweren, nicht auf andere zumutbare Weise abzuwendenden Notlage

besteht:

1. Die Notlagenindikation, wie sie in der Bestimmung des 5 218 a Abs. 2 Nr. 3 StGB geregelt ist.

beruht auf der Erwägung des Bundesverfassungsgerichts, auch die allgemeine Lage der

Schwangeren und ihrer Familie könne Konflikte von solcher Schwere erzeugen, daß von ihr

über ein bestimmtes Maß hinaus Opfer zu Gunsten des ungeborenen Lebens mit den Mitteln

des Strafrechts nicht erzwungen werden könnten (BVerfGE 39. 50). Das Bundesverfassungs-

gericht hat vom Gesetzgeber verlangt, diesen Indikationsfall so zu umschreiben, „daß die

Schwere des hier vorauszusetzenden sozialen Konflikts deutlich erkennbar wird und — unter

dem Gesichtspunkt der Unzumutbarkeit betrachtet — die Kongruenz mit den anderen Indika—

tionsfällen gewahrt bleibt“.

Die vom Bundesverfassungsgericht verlangte Kongruenz zu den anderen Indikationsfällen

hat der Gesetzgeber offenbar durch die Einführung einer unwiderleglichen Vermutung (& 218

Abs. 2 1. Halbsatz) des Inhalts hergestellt. daß die Voraussetzungen des 5 218 Abs. 1 Nr. 2

StGB, nämlich der sogenannten medizinischen Indikation, auch dann als erfüllt gelten, wenn

ein Fall der sozialen Indikation im Sinne des ‚$ 218 Abs. 2 Nr. 3 vorliegt. Dies bedeutet. daß

im Fall einer schweren, nicht auf andere zumutbare Weise behebbaren Notlage eine „Gefahr

für das Leben oder die Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung des körperlichen und

seelischen Gesundheitszustandes der Schwangeren“ unwiderleglich vermutet wird. Insoweit

bedarf es keines Nachweises . . .

Bei der Prüfung der Frage, ob die Gefahr einer schweren Notlage vorlag — die Schwere des

hier vorauszusetzenden sozialen Konflikts ist trotz des verfassungsgerichtlichen Gebots nicht

näher eingeengt und nicht „deutlich erkennbar“ —- ist eine einzeifalibezogene Gesamtabwä-

gung anzustellen; die auf die damalige Situation abhebt und spätere tatsächliche Entwicklun-

gen außer Acht zu lassen . . .. Dabei sind nicht nur alle psychischen oder physischen Auswir-

kungen der Schwangerschaft, sondern auch alle familiären und sozialen Konflikte in Betracht
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zu ziehen, ebenso wie wirtschaftliche und berufliche Schwierigkeiten. Die Schwere der Not-

lage kann sich auch aus der Summierung von Problemen, von denen jedes für sich die schwere

Notlage noch nicht begründen würde, ergeben . . . Einen solchen Fall hält die Kammer hier

für gegeben:

Aus dem festgestellten Sachverhalt ergibt sich, daß der gesamte Lebensweg der Angeklagten

durch die Geburt eines weiteren Kindes ernstlich gefährdet gewesen wäre. Die Angeklagte
hatte bereits einmal ihre gesamten Zukunftspläne, nämlich ein Studium aufzunehmen und als

Heilpädagogin tätig zu sein. zu Gunsten eines Kindes aufgegeben. Nunmehr hätte sie auch die
gerade mit großen Schwierigkeiten aufgebaute Existenz verloren. Sie hätte mit zwei Kindern,
darunter einem Säugling. den Laden nicht weiter betreiben können. Dazu wären die viel-
schichtigen Aufgaben. die aus dem Betrieb des Ladens resultieren. einerseits und die Anfor-
derungen‚ die zwei Kleinkinder an eine Mutter stellen andererseits, zu groß gewesen. Die An-
geklagte hätte nicht beide Aufgaben nebeneinander erfüllen können. Es bestand auch keine
Möglichkeit, diese Doppelbelastung auf andere Weise zu lösen. Wie ausgeführt, konnte sie
mit keinerlei Hilfe rechnen. Eltern und Geschwister und der Lebensgefährte waren entweder
nicht bereit oder nicht in der Lage. die Angeklagte zu unterstützen. Eine Angestellte. die
auch nicht mit öffentlichen Hilfen bezahlt hätte werden können. trug das Geschäft nicht.
Wenn sich die Angeklagte für das Kind entschieden hätte, wäre ihr damit nur die Möglichkeit
der Aufgabe des Ladens geblieben. Dies wäre womöglich dann eine zumutbare Alternative
gewesen, wenn die Angeklagte damit hätte rechnen können. eine geeignete Stellung zu fin—
den. Eine Frau mit zwei Kindern, der keinerlei Unterstützung durch Verwandte. Bekannte
oder Partner zuteil wird, ist aber nur schwer vermittelbar, da Ganztagstätigkeiten ausschei-
den und andere Stellen — etwa stundenweise Tätigkeit oder Heimarbeit — weitgehend fehlen.
Bei der Angeklagten kam hinzu, daß sie erheblich Schulden hatte, die zurückbezahlt werden
mußten. Sie hätte also eine Stellung mit einem V3?dienst finden müssen, der sie in die Lage
versetzt hätte. nicht nur ihren eigenen Lebensunterhalt zu bestreiten‚ sondern auch ihre
Schulden zu tilgen. Die Angeklagte rechnete in objektiv nachvollziehbarer Weise mit einem
solchen Glücksfall nicht. vielmehr damit, daß die Schulden wegen der Zinsbelastung bei Auf-
gabe des Ladens erheblich steigen und sie zur Rückzahlung nie mehr in der Lage sein würde.
Nach Auffassung der Kammer bestand auch tatsächlich die ernstliche Gefahr, finanziell nicht
mehr Tritt fassen zu können und auf Dauer auf öffentliche Hilfe angewiesen zu sein.
Im Falle der Aufgabe des Geschäftes Wäre der Angeklagten aber tatsächlich nicht nur ihre ei-
gene Lebensgrundlage entzogen worden; es hätte vielmehr auch ernstliche Gefahr für die
Existenz der Eltern bestanden, da diese in Höhe von . . . DM gegenüber der Stadtsparkasse
gebürgt hatten; die Eltern wären — jedenfalls nach der objektiv begründeten Sorge der Ange-
klagten — nicht in der Lage gewesen, aus den laufenden Erträgen der kleinen Landwirtschaft
angesichts der bereits bestehenden Verpflichtungen auch noch die Schulden der Tochter zu
tilgen. Die Gefahr der Zwangsvollstreckung in den elterlichen Betrieb drohte.
Zu dieser ernstlichen Gefährdung der eigenen Existenz und derjenigen der Eltern kam noch
die schwer belastete Partnerschaft, die an dem zweiten Kind endgültig zu scheitern drohte.
Auch wenn ihr Partner wegen der Tatsache‚ daß er bereits das erste Kind ablehntc, für die
Angeklagte vielleicht objektiv keine Unterstützung war. so fürchtete sie doch, im Falle einer
Trennung mit zwei Kindern gänzlich allein dazustehen. Sie sah auch angesichts der gegebenen
Umstände keine Möglichkeit, ihre Kinder unter Verhältnissen großzuziehen, die deren Be-
langen auch nur einigermaßen gerecht werden würden (vgl. BGH NJ W 85 , 2752).
Die Kammer ist unter diesen Umständen der Auffassung, daß die vom Bundesverfassungsge-
richt erwähnte Opfergrenze hier erreicht und damit eine schwere Notlage im Sinne des
53 218a Abs. 2 Nr. 3 StGB gegeben ist. Daß die Angeklagte ihre Situation damals auch selbst
als ausweglos erkannte, dafür spricht die Aussage des sachverständigen Zeugen Dr. . . .. Die-
sen suchte die Angeklagte etwa ein halbes J ahr später wegen einer neuerlichen Schwanger-



schaft auf . Zu diesem Zeitpunkt waren die äußeren Verhältnisse der Angeklagten im wesent-
lichen unverändert. Der sachverständige Zeuge schilderte glaubhaft und eindrucksvoll, daß
sich die Angeklagte damals im Zustand tiefer Verzweiflung befunden habe. Dieser Zustand

ist auch für die hier maßgebliche Schwangerschaft angesichts der geschilderten Umstände für
die Kammer nachvollziehbar.

. Nach Auffassung der Kammer war die geschilderte schwere Notlage nicht auf andere zumut-

bare Weise zu beseitigen:

a) Adoption und möglicherweise dauernde Heimunterbringung scheidet als generelle Alter—

native zum Schwangerschaftsabbruch bereits aus rechtstheoretischen Gründen aus. Die

soziale Indikation des 5 218 a Abs. 2 Nr. 3 StGB würde im wesentlichen leerlaufen, wenn

die Schwangere allgemein auf Adoption oder Heimunterbringung verwiesen werden

könnte (. . .). Durch das Adoptionsgesetz und das Adoptionsvermittlungsgesetz vorn

2. 7. 1976 (. . .) wurde die Adoption so erleichtert, daß sie in der Praxis in aller Regel mög—

lich ist. Es gilt allerdings eine gewichtige Ausnahme. Adoptionsbereite Eltern werden sich

dann nicht finden, wenn ein krankes oder behindertes Kind zur Welt gebracht wird. Ge-

rade auch dieser Umstand schließt eine generelle Verweisung auf die Adoption aus; denn

‘ gerade in dern die Schwangere am meisten belastenden Fall, nämlich der Geburt eines

kranken oder behinderten Kindes, kann sie nicht oder nicht sicher mit einer Adoption

rechnen. .

Adoption oder Heimunterbringung als grundsätzliche Alternative zum Schwangerschafts-

abbruch würde im übrigen auch im Widerspruch zu Artikel 6 GG stehen, wonach Ehe und

Familie unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung stehen. Auch die Gemein—

schaft des nichtehelichen Kindes mit seiner Mutter gilt als Familie, wenn auch eine von

vornherein unselbständige (Maunz—Dürig, GG‚ Randziffer 16 zu Artikel 6).

Es kann von einer Schwangeren nicht verlangt werden, die für sie gegebene Notlage da-

durch zu beseitigen, daß sie eine vom Grundgesetz geschützte Rechtsposition (Art. 6

Abs. 3 GG) auf Dauer aufgibt.

Nach Auffassung der Kammer ist es einer Schwangeren auch grundsätzlich nicht zumut-

bar, ihr Kind zur Adoption oder möglicherweise dauernden Heimunterbringungen freizu—

geben. Die Schwangere müßte nämlich die Entscheidung über die Adoption vor der Ge-

burt. nämlich innerhalb der zwölfwöchigen Frist des 5 218 a Abs. 3 StGB treffen. Zu die-

sem Zeitpunkt kann eine solche Entscheidung von der Schwangeren aber nicht verlangt

werden. Es ist mittlerweile anerkannt, daß durch den Geburtsvorgang eine rein verstan-

desmäßig nicht erfaßbare starke instinktive Bindung zwischen Mutter und Kind eintritt.

Ohne die Erfahrung der Geburt ist eine Mutter gar nicht in der Lage, endgültig zu entschei-

' den, ob sie jemals bereit sein wird, ihr Kind herzugeben. Der Gesetzgeber hat unter ande-

rem auch deshalb bisher von der Einführung einer ..pränatalen Adoption“ abgesehen.

Eine in einem früheren Gesetzentwurf vorgesehene pränatale Adoption sah ein Wider-

rufsrecht der Mutter nach der Geburt vor (. . .). Diese Möglichkeit. ihre Entscheidung neu

zu überdenken, hat die Schwangere, die vor der Alternative Abbruch oder Austragung

steht. nicht; denn sie muß ihre Entscheidung endgültig vor der Geburt treffen. Auch der

Gesetzgeber ist offenbar der Auffassung, daß einer Schwangeren nicht zugemutet werden

kann. vor der Geburt die Einwilligung zur Adoption auszusprechen; denn mit Gesetz vom

25. August 1980 (. . .) hat er das Europäische Übereinkommen vom 24. April 1967 über

die Adoption von Kindern übernommen, in dessen Artikel 4 Abs. 4 ausdrücklich bestimmt

ist, daß die Zustimmung der Mutter nur nach der Geburt entgegengenommen werden darf.

Unabhängig von diesen Ausführungen scheidet hier eine Verweisung auf Adoption und

Heimunterbringung auch deshalb aus. weil der Angeklagten persönlich diese Alternativen

nicht zumutbar waren. Sie lehnt diese Alternativen ab. weil sie davon überzeugt ist, daß sie

87



niemals fähig sein würde, ihr Kind, einmal geboren, auf Dauer freizugeben. Dafür, daß die

Angeklagte tatsächlich dieser Überzeugung ist, spricht die Aussage des sachverständigen

Zeugen Dr. . . ., der mit derAngeklagten aueh diese Alternative besprochen hat. Sie war

bei ihm auch deshalb so verzweifelt, weil sie sich nicht in der Lage sah. ihr Kind herzuge-

ben. Eine solche Sperre entspricht im übrigen auch natürlichem Empfinden. Ist sie bei ei-

ner Schwangeren vorhanden, scheiden Adoption oder Heimunterbringung als reale Alter-

nativen aus . . ..

b) Möglichkeiten, das Kind in einer Pflegestelle unterzubringen, bestanden nicht. Ver—

wandte, Bekannte oder Freunde, die hierzu bereit gewesen wären, waren nicht vorhan-

den. Eine sonstige Pflegestelle schied schon nach den finanziellen Möglichkeiten der An-

geklagten aus. Eine Kinderkrippe oder ein Heim, in dem das Kind untertags hätte unterge-

bracht werden können, war im Raum Aichach nicht vorhanden.

c) Aueh staatliche oder private Hilfen, über die die Angeklagte bei dem Beratungsgespräch

irn Gesundheitsamt Aichach aufgeklärt worden war, kamen als Alternativen nicht in Be-

tracht. Die erwähnte, von der Angeklagten nicht zu bewältigende Doppelbelastung durch

Geschäft und Kinder wäre durch finanzielle Unterstützungen nicht zu beseitigen gewesen.

Es ist für die Entscheidung ohne Bedeutung, ob die Angeklagte, wie in einem Hilfsbeweis—

antrag unter Beweis gestellt, Anspruch auf den 3-fachen Sozialhilfesatz auf die Dauer von

bis zu 3 J ahren gehabt hätte. Auch der 2-fache Sozialhilfesatz, von dem sie angesichts der

erwirtschafteten Verluste zunächst ihren eigenen Lebensunterhalt hätte bestreiten müs-

sen, hätte nicht ausgereicht, um etwa eine Angestellte bezahlen zu können. Erst recht nicht

hätte der 3-fache Sozialhilfesatz ausgereicht, um im Falle der Aufgabe des Ladens neben

der Deckung des Lebensbedarfs Kredite in Höhe von insgesamt . . . DM zurückzu-

zahlen. Im übrigen sah die Angeklagte auch keinerlei Möglichkeiten, etwa innerhalb der

nächsten drei Jahre wirtschaftlich wieder auf eigenen Füßen stehen zu können. Sie rech-

nete in objektiv nachvollziehbarer Weise damit, letztlich für immer auf öffentliche Hilfe

angewiesen zu sein. Unter diesen Umständen war der Hilfsbeweisantrag gemäß 5 244

Abs. 3 StPO als für die Entscheidung ohne Bedeutung abzulehnen.

Insgesamt sind deshalb die Voraussetzungen des % 218 a Abs. 2 Nr. 3 StGB gegeben.
VI.

Selbst wenn aus irgend einem Grund die schwere Notlage im Sinne der genannten Bestimmung
zu verneinen Wäre, müßte die Angeklagte freigesprochen werden, da sie sich zur Überzeugung
des Gerichts dann auf jeden Fall in einem unvermeidbaren Irrtum befunden hat.
Es kann in diesem Zusammenhang dahingestellt bleiben, ob es sich bei der Indikationsregelung
des & 218a StGB um Rechtfertigungs- oder Schuldausschließungsgründe handelt. Zwar ist ein
Irrtum über einen Rechtfertigungsgrund in der Regel ein Tatbestandsirrtum, der den Vorsatz
ausschließt. Im vorliegenden Fall hätte die Angeklagte aber nicht über die tatsächlichen Grund-
lagen eines Rechtfertigungsgrundes geirrt, sondern erkannte Ta‘tumstände falsch bewertet. Ein
solcher Irrtum ist wie der Irrtum über das Vorliegen eines Schuldausschließungsgrundes nach
den Regeln des Verbotsirrtums zu behandeln (Schönke-Schröder . . .).
Die von der Angeklagten angenommenen Umstände stellten sich für sie als eine Notlage im
Sinne des @ 218 a Abs. 2 Nr. 3 StGB dar. Bei der ersten Schwangerschaft hatte ihr ein Arzt eine
Notlage im Sinne des Gesetzes bescheinigt. Seither hatte sich die Situation der Angeklagten er—
heblich verschlechtert. Bei der ersten Schwangerschaft war sie im Grunde genommen noch un-
abhängig gewesen, hatte kein Kind gehabt und war nicht überschuldet. Mit Recht konnte sie da-
von ausgehen, daß ihre nunmehrige Situation wesentlich ungünstiger und eine Indikationslage
erst recht bejaht werden würde. Tatsächlich hat auch der Zeuge Dr. Theissen nach einem ca.
haibstündigen Gespräch mit der Angeklagten ebenfalls eine schwere, nicht anders abwendbare
Notlage bejaht. Da es nach der gesetzlichen Regelung auf die „ärztliche Erkenntnis“ ankommt
konnte sie auf diese Auskunft auch vertrauen. Richtig ist allerdings, daß die Angeklagte bei die-
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ser Schwangerschaft weder eine Beratungsstelle noch einen anderen als den abbrechenden Arzt

aufgesucht hat. Sie war glaubhaft der Überzeugung, dies sei nicht erforderlich, weil sie bereits

bei ihrer ersten Schwangerschaft sowohl über die staatlichen und öffentlichen Hilfen für Schwan-

gere, Mütter und Kinder als auch über die ärztlichen Risiken eines Abbruchs aufgeklärt worden

war. Allein dies ist aber nach dem Willen des Gesetzgebers der Inhalt der vorgeschriebenen Be-

ratungen. Da diese Beratungen erst relativ kurze Zeit vor der neuerlichen Schwangerschaft

durchgeführt worden waren, konnte die Angeklagte zu Recht davon ausgehen, daß sich weder

an den staatlichen oder öffentlichen Hilfen noch gar ‚an den Erkenntnissen über die ärztlichen Ri-

siken eines Schwangerschaftsabbruchs irgend etwas wesentliches geändert hatte. Es kann ihr

deshalb nach Auffassung der Kammer kein Vorwurf daraus gemacht werden, daß sie nicht neu-

erdings Beratungsstelle und einen beratenden Arzt aufgesucht hat.

Gegen die Angeklagte spricht auch nicht die Tatsache, daß sie bei ihrer ersten Anhörung angab,

Herrn Dr. Theissen nicht zu kennen. Die Angeklagte wurde von einem Polizeibeamten in ihrem

Laden angerufen und zum Vorwurf der Abtreibung befragt. Daß sie sich nicht im Laden, wo-

möglich vor Kunden, zu dem gegen sie erhobenen Vorwurf äußern wollte, ist mehr als verständ-

lich. Die Kammer ist der Überzeugung, daß jede normal empfindende Mutter — und dazu rech-

net sie die Angeklagte — unter einem Schwangerschaftsabbruch unabhängig davon, ob objektiv ;

eine Notlage gegeben ist oder nicht, schwer leidet; denn ihr ist bewußt, daß sie das in ihr kei-

mende Leben abgetötet hat. Daß eine Frau ein solches Geschehen bewußt oder unbewußt unter-

drückt und sich nicht auf eine erste telefonische Anfrage hin einem Polizisten gegenüber eröff-

net, ist nahezu selbstverständlich und bedarf keiner weiteren Diskussion. . . . Das gleiche gilt

von dem Vorhalt, die Angeklagte häbe die Bestätigung, B1. 9 d.A.‚ nicht ausgefüllt. Daß eine

Frau unmittelbar vor einem Schwangerschaftsabbruch, dem sie mit großer innerer Beteiligung

gegenübersteht, ein Papier nicht auf seine juristische Stichhaltigkeit überprüft, ist ebenso selbst—

verständlich und nicht geeignet, die Überzeugung der Kammer von der Unvermeidbarkeit eines

Verbotsirrtums zu erschüttern.

Kosten: 5 467 Abs. 1 StPO.

Falckenberg

Vorsitzender Richter am Landgericht (Memmingen)

Magdalena Federlin hat sich zu Recht über den Freispruch gefreut. Rechtspolitisch bleibt ein schaler

Geschmack: Der Richter hat das Vorliegen einer Notlagenindikation bestätigt und sich damit „ärzt-

liche Erkenntnis“ angemaßt. Die Staatsanwaltschaft ging in Revision.

In einem anderen Berufungsurteil ist besonders der Schuldspruch interessant:

Urteil der 3. Strafkammer des Landgerichts Memmingen, 3. Mai 1988

V.

Die Angeklagte hat sich somit schuldig gemacht eines Abbruchs der Schwangerschaft gemäß

5 218 Abs. 1 u. Abs. 3 S.13tGB.

Ihr steht auch nicht der Schuldausschließungsgrund der sozialen Indikation gemäß 5 218 a

Abs. 2 Nr. 3 StGB zur Seite. Voraussetzung dafür wäre, daß nach ärztlicher Erkenntnis — nicht

etwa nach Ansicht der Schwangeren — der Abbruch der Schwangerschaft angezeigt ist, um von

der Schwangeren die Gefahr einer Notlage abzuwenden, die so schwer wiegt, daß die Fortset-
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zung der Schwangerschaft nicht verlangt und nicht auf eine andere für die Schwangere zumut-

bare Weise abgewendet werden kann.

Der Zeuge B. . . . hat in diesem Zusammenhang ausgesagt, daß er aufgrund der Angaben der

Angeklagten davon ausgegangen sei. daß die Voraussetzungen für eine soziale Indikation vorlä-

gen. Er habe dies allerdings, soweit er sich erinnere, nicht schriftlich bestätigt. Nach seiner Erin-

nerung habe Dr. Theissen, als er ihn angerufen habe, auch keine schriftliche Feststellung einer
Indikation verlangt. Die Angeklagte hat dazu angegeben. daß sie von dem Zeugen B. . . . auch
keine entsprechende schriftliche Feststellung zur Übergabe an Dr. Theissen erhalten habe.
Die Kammer ist der Überzeugung, daß nach der Erkenntnis des Fraucnarztes B. . . . tatsächlich
die Voraussetzungen einer sozialen Indikation nicht vorlagen und daß der Arzt seiner langjähri-
gen Patientin lediglich entsprechend ihrem Wunsch helfen wollte. Die Angeklagte wäre auch
ohne den Abbruch der Schwangerschaft nicht in eine schwerwiegende Notlage geraten.
Der Zeuge B. . . . hat auf entsprechende Frage des Gerichts erklärt. daß er sowohl das Mutter—
schutz— als auch das BundeserziehungsgeIdgesetz in seinen wesentlichen Grundzügen gekannt
habe. Er hat dementsprechend gewußt, daß die von der Angeklagten vorgebrachten Befürch-
tungen, ihre Arbeitsstelle zu verlieren. nicht begründet waren, jedenfalls vor Ablauf von 10 Mo—
naten nach der Geburt des Kindes. Die finanziellen Verhältnisse der Angeklagten hätten sich
zwar nach Ablauf der Zahlung des Mutterschaftsgeldes deutlich verschlechtert. jedoch nach An-
sicht der Kammer nicht derart, daß von einer so schwerwiegenden Notlage gesprochen werden
kann, daß sie die Vernichtung des Lebens eines Ungeborenen rechtfertigen könnte und dies
auch dann nicht, wenn die Angeklagte aus dem elterlichen Haushalt hätte ausziehen müssen. Im
übrigen hätte die Angeklagte, und auch dies hätte der Zeuge B. . . . berücksichtigen müssen,
ihr Kind. wenn es schon nicht von ihren Eltern versorgt werden konnte, in eine Pflegestelle ge—

‘ ben können, so daß sie in der Lage gewesen wäre, nach Ablauf des Erziehungsurlaubes ihre Ar—
beit wiederaufzunehmen. Bei kritischer Würdigung der Angaben der Angeklagten mußte nach
Ansicht der Kammer der Zeuge B. . . . zu der Ansicht gelangte, daß die Voraussetzungen einer
sozialen Indikation nicht gegeben sind und die Kammer ist der Ansicht, daß der Zeuge auch tat—
sächlich zu dieser Ansicht gelangt ist. Diese Überzeugung wird gestärkt dadurch, daß der Zeuge
B. . . . keine schriftliche Feststellung getroffen hat.
Aus dem Verhalten des Zeugen B. . . ., nämlich der Terminsvereinbarung mit Dr. Theissen,
konnte die Angeklagte zwar zunächst irrtümlich entnehmen, daß dieser eine Indikationslage für
gegeben ansah. An dieser Annahme mußte die Angeklagte jedoch spätestens dann Zweifel be—
kommen, als sie Dr. Theissen aufsuchte und dort aufgefordert wurde, ohne Rechnung oder
Quittung 600,— DM in bar für den Eingriff im Voraus zu bezahlen. Dieser außergewöhnlichen
Vorgehensweise des Dr. Theissen hätte in der Angeklagten Zweifel an der Legalität des Schwan-
gerschaftsabbruchs aufkommen lassen müssen und insbesondere auch Zweifel daran. daß tat-
sächlich die Voraussetzungen einer sozialen Indikationvorlagen. Bei Anwendung der ihrzumut-
baren und gebotenen Sorgfalt hätte die Angeklagte z. B. durch Nachfrage bei einer Beratungs-
stelle oder einem anderen Arzt feststellen können, daß bei ihr keine Indikationslage gegeben
war. Ihr ggfs. vorhandener Irrtum war dementsprechend vermeidbar.

_ Sollte der Arzt Dr. Theissen der Angeklagten erklärt haben, daß eine Indikationslage gegeben
‚ ist, so wäre diese Feststellung von einem Arzt getroffen worden, der sie nicht treffen durfte, da
' er den Schwangerschaftsabbruch selbst vornehmen wollte, und auch einen diesbezüglichen Irr-

tum hätte die Angeklagte durch Nachfrage bei einer Beratungsstelle oder auch bei einem ’
Rechtsanwalt vermeiden können.

VI.

‚ Bei der Strafzumessung hat die Kammer zugunsten der Angeklagten berücksichtigt, daß sie
nicht vorbestraft ist und daß ihr sowohl der Entschluß zur Begehung der Tat als auch die Durch-

, führung der Tat durch die beteiligten Ärzte leicht gemacht wurde. Die Kammer verkennt in die-
sem Zusammenhang auch nicht, daß die Angeklagte, hätte sie das Kind ausgetragen, gewisse
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wirtschaftliche Nachteile hätte in Kauf nehmen müssen. Allerdings befand sich die Angeklagte

nicht etwa in einer besonderen Bedrängnis i.S. % 218 Abs. 3 S. 3 StGB. denn sie hätte lediglich

eine Beratungsstelle aufsuchen müssen, um den Schwangerschaftsabbruch zu legalisieren.

Eine Geldstrafe von 40 Tagessätzen, wie vom Amtsgericht verhängt, erscheint auch der Beru-

fungskainmer tat- und schuldangemessen. Entsprechend den eingangs dargestellten Einkom-

mensverhäitnissen der Angeklagten war die Höhe des Tagessatzes auf 70,— DM festzusetzen. . . .

' \.“."1l_1\ .°-.

(HU. 1988)

Die Türkinnen

Die ausländischen und vor allem die türkischen Frauen und Männer sollen hier besonders hervorge-

hoben werden. da sie aufgrund ihrer sprachlichen. kulturellen und aufenthaltsrechtlichen Bedingun—

gen vielfach negative Folgen der Memminger Ereignisse zu tragen haben.

Wie hoch der Anteil der Ausländerinnen an der Zahl der Beschuldigten insgesamt ist, läßt sich nicht

genau feststellen. Bei den Zeuginnen im Theissen-Prozeß war es rund ein Fünftel (s. S. 101).

Die Vernehmungen bei der Kriminalpolizei erfolgten nach demselben Verhörschema wie für die

deutschen Frauen, dern Fragebogen der Staatsanwaltschaft (S. 65). Welche sprachlichen Probleme

sich dabei ergeben haben mögen, läßt sich leicht vorstellen. Die meisten Türklnnen wurden ohne

DolmetscherInnen vernommen. In den Prozessen standen mehr oder weniger qualifizierte Dolmet-

scher zur Verfügung.
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Der folgende Strafbefehl erging an den türkischen Ehemann einer türkischen Analphabetin wegen
Beihilfe zum unrechtmäßigen Schwangerschaftsabbruch:

—Beglaubigte Abschrift—

‘ ' Amtsgericht Memmingen
Geschäflsnummerb [_ < Bm$bßääflfißl$0hläben angeben!
Amtsgericht Maming.3„ Buxach @ r 8 tra Be 6

8940 Memmingen
Tel. 8331/1052?8

trafbefehll!t)b. '—‘."-‘ ' ’

Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft ergaben folgenden Sachverhalt:

Sie bagleiiazten am .1983 Ihre Ehefrau in die Praxis des Frauen—arztes Dr. Horst ‘L‘heissen in 89'ä0 Memingerx, . . Dort sollte die
bei Ihrer Ehefrau festgestellte Schwangerschaft abgebrachen werden. Sie wußthebenso wie die anderen um Abbruch beteiligten Personen, daß ea sich u-n einenstrafbarnn Schwangerschaftsabbruch. handelt, da keine Indikation hierfür verlag.

Sie vntarschrieben am ‘?)83 fili— Ihre Ehefrau, die Einverständniserkläruné mitfolgendarn Wortlaui‘: "Hiermit arklära ich mich mit: der medizinisch/za.genisch/sozial indiziqarten Interraptio einverstanden".

Den weiteren bezahlten Sie an Dr. "Horst 'Ihoiaämi -DM- für die Vörnahr'pé des *Schwangarschaftsabbrqchea,:.walcherEam "ach durchgeführt wurde. ‚„ - ;;

Sie werden daher beschuldigt,
vorsätzlich einem anderen dazu Hilfe geleistet zu haben. eine _Sc:hwangerschaft ab—zubrenhen ‘ " '
— strafbar als Beihilfe zum Abbruäx donSchwangerschaft gemäß ;35 218 Abs. 1, 27StGB -;

', ‘

\fegczn dlase:r Tat wird gegen Sie eine Geldstrafe in Höhe von {10 ’.l‘ngeuaätzen zu Jefi-C).-—.GM‚ insgesamt also ‚ ‚--«E?M‚ festgesetzt.

Hewezismittel_z_ “

Zeugen; 3Cf‘i'3in 91—3, KP]: Munmhuzen
89.

'h-B.unclauz .'«.urxzuy. mm «lem ßmxdeszentralreglater
Kopie der Karteikarte Ihrer Ehefrau, Bl._
.*inpie. der ("iinvorständniserklärung‚ B.].

591151133: BeWi!i£„\fi‘l.56.lt amtliche Auskunft deu Landratsamts ". ‘ «: Bl.“‘

Dreißig bis vierzig Ausländerinnen und ihre Ehemänner müssen solche oder ähnliche Strafbefelfle
erhalten und — bis auf wenige — auch bezahlt haben.
Nach Bezahlung der Geldstrafe w_ar auch für die Ausländerlnnen die Angelegenheit nicht erledigt.
Auch sie wurden anschließend noch als Zeuglnnen im Theissen-Prozeß vorgeladen, außerdem er-
fuhren sie noch ausländerrechtliche Konsequenzen. Denn die Türklnnen — und nur sie —erhieltefl
Post vom Ausländeramt:
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STADT MEMMINGEN

— Ausländeramt —

Stadt Memmingen ‚ Postlach 1853 8940 Memmingen __ Konten : _
Gegen Pos tzus tellungsurkunde Efij_'l'fääfi% gäg""'"gen (BLZ 73150000)

- Frau ' Postscheckamt München (BLZ 70010080)
Klo. 4096 - 802

.8940 Memmingen ' ecmmmnmoum
Durchwahl 850
Vermittlung 850-1.. _]

Ihre Zeichen und Nachnchl Unsele Zeichen 8940 MEMMINGEN.

.1988
Balve":

Ausländerrecht;
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland

Sehr geehrte Frau

Mit Urteil des Amtsgerichts Memmingen vom

rechtskräftig seit ‚88 wurden Sie wegen
eines Vergehens des Abbruchs der Schwangerschaft zu einer Geld—
strafe von Tagessätzen zu je DM vernrteilt.

Diese Verurteilung stellt gemäß 5 10 Abs. 1 Nr. 2 Ausländer—

Gesetz einen Ausweisungsgrund dar. Wir sehen in Ihrem Fall
noch einmal von der Ausweisung ab.

Sie werden hiermit ausländerrschtlich v e r w a r n t .

Sobald dem Ausländeramt neue strafbare Handlungen bekannt
werden, haben Sie mit ausländerrechtlichen Maßnahmen zur

Beendigung Ihres Aufenthaltes in der Bundesrepublik Deutschland
zu rechnen.

Im Auftrag

C'Ü’Üéw .Kraüs
Ltd. Rechtsdirektor

Eine solche Verwarnung bleibt bis zu acht Jahren in den Akten des Ausländeramtes.éo lange kön-

nen Bagatellverstöße (etwa: die Oma bleibt drei Wochen länger als erlaubt) zu Answe15ung und Ex1-

stenzvernichtung ganzer Familien führen. Eine weitere Konsequenz ist die möghche Vorenthaltung

einer Aufenthaltsberechtigung, die nach acht Jahren bei Erfüllung einiger Anflagen wre Nachwe1s

einer genügend großen Wohnung (nach Wohnraumgröße fragten die R1chter m Memmmgen regel-

mäßig) erteilt werden kann. Diese Aufenthaltsbemchtigung kann von der Ausländerbehörde mcht

mehr zurückgezogen werden, auch nicht bei Erhalt von Sozialhilfe. Soviel zur Tragwe1te der Strafbe-

fehle für die Türklnnen.
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Die in Memmingen ansässigen Türklnnen hatten Glück: Sie erhielten Unterstützung von deutschen
Frauen. Eine von diesen erhielt deswegen von ihrem Arbeitgeber eine Abmahnung. Soweit bekannt
geworden ist, hat sich die Ausländerbeauftragte Memmingens öffentlich gegen Schwangerschaftsab-
brüche ausgesprochen.

Eine Türkin, die den Mut zeigte. vor Gericht zu ziehen, erreichte eine Reduzierung ihrer Geldstrafe
um einige hundert Mark, die die ihr auferlegten Gerichtskosten überstiegen.

Die Angehörigen

Gegen achtundsiebzig Freundinnen, Freunde und Ehemänner von Frauen, die bei Theissen eine
Abtreibung hatten machen lassen, wurden Ermittlungen wegen Beihilfe zum Schwangerschaftsab-
bruch aufgenommen. Vierzehn erhielten Strafbefehle, die rechtskräftig wurden.
Die Helferlnnen hatten den Frauen Theissens Anschrift vermittelt oder sie zum Abbruch begleitet.
was aus medizinischen und psychologischen Gründen oft gefordert wird; sie hatten eine Frau finan-
ziell unterstützt oder den Eingriff bezahlt. Eine Frau hatte ihrer Freundin Geld für den Abbruch ge-
liehen, und das Beihilfeverfahren wurde nur eingestellt, weil der Frau nicht nachgewiesen werden
konnte, daß sie den Zweck des Geldes kannte.

In einem Fall war der Freund einer beschuldigten Frau als Entlastungszeuge benannt worden. Er be-
richtete arglos und nebenbei, daß er den Eingriff bezahlt habe. Die Freundin, die soeben unter du-
biosen Umständen ihre eigene Berufung zurückgezogen hatte (s. S. 71) und dadurch als Zeugin aus-
sagepflichtig geworden war, bestätigte die Aussage. Der Mann erhielt einen Strafbefehl, gegen den
die Staatsanwaitschaft Berufung einlegte, weil ihr die Geldsumme zu gering erschien. Der Mann war ‘
zum „Tat“-Zeitpunkt minderjährig, daher fand die Verhandlung vor der Jugendstrafkammer statt.

Straibefehl

Herrn . . ., deutscherStaatsangehöriger, wohnhaft . . .
Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft ergaben folgenden Sachverhalt:
Sie waren mit der anderweitig verfolgten . . . befreundet. Nachdem Frau . . . von Ihnen
schwanger geworden war, haben Sie beide sich am . . . 1984 in die Praxis des Frauenarztes
Dr. Horst Theissen in 8940 Memmingen, begeben, damit dieser die bei Frau . . . bestehende
Schwangerschaft abbricht. Der Schwangerschaftsabbruch wurde am . . . 1984 durch Dr. Thcis-
sen auch vorgenommen. Sowohl die anderweitig verfolgte . . . . als auch Dr. Theissen wußten.
daß es sich um einen rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruch handelt‚ da die Voraussetzungen
einer Indikationslage nicht gegeben waren.
Auch Sie wußten, daß der Schwangerschaftsabbruch nicht rechtmäßig ist. In Kenntnis dieser
Tatsache bezahlten Sie vor Durchführung des Eingriffes in der Praxis des Frauenm'ztes Dr. Horst
Theissen das hierfür geforderte Entgelt in Höhe von 600.— DM.
Sie werden daher beschuldigt,

einem anderen vorsätzlich dazu Hilfe geleistet zu haben, eine Schwangerschaft abzubrcchcn
—— strafbar als Beihilfe zum Abbruch der Schwangerschaft gemäß 55 218 Abs. 1. 27 StGB —«.
Wegen dieser Tat wird gegen Sie eine Geldstrafe in Höhe von 50 Tagessätzen zu je 60,» DM
(= 3.000,— DM) festgesetzt.

Beweismittel:

Zeugen:

KHM . . ., KPI Memmingen
Urkunden: Kopie der Karteikarte der

Kopie der Einverständniserklärung vorn . . . 1984,
Auszug aus dem Bundeszentralregister
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Der Theissen-Prozeß

Am 9. September 1988 eröffnete die Große Strafkammer des Landgerichts Memmingen das Verfah-
ren gegen Dr. Horst Theissen. Es wurde angeklagt, nicht rechtmäßige Schwangerschaftsabbrüche
durchgeführt zu haben: Ein anderer Arzt habe die Indikationen feststellen müssen, das Vorhanden—
sein von Indikationsgründen wurde bezweifelt, die teilweise nicht erfolgte soziale Beratung und die
ambulante Durchführung der Eingriffe in der Arztpraxis bemängelt.

Die drei Strafverteidiger Theissens, Sebastian Cobler, Jürgen Fischer und Wolfgang Kreuzer, über-
nahmen ihre Mandate erst im Sommer 1988. Die vorherige Verteidigung hatte mit ihrer Strategie:

' nach innen alles zugeben, nach außen schweigen, keinen Erfolg gehabt. Brigitte Hörster lehnte die
Mitarbeit im Theissen-Verfahren ab, weil sie Interessenskollisionen durch gleichzeitige Vertretung
von Frauen befürchtete.

Im September 1988 fand die erste Verhandlungsrunde statt, der vier Wochen Pause folgten. Horst

Theissen konnte sich noch einmal um seine Praxis und die nicht weniger gewordenen Patientinnen

kümmern. Im November wurde der Prozeß fortgesetzt. Die Verhandlungstage — einer bis drei pro

Woche —- wurden willkürlich angesetzt und verschoben, so daß Theissen im Januar 1989 seine Praxis

, aufgeben mußte (wofür es auch finanzielle Gründe gab). Wie solche Verhandlungstage aussehen

konnten, zeigen diese Beispiele:

Freitag, 7. 4. 1989

8.30 Uhr Fragebögen zu den Fällen 63, 69 und 147

10.00 Uhl” Patientin des Angeklagten zu Fall 117

11.00 Uhr Fragebögen zu den Fällen 72, 75 und 77

12.00 Uhr Patientin des Angeklagten zu Fall 26 und Ehemann

Montag, 10. 4. 1989

9.00 Uhr Dr. med. Poettgen über Motive zum Schwangerschaftsabbruch, die Möglichkeit ei-

ner Offenlegung dieser Motive bei der ärztlichen (und sozialen) Beratung und die Be-

deutung dieser Beratungstätigkeit im Rahmen des 5. StrRRG und des 15. StrRÄG

11.00 Uhr Dr. med. Sprenger zu Fall 113

Dr. med. Schmid-Tannwaid zu den Fällen 15, 40, 113, 119

14.00 Uhr Ehefrau des Angeklagten zu dessen Vermögensverhältnissen

14.30 Uhr Sachbearbeiter der KVB über deren Schriftwechsel rnit dem Angeklagten wegen am-

bulanter Schwangerschaftsabbrüche

15.30 Uhr Vertreter des KJA Unterallgäu und des StJA Memmingen zur Unterbringung von

Kleinkindern

Über die Atmosphäre im Gerichtssaal ist in der Presse oft berichtet worden. Räumlich hat man sich

folgende Anordnung vorzustellen: An der Frontseite des Gerichtssaales befand sich ein Tisch mit

fünf Plätzen für den Vorsitzenden Richter Barner, flankiert von den beiden Beisitzenden Richtern

Heinrich und Ott, später Grenzstein, diese wiederum flankiert von zwei Schöffen. Auf der linken

Saalseite saßen Ersatzrichterin und Ersatzschöffe an einem Tisch, auf der rechten Saalseite die bei-

den Staatsanwälte Krause und Kreuzpointner und die Protokollantin. Das Viereck schließend: ein

Tisch für den Angeklagten Horst Theissen und seine drei Verteidiger. Die Bänke des Gerichts und

der Staatsanwaltschaft hat man sich erhöht vorzustellen, die VertreterInnen des Gerichts, der

Staatsanwaltschaft und der Verteidigung in schwarze Reben gekleidet.

Die Zeugin oder der Zeuge saß zwischen einem Verteidiger und einem Staatsanwalt, den einzig ver-

trauten Menschen, Theissen, im Rücken. Theissen schaute die Richter an, hinter sich die Presse-

bänke und das Publikum.
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Die Vernehmung der Zeuginnen und ihrer Angehörigen erfolgte ab dem 15. September 1988 unter

Ausschluß der Öffentlichkeit. Da die Ersatzrichterin und die Protokollantin schwiegen, waren die

Frauen dann ausschließlich mit Männern konfrontiert.

Der Prozeß dauerte zweiundsechzig Verhandlungstage — extrem lange für ein solches Verfahren —

und zog sich über acht Monate hin. Schließlich wurde am 5. Mai 1989 das Urteil verkündet. Horst

Theissen erhielt eine ungewöhnlich hohe Strafe mit zweieinhalb J ahren Haft, drei J ahren Berufsver-

bot als Frauenarzt und Übernahme der Verfahrenskosten. Die Verteidigung legte sofort Revision

ein, deren Verhandlung für Sommer 1990 erwartet wird.

Anklage

Am 16. Juni 1988 hatte die Staatsanwaltschaft Memmingen Anklage gegen Horst Theissen erhoben.

Theissen hatte sich zu den Ordnungswidrigkeiten bekannt, nicht aber zu Verstößen gegen 218 oder

219a StGB.

Auf den Seiten‘2 bis 7 der Anklageschrift, die zu Prozeßbeginn verlesen wurde, sind die Zeitpunkte

von 156 Schwangerschaftsabbrüchen („Fällen“) und 146 Namen und Vornamen von Frauen aufge-
führt, den Zeuginnen der Anklage. Die Verteidigung hatte zu Beginn beantragt, zum Schutz der
Frauen auf die Verlesung ihrer Namen zu verzichten. Das Gericht lehnte diesen Antrag ab, und die
noch nicht ausgeschlossene Öffentlichkeit — auch Vertreteflnnen der Medien — hörten Namen für
Namen, Datum für Datum. '

——-————_—————__

Staatsanwaltschaft
bei dem Landgericht Memmingen

Az.:. 23 _Js__9443 / 06

I. Anklageschriff
in der Slrafsache

gegen
Dr. T h e i s s e n Horst Peter,
geb. .38 in Kleve, verh. Frauenarzt,
deutscher Staatsangehöriger, wohnhaft

8944 Grönenbach

Eltern:

- in dieser Sache in U—Haft v. 04.09.-20.10.1987
aufgrund des Haftbefehls d. Amts—
gerichts HH v. 02.09.87 (GS 434/87)
und d. Haftbefehls d. LG HM vom
09.09.87 (1 Os 44/87) -

Die Staatsanwaltschaft legt auf Grund der von ihr durchgeführten Ermitt-
lungen dem Angeschuldigten folgenden Sachverhalt zur Last:

Der Angeschuldigte‘betreibt seit November 1074 eine eigene Praxis als Frauch-..» ,
arzt in 6940 Memmingen .
In den Räumen dieser Praxis nahm er im Zeitraum vom 10.12.1001 61% 23.03.1937
in mindestens 156 Fällen Schwangerschaftsabhrüche vor. In keinem dieser
Fälle waren die Voraussetzungen einer Indikationslage nach 5 210 n I u.
II StGB (medizinische. cugenische‚lkriminologischo oder fx" ["iba-
tion). was der Angeschuldigte wußte oder zumindest billigend 1n mHUL nahm,
gegeben.

Für die Durchführung des Abbruches hatten die Frauen ein Entgelt von durch—
schnittlich jeweils ca. 400‚—- DM zu entrichten.
Im einzelnen handelt es sich um die nachfolgenden Fälle, gcqliudcrt nach
Datum des Abbruches und Namen der Betroffenen:
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...

Der Angeschuldigte wird daher beschuldigt=

durch jeweils selbständige Handlungen in 156 Fällen eine Schwangerschaft abgebrochen zu
haben,

— strafbar als 156 sachlich zusammentreffende Abbrüche der Schwangerschaft gem. @@ 2181, 53
StGB —.

Wesentliches Ergebnis der Ermittlungen:

Durch eine Mitteilung des Finanzamtes Memmingen vom 7. 11. 1986 wurde bekannt, daß bei ei-
ner im Rahmen eines Steuerstrafverfahrens erfolgten Hausdurchsuchung bei dem Frauenarzt
Dr. Horst Theissen, Memmingen, von der Steuerfahndungsstelle des Finanzamtes Kempten
Teile einer Patientenkartei sichergestellt wurde. Daraus solle sich der Verdacht ergeben, daß
Dr. Theissen in großer Zahl illegale Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen habe.
Am 8. 12. 1986 erließ das Amtsgericht Memmingen auf Antrag der Staatsanwaitschaft hinsicht-
lich der Patientenkartei einen Beschlagnahmeabschluß, der anschließend vollzogen wurde.
Aus den beschlagnahmten Unterlagen wurden die Fälle herausgesucht, und in eine Liste aufge-
nommen. bei denen sich der Anfangsverdacht eines strafbaren Schwangerschaftsabbruches er-
gab (Fehlen einer Indikation) und für die noch nicht Strafverfolgungsverjährung eingetreten
war. Die vor dem 8. 12. 1981 liegenden Fälle waren: da der Beschlagnahmebeschluß am 8. 12.
1986 ergangen war, bereits verjährt. Die 0. g. Liste befindet sich im Beweismittelordner I und ist
mit b bezeichnet.

Weiter wurde eine Liste der Frauen erstellt, bei denen sich ein Tatverdacht ergab, sie hätten sich
in einem nicht verjährten Zeitraum gem. @ 218 I, 218 III S. 1 StGB des Abbruchs einer Schwan-
gerschaft schuldig gemacht (Liste c, Beweismittelordner I).

Auf Bl. 144—150 d. A. befindet sich eine weitere Liste mit den Namen derjenigen Frauen, bezüg-

lich derer sich der Anfangsverdacht eines strafbaren Schwangerschaftsabbruches, begangen

durch Dr. Theissen, ergab, der für die Frauen jedoch wegen bereits eingetretener Strafverfol-

gungsverjährung nicht mehr strafrechtlich geahndet werden konnte.

Diese Aufstellung umfaßt den Zeitraum vom 8. 12. 1981 bis zum 20. 3. 1984. Sie ist nicht ganz

vollständig, da darin Frauen, die wegen eines für sie nicht verjährten Abbruches in Liste c aufge-

führt sind, in dieser Liste nicht mehr angeführt sind.

Der Angeschuldigte. der bereits in verjährter Zeit eine Vielzahl von illegalen Schwangerschafts—

abbrüchen gegen Entgelt vorgenommen hatte, war zunächst nicht bereit, als Beschuldigter An-

gaben zu machen, vgl. B]. 13.

Anhand der Liste c und der auf Bl. 144-150 der Akten befindlichen Aufstellung wurden die wei-

teren Ermittlungen veranlaßt und die beteiligten Frauen anhand zweier Fragenkataloge als Be-

schuldigte bzw. Zeuginnen vernommen. Die Fragenkataloge befinden sich im Beweismittelord-

nerl (je ein Muster).

Dr. Theissen wurde am 30. 4. 1987 von der Staatsanwaltschaft vernommen und machte zu allge-

meinen Fragen und einzelnen Fällen bereitwillig Angaben. B1. 26—38. Weiteren bereits verein—

harten Vernehmungsterminen blieb er fern.

Im Zuge eines Ermittlungsverfahrens wegen vorsätzlicher Körperverletzung, das sich gegen ei—

nen italienischen Jugendlichen richtete. wurde bekannt, daß vom Beschuldigten am 24.02.1987

eine weitere Abtreibung in seiner Praxis vorgenommen worden sein soll (B]. 49—68). Daraufhin

beantragte die Staatsanwaltschaft am 14.05 . 1987 beim Amtsgericht Memmingen den Erlaß eines

Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschlusses. Aufgrund des am 15.05.1987 antragsgemäß

erlassenen Beschlusses wurden am 20.05.1987 die Wohnung und die Praxis des Beschuldigten

durchsucht. Dabei wurden neben weiteren Unterlagen in deutscher und englischer Sprache ge-

haltene Merkblätter mit Hinweisen u.a. zum Verhalten nach dem Abbruch einer Schwanger-

schaft sichergestellt. Die Merkblätter befinden sich zusammen mit anderen sichergestellten
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Unterlagen in der Beweismittelakte I.

Die Sprechstundenhilfen des Dr. Theissen hatten sich zunächst ganz oder teilweise geweigert,

bei der Kriminalpolizei Memmingen Angaben zu machen. Am 05.08.1987 wurde eine von ihnen

durch den Ermittlungsrichter des Amtsgerichts Memmingen als Zeugin vernommen. Sie gab da-

bei an, daß zwischen dem 25.09.1986 (Sicherstellung der Patientenkartei des Beschuldigten

durch Beamte der Steuerfahndung) und dem 31.12.1986 (Ausscheiden der Zeugin aus der Pra—

xis) vom Beschuldigten noch mindestens 5 weitere Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen

wurden. Das Amtsgericht Memmingen erließ daraufhin antragsgemäß am 27.08.1987 erneut ei-

nen Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschluß gegen Dr. Theissen.

Die neuerliche Durchsuchung der Praxisräume von Dr. Theissen fand am 07.09.1987 und den

folgenden Tagen statt. Dabei wurde eine größere Anzahl von Unterlagen sichergestellt.

‘ Die Auswertung der sichergesteliten Unterlagen ergab bezüglich der auf Bl. 260 sowie 266—268

d. A. angeführten Frauen Verdachtsmomente auf durchgeführte Schwangerschaftsabbrüche.

Am 20.09.1987 erließ das Amtsgericht Memmingen antragsgemäß Haftbefehl gegen Dr. Thei‘v

sen wegen des dringenden Verdachts, in 29 Fällen unerlaubte Schwangerschaftsabbrüche vorgu

nommen zu haben, B1. 132—135. Dr. Theissen wurde am 04.09.1987 festgenommen und in die

JVA Memmingen verbracht. Seiner Beschwerde gegen den Haftbefehl half das Amtsgerich;

Memmingen nicht ab. Das Landgericht Memmingen hob am 09.09.1987 den Haftbefehl des

Amtsgerichts Memmingen vom 02.09.1987 auf und erließ am gleichen Tag antragsgemäß einen
neuen Haftbefehl wegen insgesamt 48 Fällen des illegalen Schwangerschaftsabbruchs Bl. 161—
164.

Das Oberlandesgericht München setzte mit Beschluß vom 30. September 1987 den Haftbefehl
des Landgerichts Memmingen gegen eine Vielzahl von Auflagen außer Vollzug B1. 199—203. Dr.
Theissen wurde am 20.10.1987 aus der Untersuchungshaft entlassen, Bl. 235.
Dr. Theissen wurde von der Staatsanwaltschaft am 09.06.1988 abschließend zu den Tatvorwür-
fen vernommen. Die Vernehmungsniederschrift findet sich auf Bi. 273—279 der Akten.
Der Angeschuldigte räumt ein, daß er in einer Vielzahl von Fällen Schwangerschaftsabbrüche in
seiner Praxis vorgenommen hat, wie sie aus den Eintragungen in der jeweiligen Karteikarte und
den vorliegenden Einverständniserklärungen ersichtlich sind. Die in den Karteikarten von ihm
benutzten Abkürzungen, die in diesem Zusammenhang von Bedeutung sind, hat er in seiner Be-
schuldigtenvernehmung beispielhaft erklärt, Bl. 275 u. 276.
Der Angeschuldigte gibt an, daß er in allen Fällen, in denen er einen Schwangeréchaftsabbruch
vorgenommen hat, davon überzeugt war, daß eine Indiktationslage gegeben war. Das Vorbrin-

en der Frauen habe er 'eweils sehr ser älti e rüft. Bezü lich des V rlie enséiner N tia en—
indikation habe er eine weite Auffassung gehabt, vgl. B1. 273 u. 274.

' In etwa 95—98 % der Fälle habe die gem. & 219 I StGB erforderliche Bescheinigung eines zweiten
Arztes vorgelegen. Gleiches gelte für die Sozialberatungsbescheinigung (vgl. B1. 28).
Die Ermittlungen ergaben, daß in der weit überwiegenden Anzahl von Fällen die objektiven
Voraussetzungen einer Indikationslage nicht gegeben waren.
Die Notiegenindikation, die in den meisten Fällen allein in Betracht kommt, setzt voraus. daß
nach ärztlicher Erkenntnis bei der Schwangeren die Gefahr einer Notlage besteht, die so schwer
wiegt, daß von der Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht verlangt und die
Notlage auf eine andere für die Schwangere zumutbare Weise nicht abgewendet werden kann,
5218 II Nr. 3 StGB.

Die Notlage muß nach der Rechtsprechung und der herrschenden Meinung so schwer wiegen.
daß diese die Schwangere unter Berücksichtigung ihrer gesamten persönlichen und sozialen Ver-
hältnisse so in Bedrängnis bringt, wie in den drei übrigen Indikationsfällen des 5 218 a StGB. Nur
unter dieser Voraussetzung kann die auch vom Bundesverfassungsgericht in der Entscheidung
vom 25.02.1975 (BVerfGE 39, 1 ff )_ geforderte Kongruenz der Notiagenindikation mit den übri-
gen Indikationsfällen bewahrt bleiben und dadurch der Schutz des ungeborenen Lebens als eines
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Rechtsgutes von höchstem Rang (51.310. S. 50) gesichert werden.
Die eine Notlagenindikation begründenden Belastungen müssen daher erheblich über die bei ei-
ner Schwangerschaft üblichen hinausgehen. Insbesondere reichen i. d. R. wirtschaftliche oder
familiäre Schwierigkeiten. soweit sie nicht extrem sind, dafür nicht aus. Auch müssen Unterbre-
chun en und Verzö erun en in der Ausbildun rundsätzlich hin enommen werden es sei
denn, daß damit der ganze Lebensweg ernstlich gefährdet wäre. Die Notlage muß gewichtiger
sein, als die „besondere Bedrängnis“ im & 2181II. S. 3 StGB, die noch keinen Rechtfertigungs-
grund darstellt. Es muß sich also um Extremfälle handeln. Das Verlangen nach einem hohen Le-
bensstandard reicht keinesfalls aus, aber auch nicht Gesichtspunkte der Familienplanung oder
die Angst vor sozialer Diffamierung bei nichtehelicher Geburt.

Diese Grundsätze hat der Angeschuldigte z. B. in den nachstehend angeführten Fällen nicht be-
achtet:

Fall 1 der Anklage:

Dabei handelt es sich um eine zum Zeitpunkt des Abbruches 21jährige ledige (Beruf). Sie gibt
an, daß sie nicht gewußt habe, was eine Indikation überhaupt gewesen sei (auf Frage 3, VIII, b
des Fragenkataloges). Der Angeschuldigte habe zunächst versucht, sie zu überzeugen, daß sie
das Kind austragen solle. Erst auf ihre eindringliche Bitte hin sei er zu dem Eingriff bereit gewe-
sen. (B. V). Ihrer Einschätzung nach habe eine Indikationslage zum damaligen Zeitpunkt nicht
vorgelegen.

Fall 6 der Anklage:

Dabei handelt es sich um eine zum Abbruchszeitpunkt etwa 18% Jahre alte Frau. Sie gibt an, daß
sie über das Vorliegen einer Indikationslage nicht nachgedacht habe; sie sei zu jung gewesen, um
das Kind zu bekommen (BV III b). Der Angeschuldigte hat in diesem Fall weder nach einer ärzt-
lichen Bestätigung noch danach gefragt, ob eine Sozialberatung durchgeführt wurde. Er wußte
von der Strafbarkeit seines Tuns. was er auch gegenüber der Zeugin äußerte.

Fall 7 der Anklage:

Hierbei handelt es sich um eine zum Abbruchszeitpunkt 19jährige ledige (Beruf), die lediglich
finanzielle Probleme als Grund für den Schwangerschaftsabbruch nennt. Sie sei der Meinung ge—

wesen, daß der Angeschuldigte nicht selbst den Schwangerschaftsabbruch vornehmen werde,

sondern daß sie von ihm lediglich eine Adresse im Ausland bekommen werde, wo sie abtreiben
lassen könne. Der Angeschuldigte habe ihr gegenüber geäußert. daß sie über den erfolgten Ab—

bruch schweigen solle. Sie sei von ihrem Freund zu dem Abbruch angestiftet worden und habe

heute noch ein Schuldgefühl.

Fall 11 u. 40 der Anklage:

Dabei handelt es sich um eine im Jahr 1955 geborene verheiratete Hausfrau. die insgesamt 3

Schwangerschaftsabbrüche in einem verhältnismäßig kurzen Zeitraum durchführen ließ, näm-

lich am 20.10.1981 (verjährt), am 30.03.82 (Fall 11) und am 17.01.1983 (Fall 40). Daraus ist zu

schließen. daß in diesem Fall die Schwangerschaftsabbrüche offenbar als Familienplanungsme—

thode betrachtet wurden.

Die Zeugin gibt an (BV III), daß sie über die Einzelheiten einer Indikation überhaupt nicht un-

terrichtet gewesen sei. Bei ihr habe eigentlich keiner der Indikationsgründe vorgelegen. Der An-

geschuldigte habe ihr gegenüber geäußert, daß sie über den erfolgten Abbruch schweigen solle

(CX).

Fall 109 der Anklage:

Dieser betrifft eine zum Abbruchszeitpunkt 22jährige ledige (Beruf), die angibt, daß der Kinds—

vater verheiratet gewesen sei und sie durch das Aufziehen des Kindes unlösbare Probleme auf

sich zukommen sah (II, 4). Sie sei deshalb nicht zu einer Sozialberatungsstelle gegangen. da sie

keine Möglichkeiten für einen legalen Schwangerschaftsabbruch gesehen habe. Mit dem Ange-

schuldigteu habe Sie lediglich über den möglichen Termin gesprochen. Er habe ihr damals noch

einen Zettel über die Art des Abbruchs und dessen Folgen mitgegebcn und sie aufgefordert. den
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Zettel zu lesen und anschließend zu verbrennen, damit sich die Sache nicht herum-

spreche (II, 12). Der Angeschuldigte habe ihr gesagt. daß er den Abbruch nicht gerne vornehme,

da er sich strafbar mache (III, 6, 13).

Fall 139 der Anklage:

Hierbei handelt es sich um eine zum Zeitpunkt des Schwangerschaftsabbruches 29jährige verhei-

ratete (Beruf). Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Indikationslage sind aus den vorhandenen

Unterlagen nicht erkennbar geworden.

In allen angeklagten Fällen lag objektiv keine Indikation zum Abbruch der Schwangerschaft vor
und in allen Fällen. außer dem unter Ziff. 130 der Anklageschrift. hat der Angeschuldigtc zudem

gegen die Vorschriften der && 218 b I Nr. 1 und/oder 219 1 StGB verstoßen. wobei überwiegend
beide Vorschriften nicht eingehalten wurden.

Dies widerlegt in Verbindung mit den nachstehend angeführten Tatsachen seine Einlassung. daß
er jeweils von dem Fehlen der Strafbarkeit des Abbruches (im Sinn des @ 218 a StGB) ausging.
Die Voraussetzungen der angeblichen Indikationslage hat er regelmäßig nicht dokumentiert. In
den Einwilligungserklärungen, die von den Frauen in den allermeisten Fällen unterschrieben
wurden und in denen mit dern vorformulierten Text: „Hiermit erkläre ich mich mit der medizi-
nisch/eugenisch/sozial indizierten Interruptio einverstanden“ 3 der möglichen Indikationslagen
angegeben waren. fand sich in keinem der untersuchten Fälle eine Kennzeichnung der jeweils
angeblich vorliegenden konkreten lndikationslage.

Zudem ergibt sich aus einer ganzen Anzahl von Zeugenvernehmungen, daß dem Angeschuldig-
ten bewußt war, daß er nicht rechtmäßig handelt.

Auch führte der Angeschuldigte weiterhin Schwangerschaftsabbrüche durch‚ als ihm bereits be-
kannt war, daß gegen ihn wegen unerlaubten Schwangerschaftsabbruchs ein Ermittlungsverfah—

‘ ren eingeleitet worden ist.

Aufgrund dieser Tatsachen, die durch die angeführten Beweismittel nachgewiesen werden kön-
nen, ist ersichtlich, daß der Angeschuldigte in allen angeklagten Fällen vorsätzlich handelte. wo-
bei er zumindest jeweils damit rechnete, daß die tatsächlichen Voraussetzungen für das Vorlie-
gen einer Indikationslage nicht gegeben waren.

Er hat sich seinen Angaben nach zwar intensiv mit der Problematik des Schwangerschaftsabbru-
ches befaßt, aber trotz der Vielzahl der von ihm durchgeführten Abbrüche nicht den Rat rechts-

_ kundiger Personen eingeholt (B1. 275). Er gab seinen Wertmaßstäben den Vorrang vor der ge-
setzlichen und verfassungsrechtlich gebotenen Regelung.
Die Strafzumessungsvorschrift des % 218 II S. 1 StGB wird anzuwenden sein, da er gcwcrbsmäßig

— handelte und damit jeweils ein besonders schwerer Fall gegeben ist. Als durchschnittliches Ent-
gelt für einen Schwangerschaftsabbruch verlangte er etwa 400‚—— DM. wobei er nach eigenen
Angaben in etwa 30—40 Prozent der Fälle andere im Zusammenhang mit dem Schwangerschafts—
abbruch anfallende Leistungen noch über die Krankenkasse abrechncte ( Bl. 274 u.).
Die Einkünfte, die er durch die Vornahme der Schwangerschaftsabbrüchc erzielte. gab er in sei-
nen Einkommenssteuererklärungen zudem nicht an‚ damit diese Einnahmen nicht der Besteue-

‚ rung unterworfen werden.

Durch Urteil des Amtsgerichts Augsburg vom 24.02.1988 wurde er wegen Stcucrhintcrzichung
? zu einer Freiheitsstrafe von 1 J ahr und 3 Monaten, deren Vollstreckung zur Bewährung ausge-

setzt wurde, verurteilt (7 Ds 508 fs 20792/87). Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. J e eine Ko- \
pie der Anklage der Staatsanwaltschaft Augsburg und des Urteils des Amtsgerichts Augsburg,

E befinden sich im Beweismittelordner I.

: Die Verhängung eines Berufsverbotes‚ & 70 StGB, wird erforderlich sein.
‚ Der Angeschuldigte ist ausweislich des Bundeszentralregisterauszuges bisher strafrechtlich noch ‘

nicht in Erscheinung getreten.

Die Strafverfolgung wurde gem. 5 154 I Nr. 1 StPO auf die angeklagten Straftaten beschränkt “
—i Der Umfang der Beschränkun g ergibt sich aus der Abschlußverfügung'. B1. 284—293.
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Zeuginnen

Als Zeuginnen der Anklage hatte die Staatsanwaltschaft einhundertsechsundvierzig Frauen für den
Prozeß herausgesucht. Theissen hatte bei den Frauen insgesamt einhundertsechsundfünfzig Mal ei-
nen Schwangerschaftsabbruch durchgeführt; bei acht Frauen zweimal und bei einer Frau dreimal.
Hinsichtlich des Alters wurde eine Vorauswahl getroffen‚ denn keine zum Zeitpunkt der Abtrei-
bung minderjährige Frau war dabei. Dadurch wurde eine Verweisung an die Jugendstrafkammer
vermieden.

Alle Frauen waren vorher rechtskräftig verurteilt oder ihr Schwangerschaftsabbruch war verjährt
(Verjährungsfristen für Frauen drei Jahre, für Ärztlnnen fünf Jahre). Das machte den Frauen die
Aussageverweigerung unmöglich. Die Zeuginnen wurden für diesen Prozeß gegen Theissen sorgfäl-
tig präpariert.

Achtundzwanzig Frauen waren Ausländerinnen, also etwa zwanzig Prozent. Der gesamte Auslän-
derlnnenanteil an der bayrischen Bevölkerung beträgt sieben Prozent. Die ausländischen Zeugin-

nen stammten aus der Türkei, aus Griechenland, Italien und Jugoslawien. Rund fünfzehn Prozent

der Zeuginnen waren türkischer Nationalität, bei weniger als einem Prozent türkischer Frauen an
der bayrischen Gesamtbevölkerung.

Im Verlauf der Verhandlung wurden fünfundsiebzig Frauen, die neunundsiebzig Abbrüche hatten,

vor Gericht vernommen. Nach Nationalitäten aufgeschlüsselt, mußten 37% der deutschen, jedoch

75% der türkischen Zeuginnen vor Gericht aussagen. Siebenundsiebzig Fälle wurden nach 5 154

Strafprozeßordnung zur Beschleunigung des Verfahrens kurz vor Prozeßende eingestellt, das heißt,

im Hinblick auf die zu erwartende Gesamtstrafe fielen sie nicht mehr ins Gewicht und wurden — je—

derzeit für einen neuen Prozeß gegen Theissen abrufbar — zurückgestellt. Damit wurden gerade die-

jenigen Fälle (das sind nicht Frauen, sondern Abtreibungsfälle) eingestellt, die auch zur Entlastung

Theissens hätten führen können (Wolfgang Kreuzer). _

Die Anklagezeuginnen erhielten in mehrerer Hinsicht bemerkenswerte Post vom Vorsitzenden

Richter. Der zu einiger Berühmtheit gelangte Fragebogen enthält über hundert Fragen, doch eine

einzige nicht, nämlich die Frage nach dem Grund oder Hintergrund des Schwangerschaftsabbruchs.

Stattdessen sollte die finanzielle Lage, genannt soziale Indikation, geprüft werden:
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Sehr.gethtq'?tau

din Stuatnanwaltschntt hät nach Abnchlu8 der Ermittlungen gegen
Berrn„nr. Theissen.hnklage erhoben. Bei Durchsicht der zahlrei-
chen Vdrdéhmunqen_nach dem von der Polizei und von der Staats—
äflwaItschätt Entwickelten Fragebogen mußten wir leider test-

“;telled, däß einidg'2unkte, au! die es tür die Entscheidung des
Geéicht3'ankommt‚ dadurch nicht erfaßt worden.sind‚ hgsonders
Umatähdqw'die für die Prü£ufiq des Vorliegen: einer medizini-
schhhhqdär sozialen Indikation notwendig sind..Dh unuere Pro—
zeßprdnühqioine hm£asscnde Saghaqtklüruflq von.xmta wegen ver—
langt! wäre es gebbüen, Sie als Zeuqin zur Knuptverhandlunq
vorqülad6nT vih.digs die Staatsahwaltschatt auch beantragt hat.

Umthnen„fnu & aüch:Herrn Dr:_Theiaqen - die mit einer Betra—
gung„in'plhei öffentlichen Hauptverbandlung vcrbundenen Unan—
hehplichkhiten_nzch5Möqliéhkeit zu ersparen, möchten wir zu--

.hächitndhn3yersuéh untethehmen„ durch eine Ergänzung der bishe-
?iéeh;Bufliaqunbgaufi schriftlichen “dee insbesondere die persön-
quhqn Dätgn:äqu auéh Ihre Auskünft4fiüber_lhre Behandlung
du?chflflergfi.nruvrheiasen soweit zu'Vervollständiqen, daß sich —

.wib‚Mirjhoflten“— Ihre Vernehmunq'hiet vor Gericht eventuell er—
übétqt. -

Zujdiesqm;2wack erlaube ich mir.in_der Anlage die-Obersendunq
f£nqq zhii£gl£chgn.?ragebogeng‚nnd bitte Sie hötlich‚ diqsen
co;q£i1tfq.und;ünhrheitägemäß nuazüfüllon uni binnen 14 Tagen
uhter„Verwenéunq äes ebengaIl: beil;=gandnn treikuverts hierher
zürüékzusändgn. Ich gehe davon.uua,-änß Sie nuch diesmal genau

_spjbgüiaqänhnßt 1fl=kunlt geben wer46n, wie Sie da: achon bisher
getan habei;"Nurzrein vorsorglich muß 1qh Sie ptlichtqemäß dar—
& £-hifiwgipehz daß Siezaich im Falle einer wenn auch nur teil-
üeisän.ug;iéfigiqdd'undlbder unvollutindiqen Beantwortung einer
?raqp“zUm-Vorteil von Hernn Dr— Theisaen wegen.vollendeter oder
züm}ndestlvefsuhhtef Stratvereiteluflq nach S'258 deu Stratge—
setzbuehesfätratbur nachen'köfinten.
Eine weiteéé'Eileichterung für das Verfahren, insbesonderr 1r
den-angeklhuten Arzt Herrn Dr. Theisaan, wäre es, wenn F'„ sichentschließen könnten - soweit‚ndch nicht geschehen — diesen vonseiner ärztlichen.Schweigepflicht zu-entbinden. Deshalb ist inden Fragebogen eine entsprechende Erklärung uutgenommen worden.

Ich danke im vofaus für Ihre Mitwirkung an einer möglichstdiskreten Abwécklunq des Verfährenä‚ was nicht‘zuletzt in Ihremeigenen Interesse liegen dürfte. Wenn Sie dabei'auf Fraqénstoßep sollten, deren Beantwortung Ihnen Schwierigkeitenbereitefi„ so steht Ihnen hierfür der Rechtspfleqer derStrafabteilufiq des Landgericht5'nemmingen zur Varfiüqung Tel08331/105:222), soweit Sie weiter entterht wohnen, auch d'eRechtsgntraqsgteIle eines jeden Amtsgerichts (die im FalIe vonUnklärheiten beim hiesigén Recht5p11eger anrufen kann).

Sol;ten 548 aber Wert daran: legen, daß Ihr Fall über denInhalt des Fragebogens hinaus in der Hauptverbandlung weiteraufgeklärt wi;d;-so bleibt es Ihnen unbenommen, den übersandtenFragebogen‚nicht auszufüllen. Wenn Ihr Fragebogen nach Ablaufdqr Frigt;hier nich? auguefüllt-vorlieqt; gehe-ich davon ausdaß.Sie den letzxqenannten Weg WählGOm In diesem Falle werdeéSie dänn zu einem jetzt noch nicht näher bestimmb r 'Bärbst 1988 als Zeuain.quladen werden. a an Termin lm

Hochachtunngäll

®?”
2 Än1-agen :-Barner ? - '_ 1 FVoraitzender-Richtar'am Landgericht pagebqqen1 Fre;küüart
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SchriftlicheZenenäußerun

—unterBeachtungderHinweiseamEnde-

I.*PersönlicheVerhältnisse

imZeitp.d;Eingriffsheute

1.Pers.Verh.d22euin a)Familienname b)Gehuztsngme c)Vorname‚.... dlGebur}gdatum..... e)Familienstand..... £)Beruf.....

(bittekennzeichnen,obLehz-‚

?)Anschrift

AnlernberufoderHilfsarb.

h)Bruttc—/Nettoeinkommen...............

monatlich(bitteBescheinigungüberLohn,Gehalt,anteoderArbeitslosenunherstützungbeifügen)

i)Schulden...

Entstehungsgrund... mtl.8elast.ausZinsu.Tilg..

k)Vermögen,nähereBezeich—.......

nung(Spazguthaben‚Grundbesitz,Aktienu.a.)

!

°Betrag...............

1)GrößederWohnungoder

einesHauses(wievielZimmer,Küche,Bad?)

m)Höhede:Miete'

(Kaltmiete+Nebenkosten)

2.Ehemann/Partner

a) b) =) d) e) £) c) h)getrenntlebendseit

Familienname Vorname Geburtsdatum verheiratetseit............... befreundetseit zusammenwohnend Berüf Einkommen

seit...............

(soweiämöglichbitteLohnbescheiniqunqbeifügen) ZustandderEhä/derPartnerschaft geschiedenseit BestéhtEinverständnismitder.Verwertun akten?.........

gderScheidungsfi

.-...........(qaf.bitteAktenzeichendés'

Scheidungsverfahrensanqében)

i)WannerfuhrervonderSchwangerschaft? 3.Erzeuger‘(tallsnichtidentisch-mitEhemann &) b') cL d) f)
‘9)

'Eamilienname Vorname Geburtsdatum Abschriit DauerderBezieh Beruf EinkommenundVe (brutto/nettd?W sindSchaläenab

ungenvon....... rmögen'

oderPartner)

elcheUnterhaltsüérpflichtunqenbestehen? „„-gngen.z.B.BarkreditcderBausparkasse?)
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'a)Anzafil‘
h)Hindernisse-gegenFestigungderBeziehungen„............... i)EinstellufigzudemzuerwartendegKind.....................

(WannerfuhrervonderSchwangerschaft?)b)

k)WarmitAnerkennung‚derVaterschaftzurechnen?

(fallsnein,warumnicht?)

4.Kinder _:'' . b).1.Kind
‘aaü:Familienname

55)Vorname cc)Geburtsdatum

' <c)

dd)Aüsbildungsstand/Beruf.....fh...................f..
.._}d)

ee)etwaigesEinkommen ‘_

(ggf.bitteLohnbescheinigungenbe1fugen)

.;.............4...............e)

ff)'Gesundheitszustand ggfHausarit 2.'Kipd‚‚A6.3.Kind;45Kind(wie-ohenggf.-aufeinemzbiaegpqBlatt)„

5.«Eltern &)Vater7.

aa}Familienname- bb)Vornamé cc)—Geburtsdatum

‘ h)

dd)Anschrift ee)Einkommen.

(soweitmöglichbitteBescheinigungbeifügen)

ff)Gesundheitszustanä

vsteroderFreundezurVerfügung?
‘qq)Hausarzt

.............‚........................-........

thverheiratet/geschieden/getrennt'lebend-seit

(Zutreffendesbitteunter5treichen)

Mutter aa)Familienname............... bb)Vorname............... cc)Geburtsdatum............... dd)Anschrift...................-.....‚....................

...................‚..........

ee)-Eiflkommen' *(soweit-möqlich-bitteBescheinigungbeifügen) ff)Ggsundheitszustand gg)Hausarzt

......‚.....-.........-........................

hh)verheiratet/geschieden/getrenntlebendseit...........-

(Zutreffendesbitteunterstreichen)

VerhältniszudenEltern

!

WarendieElternodereinElternteilvonderSchwangerséhafitinformiert? HättendieElternAutäichtoderauchErziehuunqdeserwarte-tenKindesübernommen? BetreuunsmöIichkeitdurchGeschwisteroderFreunde StundenfürdieBetreuungdeszuerqartendenKindesGeschwi-

(wennja,bitteFra—

genwieZitt.I.5.beantworten.ggf.aufeinemeigenenBlatt) Arbeitehe: BestanddieGefahrderKün@}gunqnpchAblaufdesMutter-schutzes?(wenn'3a,äeIcheAnhaltspunktewarendafürvorhanden?)' ‘ Name,ÄnschriftundTelefonnummerderFirma

................

(bitteName,Adresseu.TelefonderPersonmitteilen,dieIhrVertrauenbesitztundggf.geeigneteAusküntteerteilenkanh)
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'(bitteNamen,AnschriftundTelefonnummerangeben)

II.Medizinische.?raaen

....................4........................................

1.ZeitpunktderFeststellünqder5chdängerschaft............

b)WurdedieserArztauchnachBeginnderSchwangerschaftauf-

gesucht,ggf.wann?

2.durchwenfestgestellt?.................-.................. 3.Ergebnis(Schwangerschaftsw°€hß)...-...----—--..--.»-c)WielautetedieDiagnose(welcheSchwangerschaftswoche)? 4;Gesundheitszustand

a]Vorbelastungen&)WurdedemArztmitgeteilt,daßdasKindunerwünschtsei?

' ja/nein aa)welche?...........................................
_.Aer.nat'ae;ArztAdressengenannt,woderSchwangerschaftsab—

=bh4Name,AnschriftundTelefonnummerdesbehandelndenbrucfivoréenömmenwerdenwürde,ggf.welcheAdressen?

‘Arztes'"’'

cc)ärztlicherseitsverordneteundeingenommeneMedika-‘f)Ginq'dieiegginselbstvoneinerIndikationslaqeaus?'mente—(bitte-kürzbedründen)

b}är2tlicherseitsgegegdieSchwangerschaftgeäußerteBe-‘ '

gdenken9)WurdemitdiesemArztüberdie_FragederrechtlichenVoraus—

setzungen.éinessfiraflosenSchwangerschaftsabbruchsgespro-

aa)ArtderBedenken__,____‚_,.„_‚___‚_.‚__„__„_,_.._chen,_ggf.waswurdeerörterp? bb)NameundAnschniitdesArztes......................

‚5.1DhtumdesSchwangerschaftsabbruchs......................‚.'“ 6„NachträglicheKomplikationenoderBeschwerdendurchden'.
-erfolgtenSchwangerschaitsabbzuchfi):Hat;diesérArztäenSthwangérschaitsabbruchbe£ürwortet?

ja"!nein_'—

a)_jaArnein*

wennja,welche?...-.15................................1)Haté:hierübéreineBescheiniäunqausgestellt?

.ja-/nein

b)ärztliche_ßehandlungdurchwelchenArzt?.........1......-z _

1 _'Wennja,welchenInhalthattesie.(Dauerd.Schwangerschaft,

-StellungnahmezueineregentuellenIndikätionslage)?

7.WerdendieseÄrzte.ggfi—‚Helch&‚_vonderärztlichenSchwei--vgl.hierzu"Zi£f.’gder”Ergänz°

'enflen_Hinüeise—

gethichtentbunden?

k)_Wirddieser'hrztvonseinerSChweigepfliehthinsichtlichBe#

.IIi.FraenzumVerfahrenratunqfindBehanälunqderZguqinentbunden? 1.Der'behandeändeArzt— ‘' ...............

l)HättediedüächdieSchwangerschafteingetreteneNotlageauf

e1neanderezumutbareWeiseabgewendetwerdenkönnen?

a).WelcherÄ?xauenar;tbehande%teydieZeuéinvordemEingriff?
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„äé/neih Wennnein,warumnicht?

2.‘8eratundurchSozialberatunsstellen a)flWurdezumZweckederBeratungeineSozialheratungsstelle

aufgesucht? ja-/‚nein

'5)Wofanddié-Beratungstatt?(EérsonalienundAnschrift)

d)

_c3‘Wannffagd-dieBäratungstatt? d).“aswa:_dasErgebnisderBeratung?-........................
‚e)ÜurdeeineBescheinigungüberdie.durchgeführteBeratung

ausgespellt? jä/nein . —vgl.Ziff.2derergänzendenHinwezse-

!)WurdevonderBeratundästelleeinArztgenannt‚gdermögli—

cherweiéedenAbbruchvornehmenwerde,ggf.welcheNamen wurdengenannt?.

cf

9)'WirddieSozialberatungsstellevonderSchweigepflicht

entbunden? ja/nein

-fd)

..)

.a)Wurde.nr.fheässeneinärztlichesIndikationsgutachtenvor- _

gelegt? .'!)jä/nein,‚_. r'vglf'zifg.2derergänzendenHinweise—

:b)-WelchezArzthatdiese;Gü£äähten%annausgestellt? 4..KcntaktaufnahmemitDr.Theissen’ :)DurchFen'wurde-dieZeuqindarapfihingewigsen,daß

—D£Z'TheissenmöglicherweiseeinenSchwangerschaftsabbruchvornehmenwerde?

36).'bi__

-%ü£gebr.:Theiaseneine :.:!=-/T139ir.1'‘ {Wurdn'm3t‘fiz..ähoinzen.überdie;Högiichk-iteines;Schwangerschaft:nbbruches«qelprohägn?:Ia/‘{1°in'-‘'‘

......».‘u....-r-'-o..............o-.-n..

°‚inadähi£.Aügkun!taverweigerungn;dcht,£n118derHinwei Von:Anuahörigenkam(vgl.unter.Z;tt.1d.arg.Hinweise

hl.?iewurdqderersteBesuchinderPraxisDr.Theissenve

einbart?

'....l....-‚...—..........-...a...........-......

‚c)Wurdedabei,.gqt.mitwem„bereitsüberdieMöglichkeit

-eihes'$chwanqerschuttsabbruches‚gesprochen? WurdendabeibereitsdieKostenfürdenAbbruchangesprocHeh?-- jal-nein Dersc$wanpracha£taabbruch.
,gand‘vozdemTermindanEingriffh(Abbruch)einweiterer

marm£ninderPraxisDr.Theisaenstutt,wennja,wann? -Y-yw......zea};...............;.„...n....................A Wäswufde'böi-diesemTerminbrörterßßDauerdenGesprächs? ...g...-..............._.a................-..;....-...,.......

‘. ‘

Yuräe.éouDr.TheiaseneineBescheinigungübereinevorange—gangeneBeratungdurcheinenanderenArztodereineSozial—be!atunqsatellaverIanqt?jQ—I“nein. 7‘ - 9vgl.z£!£;2derergänzendenHinweise-

solcheBescheinigungausgehändiqt?

legalen

fiat410Zeuq;n-HerrnDr;T531aaén15re—qeäuddheitlicheVer-tazn@anqowie‘ih;ojperlönlxchqund.:ozinleSituttiomdarge—;egt‚;uonn-jt,.hitwelchen'Inhalt7 ;Ginq.bty‘éfigiigenvoneinerIhdikafiionnlnqe1us,wennja,.xfiit‘n°lchhr;ßegzünduna?_'
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h)IntormierteDr.TheissenüberdieMethodedesAbbruchs?WirdDr.TheissenvonderSchweigepfllichthinsichtlichderGe—

a-/nein _ ,sprächeundBehandlungenimZusammenhangmitdemSchwanger—
älgheMethodewurdeangewandt?............................$Chaft88beUChentbunden?‘

' .ja!ne1n_

1)Wer_warbei-demAbbruchzugegenundzuwelchemZweck?

_-7.éin£lußnahme

.. A‚_hatbbiizeiodgr_UhsiizzurHerßeiführunqeiner'hussaqebisherk)-RelcherBetragwurdefürdenAbbruchverlangt(vonDr..Druak'auggeübg?Wenn-ja;inwelcherngse?

TheissenodereinerMitarbeiterin)?‘“-'‘-"'7‘ Wurdee1neRechnungausgestellt?v' .“ „‘ '
alnein‘

1)WurdeervorodernachdemAbbruchverlangt?‘IV.SonstiéBamerkunen: m)WelcherBetragwurdetatsächlichbezahlt? n)-WürdgderBetragbaroderinsonstigerWeise,ggf.wiebe—

zahlt?' {‘‚'

.....-..............._.-.-.................-...........

ErhieltdieZeugineineQuittung?
alne1n'

,o)WoherhattedieZeugindasGeld?.' . ‚-'
-—evtl.Auskunftsverwe1geerunqsrecht(vgl.HinweisZiff.1am

Ende—‘ -—

?)HatDr.TheisseneinenKrankenscheinverlangt|i

oder2uückgewiesen?E21(bitteankreuzen) HitwelcherBegründung? ‚....................ä.............;.................z......

q)WurdeeinKrankenzcheinübergeben?» _'_..'

a/nein
5 .

r)HatDr.—TheissénnachdemEingri£tgeäußert,daßdieZeugin

überdenEingriffachweiäensolle,wennja,washaterge—sagt?

Die_HinueiéeimAnschreibenundamEndemeinerErklärunghabe
_ichzur-Kenntnisgenommenundb'eachtet.' -„un.

......._-..n'W-o-onn..‚qni-..c..................u.no-ort.'.H.Datum' Unterschrift
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1)

Nach 8-35 463: 'Stratpro2680rdnung kann die Zeugin die Auskunft
auf lolcha'?rugemyerweiqern, deren Beantwortung ihr selbst
oder einen 'Anqehörigen (Verlobten. Ehegatten, auch dem geschie-
dcnon.- Eltorn, ' Kindern, Geschwistern, - Onkpln‚ .Tapten; Nefifien,
Nik:hten, 'Séhiugetn. Schwäqeninnen) drl:e:G‚e£ahr zuziehen würde,

vegan einhr'8trgttat oder einer Ordnu‘nqswi'driqkoit verfolgt zu
%.:5haafi„:r_. „nggtzc'a;oxt „luf„.gioz‚.‚ R._ü_\c}gggito -. __ ‚a.. ::.n -u—:-.».vw.'. usb 3n;n_':‚uvl
DIS bértri;ft hier nicht==die=!‘ruqm‘d'döél_’bbruches der Schwanger-
sth;fi?j£flzfslize“2éuqihrselbjsp‘;-° dafä'ai’ä"ntgt_wede'r rechtskräftig
ynz_jiiéfifiij‚’fgfidz__éäl_l_l_!ézz.lEnllif.xi_ofrjlliäfsliit}ffiaber „möglicherweise die-Hitwiriéugggv'on Aqq'ehöriqen-amdemähbhruch, - sei; es _i'n Form der.

A1i's__fi$_.f.£uqqs*gdiegtfß_eihi_.;_tf.__gehiur_zg_xgrgjggjiader'-.durch‚ den Rat, zu Dr.', .'1'h'ofsiqxiiiü'äßüa‘hihQK-(Ezi'qn'_-' III?’A£I,T;I:Tde€E‚’ndh .'d16- Finanzierung_doljy_}Abbtuclfi. (Fragé.m_:5_-io) ‘r' = , 5 °.» .‚_ '

E|_„__111£ _„;„g_‚_„.‚__„ __ _ 4_‚ „9 ' ng;„‚ @tl,.'n°dh vprhande'ne ori—' 'ginal-‚vl-<in::fäé8°z'i'alhäratunqibelehoin£üüfiqémndloder' des ' ärztlichen'Atteste'g..im'81r_me déa_-E‚Q2_19 Stcß’üoäiäm'u'rxder'u‘zflnoch vorhandenerAté:aste ungen. Zu:“iqharuniz dgr Rückgabe-nach-Abaehluß des Ver—£uh;ens';git vor'zuleqen. f.a11m noc_hnicht. äuschehen.
;-_

.7‘! v:.-: ‚L'.
» M:“.cn
unu‚alt liäs%;am £€ ..ÜTÖEt'ÖiÄQÜÜ djk_lggt;e_r haben zwar;.

q:ppüsitzii_éh—<ihrü;aezoitpähnlp,jääk '_ä’i;'t'‚ daß ‚die vorstehende'schr'ilflftlichq _.Zagéeqiußerund- in de_r' Hauptverhandlung «verlosenwürden, kgnni„wurdanflaber au; die p_eraönli_.cho' Vorn'ehmung' der_oinzolnna‚-Zcugin-_nur dnnnn„vorzichta‘n.buonnn aio'—cu£_grund der4atwo;tgen„davop uuaga_hen- können, daß “dig Beantwortung wehr—. huit_s‘q*e_mä& erfolgt. - - '

gmx. (z.uguunmdgmgxtochc m „anna... omu.q (l) Zur Veo—lwcigénmg del Zeugan zind ' echligl
..xädavgriobeqdaßachuldiztm: __ „ . ‘ .. - .

_ 25 4e. Baum. des Beschuldigten. : wenn dig Ehe night mehr bemim
- . wer mit dem Badmlül te'uh gendcr' Uhii Maui; (ide: m'chwlgert. In' . der $deeqllnlc hl- zum dual Grid vennndt oder“: zum zweiten Om! Ver-- n:hwl(egt iu ode: var. . ‘ '

(2) mm.. mm d oda ‚
.enunflndi u: Pmoneüe?üt hin::mer Vu'uuudmdt'c oder' an Vénhmdd:dlvl ' von der Bedeutung da Zcügnhvcüe‘fgéhuptoduttßi g'euflgm-dc Vomellung. 10 dürfen ale nur vernommcn vum ch mAumgc bankSind und nach ihr_ gesetzliche: Vertreter der Ver'nchmurh madmmt.‚'ht der ge—mzlichc Venmer zclbu Buchuldl ter. zo kann et übe: le Ausübun du Zen '-nhvuwdgemn recht: nicht ent! 'den: du‚gleid_u gilt m: d_eu nl : bad;digtcu £kcmtci . wenn die gmtzliche Venmgmg beiden Elm main.

. 8n_udwid hAlllflbun Zouwd edmgm'dm bethgcc Yemenr'. iind V'ocjcde'fi'cm'dummi 'flü !hf’ th'bd&lm.l Sie können den Vadcht,mffilaé'lnchtiuch' dä Vuneb-’-mung‚ , _ . - - . _. .

- 8-58. [Aunkmiflsnrwolauénägjcche] ("'-j " 'Z'älugc'hnn Amhanl! luf;oédr; an_en vgtwej\gcn;.üßgrm' dilläfoallttrmi Ihm tell»! oder m 3: fc 552. ubauduu:tmn 'euc :utiehmü'mdner81nfti04er due": Ordnunpwiäriglm‘t vetfolgt m ‚ w " "h. ' ' ‘ ‘(z) D_„2.'u._. uznme-wvmmhgdimuikuqanbulehzém-
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Kommentar von Gerhard Manz:

. . . Gehen wir davon aus, Mäßigung und Respekt erwartet die Dritte Gewalt, daß man in
Memmingen doch ein wenig nachdenklich geworden wäre, wenn Dr. Theissen von Anfang

' und durchgehend kenntnisreich und entschlossen anwaltlich vertreten worden wäre. Doch die
Strafkammer und die Staatsanwaltschaft in Memmingen wurden nicht ernsthaft zur Selbstprü—
fung (juristisch und menschlich) gezwungen, und so kam es, unter anderem, zu den Fragebö-
gen, die Empörung ausgelöst haben.
In einem Anschreiben an die „Sehr geehrte Frau“, verfaßt und unterschrieben vorn Vorsitzen-
den Richter Albert Barmer, 60, wird zu dem Fragebogen, der an die in Betracht kommenden
Zeuginnen verschickt wurde, mitgeteilt, daß man „Ihnen — und auch Herrn Dr. Theissen - die
mit einer Befragung in einer öffentlichen Hauptverbandlung verbundenen Unannéhmlichkei—
ten nach Möglichkeit zu ersparen“ bemüht ist.
Es heißt, daß sich durch sorgfältige Beantwortung der Fragen, „wie wir hoffen“, eine „Ver-
nehmung hier vor Gericht eventuell erübrigt“. Daß entweder die Anklage oder die Verteidi-
gung auf einer mündlichen Überprüfung der Angaben im Fragebogen bestehen würde, wird
nicht gesagt — obwohl auch nichts verschwiegen wird: Es heißt ja: „wie wir hoffen“, und:
„eventuell“. ‘
Sollte die Beantwortung der Fragen Schwierigkeiten bereiten, so wird fürsorgiich an den
„Rechtspfleger der Strafabteilung“ verwiesen (den man bekanntlich in kleinen Städten völlig
unauffällig aufsuchen kann). Und dann heißt es:
Sollten Sie aber Wert darauf legen, daß Ihr Fall über den Inhalt des Fragebogens hinaus in der
Hauptverbandlung weiter aufgeklärt wird, so bleibt es Ihnen unbenommen, den übersandten
Fragebogen nicht auszufüllen. Wenn Ihr Fragebogen nach Ablauf der Frist hier nicht ausge-
füllt vorliegt, gehe ich davon aus, daß Sie den letztgenannten Weg wählen. In diesem Fall wer-
den Sie dann zu einem jetzt noch nicht näher bestimmbaren Termin im Herbst 1988 als Zeugin
geladen werden.

Es trifft nach unserer Kenntnis nicht zu, daß diesem Schreiben und dem ihm anliegenden Fra-
gebogen keine Belehrung über die Möglichkeiten beilag, das Zeugnis oder die Auskunft zu
verweigern. Auch im Fragebogen wurden nach unserer Kenntnis Hinweise gegeben‚ und es
hingen auch an dem Fragebogen „Ergänzende Hinweise“. Ergänzender Hinweis drei, endgül-
tig die Verwirrung besiegelnd, teilt mit, Staatsanwaltschaft, Verteidiger und Angeklagter wür-
den auf die persönliche Vernehmung der einzelnen Zeugen nur dann verzichten, „wenn sie
aufgrund der Antworten davon ausgehen können, daß die Beantwortung wahrheitsgemäß er-
folgt". Darüber, daß Staatsanwaltschaft, Verteidiger und Angeklagter jede Wahrheit anzwei-
feln werden, die nicht ihrer Auffassung enspricht — kein Wort.
Nach dem „Erzeuger (falls nicht identisch mit Ehemann oder Partner)" erkundigt sich der Fra-
gebogen. Alle sind dran, auch die Eltern. deren Einkommen mitzuteilen ist („soweit möglich
bitte Bescheinigung beifügen“), genauso wie der Arbeitgeber, von dem man wissen will, ob
„die Gefahr der Kündigung nach Ablauf des Mutterschutzes“ bestand („bitte Name, Adresse
u. Telefon der Person mitteilen. die Ihr Vertrauen besitzt und ggf. geeignete Auskünfte ertei—
len kann“).

Was ist nicht alles geschehen im Rahmen dieses Strafverfahrens. Erkundigungen bei Firmen
durch die Polizei. glatte Antworten, einmal. tatsächlich, gibt jemand keine Antwort auf kon-
krete Fragen bezüglich einer Frau, die in der Firma tätig war, weil er „Bedenken wegen des
Datenschutzes" hat. Die letzte Frage des Fragebogens übrigens lautet, es ist alles streng kor-
rekt zugegangen: „Hat Polizei oder Justiz zur Herbeiführung einer Aussage bisher Druek ans-
geübt? Wenn ja, in welcher Weise?" Das wird am Ende des Fragebogens gefragt, den er hier

beschrieben haben . . .

(Auszug aus Gerhard Mauz: „Wenn aber diese neun Monate vorbei sind“, in „Spiegel“, Nr. 43/1988)
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Nur etwa die Hälfte der verschickten Fragebögen soll — teilweise unvollständig ausgefüllt — zurückge-
kommen sein.

Tatsächlich hatten die Frauen keine Chancé, sich der Ladung vor Gericht zu entziehen.

Landgericht Memmingen 8940 Memmlngen, :— Okto’ber 1988 :
—- Geschäf‚tsstelle — Hallhol1 ‘ ‘

‚ ' Telefon: (08331) 105 -1 '
Geschällsnummer' - Telex: 545 75 stame
(„..., ‚..., „mm... '“ Poslglrokonto München

. BLZ (70010080) 26 56-800

Landgerlchl Memmingen » Hallhol1— 8940 Mummlngen___—___—

Fra“ Ladungmm..

Bringen Sle diese Ladung
zum Termin bitte mit!

L .J

E] Strafsache \] Bußgeldsache [] Privatklegesache

gegen Dr. Theissen Horst

wegen Abbruch der Schwangerschaft

Sehr geehrte Frau
\ ‚

ln oben bezeichneter Sache sollen Sie als Zeuge vernommen werden. Sie werden daher geladen nuf_

Wochentag Tag. Monat. Jahr oben bezeichnete: Gebäude
Sitzuryssaal I

- 1. trafkammer --19.83__.„_ __

Als Zeuge erfüllen Sie eine wichtige staatsbürgerllche Pflicht. Mit Ihrer Aussage tragen Sie unter Umstän-
den in erheblichem Maße zur Entscheidung des Gerichts bei. auch wenn Sie meinen. nicht viel- aussagen zu
können. Ihre Vernehmung im obengenannten Termin ist zur Wahrheitsfindung (Erforderlich. aud_1 wenn Sie Inder Sache bereits vor der Polizei. dem Staatsanwalt oder einem Richter ausgesagt haben.
Sie haben Anspruch auf Entschädigung für Verdienstausfall und Ersatz von Auslagen; für Reislekosten kannIhnen unter Umständen ein Vorschuß gewährt werden. Beachten Sie dazu bitte die Hinweise auf der Rückseite.
Gehen Sie bitte sofort Nachricht. wenn Sie _beabsid1flgen. die Reise zum Termin von einem anderen als demin Ihrer obigen Anschrift genannten Ort aus anzutreten. da Ihnen sonst Nachteile bei der Festsetzung IhrerEntschädigung entstehen können. -
Bitte teilen Sie eine etwaige Änderung Ihrer Anschrift sofort mit. damit Sie jederzeit erreichbar blelben.
Sollten Sie zum angesetzten Termin aus zwingenden Gründen nicht erscheinen können. teilen Sie die Hin-du!..mgzzgtündc bitte umgehend mit.
Wenn Sie ohne rechtzeitige genügende Entschuldigung nicht erscheinen. müssen Ihnen die durch Ihr Aus-_bleiben verursachten Kosten auferlegl werden. Zugleich muß gegen Sie ein Ordnungsgeld bis m l 000.- DMund für den Fall. daß es nicht beigetrieben werden kann, Ordnungshafl bis zu 6 Wochen festgesetzt werden.Außerdem kann Ihre zwangsweise Vorführung angeordnet werden.

Zusatz!
Sie werden gebeten. Lohnbescheinigungen oder ent—
sprechende Unterlagen für Arbeitslosenunterstiitzung
fiir den vergangenen Monat '.
sowie alle Sparbücher der Familie und Unterlagen über........................ Kredite zur Hauptverhandlung mitzubringen.

ngsvoll

Müller. AInsp
unds eamler der Ge;d15ltsslalfé "

S\P ih Zeugenladunq(ää4ß.51StPO). (2.81)
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Landgericht Memmingen 8940 Memmingen, 10.1988
1. Sf?““'=mme_r Hallhof 1, 08331/105223

Frau

89h0 Memmingen

Strafverfahren gegen Dr. Theißen Horst
wegen Verdachts des Schwangerschaftsabbruchs

Sehr geehrte

wie Sie sicher bereits aus der Presse erfahren haben, erregt
das Verfahren gegen DE. Theißen großes Interesse in der Ofi-
fentlichkeit. Um Ihr Erscheinen vor Gericht als Zeugin mög—
lichst diskret zu gestalten, möchten wir Ihnen die Möglich-
keit anbieten, von der Öffentlichkeit unbemerkt in den Sit-Q
zungssaal zu gelangen. Falls Sie hiervon Gebrauch machen .
möchten, würden wir Sie bitten, sich etwa eine Viertelstunde
vor dem in der Ladung angegebenen Termin in der Geschäfts-
stelle für Strafsachen (im Gebäude des Landgerichts) Zimmer
133 einzufinden, von wo aus Sie unaufffällig zum Sitzungssaal
geleitet werden. Alsdann ist vorgesehen Sie unter Ausschluß
der Öffentlichkeit zu vernehmen.

Sollte bei Auftreten unvorhersehbarer Ereignisse in diesem
Verfahren Ihre Vernehmung als Zeuge zu dem angegebenen
Termin nicht möglich sein, würden Sie umgehend davon
verständigt.
Eine verqebliche Anreise Ihrerseits zum Termin in einem
solchen Fall könnte am ehesten dadurch vermieden werden,
wenn Sie dem Landgericht Memmingen kurz Ihre derzeitige
Rufnummer mitteilen würden.

Mit freundlichen Grüßen

Der Vorsitzende der 1. Strafkammer:
i.v.

Heinrich
Richter am Landgericht

Por r_‚uhir_t:
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Die Rolle der Medien im Theissen-Prozeß ist bemerkenswert. Vielleicht hatte der von den Rechts-
anwältinnen Hörster und Gall-Alberth vor Prozeßbeginn ergangene Aufruf gefruchtet: Während
die Namen der Zeuginnen verlesen wurden, machte sich niemand Notizen, und das Wissen wurde
anschließend auch nicht öffentlich verwendet. Im Anschluß an die Verlesung der Namen setzte in
der Öffentlichkeit ein Proteststurm ein. Vielleicht waren es auch die Anträge der Verteidigung auf
Nicht—Vernehmung, auf Wahrung der Intimsphäre der Frauen — wahrscheinlich alles zusammen be—
wirkte offenbar, daß am 15. September die Öffentlichkeit von der Vernehmung der Zeuginnen und
Zeugen ausgeschlossen wurde.

RECHTSANWÄLTE H ELM UT RI EDI.

zuewxssm BEIM AMTSGERICHT UND [ANDGERICHT AUGSBURG B R | G ITTE HORSTE R
RA9 RIEDL U.HCRSTER AUCH BEIM OBERLANDESGERICHT MÜNCHEN
UND BAYER.OBERSTEN [ANDESGERICHT H EI K E GALL—ALB E RTH

RECHTSANWÄLTE menu, HORSTER‚GAKL-AIBERTH 8900 AUGSBURG, DEN 01 . 09 . 88. em 5 - G G
'

KONRAD ADENAU us 35 89OOAU ssun KONRAD_ADENAUER_ALLEE%

TELEFON (0821139015 UND 39010

DRINGLICHER AUFRUF

an alle mit dem Verfahren Dr. Theissen in Memmingen befaßten Medien

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir nehmen an, daß Sie über das Verfahren des Dr. Theissen, wie auch bisher

über die 5 218-Verfahren gegen betroffene Frauen berichten werden.

Wir ersuchen Sie dringend zum Schutz der betroffenen Frauen, die zum Ver-

fahren des Dr. Theissen als Zeuginnen geladen werden und dort erscheinen

müssen, nur mit Einverständnis der jeweiligen Frau vor den Gerichtssälen

oder in der Umgebung des Gerichts zu fotografieren.oder zu filmen.

Vie1e Frauen befindennsäch in einer Situation, wo das nähere oder weitere

Umfeld nicht über den Schwangerschaftsabbruch informiert ist und auch nicht

informiert werden darf. Zum Schutz der Frauen bei ihrer Aussage in der münd-

lichen Verhandlung kann die Öffent1ichkeit ausgeschlossen werden. Dies
würde jedoch wenig nützen, wenn ein Bild der betroffenen Frau in einer Zei-
tung oder in einem Fernsehbericht erscheinen s011te.
Wir er1auben uns daher Sie sehr eindringlich darum zu bitten, hierauf bei
Ihrer Berichterstattung Rücksicht zu nehmen.

Mit bestem Dank und freund11chen'Grüßen

( ßr1£?tebérälflr (Heike GaH-A1berth)
Rechtsanwältin

Rechtsanwä1tin
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DER PRÄSIDENT Hallhol 1. 8940 Memmlngen
Telefon: (0 83 31) 105-1

DES LANDGERICHTS Durchwahl-Nr. (O 8381) 105-2 02
MEMMINGEN Telex: 54575 slame

128 E _ 25/88 15. September 1988

j
Der Präsidenl du Landgerichle-Hallhof 143940 Memmingen

Fotografier- und Filmverbot im Lanögericht Memmingen

Zum Schutze des Persönlichkeitareohts der in dem Strafverfahren gegen

Dr. Theissen (1 KLs 23 Ja 9NN3/85) geladenen Zeuginnen und Zeugen

ordne ich im gesamten Gebäude des Landgerichts Memmingen bis auf

weiteres ein Fotografier- und Filmverbot an. Adanahmen können von

mir oder meinem Vertreter im Einzelfall genehmigt werden.

Anordnungen der Gerichtsvdrsitzenden im Rahmen ihrer Sitzungsgewalt

bleiben von dieser Anordnung unberührt.

Die Vertreter der Presse werden um Verständnis für diese Maßnahme

gebeten.„

%qu
Stadler

Antrag des Rechtsanwalts Jürgen Fischer (Auszug)

In dem Strafverfahren gegen Dr. Theissen

beanstandet die Verteidigung erneut _

— die (beabsichtigte) Vernehmung von Patientinnen Dr. Themsens ebenso wxe

— die (beabsichtigte) Vernehmung ihrer Angehörigen, .

— darüber hinaus auch die jedwede Einführung von Angaben aus früheren Vernehmungen d1e-

ser Zeuginnen und Zeugen oder sonst erzielter Angaben im hiesigen oder gegen sie selbst ge-

führten Verfahren; _
— wie schließlich auch jegliche Verwertung der bei Dr. Theissen beschlagnahmten Patxentenkar-

tei im hiesigen Verfahren als

unzulässig.

Begründung: . . .

Wie schon in der Antragsschrift vom 14. 09. 1988 ausgeführt wurde (und me es wohl unstremg

ist), beruht „die beabsichtigte Vernehmung der Zeuginnen ( . . .) auf Kenntnissen der Staatsan-

waltschaft und des Gerichts über ihre Behandlungen in der Praxis Dr. Theissens“, insbesondere

über eine damals bestehende Schwangerschaft und deren Abbruch.

„Diese Kenntnisse wurden aus der Patientenkartei Dr. Theissens gewonnen.“ .

Die Verteidigung vertritt die Ansicht. die in Ladung und Vernehmung der Zeugmnen und Zeu-
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gen einmündende Auswertung der Patientenkartei wird von den strafprozessualen Beschlagnah-
mevoraussetzungen nicht gedeckt. Dies ergab sich aus folgenden weiteren. im Antrag der Ver-
teidigung vorn 8. 9. 1988 (Dr. Cobler) unter Hinweis auf BVerfGE 39,1 (42); 32. 373 (379) schon
angesprochenen Gründen:

Die geladenen Zeuginnen und Zeugen würden durch ihre Prozeßrolle nicht bloß in ihrem Privat-
bereich unzulässig beansprucht, vielmehr richtete sich ihre Zeugenpflicht gegen die absoluten
Grenzen des Intimbereichs.

Vorgeladen sind u.a. Patientinnen Dr. Theissens. von denen die Staatsanwaltschaft meint, zwei—
erlei zu wissen: sie seien schwanger gewesen und hätten ihre Schwangerschaft unterbrochen oder
unterbrechen lassen.

Schwangerschaft ist aber keine Krankheit.
Das unterscheidet die hier zu beurteilende Konstellation von derjenigen über die in
BVerfGE 32, 373 ff zu befinden war. Während dort überprüft wurde, ob die Privatheit des Arzt-l
Patientenverhältnisses im Zusammenhang mit der Behandlung einer Augenverletzung vor straf-
rechtlichen Ermittlungen geschützt ist, hebt das Bundesverfassungsgericht in seiner Entschei-
dung E 39, 1 ff hervor: Die Schwangerschaft ist „Bestandteil der Intimsphäre der Frau, deren
Schutz durch Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich verbürgt ist (BVerfGE
39, 1, 42; vgl. auch BVerfGE 27 , 1,6 f; 27, 344, 350 f).
„Auch den Gerichten gegenüber gilt der Anspruch des Einzelnen auf Wahrung seiner Intim-
sphäre“ (BVerfGE 34, 204, 209), wobei zu unterscheiden ist zwischen dem relativen Schutz, den
(bloße) Privatheit genießt und dem absoluten Schutz der Intimsphäre, deren Verletzung durch
staatlichen Eingriff oder ..In-Pflicht—Nahme“ den/die Betroffene(n) zum Objekt herabwürdigte.
So ist es aber hier, wenn zum Zweck strafrechtlicher Verfolgung Zeuginnen gezwungen werden,
über Art und Umstände einst vorhandener (oder nicht vorhandener) Schwangerschaft auszusa-
gen. Dies gilt auch für die Anhörung ihrer Ehe— oder Beziehungspartner, gleichgültig ob diese
für die Schwangerschaft ursächlich waren oder nicht.
Es würdigt die Zeuginnen in ihrer Würde herab, wenn sie — auch unter Ausschluß der Öffentlich-
keit — vor einem juristischen Gremium der forensischen Wahrheitspflicht genügend die Intimität
der Fakten, aus Ehe oder Beziehung oder aus sonstigen Umständen so eröffnen müßten, wie sie
sie seinerzeit im Vertraulichen dem Arzt anvertrauten. ,

‚ Umgekehrt bedeutet es auch unzulässiges Eingreifen in den Intimbereich der geladenen Män-
ner, dem Gericht darzulegen. weshalb sie die Entscheidung zum Abbruch gemeinsam init ihren
Partnerinnen trafen bzw. die möglicherweise allein getroffene Entscheidung ihrer Partnerin kri- f
tisierten.

Bei dem hier fraglichen Problem Schwangerschaft/Schwangerschaftsabbruch geht es für die Zeu-
gen ausnahmslos um Offenlegung jenes „innersten (Intim-)Bereichs“, in den einzugreifen dem
Staat jeden Falls verwehrt ist (BVerfGE 27, 1, 8).
Jegliche für die Zeuginnen und Zeugen maßgeblichen Rechtfertigungen gehen die Gerichte
nichts an.

Dr. Fischer, Rechtsanwalt
22. 9. 1988

Jürgen Fischers Antrag wurde abgelehnt, die hochnotpeinlichen Befragungen waren nicht zu verhin-
dern. Die Frauen mußten Einzelheiten über Regelblutung, ersten Geschlecht3verkehr, eheliche
Verhältnisse, Zahl der Liebhaber, Ehebrüche, Krankheiten aller Art und intime familiäre Details
erzählen.

Die Vernehmung der Zeuginnen und ihrer Angehörigen erfolgte unter Ausschluß der Öffentlich-
keit. Der Landgerichtsarzt Dr. Höhmann, ein Allgemeinmediziner‚ war bei jeder Vernehmuflg an-wesend und wurde im Anschluß an die Zeuginnen regelmäßig gehört. Die Zuhörerlnnen waren zu
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diesen Befragungen Höhmanns wieder zugelassen, so daß die Themen der Vernehmungen bekannt

wurden.

Höhmann hatte sich zu medizinischen Fragen und auch zu den indikationen zu äußern. Er hat in kei—

nem Fall eine medizinische Indikation erkennen können; nachträgliche Beurteilung von Notlagenin—

dikationen wies er von sich und überließ sie dem Gericht.

Es kam vor, daß das Gericht die Angaben der Zeugen und Zeuginnen an dritter Stelle überprüfte.

Bekannt wurde ein Brief des Gerichts an eine Ärztekammer mit der Frage nach den Arbeitsbedin-

gungen und Einkünften einer auszubildenden Arzthelferin, die einen Schwangerschaftsabbruch

hatte durchführen lassen.

Für den ersten Verhandlungstag waren vier Türkinnen geladen gewesen, deren Anhörung die Ver—

teidiger jedoch zunächst verhinderten. Die Ausländerlnnen wurden nahezu ausschließlich für die er-

sten Verhandlungswochen geladen — dem Vernehmen nach wegen erwarteter besonderer Willfäh-

rigkeit und Geständnisfreudigkeit. Das Fotografierverbot, der Ausschluß der Öffentlichkeit von

den Vernehmungen erfolgten erst später. War es daher wichtig, daß die Türkinnen den Anfang

machten? ‚

Die Ausländerinnen und ihre Angehörigen sind nach übereinstimmenden Berichten länger, intensi-

ver und beschämender als die deutschen Zeuginnen vernommen worden. Eine Türkin war von 10 bis

16.45 Uhr im Gerichtsgebäude; sie mußte immer wieder zur Aussage in den Gerichtssaal und wieder

hinaus. Ihre Nachbarin, die von dem Abbruch nichts wußte, war ebenfalls geladen. Eine Türkin

wurde nach ihrem ersten Geschlechtsverkehr befragt; darüber spräche sie selbst unter Folter nicht,

sagte sie anschließend. Ob sie sich habe steriiisieren lassen wollen, fragte das Gericht. Eine andere

Zeugin erzählte, ihr Frauenarzt habe ihr die Bescheinigung einer Indikation verweigert, weil angeb-

lich nur deutsche Frauen so etwas bekommen könnten.

In der Türkei sind Schwangerschaftsabbrüche bis zur zehnten Woche straffrei (Fristenregelung), die

Frau entscheidet selbst; es existieren Vorschriften zum Schutz der Gesundheit der Frauen, Strafver—

schriften gibt es erst für Abtreibungen nach der zehnten Woche. Den Türkinnen fehlen bei Schwan—

gerschaftsabbrüchen (christlich verwurzelte) Schuldgefühle, daher sind die Verfahren für sie beson—

ders unverständlich.

Bis zu zwei Drittel der Vernehmungszeit der Türklnnen bezog sich auf die persönliche Vorge-

schichte*in der Türkei, die mit dem Schwangerschaftsabbruch in der Bundesrepublik nichts zu tun

hatte: Wieviel Schulklassen sie besucht hätten, wie hoch die Unterstützung für die Schwiegermutter

dort sei, was der Freikauf des Mannes von Militär gekostet habe und so fort. Die Vernehmung zur

Sache hätte in einer halben Stunde erledigt sein können und scheint eher zweitrangig gewesen zu

sein.

Der Dolmetscher und sachverständige Gutachter des Gerichts Orhan Narlioglu meinte: Die Türkln—

nen sähen heute die Vermögensbildung als Alterssicherung an und nicht mehr, wie früher, die hohe

Kinderzahl, was positiv zu werten sei. Und einmal sagte er: „Die Frau scheint in Deutschland selb-

ständiger geworden zu sein, und selbst wenn der Mann dagegengewesen wäre, hätte sie den Weg der

Abtreibung besclnitten.“

Das Gericht befragte eine Türkin, ob sie vor dem Eingriff eine Beratungsstelle aufgesucht habe,

worauf sie zurückfragte: „Was ist denn das?“ In Augsburg hat ein einziger türkischer Sozialberater

fünfzehntausend Landsleute nicht zuletzt in Sachen ,.flankierende Maßnahmen“ bei Schwanger-

schaft und Abtreibung zu beraten.

Sachwissen, das mit Abtreibung nichts zu tun hat und der Erniedrigung der Zeuglnnen diente. fragte

das Gericht ab: die Einwohnerzahl der Heimatstadt, die Zahl der Beschäftigten ihres Arbeitgebers,

geographische Abgrenzungen landwirtschaftlicher Anbaugebiete in der Türkei (Barner: „Wie weit

geht denn nun die Haselnußzone?“).

Bei einigen Frauen wurden Selbstabtreibungsversuche bekannt. Eine andere Frau mit drei Kindern

sagte aus, sie habe schon für ihre drei niemanden gehabt und sei zum Mitverdienen gezwungen. „Ja,

wieviel Landsleute kennen Sie denn hier?“ fragte der Richter. Alle mußten aussagen, ob sie ein

Auto hätten, wie alt es sei, was es gekostet habe, welchen Unterhalt es verschlänge und so weiter.
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Als eine Türkin den Namen des Mannes, von dem sie schwanger gewesen war. nicht nennen wollte.
tauchte die Polizei bei ihr zu Hause auf und fragte ihre Tochter, wie denn der Freund von der Mutti
heiße.

In einem Fall hat ein Ehemann erst durch seine Ladung als Zeuge von der Abtreibung der Ehefrau
erfahren. Sie war nicht von ihm schwanger gewesen. Der Mann reichte daraufhin die Scheidung ein.
Eine Zeugin war zum zweitenmal ohne Entschuldigung nicht vor Gericht erschienen. Die Staatsan-
waltschaft beantragte 500 Mark Ordnungsstrafe und polizeiliche Vorführung. Eine weitere Zeugin
konnte in einem solchen Fall telefonisch herbeizitiert werden.

Anträge der Verteidigung

Im Verlauf des Prozeßgeschehens stellten die Verteidiger Theissens etwa dreißig Anträge auf Ein-
stellung des Gerichtsverfahrens, Ablehnung von am Prozeß beteiligten Personen oder anderes.
Gleich am ersten Prozeßtag wurde das Gericht abgelehnt, weil die zum Zeitpunkt des Schwanger-
schaftsabbruchs minderjährigen Zeuginnen der Anklage vor Prozeßbeginn „aussortiert“ worden
waren. Im Mittelpunkt weiterer Anträge standen die Beschlagnahme der Patientinnenkartei, die

' Vernehmung der Zeuginnen wegen Wahrung ihrer Intimsphäre. Befangenheitsanträge wegen Äu-
ßerungen, Verhaltensweisen oder ideologischer Voreingenornmenheit gegen Richter oder Gutach-
ter. Bis auf einen einzigen wurden alle Anträge durch das Gericht abgelehnt.

Antrag des Rechtsanwalts Sebastian Gabler

Strafverfahren gegen Herm Dr. Horst Theissen.
Die “Verteidigung beantragt, das Strafverfahren wegen eines Verfahrenshindernisses gemäß
5 260 Absatz 3 StPO einzustellen und den außer Vollzug gesetzten Haftbefehl aufzuheben.
Begr_ündung:

Das vorliegende Strafverfahren geht zurück auf Ermittlungen, die das Finanzamt Memmingen
im September 1986 gegen Dr. Theissen wegen des Verdachts der Einkommensteuer-Verkür-

‘ zung aufgenommen hatte:

, 1. In einer bei der Steuerfahndung Kempten anonym erstatteten Anzeige war behauptet Wor—
‘ den, Dr. Theissen habe Einkünfte aus Schwangerschaftsabbrüchen steuerlich nicht deklariert.
‘ Das Finanzamt sah sich dadurch veranlaßt und berechtigt, die Wohnung und die Praxis

Dr. Theissens am 25. September 1986 von der Steuerfalmdung durchsuchen zu lassen.
Dr. Theissen, so hieß es in den hierfür am Vortag beim Amtsgericht Memmingen e1'wirktßh
Durchsuchungs-Beschluß, sei der „Verkürzung von Einkommensteuer ab 1980" vcrdächtigt: als
Beweismittel hierfür bei Dr. Theissen zu suchen und zu beschlugnahmen seien „insbesondere
Aufzeichnungen der Betriebscinnahmen und der Betriebsausgaben. Bankbelcge, Patientcnkar—
tei sowie alle sonstigen Unterlagen, die geeignet sind, die Steuervcrkürzungen hcweisen zu las-
sen“ (AG Memmingen, Beschluß vom 24. 09. 1986 — GS 547/86).
2. In der Arztpraxis wurden unter anderem die Kartcikartcn von 1390 Patienten Dr. Theiswns

— aus der Zeit von Anfang 1977 bis Herbst 1986 beschlagnahmt (Schreiben der Steucrfahndung an
die Staatsanwaltschaft vom 17. 10. 1986); die in dcr Ermittlungsakte ursprünglich genannte Zahl
von 1348 Karten beruht, wie sich später herausstellte, auf einem Fehler bei der Zählung (Ver—
merk KHM . . .,15.12.1986).

3. Nach Durchsicht dieser Karteikarten bat der Oberamtsrat Knobelspies am 17. Oktober 1986
die örtliche Staatsanwaltschaft, das Verfahren „hinsichtlich des Verdachts illegaler Schwanger-

‚ schaftsabbrüche zu übernehmen“ ( Schreiben des Finanzamt Kempten an die Staatsanwaltschaft
: Memmingen vom 17. 10. 1986). woraufhin Staatsanwalt Krause gegen Dr. Theissen ein Ermitt-

3 lungsverfahren wegen des „Verdachts des Schwangerschaftsabbruchs“ (Verfügung Staatsan-

116



‘ waltschaft Krause vom 12. 11. 1986) notierte und beim Amtsgericht Memmingen beantragte,

„die Beschlagnahme der zur Zeit bei der SteueßStelle des Finanzamtes Kempten befindliche Pa-
' tienten-Kartei des beschuldigten Dr. Horst Theissen (1348 Karteikarten) anzuordnen“ (Antrag

Staatsanwaltschaft vorn 5. 12. 1986).

4. Der entsprechende Beschluß des Amtsgerichts Memmingen erging am 8. Dezember 1986. Die

Sicherstellung und Sichtung sämtlicher Patienten-Karten, so heißt es dort, könne „als Beweis-

mittel für die Untersuchung gegen Dr. Horst Theissen wegen eines Vergehens gemäß 5 219

StGB, nämlich wegen Abbruehs der Schwangerschaft ohne ärztliche Feststellung von Bedeu-

tung sein" (AG Memmingen, Beschluß vom 8. 12. 1986 —Gs 696/86).

5. Das derart geführte Ermittlungsverfahren richtete sich von nun an nicht mehr allein gegen

Dr. Theissen, sondern gegen Hunderte seiner Patientinnen. Vermerk KHM . . . vom 15. 12.

1986. Die 1390 Karteikarten wurden hierfür von der Kriminalpolizei Memmingen im Auftrag

von Staatsanwalt Krause systematisch ausgewertet, um „die Patientinnen festzustellen, an denen

der Beschuldigte illegale Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen haben könnte“ (Verfügung

Staatsanwalt Krause vom 12. 11. 1986).

„Diese Personen“, so sekundierte der Kriminalbeamte Thalmaier, seien als Beschuldigte oder

Zeugen zu vernehmen. Schreiben KHK . . . an die Staatsanwaltschaft vom 4. 12. 1986.

6. Derart gewappnet und unter Vorhalt der in den 1390 Karteikarten notierten Behandlungsde-

tails wurden in den folgenden Monaten Dr. Theissen, seine (ehemaligen) Sprechstundenhilfen

und zahlreiche seiner Patientinnen vernommen, die ihn wegen Schwangerschaftsproblemen auf.—

gesucht hatten.

Am 15. Mai 1987 und am 7. September 1987 wurde die Praxis Dr. Theissens erneut durchsucht

und Karteikarten über 201 weiteren Patientinnen beschlagnahmt. Antrag Staatsanwaltschaft

vom 18. 8. 1987; Verfügung Staatsanwaltschaft vom 18. 9. 1987.

7. Die Staatsanwaltschaft ging schließlich gegen 279 Patientinnen Dr. Theissens und gegen 78

Ehemänner, Freunde und Bekannte dieser Frauen wegen angeblich rechtswidriger Abtreibung

bzw. Beihilfe hierzu vor und erhob am 16. Juni 1988 gegen Dr. Theissen Anklage zum Landge-

richt Memmingen.

Als Beweismittel bezeichnete Staatsanwalt Krause dort die von Angeklagten. von seinen (ehe-

maligen) Mitarbeiterinnen und von 156 seiner Patientinnen unter Vorhalt der Karteikarten er—

langten Aussagen sowie jene beschlagnahmten Karteikarten und die darin enthaltenen Gutach-

ten selbst ( Anklage Bl. 16).

II.

Die seit Herbst 1986 gegen Dr. Theissen — zunächst von der Steuerfahndung. dann von der

Staatsanwaltschaft geführten Ermittlungen und die dabei gegen ilm_ergriffenen Zwangsmaßnah-

men „ Durchsuchung. Beschlagnahme. Verhaftung — halten einer Überprüfung an rechtsstaatli—

chen Maßstäben nicht stand; sie waren allesamt - wie im folgenden darzulegen ist — rechts- und

verfassungswidrig. Durch sie wurde massiv und maßlos —- also unverhältnismäßig — in Grund-

rechte Dr. Theissens wie auch zahlreicher seiner Patientinnen eingegriffen.

J edwede Verwertung der so hervorgebrachten Ermittlungsergebnisse ist unzulässig.

Im einzelnen:

1. Schon der von der Steuerfahndung erwirkte erste Durchsuchungs— und Beschlagnahmebe-

schluß des Amtsgerichts Memmingen vom 24. September 1986 genügt nicht den Mindestanfor-

derungen. die an den Inhalt solcher Anordnungen zu stellen sind. vgl.: BVerfGE 20, 162 ( 168f);

42. 212 (218f).

Da jede Durchsuchung einen empfindlichen Eingriff in Rechte des Betroffenen darstellt, steht

sie ebenso wie ihre gerichtliche Anordnung unter dem allgemeinen Postulat der Verhältnismä-

ßigkeit, ein Grundsatz, der Verfassungsrang genießt (BVerfGE ebd.). .

Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz setzt staatlichen Eingriffen — gerade auch bei der Strafver—

f018ung — Grenzen. Eine Durchsuchung Und Beschlagnahme ist danach nur zulässig, wenn gegen
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den Betroffenen ein nicht bloß vager Verdacht der Begehung einer nicht unerheblichen Straftat
besteht und die Zwangsmaßnahme unumgänglich für die Strafverfolgung ist. Stehen weniger
einschneidende Maßnahmen für die Ermittlungen zur Verfügung, so ist die Erforderlichkeit ei-
ner Durchsuchung und Beschlagnahme nicht gegeben. Das heißt. daß der für Polizei und Staats-
anwaltschaft durchaus praktische Aspekt, nach reinen Zweckmäßigkeitserwägungen zu ermit-
teln, nicht der Maßstab für die Zulässigkeit derartiger Maßnahmen ist. Es müssen vielmehr. wie
das Bundesverfassungsgericht es nennt, .,verfahrensrechtliche Unbequemlichkeiten“ in Kauf
genommen werden, wenn der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit dies fordert (BVerfGE 17.
107 (118)).

Die Beachtung dieser Gebote darf nicht dem Belieben oder der Zuverlässigkeit und Erfahrung
der mit einer Durchsuchung beauftragten Beamten überlassen werden. Es ist vielmehr die
Pflicht des anordnenden Richters, von vornherein für eine angemessene Begrenzung einer sol-

. chen Zwangsmaßnahme Sorge zu tragen (BVerfGE 42, 212 (220).
2. All dies ist hier mißachtet worden: Der Durchsuchungs- und Beschlagnahmcbeschluß gegen
Dr. Theissen erging aufgrund einer anonymen Anzeige. Dies aber wäre —jedenfalls bei der Ver-
folgung einer Steuerstraftat wie hier und nicht etwa eines Kapitalverbrechens -— allenfalls dann
zulässig gewesen, wenn und nachdem sich der von dem Anonymus geäußerte Verdacht aufgrund
überprüfter Tatsachen verdichtet hätte. LR (24) & 94 Nr. 44; KK 5 97 Nr. 19. Davon kann vorlie-
gend keine Rede sein: die Durchsuchung war hier nicht die Folge solcher verdachtsverdichten—
den oder aber— verflüchtigenden Überprüfungen, sondern die Probe aufs Exempel selbst. Dabei
ist rechtlich unerheblich, daß die Finanzbeamten bei ihrer Durchsuchung scheinbar fündig wur-
den; maßgeblich für die Zulässigkeit einer Durchsuchung und Beschlagnahme sind allein die
Umstände, auf die der Antrag und der Erlaß der Durchsuchung gestützt war — KK 5 97 Nr. 21;
LG Köln, SV 1985, 275, das war hier nichts weiter als eine anonyme Anzeige.
3. Bei dieser Ausgangslage hätte die Durchsuchung nicht beantragt, schon gar nicht gerichtlich
genehmigt werden dürfen. Der Amtsrichter hätte das Ansinnen der Steuerfahndung zurückwei-
sen und von den Beamten eine Konkretisierung des Tatverdachtes verlangen müssen. Er hätte
die Beamten überdies auf weniger einschneidende Mittel der Nachforschung, als eine Durchsu-
chung und Beschiagnahme dies darstellt, verweisen müssen, mildere Mittel, die hier auch gege-
ben waren: Warum, um nur zwei Beispiele aus der Praxis zu nennen, wurde nach der anonymen
Anzeige angeblicher Steuerverkürzung nicht erst einmal eine Betriebsprüfung bei Dr. Theissen
durchgeführt? Warum wurde nicht Kontakt zu seinem Steuerberater aufgenommen. um Dr.
Theissen eine Selbstanzeige wegen Steuerhinterziehung gemäß 5 371 A0 zu ermöglichen? Und
weiter: Warum hat der Amtsrichter, wenn er schon eine Durchsuchung für grundsätzlich vertret-
bar hielt‚ deren Umfang nicht begrenzt — etwa nur die Beschlagnahme von Stichproben aus der
Patientenkartei gestattet und in jedem Fall die Abdeckung der Patienten—Namen vorgeschrie-
ben? Warum schließlich hat der Amtsrichter pauschal und undifferenziert die Beschlagnahme
der Patientenkartei insgesamt (so der Beschluß vom 24. 9. 1986) angeordnet und nicht nur derje-
nigen Karten, die für die Aufklärung der fraglichen Straftat überhaupt erheblich werden konn-
ten? Immerhin lautete der im Durchsuchungs-Befehl gegen Dr. Theissen erhobene Vorwurf:
„Verkürzung von Einkommenssteuer ab 1980“. Welches Recht also gab dies, wie in einem
Selbstbedienungsladen die Karteikarten über mehrere hundert Patienten aus den J ahren 1977
bis 1980 gleichsam als „gezielte Zufallsfunde“ mitzunehmen und später auszuwerten, wie es hier
geschehen ist?

4. Große Zurückhaltung wäre schon deshalb geboten gewesen, Weil nicht die Durchsuchung ei-
ner Tankstelle oder eines Gemüseladens, sondern die Durchsuchung einer Arzt-Praxis begehrt
wurde, der Praxis eines Gynäkologen zumal, bei dem — so der Antrag und die Anordnung für die

— erste Durchsuchung —- eine „Patientenkartei“ zu beschlagnahmen war. Erkennbar und zwangs-
läufig wurde damit in die Rechte zahlreicher Dritter eingegriffen, in die Rechte der betreffenden
Patientinnen und ihrer Ehemänner oder Freunde, gegen die selbst zu keinem Zeitpunkt. auch
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nicht durch anonyme Denunziation, der Vorwurf eines Steuervergehens erhoben worden war,

um den es ursprünglich jedoch ausschließlich ging.

5. Auch der von der Staatsanwaltschaft erwirkte weitere Beschlagnahmebeschluß des Amtsge-

richts Memmingen vom 8. Dezember 1986 — die Übernahme der Patientenkartei von der Steuer-

fahndung —— ist mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht vereinbar:

Von der Tatsache abgesehen, daß die von der Steuerfahndung selbst rechtswidrig erlangten Kar—

teikarten in einem erst hierdurch ermöglichten neuen — nunmehr wegen des Verdachts eines

Vergehens nach & 218 StGB — geführten Ermittlungsverfahren nicht umstandslos verwertet wer-

den durften, vgl. LG Koblenz. SV 1985, 8/9; LR (24) € 97 Nr. 103; SKStPO % 97 Nr. 64, hat der

Amtsrichter auch hier die besondere Problematik der Durchsuchung einer Arztpraxis ignoriert

und die Beschlagnahme aller bis dahin bei der Steuerfahndung verwahrten 1390 Karteikarten

über Behandlungen aus den Jahren 1977 bis 1986 ohne Unterschied angeordnet. Seine Pflicht ge-

wesen wäre es hingegen, die Beschlagnahme zu begrenzen. Denn der gegen Dr. Theissen erho-

bene neue Vorwurf illegaler Abtreibung verjährt in maximal fünf Jahren; nach der vom Ermitt-

lungsrichter in jenem Beschluß vom 8. Dezember 1986 genannten Vorschrift des @ 219 StGB be-

trägt die Verjährungsfrist sogar nur drei Jahre.

Es gab mithin weder einen Grund noch gar das Recht, Patientenkarten zu suchen, zu beschlag-

nahmen und einzusehen, die vor dem 8. Dezember 1981 angelegt worden waren.

Die Maßlosigkeit des Zugriffs läßt sich anschaulich daran demonstrieren, daß von den zunächst

durch die Steuerfahndung und später von der Staatsanwaltschaft rechtswidrig angeeigneten und

ausgewerteten 1390 Karteikarten über Patientinnen Dr. Theissens aus dern J ahre 1977 bis 1986

lediglich 156 Karten aus Gründen der Ende 1981 eingetretenen Verjährung Gegenstand eines

Strafverfahrens gegen Dr. Theissen werden durften (vgl. Anklage B1. 8).

_ Für Juristen war dies von Anfang an erkennbar.

6. Sämtliche gegen Dr. Theissen erwirkten und ergriffenen Durchsuchungs- und Beschlag-

nahme—Maßnahmen wie auch die spätere Auswertung der Patientendaten erfolgte, wie bereits

erwähnt, ohne Rücksicht auf verfassungsrechtlich verbürgte Positionen Dr. Theissens als Arzt

und ebenfalls vom Grundgesetz garantierte Rechte der Patientinnen und ihrer Familien. Das un—

verhältnismäßig geführte Ermittlungsverfahren kollidiert zudem mit dem aus dem Sozialstaats-

postulat resultierenden Anspruch der Allgemeinheit auf ein funktionstüchtiges Gesundheitswe-

sen.

Wesentlicher Bestandteil ärztlicher Berufsausübung und Voraussetzung einer von der Allge-

meinheit akzeptierten. angenommenen Gesundheitsfürsorge ist nämlich die Wahrung des soge-

nannten Arztgeheimnisses, das wegen seines eigentlichen Schutzzweckes richtiger Patientenge—

heimnis heißen müßte. Nur unter der Bedingung, daß jeder Patient sicher sein kann, daß die sei-

nem Arzt anvertrauten Details aus seiner Privat- und Intimsphäre nicht unbemfenen Dritten zu-

gänglich werden, ist eine leistungsfähige Gesundheitsfürsorge möglich. BVerfGE 32, 373 (375);

BVerfGE 44. 353 (376). Es liegt auf der Hand. daß dies von besonderer Bedeutung vor allem

dort ist. wo der Patient - etwa als Drogenabhängiger oder, wie hier, bei der Schwangerschaftsbe-

ratung — sich selbst strafbar gemacht haben könnte.

Mehr noch als die in gewöhnlichen Patientenkarteien enthaltenen Angaben uber Anamnese,

Diagnose und Therapie gehört — so das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum & 218 StGB —

die Schwangerschaft nicht bloß zur Privatsphäre der Frau, sondern zu ihrer Intimsphäre, deren

Schutz durch Art. 2 I in Verbindung mit Art. 1 I GG verfassungsrechtlich verbrieft ist. BVerfGE

39. 1 (42); BVerfGE 32, 373 (379). Vermerke, die ein Gynäkologe über die Schwangerschaftsbe-

ratung über einer Patientin anlegt, sagen notgedrungen auch etwas über die Privat- und Intim-

sphäre Dritter aus — des Ehemannes oder Freundes, der Kinder, der Verwandten. Schon deshalb

verdienen solche Karten besonderen Schutz.

Dieser Anspruch auf Diskretion kann auch der Strafverfolgung Grenzen setzen. Das Grundge-

setz gestattet oder fordert nicht etwa die Aufklärung möglicher Straftaten um jeden Preis.
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BGHSt 14, 358 (363) Im Gegenteil: Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ..beugt“ notfalls
auch das Legalitätsprinzip —- dann jedenfalls, wenn die zur Überführung erforderliche Beweiser-
hebung unverhältnismäßig wäre. BVerfGE 44, 353 (373) Das Bundesverfassungsgericht hat dies
— eine vergleichbare Problematik zum vorliegenden Fall —— zuletzt in seiner Entscheidung über die
Rechts- und Verfassungswidrigkeit der polizeilichen Beschiagnahme von Klientenkartei in einer
Drogenberatungsstelle der Caritas unmißverständlich ausgesprochen (BVerfGE ebd.).
7, Die Justiz ist auch nicht (mehr) in der Lage. den Schaden. der durch die Ermittlungen bereits
eingetreten ist, zu begrenzen; denn ungeachtet etwa der Bemühung des Gerichts, die als Zeugin-
nen benannten Frauen außerhalb der Hauptverbandlung schriftlich zu befragen. wird es nicht

: ohne weiteres möglich sein, auf die Vorladung aller dieser Frauen und auf ihre Vernehmung zu
verzichten.

Es ist absehbar, daß dies zu Peinlichkeiten für die Betroffenen führen wird. zu Gerüchten und
Fragen in ihrer Umgebung, zu massiven Konflikten in den Familien — kurz: zu eben den Folgen,
die zu vermeiden viele dieser Frauen überhaupt erst zu der schweren Entscheidung einer
Schwangerschaftsunterbrechung bewog.
Es ist inzwischen allgemein bekannt, daß mit dem gegen Dr. Theissen eingeleiteten Verfahren
eine Lawine Iosgetreten worden ist: Die hier beanstandeten Ermittlungen führten zu 357 weite—
ren Verfahren wegen des Vorwurfs illegaler Abtreibungen, 279 davon gegen Frauen und 78 ge-
gen deren Ehemänner oder Freunde. 174 Strafbefehle allein gegen Frauen sind bereits ergangen,
von denen 129 sofort rechtskräftig wurden, weil die Betreffenden Angst vor einer öffentlichen
Auseinandersetzung über ihre Motive hatten — eine Auseinandersetmng, die ihnen nun bevor-
steht.

8. Der durch die gerügte Ermittlungstätigkeit von Steuerfahndung. Staatsanwaltschaft und Er—
mittlungsrichter bereits verursachte und bei Durchführung dieses Strafprozesses noch poten-
zierte Schaden — für die als Zeuginnen zu hörenden mindestens 146 Frauen und deren Familien,
aber auch das Vertrauen der Öffentlichkeit in die ärztliche Schweigepflicht — steht in keinem ver-
tretbaren Verhältnis zu dem mit diesem Verfahren zu verfolgenden Ziel: Der Aufklärung und
(möglicherweise) Ahndung angeblicher Steuervergehen bzw. (hier) illegaler Abtreibung.
9. Das hiermit geltend gemachte Verwertungsverbot aller auf die gerügten Ermittlungsmaßnah-
men zurückgehenden Beweisrnittel folgt aus der dargelegten Verletzung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes und der damit verbundenen Rechts— und Verfassungswidrigkeit jener Maßnah-
men.

Dieses Verwertungsverbot ist umfassend; es erstreckt sich nicht nur auf die unmittelbar durch
diese Durchsuchungen gewonnenen Beweismittel — die Karteikarten —‚ sondern auch auf jene
Beweise, zu denen erst diese Karten den Weg gewiesen haben: Die Aussagen Dr. Theissens, sei—
ner Mitarbeiter und Patientinnen sowie die beiden späteren Durchsuchungen seiner Praxis.
Eine solche Fernwirkung des Verwertungsverbotes wird mittlerweile vom Bundesgerichtshof
und Bundesverfassungsgericht dann jedenfalls anerkannt, wenn die umstrittene BeweiserhC-
bung auf gröblichen Grundrechtsverletzungen beruht.
So heißt es in der erwähnten, für den vorliegenden Fall bedeutsamen Entscheidung des Bundes—
verfassungsgerichts zur Beschlagnahme von Klientenkarteien einer Drogenberatungsstellfl
„Aus der Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Beschlagnahmeordnung" folge „unmittel—
bar“ das Verbot der Verwertung der beschlagnahmten Akten. „Sie unterliegen einem Bewei5-
verwertungsverbot. Dieses“, so führt das Bundesverfassungsgericht fort, „schließt jede“ — wohl-
gemerkt: „jede“ — „Verwendung der Akten zu Beweiszwecken im Ermittlungs- oder Strafverfah-
ren aus“. BVerfGE 44, 353 (383/384) '
Und der Bundesgen'chtshof führt aus: „Im Lichte der Verfassung macht es keinen wesentlichen
Unterschied“, ob derjenige‚ der von einer unzulässigen Zwangsmaßnahme betroffen und def-durch in seinen Grundrechten beeinträchtigt ist, „auf Grund der unmittelbar oder nur der mittel—
bar erlangten Beweismitteln strafrechtlicher Verfolgung ausgesetzt ist“. BGHSt 29, 244 (251)
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Sämtliche von der Anklage bezeichneten Beweismittel sind reprobiert, sind durch das gerügte
Ermittlungsverfahren „verdorben“. Auf sie darf ein Sachurteil nicht gestützt werden; das Ver-
fahren ist vielmehr wie beantragt durch Prozeßurteil einzustellen.

Dr. Cobler, Rechtsanwalt 8. Sept. 1988

Der folgende Antrag von Jürgen Fischer ist ein Beispiel für Coblers oben dokumentierte Einlassun-

gen; auch dieser Antrag wurde abschlägig beschieden:

Antrag des Rechtsanwalts Jürgen Fischer:

In der Strafsache gegen Dr. Theissen

beanstandet die Verteidigung jede Bezugnahme auf und jeglichen Vorhalt aus der Vernehmung

der Zeugin (Fall . . .) vorn 2. 6. 1987 als unzulässig.

Begründung:

Unter dem 12. 8. 1987 beantragte die Staatsanwaltschaft beim Landgericht in Memmingen den

Erlaß eines Strafbefehls gegen o.g. Zeugin. Ihr wurde zu1‘Last gelegt. eine Schwangerschaft ab-

gebrochen zu haben. Zum Nachweis des Vorwurfs bezog sich die Staatsanwaltschaft u.a. auf die

Aussage des Zeugen KHM . . . und die Auswertung der sichergestellten Karteikarten mit der

ihr beigefügten Einverständniserklärung der Zeugin, die Schwangerschaft zu unterbrechen.

Der Strafbefehl ging beim Amtsgericht in Memmingen am 14. 8. 1987 ein und wurde gleichen

Tags vom Amtsrichter ausgefertigt.

Dies alles war rechtswidrig, da die Verwendung der Karteikarte gegen die Zeugin und das hier-

aus beruhende gegen sie geführte Strafverfahren gem. @ 97 ZPO verboten war.

Die Zeugin wurde jedoch über die Rechtmäßigkeit des Strafverfahrens und die Zulässigkeit der

Ve1wendung ihrer Patientenkarteikarte gegen sie als Beschuldigte getäuscht. Der vernehmende

Polizeibeamte. Staatsanwaltschaft und Gericht machten sie glauben, die gegen sie geführte

Strafverfolgung sei zulässig; sie mußte vor diesem Hintergrund davon ausgehen, sich strafbarer

Handlungen schuldig gemacht zu haben und hierin überführt zu sein.

Dies war aber eine Täuschung, durch die die Willensentschließung der Zeugin unzulässig beein-

trächtigt wurde ( ‚$ 136 a StPO) (vgl. KIeinknecht/Meyer, & 136a Rdnr. 14).

Unter diesem Eindruck wurden die Angaben der Zeugin in ihrer Beschuldigtenvernehmung

vom 3. 6. 1987 erzielt.

Derartige Vernehmungsmethoden sind verboten.

Die Einführung der Vernehmung erweist sich deshalb als unzulä35ig.

Ebenso wie zuvor beanstandet die Verteidigung weiterhin jede Bezugnahme auf und jeglichen

Vorhalt aus der Vernehmung der Zeugin in der gegen sie geführten Hauptverhandlung vorn

4. 2. 1988 als unzulässig.

Ausweislich S. 2 des Protokolls der Hauptverbandlung vom 4. 2. 1988 lag ihr der Stratbefehl vom

12. 8. 1987 zugrunde. Dieser wurde als Anklagesatz verlesen und damit zum Gegenstand der

Verhandlung.

Die Zeugin wurde jedoch nicht darüber belehrt, daß jegliche Verwendung der sichergestellten

Karteikarte und jegliche Verwertung ihrer Angaben aus dem Ermittlungsverfahren unzulässig

Sind.

Sie wurde hierdurch darin getäuscht, aufgrund der angegebenen Beweismittel könne ihr eine

strafbare Handlung möglicherweise nachgewiesen werden, sie müsse ihre Motive deshalb in

mündlicher Verhandlung darlegen.
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Derartige Täuschung war jedoch verboten.

Die Einführung der Äußerungen der Zeugin in der gegen sie geführten Hauptverbandlung er-
weist sich deshalb als unzulässig.

Es wird beantragt, die Zeugin über die Unverwertbarkeit ihrer Aussagen vom 3. 6. 1987 und vorn
4. 2. 1988 zu belehren.

Darüber hinaus wird beantragt. die Zeugin darüber zu beiehren. daß sie ihre Erklärung. wonach
sie die sie behandelnden Ärzte, die Zeugin . . . und gegebenenfalls Dr. Theissen von der ärztli—
chen Schweigepflicht entbinde, jederzeit widerrufbar ist.
Im übrigen wird beantragt, die Zeugin gem. % 55 StPO zu belehren.
Sie hat im hiesigen Verfahren ein generelles Auskunftsverweigerungsrecht, da ihr möglicher-
weise Maßnahmen der Strafverfolgung drohen:
Durch die Aussage Dr. Theissens, er habe Schwangerschaften nur bei entsprechender Indika-
tion unterbrochen (Hauptverhandlung vom 12. 3. 1988) steht der Zeugin eine neue Tatsache und
ein neues Beweismittel i.S. des 9" 37321 Abs. 2, 359 Ziff. 5 StPO zur Verfügung.
Aufgrund dieser Angaben wäre möglichenveise ihr Freispruch gerechtfertigt.
Gem. 5 55 StPO reicht schon aus, daß sich eine auskunftsverweigerungsberechtigte Person in
Gefahr der Strafverfolgung begibt, sofern sie zu wahrheitsgemäßer Angabe verpflichtet ist. Dies
ist angesichts der Praxis der Staatsanwaltschaft beim Landgericht in Memmingen und angesichts
der Praxis des lokalen Amtsgerichts mehr als wahrscheinlich. Die Zeugin gefährdete nämlich
schon die Möglichkeit der Wiederaufnahme, wenn sie (wahrheitsgemäß) angeben müßte, sie
habe die von ihr beanspruchte Iudikationslage gegenüber Dr. Theissen möglicherweise so dra-
matisien, um ihn — auf jeden Fall — hiervon zu überzeugen.
Dr. Fischer, Rechtsanwalt 21. Sept. 1988

Eine Reihe absonderlicher Vorfälle ist auch im Zusammenhang mit der‚„Warnschuß-Affäre“ im NO-
vember 1988 bekannt geworden.

-
Der Vorsitzende Richter Barmer hatte geäußert, das Strafverfahren gegen Theissen von 1979/80
hätte diesem als „Warnschuß“ dienen sollen. Diese Äußerung war Anlaß für die Verteidigung, akri-
bisch nachzuforschen, was denn damals war, und es stellte sich heraus, daß Richter Ott 1979 als
Staatsanwalt, also Vertreter der Anklage und damit Partei, die Ermittlungen geführt hatte. 1988
sollte er als Richter ebenfalls gegen Theissen plötzlich ,.unabhängig“ sein. —Barner hatte sich mit seiner Äußerung nicht nur selbst als voreingenommen entlarvt, weil er Theis-
sen für schuldig hielt, sondern auch einen seiner Beisitzer bloßgestellt. Konsequent erfolgte ein An-
trag der Verteidigung auf Ablehnung des Gerichts wegen Befangenheit. Die Richter entschieden
vorsichtshalber gleich selbst über den Antrag — nach der Strafprozeßordnung unzulässigerWeise.
Daraufhin hatte sich das Oberlandesgericht in München mit dem Antrag zu befassenundlelmte ihn
ab. Barmer verfügte eine Rückversetzung des Verfahrens gewissermaßen in den vorherigen Stand;
einige Beschlüsse wurden in anderer Besetzung neu gefaßt.
Der beisitzende Richter Ott, 37, war bei der beweisaufnehmenden Vernehmung der Frauen und ih-
rer Angehörigen durch besonders unangenehme Fragen aufgefallen („Sie haben doch einen Führer-
schein, warum können Sie sich dann kein drittes Kind leisten?“ — „So billig wie möglich und soviel
sparen wie möglic “ über das Leben von Türklnnen in der Bundesrepublik; zit. nach König, 1989).
Am 13. März 1989 berichtete Gerhard Manz im Spiegel eine Beteiligung Otts an einem SchWangeI-
schaftsabbruch seiner damaligen Freundin. Die Konsequenz:
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Antrag der Verteidigung

Dr. Theissen lehnt den Richter am Landgericht Memmingen, Ott, aus Besorgnis der Befangen-
heit ab.

Begründung:

I.

Das Gesuch ist zulässig; es ist insbesondere rechtzeitig angebracht:

1. Seit Freitagabend (10. März 1989) liegt der Verteidigung der in der heutigen Ausgabe des

„Spiegel“ unter der Überschrift „Hätten Sie es nicht in Pflege geben können?“ veröffentlichte

Artikel von Gerhard Manz über den abgelehnten Richter Ott vor. In dem Artikel ist zu lesen,

Richter Ott habe „im Sommer 1980 daran mitgewirkt, daß eine Freundin, die ein Kind von ihm

erwartete, diese Schwangerschaft unterbrach. Zu der Schwangerschaft war es gerade zu dem

Zeitpunkt gekommen, wie bei vielen Zeuginnen in Memmingen, als die Beziehung sich löste, als

sich erwies, daß sie nur eine Begegnung ohne Hoffnung auf Dauer war. Man fuhr nach Baden-

Württemberg. Dort erlangte man eine Notlagenindikation. Der Treibende bei dem Gespräch

mit dem Arzt sei Ott gewesen, da die Freundin verstört war". Glaubhaftmachung: Kopie des

„Spiegel“-Artikels ( Heft 11/1989 vom 13. März 1989, S. 165f) als Anlage.

2. Die Verteidigung hat diese im .,Spiegel“ publizierten Tatsachen ihrerseits überprüft; Dr.

Theissen wurde hiervon dann am vergangenen Wochenende (11./12. März 1989) durch'seine

Verteidiger in Kenntnis gesetzt Glaubhaftmachung: Anwaltliche Versicherung der Unterzeich-

nenden.

3. Zur (weiteren) Glaubhaftmachung dieser und der folgenden das Ablehnungsgesuch gegen

Richter Ott begründeten Tatsachen bezieht Di". Theissen sich auch auf einzuholende dienstliche

Erklärung des abgelehnten Richters.

II.

Der Befangenheitsantrag ist begründet:

l. Der Respekt vor der Intimsphäre des abgelehnten Richters und seiner damaligen Freundin —

sie soll hier einmal Frau X genannt werden —verbietet es, Details jener Notlagen-Abtreibung zu

erörtern, zu der sich Frau X Ende August 1980 im Beistand ihres damaligen Freundes Ott ent-

schlossen hatte.

Dr. Theissen legt Wert darauf, festzustellen, daß nicht etwa diese Abtreibung selbst oder die

Gründe. die Frau X und Richter Ott seinerzeit zu dieser höchst persönlichen Entscheidung ver-

anlaßt hatten. Grund für diesen Befangenheitsantrag sind. Dr. Theissen jedenfalls maßt sich

kein Urteil darüber an, ob im Sommer 1980, als Frau X und Richter Ott die Abtreibung für — im

Wortsinn — notwendig erachteten. für die beiden tatsächlich keine Alternativen bestanden oder

erkennbar waren, die ihnen und dem zu erwartenden Kind auch zuzumuten gewesen wären.

Dies zu entscheiden — das betont Dr. Theisseu — hatten letztlich allein Frau X und Richter Ott,

2. Dr. Theissen begründet seinen Befangenheitsantrag vielmehr damit, daß dem abgelehnten

Richter Ott, wie sein Agieren und die von ihm gesuchte Rolle in dem vorliegenden Strafverfah-

ren belegen, die Glaubwürdigkeit und die Legitimation dafür fehlen. mit Dr. Theissen zu rech-

ten und über ihn zu richten. weil er hoffte, K0nflikte von Patientinnen — vergleichbar denen der

Frau X und des Richters Ott — mildern zu können.

Der abgelehnte Richter, so trägt Dr. Theissen vor‚ hat sich in dem laufenden Strafprozeß da-

durch hervorgetan. daß er die hier als Zeuginnen geladenen ehemaligen Patientinnen Dr. Theis-

sens und ihre Ehemännern und Lebensgefährten mit bohrenden Fragen nach ihren persönlichen

und privaten Verhältnissen massiv bedrängt. Der abgelehnte Richter fragt unnachgiebig nach

den damaligen und den heutigen Eigentumsverhältnissen und dem Einkommen der Frauen und

ihrer Verwandten und Freunde; nach der Größe der Wohnung ( auch der Eltern und Geschwi-

ster) und der Höhe der Miete; nach Arbeitsbedingungen, Schulden und Sparguthaben: nach

PKW-Besitz und Finanzierung des Führerscheins; schließlich, ob denn auch erwogen worden
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sei, das Kind zur Adoption freizugaban nder bei Verwandten. Freunden oder if] einem Heim
„unterzubringeu“. Gläubhäftma'chung: Dienstliche 35rk!äfungeu d‘es abgelehnlen Richters und
der übrigen Berufsriahter.
Seine Fragen und sein Stil). sie zu stellen, dies erlebt Dr. Theissen seit nunmehr fast sechs Mona-
ten, sind tatsächlich Vurhaltu’ngen, beiühalfen stets den Vorwurf und die Unterstellung,
Dr‚ Thßisgen habe leichtfertige Nmlngen an- und Abtreibuugen vorgenomrn en, ohne zumutbare
Alternativen zu erujercn oder auch nur mit seinen Patientinnen zu erörtern.
Mit diesen Verhären hat der abgelejlnte Richter die Beweiszrufnahme geprägt und das hier zu
verhandelnde Problem der Notlagen—Indika‘tion verfremdet, auf, ‘t‘Lnanzielle Aspekte verkürzt.
Dr. Theissen mußte dies hislangwohl oder übel hinnehmen. Seit dem vergangenen Wochenende
nun hat er die Gewißheit. daß es dem von ihm schon einmal abgelelmtcn Richter Ort 0Hensicht—
lich an jenen Qualitäten fehlt, die von einem unvore'mgenommenen‚ gerecht und Rechtens ver—
fa hrcnden Richter unbedingt zu erwarren sind: berufliche Integrität und menschliche Aufrichtig-
keit.
Die „Richterbank“, so sagt es das Bmdesvexfassungsgericht, sei „Ereizuhalten von Richtern, die ‘
dem rechtlich zu würdigeuden Sachverhalt und den daran Beteiligten nicht mit der erforderli—
chen Distanz des unbcteiligten“ Dritten gegenüberätehen (BverfG£ 46‚ 34 (37)).
‘Der abgelelmte Richter Ott ist nicht „uuheteiligtcr Dritter“ bei dem hier mverhandelnden Pro—
blem; d'er abgelehme Richter Ott ist in dieser Problematik buchstäblich befaugen. Din Tlneissen
macht sich; zur Erläuterung zu éigen, was Gerhard Manz in dem benannten „Spiegel“-Artikel
hierüber ausgeführt ham „Der persönliche Bereich eines Richters ist m respekt'iereu‚ solange
nicht eigene Probleme ihn in seinemAmcbeeinflussen; solange er uichtihn hesphwerende eigene
Nut dadurch bewältigt daß‘ er Menschen mit ihr belastet, die vor ihm stehen odér sitzen“.
Eben dies ist die Sorge Dr. Theissens, der seit Monaten erfährt, wie Richter Ott die ehemaligen
Patientinnen Dr. Theissens und deren Augéhöri’ge zur Rede stéllt, wie €;: ihnen — ‚ungetrübt von
seiner eigenen chenserfahrung und -gesralmngAächéinbar zumutbare A]ternalivténzurAljirei:
bung vorhält, die er seinerzeit als Lösung für “Sich und seine damalige Freundin verwalrf.
All das; was er 1980‘für sich und Frau Xin Anspruch genommen‚ sich zugcl-jilligt hatte, spricht
er Dr. Theissen und dessen Patientinnen kategorisch ab Séine Fragen undseine Art zu fraan
lassen für Dr. Tl1cissen hieran keinen Zweifel. ‘
Gerade der abgelehnte Richten so em pfindet es Dr. Theissen‚ müßte aus Eigener Erfahrung wis—
sen, daß die von ihm hautc inquisiml‘isch gestellten Fragen nach Alternativen zur Abtreibung für
die Betroffenen talsächlich keinen Realitätsgehalt und für das Strafverfahren auch keinen Auf-
kläru ngswert besitzen,
Er stellt sie dennoch — immer und immer wieder — in der ihm eigenen An.
3. Dr, Theissen sieht sich in seiner Überzeugung, der abgelehnte Richter Ott sei nicht aufriahrig
und habe die Glaubwürdigkeit verloren, über ihn zu Gericht zu si1‘zeu. auch dadurch bestätigt
daß Richter Ott für die ihn selbst betrefiendßzn Ereignisse vom Sommer 1980 nur ein Schulter»
zucken übrig hat: Gesprächsweise äußerte der abgelehmc Richter hierzu. seine richterlichß
Rol1e in diesem Strafprozeß sn;-i von dieser „Jugendsünde“ nicht mngiert. G]aubhaftmflchuflß
Dienstliche Erklärung des abgelelmten Richters.
Dr. Theisse—n und seinen Verteidigcm ist c5 nicht ]eichtgcfallem diesen Be:l’‚augenheitsmltrag zu
stellen; es wurde erwogen, Richter Ott hierzu persönlich anzusprechen. Die lakonischnz' Reak-
tion des Richters auf solche längst erfolgten Hinweise aber lmbeuDr. Theissen und seinen Ver-
teidigern deutlich gemacht‚ daß es offenkundig aussiehtslus ist, Richter Ort Hierzu außerhalb der
Haupperhandlung zu erreichen.
RA Dr. S. Cob1er RA Dr. I.Fischer RA Dr. W. Kreuzer

13. März 1989
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Die Verteidiger Theissens halten Erfolg: Einen Tag später wurde Richter Ort durch die Richterin
Brigitta Gremtein ersetzt. „Ab er fehlende Reclusstaaflich keit und mangeln de Fairness lassen sich
nicht wieder herstellen. Das Verfahren hätte eingestellt werden sollen“, kommentierie die Straf-
rechtsprofess»orin Monika Frommel{1989, S, 4). Detlef Cm wurde übrigens nachAugsburg versetzt,
wo er als Straßenverkehrsricl-nter‘ tätig ist‚ '

Postkarle dar Frcfitemlnitiative 6. Oktober, Grafik-Neuser, 1983
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Gutachterlnnen

Das Gericht bestellte auf Antrag der Anklagevertreter etwa zwei Dutzend Gutachterlnnen, Medizi-
ner, Beraterlnnen und Funktionärlnnen aus dem @ 218—Beratungssektor, J ugend- und Sozialamts-
vertreterlnnen und andere. Die Verteidigung bestellte eine einzige Sachverständige und konnte an-
sonsten gelassen auf die Aussagen der Sachverständigen der Gegenseite zurückgreifen, die in der
überwiegenden Mehrzahl den Thesen der Anklage widersprachen.
Ingolf Schmid-Tannwald, Privatdozent für Frauenheilkunde in München, und Herwig Poettgen,
Gynäkologe und Leiter des Instituts für Psychosomatik der Universität Köln. erklärten eine nach—
trägliche gerichtliche Überprüfbarkeit von Indikationsvoraussetzungen für unmöglich.
Der Leiter der Pro Familia Augsburg, der Sozialpädagoge Bernward Herko. berichtete aus der Be-
ratungspraxis, daß weit über 90 % der Frauen. die in die Beratung kämen. bereits zum—Abbruch ent—
schlossen seien. Die Rechtslage — der @ 218 - sei ihnen in der Regel unbekannt und spiele.im übrigen
für die Entscheidung der Frau über eine Schwangerschaft keine wesentliche Rolle.
Eine wichtige Funktion kam dem Sachverständigen Orhan Narlioglu für die Angelegenheiten der
Türklnnen zu: ein Jurist, der als Dolmetscher fungierte und zugleich als Sachverständiger in Fragen
von Ethnologie, Sprach- und Religionswissenschaft, Medizin, Recht, Kultur, Vermögensanlagebe-
ratung, Arbeits— und Sozialrecht, Psychologie, politischen Verhältnissen und sicher noch mehr. Ob-
wohl Narlioglu für etwa ein Fünftel der Frauen und ihrer Angehörigen vor Gericht zuständig war,
stand er allein Dutzenden von Sachverständigen für deutsche Verhältnisse gegenüber.
Professor Hiersche, Frauenklinik Kaiserslautern, verlangte Entlastung der Ärztlnnen von der Ver-
antwortung für die Indikationsstellung durch Richtlinien des Gesetzgebers für Notlagen.
Walther Schuth, Arzt und Psychologe an der Universitätsklinik Freiburg, Würdigte die Probleme in
der Beratung von Ausländerlnnen.

Gisela Friedrichsen gab am 14.4.1989 (Frankfurter Allgemeine Zeitung) einen Überblick über
einige Gutachter-Aussagen. Bei Thea Schroff handelt es sich um die bereits erwähnte einzige Sach-
verständige, die von der Verteidigung bestellt worden war.
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„Wir vergewaltigen niemanden “

Aus der Praxis der Schwangeren-Koufliktberatung ] Sachverständige berichten im Memminger Prozeß / Von Gisela Friedrichsen

MEMMXNGEN‚ im April. Man spricht
vom „guten Rat“, es muß also auch einen
schlechten geben. Wer alleine nicht mehr
weiter weiß. wird ein Rat-Suchender
genannt. der kommt. um etwas zu finden.
Daß es einem Menschen von Gesetzes
wegen auferlegt wird, Rat. einzuholen,
dafür kennt die Sprache kein Wort. Es
gibt auch kein eigenes Wort für den. der
guten Rat annimmt und schlechten ver-
weigert oder der sich dem guten versperrt
und dem schlechten folgt, das muß jeder
halten, wie er will. Wer um Rat. gefragt
wird, ist der Ratgeber, im Amtsdeulsch.
vor allem—wem der Rat verordnet wird,
der Berater.

Seit der Reform des Abtreibungspara-
graphen 218 im Jahre 1976 muß sich eine
Frau. die eine Schwangerschaft legal
abbrechen will, beraten lassen - ob sie
Hilfe braucht oder nicht, ob sie glaubt, die
fiir sie richtige Enlscheidung durchaus
allein oder mit Mann oder Familie (reifen
zu können oder nicht. Beratung muß sein,
und Kritiker dieser Vorschrift sprechen
denn auch oft polemisoh von „Zwangsbe-
ratung“. Andere sagen dagegen, Zwänge
können auch ihr Gutes haben. Doch wie
kann man einen Menschen zwingen, Rat
anzunehmen? Und weichen Rat? „Guter
R_at ist teuer“. sagt das Sprichwort, und es
tnfl"t manchmal im doppelten Wortsinn.

Die laufende Legislaturperiode, sagte
vor kurzem der Parlamentarische Staatsse-
kretär beim Bundestamilienministerium,
Anton Pfeifer (CDU), anläßlich einer
Kundgebung des Familienbundes der
Deutschen Katholiken in Köln, dürfe
„nicht ohne die Verabschiedung des
Beratungsgesetzes“ zum Paragraphen 218
StGB zu Ende gehen.

„Wenn dieses Gesetzesvorhaben in die-
se_r Legislalurperiode nicht gelingen sollte.
wurden unsere Anstrengungen, das Leben
u_ngeborener Kinder besser zu schützen,
einen schweren Rückschlag erfahren.“ Die
Chancen für ein solches Beratungsgesetz
gelten als nicht besonders hoch. zu

-unterschiedlich sind die Auffassungen der
Koalitionspnrtner. So fordert etwa die
FDP. die sieh seinerzeit für die Fristenre—
gelung stark machte, die Aufhebung
unterschiedlicher Ausführungsbestimmun-
gen in den Bundesländern. die CSU
dagegen eine Bestandsgurantie fiir die in
Bayern besonders eng gcfnßten Vorschrif—
ten. Dieses Beratungsgesetz wurde 1987
von der Koalition aus Union und FDP
Vcrabredet. lndikationsfesrslellung. Bera-
tung und Eingriff unter einem Dach soll es
demnach in Zukunft nicht mehr geben;
auch soll die Indikationsl'estslellung erst
nach der Beratung stattfinden. Die Bera-
tung soll „quantitativ und qualitativ“
verbessert werden, um den quen'zu
helfen und „das Leben ungeborener Kin-
der besser zu schützen“.

Kann Beratung -— eine ausführlichere,
freundlichem. vom Gesetz inhaltlich genau
festgelegte. kombiniert mit mehr materiel-
ler Unterstützung — den Dom des Abtrei-
bqngsmlßbrauchs aus den Augen derer
rerßen, die die Not von Frauen oder

F_amüitn im„r_ejchen Land Bundesrepublik
nicht gelten lassen wollen? ini Prozeß
gegen den Memminger Frauenarzt Horst
Themen, angeklagt des nicht durch eine
lndikationslage gerechtfertigten Schwan-
gerschaftsabbruchs in mindestens 156
Fällen (von denen kürzlich 77 eingestellt
wurden). hat das Gericht vier Sachverstän-

‘dige zum Thema Schwangerschafts—Kdn- ‘
fliktberatung_ gehört, ausgewogen nach
weltanschaultcher Gebundenheil, gleicher-
maßen durch theoretische und praktische
Sachkunde ausgewiesen: den Sozialpäd-
agogen Herko von der Augsburger „Pro
familia“-Beratung55telle; die Leiterin der

Abteilung Kirchlicher Sozialdienst ! des
Diakonischen Werks der Evangelisch-
Lulherischen Kirche in Bayern. ltrnin
Mantel; die Leiterin der Landesstelle
Bayern e.V. des Sozialdienste: Katholi-
scher Frauen. Thea Schroii'; den Gynäko-
logeh*'iliid"?sychotherapeuii:h"l’fiifcssor
Herwig Poeltgen, der der Sachverständi-
genk_gmmisgion des Deutschen‚ßundesta-
ges zur Reform des Paragraphen 218
angehörte und seit Jahren maßgeblich an
der Fortbildung von Frauenärzlen in
psychosomatischer Geburtshilfe und Gy—
näkologie — Fortbildung gerade im Blick
auf Schwangeren—Beratung —— beteiligt ist.

„Zum Leben beraten“

Was diese Gutachter vortrugen. mag
überraschen: So unterschiedlich sich die
Funktionsträger der verschiedenen Bera-
tungsorganisationen in der Öffentlichkeit
auch äußern, im Gespräch zwischen Frau
oder Paar und Berater geht es überall nur
um den Einzelfall und nichts sonst; keiner
Frau wird die Abtreibung empfohlen; die
Zielvorgabe —- „zum Leben“ zu beraten —
erkennen alle Einrichtungen an. überall
aber werden auch' die Grenzen der
Beratung gesehen; Unterschiede liegen
weniger in der weitanschaulichen Ausrich-
tung des Trägers der Beratungsstelle als in
den am Gespräch beteiligten Personen.
Hinzu kommt. daß gerade in ländlichen
Gegenden ein ‚.Netzwerk“ unter den
Beratungsstellen besteht. eine enge Zusam-
menarbeit um der Fälle willen, in denen
Hilfe von außen gebraucht wird. „Aus
dem Bischofsl'onds können natürlich nur
wir etwas vergeben“. sagt Thea Schrofl',
„aber wenn ‚Pro familia‘ den Eindruck
hat, der Frau könnte bei uns besser
geholfen werden. schickt man die Frau
eben zu uns. Da gibt‘s keine Probleme.“

Was ist mit den Frauen, deren Enl-
schluß von vornherein feststeht? Kann
Beratung hier etwas verändern? Das
Gericht stellte allen Gutachtern diese
Frage und bekam gleichlautende Antwor-
ten. Innin Mantel vorn Diakonischen
Werk: „In Fällen, in denen es sich nicht
um materielle Not handelt, ist es zwecklos,
eine Babyausstattung oder Mietzuschuß
anzubieten. Wir vergewaltigen niemanden.
Unserem Selbstverständrüs entspricht es,
der Ratsuchenden zu einer freien Entschei—
dung zu verhelfen. Da ist zwar einerseits
die gesetzliche Vorgabe, aber anderersens
muß man auch respektieren, daß Beratung
nicht Überredung sein kann.“ Die Katho-
likin Thea Schroli': „Ob es gelingt. mit
sozialen Hilfen etwas zu tun, kommt auf
den Einzelfall an. Man kann da niehts
katalogisieren. Notlagen gibt es so vrele
und so unterschiedliche. wie es Menschen
gibt. Wichtig ist, daß die Frauen Freiraum
haben Für eine eigene Entscheidung.
Gewiß, man muß alle denkbaren Hilfen
anbieten. 'Aber'miz seiner Entscheidung
muß jeder einzelne allein leben und
schließlich auch sterben.“ Der Arzt Poetb

gen: „Der Berater muß eine vertrauensvol-
le Atmosphäre schaffen. den Patienten
oder Ratsuchenden genau beobachten und
die Angst nehmen, daß man zu manipulie-
ren versuche. Der Berater muß seine
eigene weltanschuuliche Haltung mög-
lichst ausblenden und auf den Ratsuchen-

den und dessen Weltanschauung eingehen,
denn dieser soll schließlich eine für ihn
akzeptable Entscheidung finden. Oft wer-
den in der Beratt‚hg erstmalig Probleme
artikuliert. die wegen ihrer Thematik -
Sexualität. Verhütung, Schwangerschafts-
abbrueh — fiir viele Menschen tabu sind.
Bisweilen ergibt sich dann eine Wende in
der Einstellung des Betrefl'enden. Man
darf nur nicht auf manipulaiiv-zwanghafte ‘
Weise Hilfen aufdrängen; nicht umsonst'
hat der Gesetzgeber den Begrifl' der
Zumutbarkeit eingeführt. Dann gelingt es
auch, Panikreaklionen aufzufangen und
zurü"Auslragen des Kinde's‘ät‘öe'slärken.“

Daß es auch nichtfinanzielle „Notlagen“
gibL steht für die mit.__Sgiqugeren—
Konfliktberatung Beschäftigten außer
Frage. Nach ihrer Erfahrung ließen sich
nichl mehr als acht bis zwölf Prozent aller
‚.Notlagen“ mit dem Geldbeutel reparie-
ren, und auch dann nur, wenn erheblich
mehr Mittel zur Verfügung stünden. Frau
Mantel zitierte einen Fall: Der Berater

‘ merkt, daß etwas an der Schilderung der
Frau nicht stimmt; er spricht sie darauf an
und eriährt nach langem Gespräch, daß
der Ehemann betrunken nach Hause
gekommen und über die Frau hergefallen
war. „Vergewaltigung in der Ehe, das gibt
es viel häufiger, als wir glauben. Das wird
nach außen dann als ,Notiage' irgendwel-
cher Art kaschiert. in Wahrheit ist es ein
Ehekonflikt und eine furchtbar peinliche
Angelegenheit dazu. Eine .Nollage‘ im
Sinne des Gesetzes würde ich das schon
nennen.“ Thea Schrofl' sprach von der
Mutter dreier Kinder. die. nachdem ihre
eigene, im Haus lebende Mutter an Krebs
erkrankt ist, mit einem vierten Kind
psychisch und physisch nicht mehr fertig
würde; oder 'wenn, der Mann schwer
erkranke: „Da 'ist weder eine medizinische
Indikation gegeben, noch muß es eine
finanzielle Notlage. sein, und trotz.
dem . . ." Poettgen skizziert einen anderen,
nicht weniger konflikthuften Fall: Eine
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Drcizchnjährige wird von einem Neun-
zehnjährigen schwanger; alle befimvorlcn
einen Abbruch, ihre Einem, seine Eltern,
der Pastor, der Hausarzt, dcr Gynäkologc.
Aber das Mädchen will das Kind unbe-

‘ ding! haben. Es kommt heraus, daß der
Slicfvater das Mädchen sexuell bedn'mgle.
die Mutter tableucn— und alkoholsüehlig
war. In der — ungeplnnlcn — Schwanger-
sclml'l sah das Mädchen den Ausweg aus
der bedrückenden l“umiliärc'n Situation. Ob
es der richtige Weg war? „Ein Schwanger-
sch=rflskonflikt kann nach beiden Seiten
gelöst werden. durch Abbruch_oder durch
Austragen. und was das jeweils Richtige ist.
hängt von vielen Umständen ab“. sagte
Poeltgen.

Bei allen Trägern ist Aufklärung über
Verhütung cin wichliger Teil der Beratung.
„Wie können Sie das mit Ihrem Gewissen
vereinbaren?“ wurde die K:rlholikin
Schran in Memmingen von der Verteidi-
gung gefragt mil I>linweis :mfanuierslauicn-
de Aumgcn ihrer Kirchenohcrcn. Sic
zitierte die Königsteiner Erklärung. daß
mich Meinung der deutschen Bischöfe die
leute Enlscheidungqinslanz in dieser Frage
das Gewissen sei und daß schließlich auch
in katholischen Beratungsstellen des gelten-
de Gesetz angewendet werde. „Im Einzel-
fall der Beratung kann man anders
argumentieren. als es ein Amlslra'rger auf
öffentlichem Podium tut". sagte sie. „Auf
jeden Fall ist Vcrhülcn besser als Abtrei-
hen." Der „Pro firmiliu"-Beratcr wies auf
die Unzuverla'issigkcit von selbst als sehr
sicher geltenden Vcrhütungsmethodcn hin.
Pneugcn kritisierte. daß Verhütung mich
wie vor den Frauen uufgebiirdet werde:
„Frauen werden geschlagen. beschimpft.
getreten. weil sie seh\i'unger sind — man
muß sich das mal vorstellen! Sicb'1in

Prozent der Männer sind der Meinung:
Verhütung. das ist Frauensnchc: kaum ein
Mann nimmt die Vcrzmhvorlung allein auf
sich.“ Then Schrott vertraut mit (len
lrudilinncllcn Verhnilcnswcisen der Land-
hevölkeruug. beschrieb. wie die Männer.
während die Frau zur 218-ßernlung ge-
schickt werde. ins Wirtshaus gingen oder
im Auto sitzen blieben. „nis liiillen sie
nichts damit zu tun“. Da müsse man schon
mil der Jugend ein ganz offenes Wort
reden. sagte sie. Irmin Manlel wies darauf
hin. daß zahlreiche ..Vcrhiilungspnnncn“ in
Wirklichkeit Ausdruck seelischer Konflikte
seien. und wurde darin vom Gynäkologen
Poeugen bestätigt. Sein Beispiel: ein Ehe-
paar. kurz vor‘dcr Scheidung; die Frau hat
die Pille nngcsichl.v*der„ bevorstehenden
Trennung bereits abgesetzt; eine letzte
lräncnreichc Au55prache‚ wider alle Ver-
nunft. mit folgenschwerem Ausgang — die
Frau wird schwanger. .‚Unbewußt war das
nochmals ein Versuch. zu einer Versöh-
nung zu gelangen. Tatsächlich aber lassen
sich die Scherben nicht mehr killen.
Trennungskonflikle sind mit Abstand am
häufigsten der wahre Grund ‚einer unge-
wollten Schwangersclmfl."

Wenn die Menschen anders wären. als
sie sind. gäbe es wohl kaum Ablrcibungen.
Dann ginge nicht jede dritte Ehe kaputt.
dann würden alle Männer zu ihren Frauen
oder Freundinnen stehen, dann gäbe es
nicht die Angst vor dem Verinssenwerdcn.
dann wären alle Frauen ausgeglichen.
stark, souverän und unbegrenzt belastbar.
Sie sind es aber nicht. Männer wie Frauen
verhalten sich manchmal unüberlegt, un-
vernünflig. gemein. brutal. konl'us. ln
Memmingen wurde über ..Nollugcn" ge-
sprochen. in denen aus der Sicht der
Belrcfl'enden ein Kind eine Katastrophe

bedeutet hätte. Es kamen Fälle zur
Spmche. in denen nur ein Sudist „zum
Leben beraten" hätte. Sämtliche in Mem-
mingen befragten Gutachter resümierlcn:
Kaum eine Frau. ein Paar. eine Familie
enlschließc sich zum Vergnügen. gewissen—
los und lciehlherzig zu' einem snichcn
Eingriff. die sclhslgcrcchlen Vereinfacher
und Schwarzweißmulcr verzerrlen du die
Realität. Es gebe freilich auch Fälle. in
denen iibcrcilt gehandelt werde — übercill
deshalb. weil die Schwangerschaft 7uniichsl
verdrängt werde und dann die Frist.
innerhalb derer cin Abbruch möglich ist.
immer küner werde. Es könne auch
vorkommen. daß ein Berater nich! den
richtigen Ton finde und die Schwangere die
Beratungsslelle mil dem Gefith vcrlussc.
mim habe ihr „was yuufschwälzen" wollen.
Doch das. seien nicht viele Fälle. Solche
schwachen Stellen der Beratung werden
sich wohl nie ausschließen lassen.

Zwei der Sachverständigen kluglen in
Memmingen darüber. daß zum Abbruch
entschlosscne Frauen. hiil(en sie die Indika-
tionsi'cslslcilung erst einmal in der Tasche.
dic Sozialhemtung nur noch pm form
über sich ergehen ließen. Es wurden aber
auch andere Erfahrungen berichtet: Ist eine
Indikation gegeben und festgeslclll. wird
sich die Frau weniger gedrängt Fühlen. dem
Berater etwas vorzugaukeln. sie wird sich
eher einem Gespräch öffnen - das dann
möglicherweise zu gunz.neuen Überlegun-
gen fiihrt. „Das 2l8-Gcselz wie es ist. ist
bei einigem guten Wiljen aller Beteiligten
durchaus praktikabel und praktizierbar“.
sagte der Arzt Pocltgcn' vor Gericht. Dieser
Rat bedeutet nicht Zustimmung zur Abtrei»
bung, sondern nur zu Slrafiosigkei! in
Fällen, denen eine emsthaflc Gewissenscnl-
scherdung vorausgegangen ist.

Nur einmal lehnte die Verteidigung einen Sachverständigen ab. Bei Professor Petersen handelt es
sich um einen Hochschullehrer für Psychotherapie und gynäkologische Psychosomatik an der Medi-
zinischen Hochschule Hannover.

Antrag des Rechtsanwalts Cobler (Auszug)

Dr. Theissen lehnt

1. den Vorsitzenden Richter am LG Memmingen, Barmer,
2. den Richter am LG Memmingen, Ott,
3. den Richter am LG Memmingen, Heinrich sowie
4. den zum Sachverständigen bestellten. Prof. Dr.

Begründung:

. . . Die Besorgnis Dr. Theissens, die abgelehnten Richter
ihm gegenüber befangen, ist auch begründet. Dr.

Petersen aus Besorgnis der Befangenheit ab.

wie auch Professor Petersen seien
Theissen befürchtet nach reiflicher Überle-

gung und Abwägung, die abgelehnten Richter und der abgelehnte Sachverständige besitzen ihm
—- Dr. Theissen — gegenüber nicht die notwendige Neutralität und Distanz.
Diese Sorge Dr. Theissens ist durch die Art und Weise der Bestellung Professor Petersens zum
Sachverständigen und dadurch begründet, daß mit diesem ein Professor ausgewählt worden ist,
dessen Arbeit erklärtermaßen weltanschaulich gebunden ist.

128



I.

1. Ende September des vergangenen Jahres entschloß sich der Vorsitzende Richter, den Hanno-
veraner Psychotherapeuten Prof. Dr. Peter Petersen zur Teilnahme an dem Strafverfahren
gegen Dr. Theissen einzuladen. Petersen ist Autor einer als Buch herausgegebenen Aufsatz-
sammlung — Titel: .‚Schwangerschaftsabbruch — unser Bewußtsein vom Tod im Leben“ ( Stutt-
gart 1986) —, deren Lektüre den Vorsitzenden Richter beeindruckt und darin bestärkt hatte,
Kontakt zu Petersen aufzunehmen.

Am 28. September 1988 diktierte der Vorsitzende Richter deshalb einen Brief an Petersen.
Der Vorsitzende Richter war derart erpicht darauf, Professor Petersen als Sachverständigen
für das Strafverfahren gegen Dr. Theissen zu gewinnen, daß er ihm freistellte. nach Memmin-
gen zu kommen, wann immer ihm — Petersen —— dies auch genehm sei: „Ich könnte“, versi-
cherte der Vorsitzende Richter in seinem Brief , „auf Ihre Terminpläne in jeder Weise Rück-
sicht nehmen und Ihre Anhörung als Sachverständiger zu etwaigen Folgen eines Schwanger-

schaftsabbruches und deren Aufarbeitung, was Sie in Ihrem Buch ,Schwangerschaftsabbruch
— unser Bewußtsein vom Tod im Leben“ behandelt haben, auf eine Zeit legen. von der Sie sich

ohnehin im süddeutschen Raum aufhalten. sei es etwa zu Vorträgen oder Kongressen, sei es

auf der Fahrt in den Süden zu Urlaubszwecken. In Betracht käme der Zeitraum zwischen De-

zember 1988 und J uli 1989. Der vorherigen schriftlichen Niederlegung des Gutachtens bedarf

es nicht. Ihrer geschätzten Antwort sehe ich mit Interesse entgegen“. Glaubhaftmachung:

Brief des Vorsitzenden Richters an Professor Petersen vom 28.9.1988 ( Gerichtsakte); . . .

Am 12. Oktober 1988 und am 15. Dezember 1988 erklärte sich Professor Petersen in Briefen

an den Vorsitzenden Richter grundsätzlich dazu bereit. vor Gericht ein Gutachten zu erstat-

ten. Er bat den Vorsitzenden „um die genaue Formulierung der an mich gerichteten Fragen“

und um die Zusendung von „diese Fragen betreffenden Prozeßunterlagen“. Glaubhaftma—

chung: . . .(Gerichtsakte) . . .

. Ebenfalls am 15. Dezember 1988 schreibt der Vorsitzende Richter an Professor Petersen, um

diesem für die Zusage zu danken. In dem Brief des Vorsitzenden Richters heißt es dann wei-

ter:

„Ganz allgemein haben sich aus den bisherigen Vernehmungen folgende Fragen herauskri—

stallisiert, um deren Beantwortung bei Ihrer Vernehmung ich bitte:

Wovon ist der Wille zum Austragen oder zum Abbruch abhängig? von normalen oder stärke-

ren Schwangerschaftsbeschwerden? von der finanziellen Lage? den Wohnungsverhältnissen?

der Größe der Familie und der damit verbundenen Belastung? dem Zustand der Ehe, insbe-

sondere dem Verhalten des Partners. dessen Verständnis oder Verständnislosigkeit? der Be-

einträchtigung der Lebensplanung? vom Gedanken der Selbstbestimmung? vom Einfluß na-

bestehender Personen, insbesondere solchen. die durch ein weiteres Kind mitbelastet wären?

vom Herautbesehwören ehelicher Konflikte. falls der Erzeuger ein anderer Mann? dem man—

gelnden Verständnis der Umwelt, vor allem bei alleinstehenden Frauen?

Wieweit unterscheiden sich hier Frauen verschiedener Herkunft und Persönlichkeit hinsicht-

lich ihrer Belastbarkeit? Gibt es Besonderheiten bei Ausländerinnen (Gastarbeiterinnen) je

nach der Mentalität des Herkunftlundes?

Haben sogenannte Wunschkinder ein besseres Lebensschicksal zu erwarten als Kinder aus

ungewollten Schwangerschaften‘?

Gefühl der Erleichterung oder Sehuldgefühle nach dem Abbruch (nur bei religiöser Erzie-

hung oder bei rigoros-ethischer Erziehung oder auch sonst?)?

Wovon hängt die Art der Verarbeitung ab? von der Höhe und Stärke der vorausgegangenen

Belastung durch die Schwangerschaft oder mehr durch den Reifegrad ( bei jüngeren Frauen)

oder den Grad der Intelligenz oder von einer bestimmten Weltanschauung? Welche Arten

der Verarbeitung gibt es? Etwa durch Annahme einer weiteren Schwangerschaft oder 502114-

les Engagement, wie Frau Simon aus Würzburg meint?
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Ist die Möglichkeit einer Verarbeitung von der inneren Bereitschaft dazu abhängig und/oder
auch eine Frage der Zeit? Gruppenthcrapie? andere Gruppenerlebnisse?
Sicht der Arztes oder Beraters

Kann der Willensbildungsprozeß der Schwangeren überhaupt beeinflußt werden? Wenn ja.
unter welchen besonderen Voraussetzungen? Welche Rolle spielen dabei finanzielle und/
oder persönliche Hilfen (Babysitter? Kinderkrippen. Tagesmütter) oder etwa die Über—
nahme des zu erwartenden Kindes durch Pflege- oder Adoptiveltern?
Wie sah der allgemeine medizinische Wissensstand über Folgen eines Abbruchs im J ahre 1975

‘ und 1981 aus? wie sieht er heute aus? beim Spezialproblem ..Mehrt'achabbrüche"?
Von der Aufgabenstellung des Gerichts aus

Was ist bei der Vernehmung von Zeuginnen zu beachten, die einen Schwangerschaftsabbruch
hinter sich haben? Hängt die Einstellung der einzelnen Zeugin zum Gericht ( und auch zum
Arzt. der den Eingriff vorgenommen hat) von der Art der Verarbeitung ab? Unter welchen
Umständen könnte sich eine Konfrontation mit dem Gericht schädlich auswirken?
Zu gegebener Zeit werde ich Ihnen in diesen Problembereich fallende Prozeßunterlagen
übermitteln.

Mit vorzüglicher Hochachtung Ihr

Barmer“

Glaubhaftmachungz. . .(Gerichtsakte). . .
. Professor Petersen antwortete dem Vorsitzenden am 4. J anuar 1989. Er zeigte sich irritiert

darüber, daß die ihm ursprünglich —- in dem 1. Brief des Vorsitzenden Richters an ihn — ange-
tragene Gutachten-Thematik nun erheblich erweitert und verändert worden sei und führte
aus:

„Wie ich sehe, handelt es sich um eine außerordentliche Breite der Fragen. Ursprünglich
hatte ich aus Ihrer Anfrage vom 28.09.1988 entnommen, daß Sie mich lediglich gutachterlich
hören wollen über die seelische Verarbeitung und die Folgen des Schwangerschaftsabbrll—
ches. Nun kommen eine ganze Reihe von weiteren Fragenkomplexen auf mich zu.
Dazu möchte ich grundsätzlich folgendes sagen:
1. Ich sehe mich als Gutachter kompetent an, zu den folgenden Fragen Stellung zu nehmen,
die auf Seite 2 und 3 Ihres Briefes notiert sind, und zwar von der Frage ‚Haben sogenannte
Wunschkinder ein besseres Lebensschicksal zu erwarten als Kinder aus ungewollten Schwan-
gerschaften‘ bis zur Frage auf Seite 3 ‚Welche Rolle spielen dabei finanzielle und/oder persön-
liche Hilfen . . . oder etwa die Übernahme des zu erwartenden Kindes durch Pflege- oder
Adoptiveltern?‘ sowie der Passus ‚Von der Aufgabenstellung des Gerichts aus‘ ( Seite 3 Ihres
Schreibens vom 15.12.1988).

2. Hingegen sehe ich mich weniger kompetent, insbesondere als speziell wissenschaftlich da—
mit befaßter Arzt, in der Lage, die übrigen Fragen in der notwendigen Tiefe zu überblicken.“

Glaubhaftmachungz. . .(Gerichtsakte). . .
. Am 11. J anuar 1989 endlich scheint die Gutachten-Thcmatik dann klargestellt und einge-

grenzt zu sein. Der Vorsitzende Richter teilt Professor Petersen mit, er halte es „wegen des
großen Umfangs des Gutachtenauftrags" für an „zweckmäßig", wenn Sie nur zu den Fragen
Stellung nehmen, die Sie in Ihrem letzten Schreiben unter Ziff. 1 Absatz 1 gekennzeichnet
haben“.

Glaubhaftmachung: . . .(Gerichtsakte). . .
6.
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Fünf Wochen später indes, am 17. Februar 1989, hatte der Vorsitzende Richter eine neue
Idee über die von Petersen vor Gericht abzuhandelnden Fragen und warf das vereinbarte
Konzept erneut über den Haufen. Er schrieb an Petersen:
„Sehr geehrter Herr Professor!

Entsprechend meiner Ankündigung mit Schreiben vom 11.1.1989 übersende ich Ihnen die



Ladung zum Termin vom 3. März 1989, 15.00.

Zur Vermeidung von Mißverständnissen möchte ich darauf hinweisen, daß der erste Punkt

der in der Ladung enthaltenen Beweisthemen lediglich eine allgemeine Einführung sein soll

mit einer globalen Betrachtung über die Zeitströmungen, die einen Schwangerschaftsab-

bruch begünstigen.

Erlauben Sie mir, daß ich zur Vorbereitung für Ihre Gutachtenerstattung am 3. März einige

Fragen unterbreite. zu denen wir gerne Ihre Stellungnahme hören wollen.

Von Interesse ist zunächst, welche Auswirkungen ein eingehendes Beratungsgespräch oder

sogar mehrere hiervon bei der Bewältigung der Folgen des späteren Abbruchs haben können,

insbesondere wenn der Arzt

sich die Probleme im Zusammenhang mit der Partnerschaft und der sozialen Lage der Frau

im übrigen ruhig und ohne Zeitdruck zu erzeugen schildern läßt,

auf die Sozialberatung mit ihren Hilfsangeboten hinweist.

die Frau nach eventuellen Möglichkeiten für eine anderweitige Unterbringung des Kindes

fragt,

das Verhältnis zu ihren Eltern zu erforschen sucht, die Frau anschließend mit der Aufforde-

rung heimschickt, sich ihren Entschluß zum Abbruch der Schwangerschaft nochmals zu über-

legen. auch mit ihrem Partner zu besprechen und vor einer Entscheidung für den Abbruch

noch eine Sozialberatungsstelle aufzusuchen. .

Bei der Beurteilung möglicher Folgen eines Abbruchs werden wir Sie bitten, auch dazu Stel-

lung zu nehmen, ob

diese Folgen nach Ihren Erkenntnissen in manchen Fällen möglicherweise deshalb nicht von

den betreffenden Frauen berichtet werden, weil sie diese Folgen verdrängt haben und ob tief-

greifende Folgen deshalb ausgeblieben sind, weil die Frauen sich eindeutig für den Abbruch

entschieden hatten und sie die vom beratenden Arzt gegen den Abbruch geäußerten Beden-

ken nicht in ihr Bewußtsein aufnahmen, sich eine erneute Schwangerschaft, die dann ausge-

tragen wurde, positiv auf die Verarbeitung der Folgen des Abbruches ausgewirkt haben

könnte,

sich hinsichtlich des Motivs zum Abbruch (Partnerschaftskonflikte. Berufsausübung und Ge-

fährdung der Berufsausbildung. Familienplanung, finanzielle Probleme, psychische und/oder

medizinische Probleme) Besonderheiten bei der Verarbeitung der Folgen des Abbruches er-

geben‚

sich bei Gastarbciterinncn oder Ehefrnuen von Gastarbeitern auf Grund ihrer anderen

Volkszugehörigkeit und ihres anderen Kulturkreises (z.B. Türkei, Süditalien. Spanien) zu-

sätzliche oder andere Probleme bei der Verarbeitung der Folgen des Abbruchs ergeben kön—

nen als bei deutschen Frauen.

Was den letzten Punkt des Gutachtenauftrags anlangt. werden wir Sie bitten, auch auf die von

der Dt. Gesellschaft für Psychotherapie und Ticfenpsychologie bei der Expertenanhörung

zum 5 . Strat'reehtsänderungsgesetz im J ahre 1974 von Prof. Dr. Tobias Brocher vom Institut

für Sexualforschung in Gießen vertretene Meinung einzugehen. daß die Auswirkungen ver-

schwindend gering seien im V ergleich zu den Folgen einer von der Konzeption an gestörten

Muttcr-Kind-Beziehung. ferner auf die Ausführungen auf den Seiten 116 bis 118 des Berichts

der Kommission zur Auswertung der Erfahrungen mit dem reformierten &“ 218 des Strafge-

setzbuches (BT-Drs. 8/3630).

1. WV nach Erledigung Mcmmingen„ 17-2-1989

Mit vorzüglicher Hochachtung

Der Vorsitzende der 1. Strafkammer

Barner, VRiLG

Glaubhaftmachung: . . . (Gerichtsakte) . . .
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7. Professor Petersen reagiert hierauf am 21. Februar 1989 sichtlich ungehalten. Er schrieb:
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender.

soeben erhalte ich Ihr Schreiben vom 17.02.1989 mit der nochmaligen Formulierung der Be-
weisthemen zu meiner Sachverständigenhörung am Freitag, dem 03.03.1989. 15.00 Uhr.
Ich muß gestehen. daß ich etwas überrascht bin über den Inhalt dieser Beweisthemen. Ich bin
davon ausgegangen, daß nach unserem bisherigen Briefwechsel (ihr Schreiben vom
15.12.1988, mein Schreiben vom 04.01.1989. Ihr Schreiben vom 11.01.1989) Einigkeit unter
uns bestünde, zu welchen Beweisthemen ich Stellung nehme und zu welchen nicht.
Ich habe mich bisher darauf eingestellt, daß ich zu den Beweisthcmen Stellung nehmen
werde, die wir auf Grund des o.g. Briefwechsels vereinbart haben.
In Ihrem neuerlichen Brief vom 17.02.1989 nun nennen Sie weitere Themen. Für diese weite-
ren Themen, die über die bisher vereinbarten Themen hinausgehen, bin ich nicht kompetent
in meiner Eigenschaft als Sachverständiger.

Auch höre ich die von Herrn Prof. Brocher im J ahre 1974 vertretene Meinung ( Seite 3 Ihres
Briefes) zum ersten Mal. Kompetenterweise könnte ich nur dann auf diese Meinung einge-
hen. wenn mir auch die Expertenanhörung aus dem Jahre 1974 vorliegt. Diese Expertenanhö-
rung liegt mir nicht vor, und ich bin auch nicht in der Lage, sie mir in der Kürze der Zeit zu
verschaffen. Lediglich könnte ich — und das in oberflächlicher Art — auf das eingehen. was Sie
selbst als Meinung von Prof. Brocher referieren. Jedoch ist das, wie Sie selbst wissen, von
zweifelhaftem wissenschaftlichem Wert.
Auf die Ausführungen auf den Seiten 116—1 18 des Berichtes der Kommission zur Auswertung
der Erfahrungen mit dem reformierten % 218 STGB (BT-Drs. 8/3630) kann ich selbstverständ-
lich eingehen. ‚
Ich stehe unmittelbar vor einer längeren Kongreßreise und sehe mich auch nicht in der Lage.
die neuerlich von Ihnen aufgeworfenen Fragen mit der für das Gericht notwendigen und ver-
bindlichen Form zu vertiefen.

Lediglich kann ich auf die in unserem ursprünglichen Briefwechsel vereinbarten Termin
(15.12.1988, 04.02.1989. 11.01.1989) in kompetenter Weise eingehen. Mit dieser Vorberei—
tung werde ich auch zum vereinbarten Gerichtstermin erscheinen.“
Abschließend beschwert sich Petersen darüber, die ihm wiederholt angekündigten „Prozeß-
unterlagen“ immer noch nichterhalten zu haben. . . . Glaubhaftmachung. . . (Gerichtsakte)

8. Um den Auftritt Professor Petersen nicht in letzter Minute doch noch zu gefährden, teilten
ihm der Vorsitzende Richter und Richter Heinrich fernmündiich mit, er möge sich in seinem
Gutachten halt auf die ursprünglich abgesprochene Thematik beschränken.

9. Ein formeller Beschluß der Strafkammer über Auswahl und Bestellung Professor PetersenS
und über den ihm erteilten Gutachtenauftrag ist den Verfahrensbeteiligtcn nie mitgeteilt wor-
den. Dr. Theissen und seine Verteidiger sind zu keinem Zeitpunkt hierzu gehört worden, ob—
wohl sich dies gehörthätte. . . .

II.

Mit Professor Petersen als Sachverständigem ist die Wahl auf einen [viochsclnlllehrer gefallen,
der aus seiner weltanschaulichen Bindung keinen Hehl macht:
1. Professor Petersen versteht und erlebt sich als „Anthroposophischcr Forscher“, nicht einfach

als Natunvissenschaftler, als Mediziner oder Analytiker, sondern als ..Forscher“ mit einem
bestimmten Vorverständnis und Programm — als Anthroposoph. Glaubhat‘tmachung: Peter
Petersen — in: „Das Schicksal manipulieren“, Verlag Freies Geistesleben. Stuttgart 1986,
Seite 39. . . .

Professor Petersen vertritt denn auch, wie seine Veröffentlichungen, insbesondere die bereits
erwähnte Anthologie über „Schwangerschaftsabbruch — unser Bewußtsein vom Tod im Le-
ben“, unmißverständlich belegen, keine wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse über mög-
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liche psychische Folgen legaler Abtreibung. Was er propagiert, ist vielmehr Produkt esoteri-

scher Anstrengung, sind Phantasmagorien über Tod und Leben bzw. „Tod im Leben“, ange-

lehnt an die von Rudolf Steiner, dem Nestor der Anthroposophie, in dem Buch „Wie erlangt

man Erkenntnisse der höheren Welten?“ verbreitete Weltanschauung, derzufolge der

Mensch übersinnliche Erkenntnisse erlangen müsse, um überhaupt verantwortlich handeln

zu können. . . .

. . . . Professor Petersen verfügt über keine eigenen Untersuchungen zu der Problematik, über

die er dem Wunsch der abgelehnten Richter entsprechend vor Gericht Stellung nehmen will.

Was er über mögliche Konflikte von Frauen nach einer Abtreibung zu Papier gebracht hat

und hier vortragen soll. ist lediglich Ergebnis von Literaturstudien, ist Substrat von Untersu-

chungen anderer Autoren, denen Petersen „methodische Unklarheiten“ vorwirft. ohne sich

dadurch etwa daran gehindert zu sehen, diese Studien zur Grundlage seiner eigenen Argu-

mentation zu machen.

Glaubhaftmachung: 1. P. Petersen, „Seelische Folgen nach legalem Schwangerschaftsab-

bruch. Ergebnisse einer Sammelstatistik der internationalen Literatur“ — in: Deutsches Ärz-

teblatt Nr. 18/1977‚ Seite 1205 ff;

2. Petersen-Buch Seite 88.

. Die Bemühungen Professor Petersens, seine Vorstellungen durch Doktorarbeiten untermau-

em zu lassen, sind gescheitert: sämtliche Kandidaten gaben auf; eine Studentin trieb es über

die ihr zugewiesene Thematik gar in die Raserei:

„Seit 1976“‚ so berichtet Petersen, „beschäftigt mich das Erleben bei Empfängnis und Zeu-

gung. Um die Sache systematisch zu erforschen, hatte ich etwa 10 Doktoranden für dieses

Thema ,Kindesankunft‘ interessiert: die meisten gaben sofort oder nach kurzer Zeit auf, weil

das Ganze ihnen ungreiflaar war. Eine Doktorarbeit endete tragisch: die Studentin wurde psy-

chotisch. ich vermute, auch im Zusammenhang mit diesem Thema!“.

Glaubhaftmachung: Petersen-Buch Seite 235.

Dies ist tragisch und verständlich zugleich angesichts der von Petersen mit missionarischem

Eifer vcrkündeten Thesen vom — nur ihm nicht — fehlenden „Bewußtsein vom vorgeburtlichen

Menschen“ und den — wie er glaubt — mangelnden Anstrengungen der anderen — der Ärzte

und Frauen, die abtreiben, —— dieses ..Bewußtsein" zu erlangen und zu beherzigen.

Glaublmftmachung Petersen-Buch. Seite 57 f.

Daß es sich bereits bei der befruchteten Eizelle von Anfang an um „einen lebendigen Men-

schen“ handele, um ein ..autonomes Individuum“, das da durch Abtreibung vom Arzt getötet

werde, ist seine tiefe Überzeugung. die er wie eine Monstranz vor sich herträgt:

„Wenn wir durch Tötung in diesen vorgeburtlichen Bereich des Menschen eindringen. so feh-

len uns zunächst einmal Wahrnehmungen, Empfindungen und schließlich Begriffe. die diese

Wirklichkeit zutreffend fassen und erfassen können. Das Wort .,fassen" trifft den Sachver-

halt: ‚es bringt mich aus der Fassung.“ (S. SS, 59)

Schließlich: „Wenn es sich bei Empfängnis und Zeugung um die Ankunft einer menschlichen

Individualität handelt. was geschieht beim legalen Abort dann mit der Autonomie dieser In-

dividualität und wohin ruft dieses Wesen ohne Antw0rt zu bekommen“? Hier dürfte die Fest-

stellung zutreffen: Wir wissen nicht‚ was. wir tun!". (S. 205)

Resigniert beschließt Petersen seine obskure Botschaft mit dem Bekenntnis.

„Vieles ist Geheimnis — womöglich mit guten Gründen?“, um dem „„Ganzen" durch einen

chizeiler Erich Kästners dann auch noch unfreiwillig Komik zu verleihen:

„Ob Sonnenschein, ob Sterngefunkel. im Tunnel bleibt es immer dunkel“. (S. 62. 96/97)

. Professor Petersens Bannstrahl soll vor allem den Verein Pro Familia treffen, dem -» wie ge-

richtsbekannt — auch Dr. Theissen angehört und den Petersen 1980 unter lauten Protesten

verließ, um in seinen Veröffentlichungen seitdem aufgeregt und maßlos gegen Pro Famzlza zu

polemisieren.
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' Wiederholt verstieg er sich hierbei zu Assoziationen und Vergleichen mit dem euphemistisch
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„Euthanasie“ genannten Massenmord der Nazis.
Führende Mitglieder von pro familia, so Petersen‚ verträten eine „sozialdarwinistische Posi-
tion“, hätten — das soll das heißen — die historischen Lehren der NS—Zeit nicht begriffen.
(S. 77, 288)

Pro Familia habe „in den letzten J ahren“ das „Prinzip der Verantwortung ausgehöhlt“, nutze
die Indikations—Regelung „als Deckmantel und Vorwand für eine ganz anders begründete
und motivierte Entscheidung“. (S. 83)
Angesichts dieser „Lebenslüge". fragt Petersen
„das Präsidium (von Pro Familz'a —d.U.) nach seiner politischen Verantwortung: unseres Wis-
sens werden pro J ahr einige Millionen Steuergelder von ‚Pro Familia' entgegen genommen.
Ist das Familienministerium gut beraten, dem Bundesverband ‚Pro Familia' Gelder zukom-
men zu lassen. der durch seine Ideologie die Grundlage von Familienverantwortung über-
hauptzerstört?“. (S. 85) . . .

Petersen sah sich offensichtlich deshalb dazu berufen‚ einen eigenen Vorschlag zur Novellie-
rung des geltenden @ 218 StGB zu formulieren und unter dem Titel
„Entscheidungsfreiheit und Widerstand für das Leben“ im „Deutschen Ärzteblatt“ zu veröf-
fentlichen.

Rechtstheoretisch wie praktisch ist der Vorschlag Petersens nur als Humbug zu qualifizieren
und — so sieht es Dr. Theissen — als Ausdruck heftiger Bestrafungsphantasien des Professors:
„Abtreibung ist, wenn sie bis zum 3. Monat nach der Empfängnis (durch einen Arzt) vorge-
nommen wird, für die Schwangere und die helfenden Ärzte straffrei, wenn die Schwangere
die Absicht, abzutreiben, innerhalb von einem Monat nach der Empfängnis dern Vormund-
schaftsgericht angezeigt hatte und bis zum Beginn des dritten Monats keine natürliche Person
(im Alter von 25—60 J ahren) sich verbindlich bereit erklärt hat, das Kind nach der Geburt zu
adoptieren (. . .).

In allen anderen Fällen ( mit Ausnahme von Bedrohung des Lebens oder drohender schwerer
Gesundheitsschädigung für die Schwangere) wird Abtreibung mit Freiheitsstrafe bestraft.
Der Versuch ist strafbar. Für Mittäter beträgt die Freiheitsstrafe mindestens 1 J uhr“. Glaub-
haftmachung: P. Petersen „Entscheidungsfreiheit und Widerstand für das Leben“ — in: Deut-
sches Ärzteblatt Nr. 7/1978, Seite 374 ff.

. Wie folgenschwer die von Petersen selbstgerecht vertretene Auffassun g von Indikations-Stel-
lung und Schwangerschafts-Beratung sein kann, belegt ein von ihm beschriebener ,„Fall“ aus
eigener Praxis:

„Eine 17jährige junge Frau in der 10. Schwangerschaftswoche kommt zu mir mit dem Wunsch
nach Abtreibung: sie stammt aus einer Scheidungsehe. hat sich mit Mühe aus der Drogen-
szene befreit, wo sie mehrere Monate lang untergetaucht war, und ein Suizidversuch lag erst
kurze Zeit hinter ihr. Also ein außerordentlich labiler Mensch. Der 22jährige Freund. von
dem die Schwangerschaft stammt, hat sie vor die Wahl gestellt: ‚entweder treibst Du das Kind
ab, und dann bleibe ich noch zwei Monate bei Dir. um Dich zu trösten: wenn Du das Kind zur
Welt kommen läßt, verschwinde ich sofort!“ Sie gab ihm daraufhin zwar den Laufpuß —— aber
damit war sie auch mutterseelenallein. denn ihre Mutter und ihr Stiefvaterwünschten die Ab—
treibung. Hier lag die psychiatrische Indikation zum Schwangerschaftsabbruch vor.
Bevor ich entsprechende Schritte einleitete, fragte ich die junge Frau. ob sie schon einmal ir-
gendetwas für das Kind empfunden habe. Da kam mit außerordentlicher Klarheit und Sicher-
heit hervor. sie habe sich wochenlang auf das Kind gefreut —- aber sie könne es jetzt nicht mehr
verantworten, diesem Kind das Leben zu schenken. Auf meine weitere Frage, unter welchen
Umständen sie daran denken könne, das Kind kommen zu lassen, antwortete sie überra-
schend präzise mit 3 Forderungen: nach einer Zusicherung des Arbeitgebers, daß sie ihre
Lehre fortsetzen könne: nach einem menschlichen Beistand während Schwangerschaft und



Stillzeit; nach finanzieller Unterstützung für den Fall, daß sie ihr Elternhaus verlassen müsse.
Alle 3 Forderungen ließen sich mit Hilfe der kirchlichen Beratungsstelle Provita innerhalb
von 24 Stunden garantieren. Daraufhin entschied sich die junge Frau zum Austragen der
Schwangerschaft (. . .).

Jetzt nach 1 1/2 J ahren erfahre ich von ihrem Tod — es sieht nach Freitod aus. Ich war sehr be—
troffen bei dieser Nachricht, und ich dachte sofort daran, daß ihr Kind womöglich zuviel für
diese zarte Seele gewesen sei. Ich wähnte das Schicksal dieser Frau einigermaßen gefestigt —
aber mein Wähnen stellte sich als Wahn heraus“. (Petersen-Buch. Seite 175/176; 182).
Dem soll nicht widersprochen werden.

III.

Die dargelegten und belegten Tatsachen begründen nicht erst in ihrer Gesamtheit die Sorge
Dr. Theissens, die drei abgelehnten Richter und der von ihnen als Sachverständige vorgesehene
Professor Petersen seien befangen, hätten jede Distanz und Zurückhaltung fahren lassen und
seien voreingenommen gegenüber Dr. Theissen und seiner Berufsauffassung und —tätig-
keit. . . .

Dr. Theissen möchte nicht mißverstanden werden: Professor Petersen hat selbstverständlich als
Hochschullehrer das in Art. 5 Abs. 3 GG — hier wohl eher Kunstfreiheit — verbriefte Rechte,
seine Vorstellungen und Thesen zu propagieren. Die Anforderungen, die an einen vor Gericht
auftretenden Sachverständigen zu stellen sind, erfüllt Professor Petersen wie ausgeführt hinge-
gen nicht.

Die hierfür von Dr. Theissen geltend gemachten Gründe treffen umgekehrt auch die abgelehn-

ten drei Richter der Strafkammer selbst, die für die Bestellung Professor Petersens verantwort-

lich sind. Der Vorsitzende Richter hat Professor Petersen in Kenntnis seiner Arbeit und Affekte

ausgewählt und geladen. Die Richter Ott und Heinrich schließlich haben diese Entscheidung

mitzuverantworten:

Entweder, so muß Dr. Theissen befürchten, haben sie den Vorsitzenden hierbei eigenmächtig

gewähren lassen, weil es für sie in diesem Verfahren ohnehin nichts mehr zu beraten gibt: oder

aber sie haben den Vorschlag und die Entscheidung des Vorsitzenden, ausgerechnet Professor

Petersen zu laden, ausdrücklich gebilligt und mitgetroffen.

Dieser Sachverständige. so muß Dr. Theissen bei alldem befürchten, spreche den 3 abgelehnteu

Richtern sozusagen aus dem Herzen. bringe zum Ausdruck, was selber in der Hauptve1‘handlung

auszusprechen den abgelehnten Richtern (noch) nicht opportun erscheint.

Angesichts des dargelegten Hin- und Hers bei der Formulierung der Professor Petersen vorge-

legten Fragestellungen muß Dr. Theissen zudem besorgen, der Vorsitzende habe entweder den

Überblick darüber verloren, was noch aufklärungsbedürftig ist. oder sei fixiert darauf, Professor

Petersen — zu welcher konkreten Fragestellung auch immer — in dem vorliegenden Strafverfah-

ren unbedingt und zu einem ihm überlassenen Termin zu hören. Hierfür spricht die Tatsache,

daß der Vorsitzende, entgegen seiner Ankündigung, es unterließ, Professor Petersen entspre-

chende „konkrete Prozeßunterlagen" zu übersenden.

Dr. Theissen muß schließlich zur Kenntnis nehmen. daß der Vorsitzende am 15. Dezember 1988

— nachdem also bereits mehr als 40 Zeuginnen in der Hauptverhandlung vernommen worden wa-

ren, von Professor Petersen Aufklärung darüber erbittet und erwartet. was „von der Aufgaben-

stellung des Gerichts aus“ bei „der Vernehmung von Zeuginnen zu beachten" sei, die einen

Schwangerschaftsabbruch hinter sich haben.“ . . .

gez. Dr. Cobler, Rechtsanwalt 3- März 1989
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Soviel Mühe war aufgewendet worden, und schließlich war der Prozeß zuende, bevor Petersen vor
Gericht erscheinen konnte.

Die Verteidiger mochten das Verfahren nicht durch Bestellung weiterer GutachterInnen oder durch
eingehendes Befragen der Sachverständigen verlängern.
Die ungewöhnlich hohe Zahl Sachverständiger in diesem Verfahren gibt Anlaß zu der Frage, ob hier
der Anschein besonderer Gewissenhaftigkeit erweckt werden sollte. Was sollte von wem in welcher
Weise erklärt werden? Oder ging es um Prozeßverlängerung, ein Hochtreiben der Kosten zu Lasten
des Angeklagten? Der Versuch einer Klärung zahlloser unnötiger Detailfragen durch das Gericht
läßt allenfalls auf dessen Faszination am Thema schließen, auf den Wunsch, alles erklären zu kön-
nen, Frauen in Sachen Abtreibung „dingfest“ zu machen.

Plädoyers der Staatsanwälte

Das abschließende Plädoyer der Staatsanwälte Krause und Kreuzpointner fand am 14. April 1989 statt.
' Nach telefonischer Auskunft des Leitenden Oberstaatsanwalt Peter Stöckle liegen die Ausführun-

gen nicht schriftlich vor und sind auch nicht auszugsweise direkt bei den Herren erhältlich. Es han—
dele sich urn interne Aufzeichnungen, die durch die Anwesenheit von Zuhörerlnnen öffentlich wür-
den, die sich Notizen machen könnten.

Renate Sadrozinski: Notizen zu den Plädoyers der Staatsanwaltschaft, 14. April 1989

Über neun Stunden tragen Herbert Krause und Dr. Johann Kreuzpaintner vor, 79 „ Fälle“ stehen nach
den Einstellungen vom 10. April 89 noch zur Anklage. Zunächst begründen sie die Notwendigkeit,
den Angeklagten zu verurteilen, mit einer tendenziösen Auslegung des Verfassungsgerichtsurteils zur
Fristenregelung vom Februar 1975. Das Gesetz, nach dem Dr. Theissen verurteilt werden soll, der
Strafparagraf 218 wurde 1976 erlassen — darauf beziehen sie sich nicht. Danach tragen die beiden
Staatsanwälte stehend immer abwechselndjeweils 5 „ Fälle “ vor und nennen jeweils am Ende das „ an-
gemessene” Einzelstrafinaß. Eine Pause machen sie nicht. Sie tragen vor, eilig, rnit Hohn und Spott in
der Stimme, mit persönlichen und groben Ausfällen gegen den Angeklagten und die Zeuginnen, ihre
Männer und ihre Familien.

Das Publikum — Presse und private Zuhörerschaft — verfällt nach und nach in entsetztes Schweigen.
Einzelne hilflose Versuche des Protests — türeknallendes Hinausstapfen, zaghafte Zwischenrufe — be—
antwortet der Gerichtsvorsitzende mit Ordnungsrufen und der scharfen Drohung, den Saal räumen zu
lassen. ,
Als Maßstab für die Strafanträge nennen die Staatsanwälte immer wieder „ Tod oder Leben“, daS
„höchste Rechtsgut— das Leben “. Sie behaupten, die Notlage einer Frau müsse so sch wer wie drohende
Lebensgefahr wiegen, erst dann sei sie als strafausschließend anzuerkennen. Und um die Indikation

festzustellen, müsse der Arzt „alle relevanten Gegebenheiten aufspüren und erfassen“, und zwar gründ-
lich. Dazu gehören alle Mittel der ärztlichen Erkenntnis: körperliche Untersuchungen, Konsultation von
Hausärzten und Fachärzten, Beiziehung von Krankenunterlagen. Darüber hinaus müsse sich der Arzt
von der Schwangeren Urkunden vorlegen lassen, etwa die Bescheide iiber Arbeitslosengeld oder Sozial-
hilfe, iiber Einkommen oder Sparguthaben, über Miete oder Kreditbelastung. Bei Konflikten müsse er
weitere Personen in das Gespräch einbeziehen, etwa den Ehemann oder den Freund, die Eltern oder
Sch wiegereltern, damit sie auf die Schwangere ein wirken. Auch Auskünfte von Arbeitgebern, Kreditsach-
bearbeitern und Jugendamßpersonen soll er einholen. Ob das alles überhaupt mit seiner ärztlichen
Schweigepflicht vereinbar wäre — dazu äußern sich die Staatsanwälte nicht.
Theissen wird der „Rettungswillen fiir das ungeborene Leben“ abgesprochen, denn er habe aus Ge-
winnstreben den Frauen geholfen und sich dabei nur nach ihren Wünschen gerichtet. Zu seinen Gun-
sten wird eingeräumt, daß er sich den Frauen intensiv zugewendet und ihnen keinen Schaden zugefügt
habe — außer daß er sie in die Kriminalität getrieben habe.
Das Verfahren in dieser, vielfach von der Verteidigung und der Öfi‘entlichkeit geriigte Form sei nüt-
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wendig gewesen — hinter das hohe Rechtsgut „ Leben “ müßten andere zurücktreten, wie etwa die Wah-

rung der Intimsphäre der Zeuginnen. Deren persönliche Vernehmung sei erforderlich, also verhältnis-

mäßig gewesen, da Unmittelbarkeit und Mündlichkeit der Verhandlung gültiges Prinzip im Strafver—

fahren seien. Zum größtmöglichen Schutz der Zeuginnen seien auch nur die erforderlichen Fragen ge—

stellt worden.

In raschem Tempo folgen alle 79 „Fälle“: Abbruchdatum, persönliche Angaben zur Zeugin (nur der

Name fehlt), ihrem Mann oder Freund, ihren Kindern, Eltern und Geschwistern. Häufig werden Be-

ruf, Wohnort und Arbeitgeber genannt—für Leute aus der Gegend müssen viele der Frauen erkennbar

gewesen sein. Der Schutz der Persönlichkeit wird auch hier dem Strafanspruch des Staates untergeord-

net.

Akribisch werden Einkommen, Wohnungsgröße und Ausstattung, Schuldenbelastung, monatliche

Verpflichtungen, Automarke und Kaufpreis, Urlaubsreisen und finanzielle Gewohnheiten der Zeu-

ginnen und ihrer Partner und Eltern aufgelistet, um schließlich daran zu messen, ob die Frau einen

Grund zum Abbruch gehabt habe. Wenn aber eine Frau, 22 Jahre und ledig, deren Freund das Kind

nicht will, vor ihrer Entscheidung eine „ Gewinn- und Verlustrechnung“ aufmacht, in der sie die „Auf-

wendungen und Einbußen “ fiir das zukünftige Kind betrachtet und schließlich zu einem „negativen

Ergebnis fürs Kind “ kommt — dann qualifiziert dies der Staatsanwalt als ein „ Rechenbeispiel, das zu—

tiefst lebensverachtend“ sei. Zehn Monate Freiheitsstrafe soll dies den Angeklagten kosten, da er sich

„ mit dieser widerlichen Haltung gemein “ gemacht habe.

Andere Zeugen wiederum werden wegen ihres „orientalisch-wortrez'chen “ Auftretens verhöhnt,

Frauen werden bezichtigt, wegen ihrer „ vermeintlichen Selbstverwirklichung“ abgetrieben zu haben,

finanzielle Notlagen sind „reine Einbildung“, „psychische Belastungen müssen jedem —auch der Frau

— zugemutet werden“, es wäre „zumutbar gewesen, den Lebensstil zu ändern“ (es handelte sich um

hohe Schulden durch Pferderennen, Geschenke an die Familie im Ausland, andere Spielschulden des

Ehemannes), Armut von ausländischen Familien ist „selbstverschuldet durch die Beschränkung des

eigenen Lebensstandards “ wegen Hauskaufs in der Heimat, den ledigen Frauen (viele von ihnen haben

bereits Kinder) ist „ durchaus zuzumuten, Sozialhilfe zu beantragen “, das sei der „normale Fall der le-

digen Mutter, die steht nun mal in unserer Gesellschaft nicht glänzend da“ und schließlich könne von

der „ werdenden Großmutter ohne weiteres verlangt werden“, das Kind ihrer Tochter aufzuziehen.

War die Frau arbeitslos, dann hätte sie das Kind ja kriegen können, sie hatte doch genug Zeit. Hatte

die Frau Arbeit, dann hätte sie das Kindja kriegen können, sie hatte doch genug Geld, eine Pflegestelle

zu bezahlen. War die Ehe zerrüttet, dann hätte sie das Kind ja kriegen können, weil sie sich ohnehin

nicht mehr nach dem Mann richten mußte. War die Ehe intakt, dann gab es ja keinen Grund zum Ab-

treiben. War der Mann gegen den Abbruch, dann hätte Dr. Theissen ihn anhören und gemeinsam mit

ihm die Frau umstimmen miissen. War der Mann für den Abbruch, dann hätte Dr. Theissen nicht auf

ihn hören sollen. Fährte Dr. Theissen mehrere Gespräche mit der Frau und .‚verordnete“ ihr weitere

Bedenkzez't, dann hätte er schließlich den Abbruch nicht machen diitfen, war er doch offensichtlich

selbst nicht von der Notlage überzeugt. Redete er nur einmal mit der Patientin, zeugte das von unkriti-

scher Wilb”ährigkeit und Gewinnstreben. Hatten Frauen ihre „Familienplanung abgeschlossen “, dann

waren sie kinde;feindlich. Bekamen sie aber nach dem Abbruch ein weiteres Kind, dann war das rück-

wirkend der Beweis, daß damals keine Notlage verlag. Also waren sie lebensfeindlich.

Vieles ist bedrilckend an diesen Plädoyers.

Die Staatsanwälte treten auf, als hätten sie eine persönliche Abrechnung mit dem Angeklagten und den

Frauen zu leisten. Ihre Sprache ist durchsetzt mit zynischen Seitenhieben auf den Angeklagten, auf

Ausländer, auf die Öjffentlichkez't. Dabei sind sie sich der Anwesenheit der Presse offensichtlich be-

wußt; viele ihrer Einlassnngen scheinen geradezu als Schlagzeilen formuliert. Ob der Adressat mög-

licherweise die Justizministerin in München war?

Bedrückend ist vor allem das psychische, soziale und wirtschaftliche Elend eines Teils der weiblichen

Bevölkerung, das in derAufzählung der Staatsanwälte lebendig wird — ein Effekt, dessen sie sich wohl

nicht bewußt sind. Armut, Enge, Einsamkeit, Zukunftsangst, Wohnungsnot, Arbeitslosigkeit, Unter—

bezahlung, Ausbeutung, familiäre Zerrz'itung, Abhängigkeit, Mißtrauen‚ Heimlichkeit, Gewalt,
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Krankheit, Sucht und Schulden in unvorstellbarem Ausmaß. Dazwischen auch eine Ahnung von Fa-

milienzusamrnenhalt und nachbarschaftlicher Hilfe, die wohl die Voraussetzung dafür sind, daß die

Frauen unter diesen Bedingungen überhauptihre Kindergroßziehen können : 55 der Zeuginnen hatten

bis zu ihrem Abbruch zusammen 97 Kinder; danach, bis zu den Vernehmungen kamen noch 16 Kin-

der hinzu.

Und bei allem ging es gar nicht wirklich um die Frauen, ihre Schicksale waren wieder einmal nur Mittel

zum Zweck: sie mußten moralisch und rechtlich abqualifz'ziert werden, damit Dr. Theissen schuldig

erscheinen konnte. Keine einzige Notlage konnten die Staatsanwälte erkennen, selbst „beim besten

Willen “ nicht. Jedem Abbruch wurde ein bestimmtes Strafmaß zugerechnet, 3 oder 6 oder 12 Monate
— schließlich waren 646 Monate Freiheitsentzug aufgehäuft, das sind 53 Jahre und 10 Monate!

Der Strafantrag lautete auf 3 Jahre und 6 Monate Gefängnis sowie 3 Jahre Berufsverbot als Frauen-
arzt.

Viele Zuhörerinnen berichteten später, daß sie nach dern — doch tatsächlich unmäßigen — Strafantrag
beinahe erleichtert waren, schien er doch, gemessen an der suggerierten Schuld und den addierten Zah-
len, geradezu milde.

Plädoyers der Verteidiger

Cobler, Fischer und Kreuzer, Theissens Verteidiger, hielten ihre Plädoyers zehn Tage nach den An-
klägern. Während diese fallbezogen plädiert hatten, einigten sich die Verteidiger auf drei themati-
sche Schwerpunkte.

An dieser Stelle fehlt das Plädoyer Sebastian Coblers — eine schmerzliche Lücke. Ausnahmslos alle
bei seinem Plädoyer Anwesenden berichteten von dem hohen menschlichen, fachlichen und sprach-
lichen Niveau, auf dem sich seine Ansprache an das Gericht bewegte.

Susanne v. Paczensky berichtet als Prozeßbeobachterin:

Sebastian Cobler, einer der drei Verteidiger des Dr. Theissen, weist mit Bewegung darauf hin, welch
bedrückende Auskunft über Armut, über familiäre Tragödien und Abhängigkeiten aus den vorge-
tragenen „Fällen“ herauszuhören war. Er wagt es auch‚ den Geist des Richters Ott zu beschwören,
der wegen Befangenheit nicht mehr im Gerichtssaal anwesend, aber doch nicht so leicht zu vergessen
ist. Es gebe wohl keine einzige anerkennbare Notlage als die des „Kollegen Ott‚ der sie sich besorgt
undin Anspruch genommen hat“, als er vor einigen J ahren als wohlbestallter Staatsanwalt für seine
Freundin einen legalen Schwangerschaftsabbruch erlangt habe. Für alle anderen Menschen redu-
ziere sich die Notlage auf einen „buchhalterischen Begrif “, bei dem Sparkassenbücher, Wohnungs-
größe und Besitz eines Autos gemessen werden, um die Zumutbarkeit eines Kindes zu errechnen.
Ein „Mißverständnis“, laut Cobler, das den ganzen Prozeß und auch die vorangegangenen Verfah-
ren gegen die Patientinnen des Arztes geprägt habe. Wenn der legale Schwangerschaftsabbruch von
ökonomischen Bedingungen abhinge. dann wäre die Feststellung geeigneteren Experten übertragen
worden, und nicht dem Arzt, der sich seinem ärztlichen Verständnis entsprechend eher mit der see-
lisch-körperlichen Verfassung der schwangeren Frau und dem Tabubereich Sexualität befassen
könne. . . .“ (Zeit, 28.4.1989).

Cobler verfügt, da er frei sprach‚ nicht über eine Niederschrift, gab jedoch für diese Dokumentation
einige Stichworte. Er legte das Schwergewicht seines Plädoyers auf die „ärztliche Erkenntnis“ und
auf das Problem der Verwendung von Daten aus einer beschlagnahmten PatientInnenkartei. Die
Argumentation zu dem zweiten Thema folgte seinem Antrag vom 8. September 1988 (s. S. 116).
Hinsichtlich der „ärztlichen Erkenntnis“ legte Cobler den strukturellen Unterschied dar, der zwi-
schen dem persönlichen Gespräch eines Arztes oder einer Ärztin mit ihrer Patientin in der Praxis
und dem Gespräch mit einer Frau vor Gericht besteht. In der Arztpraxis könne — so Cobler — eine
vertrauensvolle Atmosphäre entstehen; vor Gericht sei dies ausgeschlossen. So werde beispiels-
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weise die Zeugin durch die Belehrung regelrecht bedroht: Im Fall der Nichfaussage werde ihr Beu-

gehaft angekündigt, bei Falschaussage ein Meineidsverfahren. Ein Indikationsgespräch sei demge-

mäß im Gericht55aa1 nicht nachvollziehbar. Das Gericht sei selbstverständlich befugt, zu prüfen, ob

ein Arzt oder eine Ärztin bei der Indikationsstellung „geschlampt“ habe; aufgrund der strukturellen

Unterschiede jedoch könne ein Gericht nicht die „ärztliche Erkenntnis“ ersetzen.

Susanne v. Paczensky:

„ . . . Dr. Theisscn, so schließt Sebastian Cobler die Reihe der Plädoyers —muß freigesprochen wer-

den: Er hat in keinem Fall leichtfertig gehandelt, keinerlei medizinische Fehler begangen, nichts

ohne Einwilligung der Patientin unternommen und ist deshalb im Hauptanklagepunkt, der den

rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruch betrifft, unschuldig. Die Verstöße gegen formale Vor-

schriften, vor allem das Versäumnis. die Frauen zur Beratungsstelle zu schicken, werden nicht be—

stritten, aber von der Verteidigung mit der Rücksichtnahme auf die Patientin begründet. Daher sei

anstelle einer Strafe eine Verwarnung ausreichend.

Unbewegt hören es die Staatswanwälte, die sonst öfter ein spöttisches Mienenspiel zeigten, wenn ih-

nen Rechtsbrüche oder Menschenverachtung vorgeworfen wurde. . .“(a.a.0.).

J ürgen Fischer beleuchtete die Probleme, die tragenden Gründe des Urteils des Bundesverfassungs-

gerichts von 1975 auf die Rechtspraxis der Indikationsregelung anzuwenden, und ging dabei eben-

falls auf die „ärztliche Erkenntnis“ bei der Notlagenindikation ein. Er plädierte auf Freispruch sei-

nes Mandanten.

Wolfgang Kreuzer untersuchte in seinem Plädoyer die beiden Begriffe der „ärztlichen Erkenntnis“

und der „Notlagenindikation“. Er beantragte ebenfalls Freispruch.

Plädoyer von Dr. Jürgen Fischer. Frankfurt.

in Sachen Dr. Horst Thcissen

vor dem Landgericht Memmingen vom 24. 4. 1988

1. Der Vorwurf, Dr. Theissen habe Schwangerschaflcn unterbrochen, ohne daß Indikationen

vorgelegen hätten, versucht, eine spezifische Weltanschauung mit den Mitteln der Strafjustiz

durchzusetzen. Dabei werden Argumentationsmuster in Dienst genommen. die der Zeit der

Auseinandersetzungen um die Reform der && 218 ff. StGB entstammen, mit der gegenwärtigen

Rechtslage aber nur wenig zu tun haben. Angriffszicl ist teils erklärtermaßen. teils unausgespro-

chen die Notlagenindikation. Unter der Flagge vermeintlichen Lebensschutzes wird schon die

Möglichkeit bedcnkc1mvcrtcr Not bestritten. indem die Schwangere auf die vermeintliche Si—

cherheit ihrer ökonomischen Existenz im Sozialstaat reduziert und gleichzeitig das Leben eines

Kindes als ein Vcrteilungsproblem des Staatshaushalts angesehen wird. Der beabsichtigte Nach-

weis lückenloscr Versorgung war das beherrschende Thema dieses Verfahrens. Es hätte binnen

drei Prozeßtagen beendet warden können, wenn nicht dem Versuch Raum gegeben worden

wäre. jener Ideologie vom Staat als dem versorgcndcn Vater seiner großen und kleinen Kinder

Platz zu schaffen.

Die juristisch-dogmatischc Ausei1mndersetzung r_n_gß hierbei „unter die Räder“ kommen. Dies

überrascht nicht und hat auch überhaupt nichts Neues in sich.

Sämtliche Argumente zu den rechtlichen Fragen des Schwangerschaftsabbruchs sind ausge-

tauscht. Sie wiederzubeleben ist nichts weniger als Anachronismus. Im Folgenden soll lediglich

ihr Ansatz noch einmal nachvollzogen werden. Dabei ist es sinnvoll. sich der Diskussionen um

das 15 . Strafrechtsänderungsgesetz mit seiner jetzt geltenden Reform der ‚S5 218 ff. StGB zu erin-

nem.
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Dieses Gesetz war kaum unterschrieben, als schon versucht wurde, durch Interpretation seiner
Wirksamkeit Einhalt zu gebieten. Auch dies überraschte nicht, wenn man sich nur vergegenwär-
tigte, daß einer gesetzgebenden Mehrheit. die die Fristenlösung wollte, eine konservative Mehr-
heit der mit den Problemen des Schwangerschaftsabbruchs beschäftigten Fachkreise: die organi-
sierten Ärzte, die Strafrechtslehrer und nicht zuletzt auch die organisierten Richter gegenüber-
stand (vgl. DRiZ 75, 397). Da jedoch auf politischer Ebene die Bestrebungen erfolglos blieben,
das Rad wieder zurückzudrehen, sammelten sich vor allem hinter den Juristen alle diejenigen.
die in der akuten Auseinandersetzung — im parlamentarischen Gesetzgebungsprozeß unterlegen
waren, sich hiermit jedoch niemals abfanden. Die Auslegungskunst der Rechtswisscnschaft
sollte die Instrumente dafür liefern, eine unerwünschte Wirklichkeit zu verändern.
Einer der ersten, die in diesem Interesse tätig wurden, war der Heidelberger Professor Karl
Lackner. Er veröffentlichte im Juli 1976 in der einflußreichen juristischen Fachzeitschrift NJW
einen Artikel. auf dessen Erwähnung noch heute keine Kommentierung verzichtet.
Da diese Veröffentlichung, wie ich meine. an Vollständigkeit, Transparenz und an Einfluß noch
heute allen nachfolgenden Arbeiten überlegen ist, lohnt es sich, die darin enthaltenen Argumen—
tationslinien noch einmal an dieser Stelle nachzuvollziehen. Wesentliche Argumente der Staats-
anwaltschaft finden sich hierin ebenso wieder, wie — soweit es die Arbeit am Gesetz betriff — de-
ren Richtigsteilung. \
2. In diesem Aufsatz wird nicht versäumt, als Beleg für die ganz besondere Bedeutung der Aus-
führungen, auf die Kompetenz des Autors aus seiner beruflichen Herkunft und auf seine Zielset-
zung hinzuweisen. Er, Lackner, sei „eine ganze Anzahl von J ahren“ Referent in der Strafrechts-
abteilung des Bundesjustizministeriums gewesen. Seine Tätigkeit dort habe von 1950 bis 1963 ge—
dauert (vgl. NJW 76, 1234), die Zeit der .,Nachkriegsepoche“ — des Regierungsstils Adenauers.
Ihm liege jetzt daran, so führt Lackner aus, „die Praxis mit der neuen Gesetzlage vertraut zu ma-
chen“ (a.a.0.).

So einfach geht ihm dies -— das delikate Thema verbietet es — aber nicht von der Hand. Ehe sich
die Gesetzesmaterie eröffnet. bedarf es einer persönlichen Erklärung. Darin wird jedoch nicht
etwa erklärt: ich bin mit diesem Gesetz überhaupt nicht einverstanden, halte es für politisch un-
tragbar, für verfassungswidrig und für moralisch verwerflich. Der Ansatzpunkt wird geschickter
gewählt: Lackner verpackt seine ganz unjuristische, nämlich politische Angriffsrichtung gegen
das ihm unwillkommene Gesetz mit vorgeblicher Trauer über den Verlust der Voraussetzungen
gesetzgeberischen Handelns. Dessen „selbstverständliche Grundmaxime“ sei bislang gewesen,
„bei der Vorbereitung strafrechtlicher Normen und ihrer Diskussion im Gesetzgebungsverfah-
ren auf einen breiten parlamentarischen Konsens und nach Möglichkeit auf eine einstimmige
Verabschiedung in den gesetzgebenden Körperschaften hinzuwirken“ (a.a.0).
Dies zu beherzigen. sei aber auch noch heute ‚.unabweisbare Notwendigkeit“. Demi „Die Wirk-
samkeit des Strafrechts hängt ganz entscheidend davon ab, wie weit es ihm gelingt. (. . .) inte-
grierende Kraft zu entfalten und den Bürger nicht lediglich durch Angst vor Strafe, sondern
durch innere Anerkennung der Norm zu rechtstreuem Verhalten zu motivieren.“ (a.a.0.)
Diese Basis sei gerade bei der Gesetzgebung der noch zu erörternden Regeln der && 218 ff. StGB
verlassen worden. Hier „wurde (. . .) die bis zuletzt fortbestehende Polarisierung durch den
Machtanspruch der Mehrheit überwunden“.
Derartige Gesetzgebung erweist sich ihm deshalb als „Umsturz“ bzw. als „Waffe in der Hand der
Mehrheit“ (a.a.0.. S. 1235), bei deren Einsatz Hinnahmebereitschaft gar nicht erwartet werden
kann.

Wie soll denn auch -— so Lackner — „der einzelne Bürger zur inneren Bejahung dieser Ordnung
kommen, die er letztlich nur vom Zufall augenblicklicher politischer Machtverhältnisse abhän-
gig sieht?“ (a.a.0.)

Alles dies mutet nur dann merkwürdig an, wenn man das Ziel Lackners nicht ernst nimmt, die
Prams in die neue Gesetzeslage einzuführen. Hierzu gehört das Motto: niemals vergessen,
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immer daran denken — die Politisierung und Ideologisierung der Gesetzesgrundlagen bei der Ge-

setzesauslegung.

Die Klage über die Polarisierung der Parteien in einem Gesetzgebungsprozeß kann aber gerade

in diesem Zusammenhang nur schwer ernst genommen werden, wenn schon der überkommene

Gesetzcszustand Grund der Polarität war. Eine Übereinkunft war (und ist) in diesem Bereich

überhaupt nicht abzusehen. Sämtliche Reformbemühungen. die jahrzehntelang angestrengt

wurden. waren gescheitert. Lediglich — wenn man so will -— „der Zufall politischer Machtverhält-

nisse“ (a.a.0. S. 1235) hatte einen Gesetzgebungszustand stabilisiert, der selbst nur noch ein

bloßes Machtsymbol, von der Realität aber längst überholt worden war. In diesem Zusammen—

hang ist es eher ein Kampfesruf auszugeben. Strafrecht könne und müsse wohl verstanden „eine

im Kern konservative Ordnung sein“ (a.a.0.).

Mit dieser These wird an der Geltungskraft des alten Gesetzeszustandes festgehalten, indem sei-

ner Reform die Legitimation bestritten wird. Zu rechtfertigen hat sich die Veränderung, nicht

aber die überkommene Gesetzessituation. deren Gültigkeit aus sich heraus behauptet wird.

Auf sie zurückzuführen. ist das Bestreben nicht nu1‘Lackners geworden. Sie ist Inhalt der Kom—

mentarliteratur, die nur deshalb so lange unbeachtet bleiben konnte, weil sich die Lebenswirk-

lichkeit um sie nicht scherte und weil die Rechtspraxis mangels Masse sich um sie nicht scherte.

Dies soll jetzt anders werden. Hierfür soll das Verfahren gegen Dr. Theissen ein Pilotprojekt

sein.

3. Der hier erhobenen Anklage liegt eine Gesetzesauslegung zugrunde, die von den üblichen In-

terpretationsansätzen der Juristen abweicht: neben die Methoden der historischen, systemati-

schen und grammatikalischen Interpretation tritt hier die ..korrigierende“ Auslegungsmethode.

Das Gesetz wird nicht etwa nach dem Willen des Gesetzgebers. sondern nach dem Willen der

Gesetzesinterpreten ausgelegt.

Dabei wird allerdings üblicherweise - wir folgen wieder Lackner — nicht verkannt‚ daß der Ge-

setzgeber nach dem Scheitern der Fristenlösung interessiert war, den ihm „verbliebenen Spiel-

raum so weit wie nur irgend möglich auszuschöpfen“ (a.a.0.‚ S. 1233).

Dies kann überhaupt nicht zweifelhaft sein und bedarf nur einfachen Menschenverstandes: der

im juristischen Streit unterlegene Beteiligte sieht sich an, was von seinem ursprünglichen Pro-

gramm übriggebliebeu ist und versucht innerhalb der ihm gesetzten Grenzen von diesem Pro-

gramm zu retten, was noch zu retten ist.

In diesem Zusammenhang ging es vor allem darum, weiterhin eine Strategie de1*fixglgi_nuir@sig

Lu_ng in einem Bereich gesellschaftlicher Wirklichkeit zu verfolgen, in der die geltenden Strafge-

setze ihre Wirksamkeit verloren haben. Weshalb sich ein kriminalisierender, die Schwanger-

schaftsunterbrechung in die Illegalität verweisender „Strafschutz“ des ungeborenen Lebens

nicht durchsetzen läßt, hatte das Bundesvcrfassungsgericht unter Bezugnahme auf die Sachver—

ständigen des Sonderausschusses des 17. Bundestages im Tatbestand des Urteils vom 25. 02.

1975 mitgeteilt: „Eine schwangere Frau. die ihre Schwangerschaft abbrechen will, wird dies in al-

ler Regel tun. ohne Rücksicht auf das Strafgesetz. Sie wird i_iu‘gg_e_mFall einen Weg finden, einen

Abbruch zu erreichen. Die Ursachen der Wirkungslosigkeit der Strafvorschrift wurden u.a. von

den Sachverständigen ( . . .) überzeugend damit erklärt, daß die Entscheidung zum Schwanger-

schaftsabbruch in aller Regel einer schwerwiegenden Konfliktsituation entspringt und in den

Tiefen der Persönlichkeit getroffen wird, die eine Strafdrohung nicht zu erreichen vermag.“

(BVE1fGE 39, 1, 16)

Selbstverständlich hatte sich durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts an 919395 Erkennt-

nis nichts geändert. Sie ist noch heute gültig.

Dh. der Gesetzgeber blieb jenseits der Diskussion: Lebensschutz gegen Selbstbestimmungs-

recht. weiterhin daran interessiert, Handlungen unbedroht zu lassen. die ohnedies vom Straf-

recht nicht erreicht werden. Das beinhaltet eine relativ einfache Erkenntnis. die in diesem Ver-

fahren u.a. vom Sachverständigen Dr. Schuth erneut vermittelt wurde: man muß den Willen der
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Frauen, die Schwangerschaft zu unterbrechen. ernstnehmen.
Diese aus der Praxis, aus der Lebenswirklichkeit gewonnene Notwendigkeit. die „primäre Ak-zeptanz“ (Schuth) gegenüber der abbruchwilligen Schwangeren, hat zu einer grundsi-itzliehen
Umorientierung geführt: Nach dem 15. Strafrechtsänderungsgesctz wird gerade nicht mehr von
..Abtreibung“ gesprochen und diese unter Strafe gestellt. sondern von einem Tatbestand des„Abbrechens der Schwangerschaft“.
Hierbei wurde zweifellos eine Pcrspektivverschiebung vorgenommen: vom Schutzgut „ungebo-renen Lebens“ auf die Willensbetätigung der Schwangeren. Schon dies hat einen Sturm von Ent-rüstung entfacht, sei doch der vom Bundesverfassungsgericht verlangte grundsätzliche Vorrangdes ungeborenen Lebens hierin mißachtet.
Und auch im hiesigen Verfahren bewegte man sich in diesem Sturm‚ indem dieser Perspektivän-derung eine Grenze gesetzt werden soll. So wird die Anklage u.a. damit begründet, Ahbrüeheseien nur dann gerechtfertigt, wenn es sich um ..Extremfälle" handele. Es reichten hierfür nichteinmal „Gesichtspunkte der Familienplanung oder die Angst vor sozialer Diffamierung beinichtehelicher Geburt (aus)“ ( Anklage S. 12).

Beides sind aber geradezu klassische Beispiele der geschützten Willensfreiheit in einem Ent-scheidungsprozeß, die u.U. den Abbruch bestimmen können.
Lackner und die ihm folgenden Interpreten und Gesetzesanwender begehrcn — man möchte sa-gen: natürlich —- hiergegen auf. Im Gegensatz zur Staatsanwaltschaft wird allerdings verdeutlicht:dem Gesetz (!) sei hierin zu widersprechen (a.a.0., S. 1235).
Das ist aber nicht leicht zu begründen, wenn jemand nicht nur eine grundsätzliche Abhandlungvorlegt, sondern „die Praxis mit dem neuen Gesetz vertraut machen“ will oder wenn gar vorge-geben wird, man sei mit diesem Gesetz vertraut und wende es nur praktisch an. Lackner undseine Kollegen entledigen sich dieses Problems in geradezu verblüffender Weise. Sie weigernsich, die Umformulierung des Tatbestandes überhaupt nur ernst zu nehmen und rühmen die Prä-zision des alten Gesetzeszustands. Dessen Vortrefflichkeit erweise sich „überzeugend daran.daß alle Erläuterungen zu @ 218 n.F . an die bisherige Auslegung anknüpfen“.Deshalb müsse man das Gewicht des Tatbestands im Rückgriff auf die alte „Abtreibungs-Pcr-spektive“ „in den neuen Text hineininterpretieren“ (a.a.0.‚ S. 1235).

Schon bei Kenntnisnahme des Tatbestandes findet erklärtermaßen statt. was eingangs behauptet

Es wird überhaupt nicht ein neues Gesetz ausgelegt. Die Praxis soll vielmehr damit vertraut ge-macht werden. wie die Reform unterlaufen werden kann, indem man nur auf frühere Interpre-tationen zurückgreift. Dies — so wiederum Lackner — sei gerechtfertigt, denn das neue Gesetz„kaschiert in Wahrheit nur das Gewicht des Vorgangs, der in erster Linie Tötung werdenden Le-bens bedeutet und nur aus der Sicht der mitgeschützten Frau als Abbruch der Schwangerschafterscheint“ (a.a.0.‚ S. 1235 f). Diese Auffassung mag man vertreten. Nur kann man sie nicht alsInterpretation eines Gesetzes, das möglicherweise ,.ungewollt" in Kraft getreten ist. ausgeben.Immerhin erstaunt es, wenn eine derartige Interpretation. nicht einmal zwei Monate nach In-krafttreten des Gesetzes, die breite Zustimmung „aller Erläuterungen“ für sich reklamiert. Er—forderlich ist eine derartige Bezugnahme aber. wenn man die Erfolgsleiter von einer Meinungzur herrschenden Meinung bis hin zur allgemeinen Meinung erklimmen will. Derartige Schnell-schüsse erregen indes einen Verdacht. der sich schnell bestätigt:
Lackner bezieht sich für die E111helligkeit der von ihm vertretenen Auffassung auf die Kommen-tierung im Schönke/Schroeder, 18. Auflage. und im Dreher. 36. Auflage. Die eine erschien imNovember, die andere im Dezember 1975; das Gesetz wurde aber erst ein halbes Jahr später, am18. 5 . 1976, verkündet.
Ein Schelm, wer sich dabei etwas denkt.
Selbstverständlich kann die Staatsanwaltschaft diese Vorwurfshaltung nicht teilen. Sie müßtedann nämlich ihre Anklagevorwürfe gegen den Gesetzgeber richten und würde dabei das Forum
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des gerichtlichen. an das Gesetz gebundenen Verfahrens verlieren. Sie hat deshalb versucht,

durch ..Scheininterpretation“ Einklang mit der Gesetzeslage vorzugeben und versucht, diese auf

einen Zustand zurückzuführen, der in Teilen noch hinter die Entscheidung des Reichsgerichts

vom 11. 03. 1927 (RGSt 61. 242ff) zurückfällt, durch die nach dem Kriterium des übergesetzli—

chen Notstands wenigstens die medizinische Indikation als rechtsmäßig angesehen wurde.

4. Verfolgt man nicht das Ziel der Gesetzeskorrektur, bleibt dennoch unbestritten, daß das Bun—

desverfassungsgericht mit seinem Urteil vom 25. 02. 1975 die Gesetzgebung maßgeblich beein—

flußte. Allerdings ist auch eine vom Bundesverfassungsgericht geäußerte Meinung nicht das

Maß aller Dinge. Das Bundesverfassungsgericht ist vor allem nicht selbst Gesetzgeber.

Die Grenze der Wirksamkeit seiner Urteile ergibt sich aus der Veränderlichkeit dort vertretener

Auffassungen einerseits — dies kann hier vernachlässigt werden -—, aus der gesetzlichen Bestim-

mung seiner Kompetenz andererseits und schließlich auch aus der Gestaltungsfreiheit des Ge-

setzgebers.

Mit Gesetzeskraft hat das Bundesverfassungsgericht hiernach die Bestimmung des 5 218 a StGB

insoweit für verfassungswidrig und nichtig bestimmt, als in dieser Vorschrift die Schwanger—

schaftsunterbrechung innerhalb der 12-Wochen—Frist generell erlaubt wurde. Hierzu ist das

Bundesverfassungsgericht durch 5 31 Abs. 2 BfVerfGG ermächtigt.

Damit ist aber noch nicht mehr gesagt. als „daß ein Bundesgesetz desselben Inhalts nicht noch

einmal von den gesetzgebenden Körperschaften beraten, beschlossen und vorn Bundespräsiden-

ten verkündet werden kann“ (BVerfGE 1, 14, 37: 47, 146, 1651": 69, 112, 115 und 119).

Das ist unstreitig auch nicht geschehen. Die .,pure“ Fristenlösung kann es nach dem erwähnten

Urteil des Bundesverfassungsgerichts vorbehaltlich einer dort stattfindenden Meinungsände-

rung nicht mehr geben.

Der Gesetzgeber hat dies aber auch nicht versucht. Er hat bekanntlich unter Berücksichtigung

der Meinung des Bundesverfassungsgerichts die Fristenlösung durch ein Indikationsmodell er—

setzt.

Alles andere, insbesondere die Frage der Reichweite der Urteilsgründe, ist streitig (vgl.

BVerfGE 15. 105. 111). Insoweit hat das Bundesvert‘assungsgericht mit gutem Grund vermie—

den, selbst mehr zur Bestimmung des % 31 Abs. 1 BVerfGG auszusagen. wonach Verfassungsge—

richtsentscheidungen bindende Wirkung für andere Verfassungsorgane ausübten. Das gilt zwei-

fellos nicht für jede Begründung. Vielmehr hat das Bundesverfassungsgericht an anderer Stelle

die bindende Wirkung seiner Entscheidungsgründe selbst soweit reduziert daß ihr Umfang auf

die Nichtigkeitserklärung eingeschränkt wurde: „Ein Urteil, das ein Gesetz für nichtig erklärt,

hat nicht nur Gesetzeskraft. sondern es bindet auch gem. % 31 Abs. 1 BVerfGE mit den tragen-

den Entscheidungsgri'mden alle Verfassungsorgane des Bundes derart, daß ein Bundesgesetz

desselben (!) Inhalts nicht noch einmal erlassen werden kann“ (BVerfGE l. 15, 36 f; 20, 56, 87;

69. 92, 103 = 2. Parteienfinanzierungsurteil).

Das heißt, in die prinzipielle Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers greift das BVerfG insoweit

ein. als es ein konkretes Gesetz — die Fristeniösung — für verfassungswidrig und deshalb für nich-

tig erklärt. Durch die tragenden Entscheidungsgründe -— sie sind in unserem Fall durch die Leit-

sätze zusamrncngefnßt —- soll die Inhaltsgleichheit durch bloße Umformulierung verhindert wer-

den. J edoch ist hiermit überhaupt nichts über eine gesetzliche Neufassung ausgesagt. die auf an—

derem Weg versucht, der früheren Zielsetzung möglichst nahezukommen. Wie es um dessen

Verfassungsmäßigkeit, d.h. um die Verfassungsrnäßigkeit der Bestimmungen des 15. Straf-

rechtsändcrungsgesetzes bestellt ist. läßt sich diesem Gesetz vielleicht kritisch entgegenhalten.

Seine Wirksamkeit wird dennoch durch die einem anderen Gesetz geltenden Entscheidungs—

gründe überhaupt nicht eingeschränkt.

Hiernach wäre es völlig falsch, das Urteil des Bundesverfassungsgerichts in E 39. lff als den Hort

der Weisheit und Wahrheit. als Nachschlagewerk zu den Fragen zu behandeln, wann ein

Schwangerschaftsabbruch gerechtfertigt sei und wann nicht. Alles. was über ein bloße W1eder-
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holung des für nichtig erklärten Gesetzes‚ d.h. die Fristenlösung, hinausgeht. bleibt dem Gesetz—geber erlaubt. Seine Gestaltungsfreiheit geht soweit. daß er grundsätzlich kompetent bleibt,auch das Verfassungsverständnis aus jener Entscheidung nicht zu teilen und sogar zu riskieren,eine der angestrebten Lösung vergleichbare Gesetzgebun g horvorzubrin gen.Unter dieser Voraussetzung ist die geltende Gesetzgebung auszulcgen. Es ist dagegen unzutrcf-fend, die Auslegung des neuen Gesetzes dem Urteil des Bundesverfassungsgcrichts vom 25. 02.1975 zu entnehmen, welches hierüber überhaupt nichts aussagtc bzw. aussagen konnte.Nicht einmal das Bundesverfassungsgericht verlangt dies. Es hat deshalb ausdrücklich daraufhingewiesen, daß selbst seiner zentralen These von der Erforderlichkeit eines ..Strafschutzcs“

Das heißt, mit jeglichem Strafverlangen im Zusammenhang mit Schwangerschaftsabbrüchenkann man sich auf alles berufen, nur nicht auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts.

schlossen. Nach allgemeiner Meinung gehe es sehr wert; sogar so weit, daß deshalb die erneuteNormenkontrolle des Bundesverfassungsgerichts beantragt werden könnte. Lediglich gesell-schaftspolitische Erwägungen hielten hiervon ab (vgl. für alle, Lackner. a.a.0.. S. 1244).Jenseits der Kritik ist aber davon auszugehen, daß die wichtigsten Indikationen. insbesonderedie Notlagenindikation, vom Bundesverfaswngsgericht durchaus selbst in Erwägung gezogenwurden. Hierbei scheinen zwei Kriterien maßgeblich gewesen zu sein:— Der Abbruch soll vor der „Wertordnung“ des Grundgesetzes legitimiert und— die Austragung der Schwangerschaft soll der Schwangeren unzumutbar sein.Beidesmal handelt es sich um Maßstäbe, die nicht gerade als instruktiv, geschweige denn als kon—krete Vorgaben bezeichnet werden können.
a) Bei dem Ansatz an der :‚objektiven Wertordnung“ des Grundgesetzes handelt es sich um einebloße Fiktion. Der jetzige Richter des 2. Senats am Bundesverfassungsgericht. E.W. Böeken-förde, hat hierüber in seinem Aufsatz „Grundrechtstheorie und Grundrechtsinterpretation“ fol-gendes ausgeführt: „Es ist bisher weder eine rationale Begründung für Werte und eine Wertord-nung überhaupt noch ein rationales erkenn— und diskutierbares Vorzugssystem zur Bestimmungder Rangfolge von Werten und einer darauf aufbauenden Wertabwägung ersichtlich. Die Logikdes Wertdenkens geht vielmehr dahin. daß der jeweils höhere Wert sich gegenüber allen niede-ren Werten bedingungslos durchsetzt und bestehende Fundierungsverhältnisse mißachtet.

Hiernach braucht man sich nicht zu wundern, daß in dem maßgeblichen Urteil des BundesverfaS-sungsgerichts vom 25. 02. 1975 bei aller Emphase stets ein Ausweg offenbleibt. Da heißt es zu-nächst, „bei einer Orientierung an Artikel 1 Abs. 1 GG muß die Entscheidung zugunsten desVorrangs des Lebensschutzes für die Leibesfrucht vor dem Selbstbestimmungsrecht der Schwan-geren fallen“ (E 39, 1, 43).
Kurz danach erfährt man jedoch‚ daß dieser Vorrang so stabil und grundsätzlich wie behauptetgar nicht sein kann. Das Bundesverfassungsgericht nimmt den akuten Konflikt einer ungewolltSchwangeren nämlich durchaus ernst. Es weiß sehr wohl, daß in ein und derselben Situation dieEntscheidung so und anders getroffen werden kann.
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Deshalb formuliert das Gericht an anderer Stelle: „In einer solchen Konfliktslage, die im allge—
meinen auch keine eindeutige moralische Beurteilung zuläßt und in der die Entscheidung zum
Abbruch einer Schwangerschaft den Rang einer achtenswerten Gewissensentscheidung haben
kann, ist der Gesetzgeber zu besonderer Zurückhaltung verpflichtet“ (E 39. 1, 48).
Hiernach wäre allenfalls zu kontrollieren, ob eine Schwangere sich Gedanken um ihre Schwan—
gcrschaft gemacht hat und ob sie glaubt, ihren Abbruchswunsch vor ihrem Gewissen rechtferti-
gen zu können. Mehr nicht. Dies ist ein höchst subjektiver Vorgang, der an einer vermeintlichen
objektiven Wertordnung überhaupt nicht gemessen werden kann.

Vom Maßstab des gesellschaftlichen „Extremfalls“ ist in diesem Zusammenhang nicht die Spur
einer Andeutung zu finden.

Mehr als in dem Satz des Bundesverfassungsgerichts, „die Rechtsordnung darf nicht das Selbst-

bestimmungsrecht der Frau zur alleinigen Richtschnnr ihrer Regelung machen" (E 39, 1, 44) ent-
halten ist, läßt sich diesem Kriterium jedenfalls nicht entnehmen.

Aus ihm kann insbesondere nicht abgeleitet werden, das Selbstbestimmungsrecht habe im

Schwangerschaftskoni’likt überhaupt keine Bedeutung mehr, es sei gegenüber einem vermeintli-

chen Lebensschutz und durch die .,Wertordnung“ gleichsam außer Kraft gesetzt.

b) Gleichermaßen unergiebig gestaltet sich die Untersuchung dessen, was das Bundesverfas-

sungsgericht im Konflikt einer Schwangeren mit ihrer Schwangerschaft für zumutbar und was für

unzumutbar halten könnte. Es sollen zunächst einmal die Umstände ausscheiden, die (die Wort-

wahl ist interessant): „den (!) Pflichtigen nicht schwerwiegend belasten, da sie die Normalsitua—

tion darstellen, mit der jeder fertig werden muß“ (E 39, 1, 49).

Was aber — so fragt man sich —— ist die Normalsituation? Die gesellschaftliche Durchschnitts-

schwangere mit einem gesellschaftlichen Durchschnittskonflikt ist mit Sicherheit eine weitere

Fiktion, mit der die Verailgemeinerungsfähigkeit einer Argumentation dort behauptet wird, wo

sie nicht existiert.

Seine Auffassung über denkbare Indikationen hat das Gericht schließlich in seinem 5. Leitsatz

wie folgt zusammengefaßt: „Eine Fortsetzung der Schwangerschaft ist unzumutbar, wenn der

Abbruch erforderlich ist, um von der Schwangeren eine Gefahr für ihr Leben oder die Gefahr

einer schwerwiegenden Beeinträchtigung ihres Gesundheitszustandes abzuwenden. Darüber

hinaus steht es dem Gesetzgeber frei, andere außerordentliche Belastungen für die Schwangere,

die ähnlich schwer wiegen . als unzumutbar zu werten und in diesen Fällen den Schwangerschafts-

abbruch straffrei zu lassen“ (E 39, 1).

Bemerkenswert für unseren Zusammenhang ist. daß die Staatsanwaltschaft nicht etwa von die-

sem Leitsatz ausgeht. um ihre Anklage zu begründen. Sie hat sich einen anderen Satz aus der

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hierfür herausgepickt. Danach führt das Bundes-

verfassungsgericht aus, der Gesetzgeber müsse für die allgemeine Notlage „den straffreien Tat-

bestand so umschreiben, daß die Schwere des hier vorauszusetzenden Konflikts deutlich erkenn-

bar wird und »— unter dem Gesichtspunkt der Unzumutbarkeit betrachtet — die limgr_u_en_z_ (!) die—

ser Indikation mit anderen Indikationst‘ällen gewahrt bleibt“ (E 39, 1. 50).

Mill] müßte jetzt darangchcn, mit Überzeugungskraft darzulegen, weshalb der Begriff

Ähnlichkeit das gleiche meint. wie der Begriff Kongruenz. Dies soll derjenige versuchen, der

behauptet, es handele sich bei dem fraglichen Urteil um einen in sich geschlossenen Text

ohne Widersprüche —— eben um das Nachschlagewerk zum Thema Schwangerschaftsabbrueh.

Es ist ein sinnloses Unterfangen. Zwar lassen sich sämtliche Indikationen möglichenve15e

unter einem Oberbegriff zusammenfassen, sie werden damit aber nicht kongruent. Sie ent-

halten derart viele subjektive Komponenten, daß eine Beschreibung als Kongruenz überhaupt

undenkbar ist.

Sämtliche dieser Versuche kann man aber auch getrost bleiben lassen und feststellen: Der_Ge-

setzgeber hat die ihm abgeforderte konkretisierende Umschreibung nicht vorgenommen. Sie ist

als inhaltliche Festlegung dem Gesetz auch nicht zu entnehmen.
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6. Jedenfalls ist aber festzustellen, daß auch das Bundesverfassungsgericht außerstande ist, Be-
griffe wie z.B. ..Lebensgefahr“ oder „Gefahr schwerwiegender Beeinträchtigung des körperli—
chen oder seelischen Gesundheitszustands der Schwangeren“ zu bestimmen. Wo beginnen der-
artige Gefahren, wo hören sie auf?

Immerhin wurde - übrigens ausgerechnet von einem Strafrechtskommentator. der sich zu frühe-
ren Zeiten seiner Berufsausübung im Umgang mit dem Schutz menschlichen Lebens nicht ge-
rade als zimperlich auswies, nämlich Eduard Dreher — allen Ernstes im Zusammenhan g der kind-
lichen Indikation vertreten: „daß bei einer Quote von weniger als 50% die Schädigung nicht
mehr naheliegend sei und der Dringlichkeitsgrad der Gründe nicht nach der Schwere der mögli-
chen Schädigung herabgestuft werden dürfe, denn ein niedrigeres Schädigungsrisiko lasse sich
mit dem hohen Rechtswert der dann vernichteten, zahlenmäßig ( !) überwiegenden gesunden Fö-
ten nicht vereinbaren“ (Dreher, zit. nach Lackner. NJW 76, 1238).
Bei„behaupteter Kongmenz wiegen hier 4 geborene Kinder 3 gestorbene Frauen auf. Das Bun-
desverfassungsgericht teilt derartigen Zynismus nicht. Es hat allerdings, ohne hierüber abschlie-
ßend zu befinden, in seiner Fluglärmentscheidung u.a. den Gesundheitsbegriff der Weltgesund-
heitsorganisation aufgenommen. Hiernach sei unter Gesundheit zu verstehen: „der Zustand des
vollständigen körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens und nicht nur das frei sein von
Krankheit und Gebrechen“.

Selbst wenn man diesem Begriff nicht folge, könne — so das Bundesverfassungsgericht — Gesund-
heit bzw. körperliche Unversehrtheit nicht auf biologisch-physiologische Schäden reduziert wer-
den. Deshalb sei generell eine restriktive Auslegung von Artikel 2 Abs. 2 GG abzulehnen. Als
gesichert sei davon auszugehen. daß mit der „Gefährdung des körperlichen und seelischen Ge-
sundheitszustandes“ alle Umstände erfaßt würden, „die das Befinden einer Person in einer
Weise verändern, die der Zufügung von Schmerzen entspricht“ (E 56, 54, 75).
Umgekehrt müsse der Begriff körperlicher Unversehrtheit mit einem Verständnis menschlicher
Würde vereinbar bleiben, indem der Mensch als „Einheit von Leib, Seele und Geist und mit der
Wechselwirkung zwischen psychischen und physischen Gesundheitsstörungen“ (E 56, 54, 74 f.)
beachtet werde.

Hieraus ist zu entnehmen, daß auch das Bundesverfassungsgericht einen ganzheitlichen Gesund—
heitsbegriff vertritt. Dieser Gesundheitsbegriff unterscheidet sich in nichts von dem Gesund-
heitsbegriff Dr. Theissens, den er u.a. am 12.09.1988 dem Gericht darlegte. Die Staatsanwalt-
schaft scheint dies nicht verstanden zu haben; sie hat ihn auf die bloße Entgegennahme von Ma-
nifestationen des Selbstbestimmungsrechts reduziert und ihn seines Inhalts beraubt. Daß zwi-
schen menschlicher Würde, Selbstbestimmung und Gesundheit der Schwangeren ein Zusam—
menhang besteht, scheint dort unbegreifbar zu sein. Dagegen kann aber überhaupt kein Zweifel
bestehen, daß diese menschliche Würde auch nach der Sicht des BVerfG während einer Schwan-
gerschaft erhalten bleiben muß. Sie befindet sich weder in Quarantäne noch im Ausnahmen!-
stand.

Es kann gar kein Zweifel daran bestehen, daß der Gesetzgeber des & 218 a in derjetzt geltenden
Fassung diesen ganzheitlichen Gesundheitsbegriff zugrundegelegt hat. Hiernzmh ist die Indika-
tionslage schon dann gegeben, wenn die Gefahr einer sclnverwiegcnden Beeinträchtigung des
körperlichen oder seelischen Gesundheitszustancles zu befürchten ist. Dies ist mit der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts ohne jeden Abstrich vereinbar.
Bemerkenswert ist aber, daß schon hier mit der Bewertung der Gefahr möglicher Beeinträchti-
gung dem hierzu aufgerufenen Arzt ein erheblicher Bewertungs— und Entscheidungsspielraum
eingeräumt wurde (vgl. wie hier: Eser/Koch, S. 119 m.w.N.). Nicht nur die schwere Notlage,
sondern auch die medizinische Indikation ist als Interpretation vollständig von der Auffassung
des einzelnen Arztes abhängig (vgl. wie hier: Ketting/Praag, S. 29). Der Arzt ist insbesondere
aufgerufen, schon im Zusammenhang der soziaI-medizinischen Indikation des & 218 a Abs. 1StGB „neben den biologisch—medizinischen Bedingungen auch die gesamten Lebensumstände
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der Schwangeren (miteinzubeziehen) — wobei nach ausdrücklichem Gesetzeswortlaut auch die

künftigen Lebensverhältnisse der Schwangeren zu berücksichtigen sind —, z.B. Gefährdungen,

die sich durch Summierung wirtschaftlicher und familiärer Belastungen als psychische Dauerbe-

lastung der Schwangeren niederschlagen oder — bei j üngeren Schwangeren -— die weitere psychi—

sche Entwicklung nachhaltig stören können" (Eser/Koch. a.a.0.‚ S. 120 f.).

Demgegenüber steht es weder mit dem Gesetz, noch mit der Rechtsprechung des Bundesverfas—

sungsgerichts auch nur in Verbindung, wenn behauptet wird, % 218 a Abs. 1 StGB regele eine

„rein medizinische Indikation“. in der nur der vitale Konflikt: Leben der Frau versus Leben des

Ungeborenen. abzuwägen sei.

Selbstverständlich und völlig unbestritten — die Staatsanwaltschaft Memmingen bildet hier eine

Ausnahme — wird schon hier ein umfassendes gesamtheitliches Konzept unter dem Aspekt so-

zial-medizinischer Bewertung zur Verfügung gestellt.

Und nicht erst bei der Notlage, sondern schon bei der allgemeinen sozial-medizinischen Indika-

tion wird die gerichtliche Erkenntnis zurückgedrängt. Dies ist nicht eine Erfindung von Verteidi-

gern. sondern entspricht der Bestimmung des .$ 218 a StGB, so wie sie auch in der obergerichtii-

chen und höchstrichterlichen Rechtsprechung aufgefaßt wurde. Neben der schon erwähnten

Entscheidung des 6. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs ist hier die Entscheidung des 8. Strafse-

nats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 21.05.1987 von unverkennbarer Bedeutung.

Hierin wird u.a. ausgeführt:

„Da es nach der Fassung des Gesetzes nicht auf einen bestimmten Gesundheitsschaden an—

kommt, bedarf es nicht unbedingt eines spezifischen Krankheitsbildes (. . .).

Da im Rahmen dieser medizinisch-sozialen Indikation den ifiljyi_dfil_l_@ Umständen eine ent-

scheidende Bedeutung zukommt. lassen sich generelle Maßstäbe für die Beurteilung einer

schwerwiegenden Gefährdung der Schwangeren kaum aufstellen. _D_@rzgl_____icherüa@l_ungisj

damit vom Gesetzgeber ein weites Ermessen eingeräumt worden: in das nicht eingegriffen wer-

den soll auch nicht durch den Richter.

Ob der Schwangerschaftsabbruch vorgenommen wird, weil die betroffenen Patienten unter Be-

rücksichtigung ihrer gegenwärtigen und zukünftigen Umstände körperlich und/oder seelisch

schwerwiegend gefährdet ist„ entzieht sich jeder Erkenntnis“ (OLG Düsseldorf, NStE, Nr. 3 zu

5 218 a StGB = NJW 87. 2306 f).

Generelle Maßstäbe gibt es für keine einzige der erforderlichen Bewertungen in den Bereichen

des % 218 a StGB. Insbesondere kann aber der vermeintliche Maßstab „Tod oder Leben“ oder

die Erwartung mit Existenz des Kindes ..schlcife“ sich der Konflikt schon ab. keinerlei An-

spruch auf seriöse Gesetzesauslegung erheben. Dies ist schiere Demagogie.

7. Die Mehrheit des 7. Bundestages folgte der — unseres Erachtens zutreffenden und in der Be—

weisaufnnhme unwillentlich bestätigten — Auffassung. die Komplexität der menschlichen Pro-

bleme bei einer Schwangerschaft, die Ansatzpunkte für gravierende Konfliktslagen seien so un-

übcrsehbar. daß sich deren Katalogisierung verbiete.

Es hat sich als unmöglich herausgestellt. gesetzliche Bestimmtheit bei der Formulierung eines

Straftntbestandcs durch Quantifizierung und in der Art von Meß- und Regeltechnik zu errei-

chen. Deshalb mußte ein anderer Weg der ..Gewichtung“ von Entscheidungselementen für die

Beantwortung der Frage: ist die Fortsetzung der Schwangerschaft zumutbar oder nicht. beschrit—

ten werden.

Dieses Wissen um die Unübersehbarkeit menschlicher und sozialer Probleme war auch schließ-

lich Motor und Motiv der Reform. Man bezweckte doch gerade nicht, wie es die Staatsanwalt-

schaft gemacht hat, einen alten Gesetzeszustand lediglich umzuformulieren, sondern wollte ihn

— die Fristenregelung ist hierfür Beleg— von Grund auf ändern. Dabei haben sich die politischen

Instanzen außerstande gesehen, quantifizierende Merkmale und generelle Bewertungen zu ent-

wickeln. Sie stehen auch nicht der J ustiz oder sonstigen staatlichen Institutionen zur Verfügung.

Deshalb kann nur versucht werden, die Möglichkeit gleichzeitiger Berücksichtigung des Schutz-
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anspruches von werdendem und auch gleichzeitig von vorhandenem Leben außerhalb derartiger
Staatlichkeit aufzuzeigen und zu nutzen.
Man mag die Umsetzung dieses Gedankens — wie dies der Sachverständige Hiersche in unserem
Verfahren getan hat — als „Trick“ bezeichnen, der eingesetzt wurde, um zu vermeiden, was das
Bundesverfassungsgericht verlangt habe. Jedenfalls hat der Gesetzgeber durch die weitgehende
.,Entstaatlichung" der Problemerkenntnis, der Problembewertung und auch der Problem-
entscheidungen. die inhaltliche Bestimmung in den kontrollfreien Raum der ärztlichen Erkennt—
nis verlagert. Nur dort bleibt gewahrt, wovon auch das Bundesverfassungsgericht ausging:
Die Schwangerschaft gehört zur Intimsphäre der Frau, deren Schutz durch Art. 2 Abs. 1 i.V.m.
Art. 1 GG verfassungsrechtlich verbürgt ist.“ (E 39. 1, 42)
Dies schließt von vornherein die Installierung von Gutachterausschüssen und ähnlichen Prü-
fungsinstanzen aus. Wenn nämlich die Schwangerschaft der verfassungsrechtlich verbürgten Ip;
timsphäre zugeordnet und wenn der Entscheidung gleich mit welcher Begründung im Detail —
wie erwähnt — der Rang einer Gewissensentscheidung zugemessen wird. dann ist die staatliche
Gewissensprüfung ob vorher oder nachher ausgeschlossen. Derartige Entscheidungen werden
im „forum internum“ getroffen und sind hierin geschützt (Art. 4 Abs. 1 GG). Behörden und
auch Gerichte können hierin nicht eindringen. In keinem Fall.
Die Entscheidung der Schwangeren für die Unterbrechung einer Schwangerschaft hat gewisser-
maßen eine innere Zensur- und Kontrollinstanz passiert, nachdem sie aufgrund eines uner-
wünschten Ereignisses veraniaßt wurde. Hier handelt es sich nicht um Entscheidungen. die in
freier Initiative gesucht wurden. sondern um Entscheidungen die der Betroffenen abverlangt
wurden und deshalb einer inneren Entscheidung unweigerlich bedurften.
Das Bundesverfassungsgericht erkennt die Berechtigung derartiger Entscheidung gegen die
Fortsetzung einer Schwangerschaft schon für den Fall an, daß
„das Lebensrecht des Ungeborenen zu einer Belastung der Frau (führt), die wesentlich über das
normalerweise mit einer Schwangerschaft verbundene Maß hinausgeht“ (E 39, 1, 48).
Im Gegensatz zu dem, was bislang hier vorgetragen wurde, wurden durch das Bundesverfas-
sungsgericht unter „Belastungen“ nicht lediglich ökonomische Größen vermutet. Einbezoge_n
sind vielmehr umfassende, die durch die Schwangerschaft bewirkten körperlichen und seelié
schen Auswirkungen auf den individuellen Lebensentwurf und die Lebensgestaltung. Nichts von
alledem kann staatlicher Kontrolle unterworfen werden, denn auch in diesem Zusammenhang
verbieten die menschliche Würde der Schwangeren, ihr Seibstbestimmungsrecht, ihr Anspruch
auf körperliche Unversehrtheit, die Freiheit ihres Gewissens und die Institution Ehe und Familie
den unmittelbaren Zugriff durch staatliche Reglementierung.
Um jedoch zugunsten des Schutzanspruchs ungeborenen Lebens überhaupt noch in diese Berei-
che Zugang zu finden, bedarf es anderer Mittel als der staatlich verfügbaren. Sie können nur im
gesellschaftlichen Bereich vorgefunden werden. Deshalb wurde —— gerade im Einklang mit der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts — durch den Gesetzgeber der Weg gewählt, jen-seits des Bereichs akuter Lebensgefahr und der Gefahr schwerer körperlicher Schäden in derihm auferlegten besonderen Zurückhaltung generell die ärztliche Erkenntnis über die .,achtens-
werte Gewissensentscheidung“ in Dienst zu nehmen. Hierbei unterscheidet sich die sozial-medi-
zinische Indikation in nichts von der allgemeinen Notlagenindikation.
Mit der Aufnahme des Begriffs der ‚.ärzlichen Erkenntnis“ in die Vorschriften über die Indika-
tion zum Schwangerschaftsabbruch gem. & 218 a Abs. 2 StGB wird dort die differenzierte Er—
kenntnismöglichkeit installiert, die ohne Schematisierung die Voraussetzung für die konkrete
Humanität bietet‚ auf die auch die Schwangere in ihrer besonderen Situation Anspruch hat.
Gesetzessystematisch wird mit dem Begriff der ärztlichen Erkenntnis in 5 218 a Abs. 2 StGB et-was weiteres vermittelt. Der Gesetzgeber hat in dieser Bestimmung nämlich nicht lediglich Indi—kationen, die kindliche, die kriminologische und die allgemeine Notiagenindikation, aufgeführt.sondern er hat die Anerkennung des Vorliegens einer dieser Indikationen durch einen Arzt
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„kraft unwiderieglicher Vermutung der generellen in @ 218 a Abs. 1 Satz 2 den Abbruch rechtfer—
tigender soziaI-medizinischen Indikation gleichgestellt“ (vgl. Lackner, a.a.0. S. 1237).
„Bei den in 5 218 a Abs. 2 StGB umschriebenen Voraussetzungen soll es sich ( also) lediglich um
besondere Anwendungsfälle dieser medizinisch-sozialen Indikation handeln. Ist eine von ihnen
erfüllt, so soll kraft unwiderleglicher Vermutung die Indikation i.S. des 5218 a Abs. 1 Nr. 2 StGB
vorliegen.“ (vgl. Eser/Koch, Schwangerschaftsabbruch, S. 112)

Dies ist gedanklich konsequent und nichts weniger als bloß „schlitzohrig“ (Stürner).

Es widerspricht hiernach der Rechtslage, wenn die Staatsanwaltschaft in der Anklageschrift ge-

gen Dr. Theissen ausführt und bis heute aufrecht erhält:

Die Notlage muß nach der Rechtsprechung und der herrschenden Meinung so schwerwiegen,

daß diese die Schwangere unter Berücksichtigung ihrer gesamten persönlichen und sozialen Ver—

hältnisse so in Bedrängnis bringt‚ wie in den drei übrigen Indikationsfällen des 5 218 a StGB (An—

klage,S. 11).

Für derartige Gewichtung gibt es von vornherein kein Kriterium. Deshalb hat der Gesetzgeber

auch nicht versucht, in diesem Bereich Unvergleichbares zu quantifizieren, d.h. „über einen

Kamm zu scheren“. Vielmehr hat man sich generell dazu entschlossen, jeder Frau Anspruch auf

Wahrung ihrer Individualität und auf entsprechende Wahrung ihrer körperlichen, seelischen

und sozialen Integrität aufgrund ärztlicher Erkenntnis zu erteilen. Die Kongruenz der Indikatio-

nen wird somit durch Wahrung der individualisierten Erkenntnisse des Arztes über die Verletz-

lichkeit der Schwangeren in einem umfassenden Sinn hergestellt, nicht aber durch einen abstrak-

ten Maßstab vermeintlich objektiver Bedrängnis.

Für ihre Auffassung kann die Staatsanwaltschaft auch keine Rechtsprechung oder herrschende

Meinung ins Feld führen. Nur auf den ersten Blick wird mit dieser Formulierung nämlich die Ur-

teilsbegründung des Bay0bLG vom 22.03.1978 — die auch ohnedies nur Einzelfall ist — aufge-

nommen. Dieses Gericht geht keineswegs von derartiger Übereinstimmung einer Bedrängnis

mit einer anderen aus. Hierin heißt es vielmehr:

„die Notlage muß ( . . .) so schwer wiegen, daß (sie) die Schwangere unter Berücksichtigung ih-

rer gesamten Lebensumstände in gw_a gleichem Maße in Bedrängnis bringt, wie in den drei übri-

gen Indikationsfällen“ ( Bay0bLG MDR 78. 951).

Der relativierende Zusatz „in etwa“ taucht weder in der Anklage noch in den Überlegungen der

Staatsanwaltschai‘t am Schluß dieses Verfahrens auf.

Gleichwenig wird berücksichtigt, daß jene Entscheidung über das zentrale Problem dieses Ver-

fahrens, die „ärztliche Erkenntnis“‚ nichts aussagt. Dafür bestand aufgrund des völlig anders

strukturierten Sachverhalts kein Anlaß: eine Diplom—Psychologin hatte einer schwangeren Frau

für die Schwangerschaftsunterbreclmng die Adresse einer Klinik in Holland gegeben Arztliche

Erkenntnis über die Notlage der Schwangeren war in jenem Fall überhaupt nicht gefragt gewe-

sen. M.a.W.: das Urteil des Bay0bLG beinhaltet für den hier zu beurteilenden Sachverhalt

überhaupt nichts, was übertragen werden könnte. es ist nicht einschlägig.

Kongruenz einer Indikation mit einer anderen oder deren Ähnlichkeit ist inhaltlich nicht be-

stimmbär und wird auch nicht inhaltlich, materiell vom Gesetzgeber bestimmt. Sie wird formell

durch Kompetenzzuweisung an den Arzt gesetzlich bewirkt. Dies wird auch von der herrschen-

den Meinung der Kommentierungen zu 5 218 a StGB eingeräumt und entspricht auch der n_a_g_h

Gesetzgebung crgangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung. Hiernach

„stellt @ 218 a StGB ausdrücklich darauf ab. daß die Voraussetzungen für einen erlaubten

Schwangerschaftsabbruch „nach ärztlicher Erkenntnis“ vorliegen müssen. Nach denselben

Grundsätzen hat der Arzt, der den Schwangerschaftsabbruch durchführt, zu beurteilen, ob eine

Notlagenindikation besteht. Ihm obliegt die letzte eigenverantwortliche (!) Entscheidung dar-

über. (. . .) Da die Erhebung aller relevanten Faktoren und die daraus folgende Diagnose und

Prognose der Belastung der Schwangeren durch die Notlage sowie die Bewertung der Schwere

ihres Entscheidungskonflikts zwangsläufig nicht durchweg objektivicrbar sind, bleibt Stets cm
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gewisser ärztlicher Beurteilungsspielraum. Es kann letztlich nur nachgeprüft werden. ob die In-
dikationsstellung „nach ärztlicher Erkenntnis“ in der damals gegebenen Situation vertretbar er-
scheint oder nicht“ (BGH NJW 85. 2752. 2753).
Angesichts des klaren Wortlauts des Gesetzes und angesichts des in diesem Zusammenhang klar
erkennbaren Willen des Gesetzgebers gibt es hier auch keine Möglichkeit zur korrigiercndcn.
vermeintlich verfassungskonformen Auslegung, im Bestreben, weitere inhaltliche Eingrenzun-
gen der Bestimmung des Kriteriums der .,Zumutbarkeit" zu entwickeln. Jede derartige Ausle-
gung „findet ihre Grenze dort, wo sie mit dem Wortlaut und dem klar erkennbaren Willen des
Gesetzgebers in Widerspruch treten würde“ ( BVerfGE 18. 97. 111; vgl. die Nachweise Nach-
schlagewerk BVerfG Ein]. GG, Nr. 474).
Hier liegt doch der Kern der Kritik an der Reformgesetzgebung: daß mit der chtralstcllung der
„ärztlichen Erkenntnis“ der Gesetzgeber ein „hohes verfassungsrechtliches Risiko eingegangen
(sei). Er (habe) eine hinreichend bestimmte Beschreibung der Indikationsvoraussetzungen nicht
geleistet, vielleicht nicht leisten können. außerdem aber auf jede öffentlich-rechtliche Kontrolle
der Indikationsstellung im Einzelfall verzichtet, durch Verteilung der Verantwortung auf un-
übersehbar viele Schultern (gemeint sind die Ärzte) dem Mißbrauch eine Chance gegeben und
die Strafverfolgung durch die Unbestimmbarkeit der Strafbarkeitsvoraussetzungen und den
Ausschluß jeder präventiven öffentlich-rechtlichen Aufsicht nachhaltig erschwert“ (Lackner.
a.a.0.,S.1243).

So läßt sich der Ansatzpunkt der Kritik am Gesetzgeber zusammenfassen. nicht aber die Auffas-
sung begründen, die vermeintlichen Regelungsrisiken könnten in der Gesetzesanwendung ge—
schlossen werden — hierfür bedürfe es nur des Mutes. Die in diesem Zusammenhang aufgestellte
Behauptung, zwar sei der Begriff ärztliche Erkenntnis noch nicht abschließend geklärt, er lasse
sich jedoch zwanglos aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts auslegen, erweist sich da-
nach eher als originell und ist in diesem Sinne einmalig. Das BVerfG warjedenfalls bis heute mit
diesem Begriff nicht befaßt.

Rechtstechnisch handelt es sich bei der Rechtfertigung des Schwangerschaftsabbruchs aufgrund
ärztlicher Erkenntnis — so wie dies der 6. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs zutreffend gesehen
hat — um eine normative Ermächtigung, in der dem indizierenden und/oder abbrechenden Arzt
ein Beurteilungsspielraum eingeräumt wird, der sich wiederum der Kontrolle weitgehend ent—zieht.

Derartige Ermächtigungen sind in anderen Bereichen des Rechtslebens durchaus bekannt. ohnedaß hier die Rede davon ist, es würden rechtsfreie Räume entstehen, die dem Rechtsstaat fremd
seien.

Es handelt sich dabei um Entscheidungsvorgänge, in denen nicht lediglich Tatsachen erhobenund dann unter Gesetzesbegriffe subsumiert werden. Hätte der Gesetzgeber dies im Zusammen-hang mit Schwangerschaftsabbrüchen gewollt, wäre er dem Vorschlag gefolgt, Gutachteraus-schüssc einzurichten, die ihre Entscheidungen zu begründen und gerichtlicher Kontrolle zueröffnen hätten. Dieser Entscheidungsgang wurde aber ausdrücklich verworfen.
Stattdessen geht es um wertendc Einschätzunggg die gesetzlich nicht nur einen aktuellen Zu-stand betreffen, sondern sogar darüber hinaus die Bewertung „zukünftiger Lebensverhältni580“und deren Folgen. Der Tatbestand des ‚% 218 a StGB würde demnach verfälscht, wenn die Unbe-stimmtheit der Begriffe wie z.B. „Zumutbarkeit“, „schwenviegend“, ‚.Beeinträchtigung“, „Not-lage“ etc. mit vorgeblicher Bestimmtheit versehen würden, '
Die Kompetenz, derartige Einschätzungen und Bewertungen vorzunehmen. hat das Gesetz demArzt erteilt. Er wird zum Handeln aufgrund subjektiver Überzeugung ermächtigt.
Selbstverständlich setzen derartige Ermächtigungen der Kontrolldichte bei gerichtlicher Über-prüfung Grenzen. Sie beschränkt sich nämlich darauf, daß lediglich die Tatsache überprüft wird.ob Feststellungen getroffen und Bewertungen — mit welchem Ergebnis auch immer — vorgenom-men wurden. Dagegen sind die Gerichte generell nicht befugt, in derartigen Regelungsbereichen



eigene Bewertungen an deren Stelle zu setzen (BVerfGE 61, 82, 114 f).

Auch nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme in diesem Verfahren kann kein Zweifel daran be-

stehen, daß „die Entscheidung zum Schwangerschaftsabbruch in Tiefen der Persönlichkeit ge—

troffen wird. in die der Appell des Strafgesetzes nicht eindringt“ (E 39, 1, 89 Minderheit).

Unter derartigen tatsächlichen Verhältnissen kann allein die vom Gesetzgeber gewollte Rück-

nahme der Kontrolle im präventiven Bereich durch Delegation der Bewertung des Schwanger-

schaftskonfliktcs auf den Arzt, im repressiven Bereich auf Überprüfung der Willkürfreiheit der

getroffenen Entscheidung, die einzige Möglichkeit sein, das Motiv des Bundesverfassungsge-

richts aufzunehmen. daß die Strafe nicht zum Selbstzweck werden dürfe. (E 39, 1, 46)

Wenn der Gesetzgeber gleichwohl durch das BVerfG dazu angehalten wurde. über das Mittel

des Strafrechts im Sinne des Lebensschutzes nachzudenken. handelt es sich dennoch „nicht um

eine absolute Pflicht zu strafen, sondern um die aus der Einsicht in die Unzulänglichkeit aller an—

deren Mittel erwachsende relative Verpflichtung zur Benutzung der Strafdrohung“ (E 39, 1, 47).

8. Durch die ihm erteilte normative Ermächtigung wird der Arzt schließlich auch nicht zu „quasi

richterlichen Erhebungen veranlaßt“ (Augstein/Koch. S. 86). Ebensowenig wie Staatsanwalt-

schaft und Richter zu ärztlichen Erkenntnissen aufgerufen sind, wird umgekehrt der Arzt mit

staatsanwaltlicher Ermittlungstätigkeit und richterlicher Kognitionspflicht versehen. Der Vor-

schlag, er solle den an der Schwangerschaft unbeteiligten Ehemann fragen. ob er seine schwan-

gere Frau wirklich verlasse oder die Eltern der Schwangeren, ob es zutreffe, daß sie ihre Tochter

wirklich des Hauses verweisen, ist abstrus.

Der Arzt wird auch nicht zum Schulden- oder Finanzberater. Die Kontrolle von Auskünften bei

Dritten, Hauswirten oder Behörden scheitert ohnedies an seiner Schweigepflicht. Sein Mittel ist

die Exploration im Gespräch. Er ist gehalten, eine Atmosphäre des Vertrauens herzustellen, in

der die Schwangere die Probleme offen ansprechen kann, weshalb ihr die Fortsetzung der

Schwangerschaft unzumutbar wird (vgl. Augstein/Koch a.a.0.).

„Mehr als die Schilderung der Schwangeren hat er als Entscheidungsgrundlage nicht, eine Über—

prüfung ihrer Angaben ist ihm nicht möglich. Nicht Gründe, sondern Begründungen muß er

würdigen“ (LK-Jähnke. @ 218 21 Rn. 27).

Aus dem Vorwurf, Dr. Theissen habe allein die Nachvollziehbarkeit der Not als .,Richtschnur"

seines Handelns gewählt, lassen sich hiernach keinerlei dem Gesetz zu entnehmende Folgen ab—

leiten. Dies entspricht seiner Aufgabe und Befugnis (vgl. auch SVKomm, BTDrS 8/3630, S. 22).

Mehr zu verlangen„ wie dies geschehen ist, kann nur mit Absicht. nicht aber mit Gesetzesausle-

gung begründet Werden. Denn soviel steht fest: wenn mehr als die subjektive Nachvollziehbar-

keit verlangt wird, scheidet die ärztliche Praxis aus dem Zusammenhang der Schwangerschafts-

unterbrechungen aus. Kein Arzt wird diese Anforderungen erfüllen können. Arztliche Hilfe

diente allenfalls einer Art V—Mann-Funktion. um den Polizeiorganen schon im Vorbereitungs—

stadium Kenntnis über mögliche Verstöße gegen die .\" 218 ff zu verschaffen.

In diesem Zusammenhang erscheinen die Gutachten. insbesondere der Sachverständigen

Schuth und Poettgen, für die Staatsanwaltschaft der Rede (mit Ausnahme eines Falschzitats)

nicht wert gewesen zu sein. Eine Auseinandersetzung mit ihnen wurde vermieden. Das eigene

Konzept erwies sich als zu starr, um es mit den Aussagen dieser Sachverständigen einer selbst-

kritischen Prüfung auszusetzen. Keiner dieser durch die Praxis der Schwangerschaftskonfliktbe-

ratung erfahrenen Mediziner war auch nur im Ansatz bereit. die Kontrollpflichten zu akzeptie—

ren. die der Staatsanwaltschaft selbstverständlich erscheinen.

Maßgeblich für die Indikation war z.B. für den Sachverständigen Schuth das Absehen des Arztes

von seiner Rolle als Experte, die Umstellung seiner Kommunikation in eine nichtdrreknve Ge-

sprächsführung, in der er einfühlsamer Begleiter sein muß und vor allem die ..bcdmgungslose

Akzeptanz der Schwangeren und ihrer s,qu<ä<jbiflfl giCht“- _

Über die Frage der Bewertung dessen, was die Schwangere vorgetragen hat, hat der Sachrer—

ständige Dr. Schuth u.a. weiterhin ausgeführt: „Es gibt keine verbindliche. gesellschafthchc
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einheitlich akzeptierte und sanktionierte Einstellung in der Frage des Schwangerschaftsab-
bruchs. Schwangerschaft und -abbruch werden in der persönlichen Werthierarchie bei jeder
Schwangeren und bei jedem Arzt einen unterschiedlichen Platz einnehmen.“
Diese Ausführungen scheinen die Grenze der Aufnahmefähigkeit überschritten zu haben. Denn
bei dem an den Tag gelegten Verfolgungseifer hätten diese Maßstäbe zusammen mit dem Wis-
sen, daß der Sachverständige Schuth tagtäglich die gleichen Explorationstechniken und Bewer—
tungsmuster anwendet wie Dr. Theissen Anlaß sein müssen. ihn mit einem Ermittlungsveri‘ah—
ren durch Hinweis an die Freiburger Staatsanwaltskollegen zu überziehen.
Nur aufgrund selektiver Wahrnehmung scheint diese Folge vermieden worden zu sein. Es erging
nicht einmal die Anregung, den Sachverständigen gemäß 5 55 StPO zu belehren. Stattdessen hat
wohl eine Art Verständnisfilter zur Verfälschung des Beweisergebnisses geführt, soweit es über-
haupt der Erwähnung für wert erachtet wurde. Dies war im Zusammenhang mit der Gesprächs-
situation bei abbruchwilligen ausländischen Frauen der Fall. Die Staatsanwaltschaft meinte
hierzu, Dr. Schuth habe die Hinzuziehung eines Dolmetschers mit perfekten Sprachkenntnissen
verlangt. Das Gegenteil ist richtig. Auf Befragen führte der Gutachter in der Sitzung vom
15.12.1988 nämlich folgendes aus:

„Die Minimalvoraussetzung der Beratung ist, daß die Frage, warum abgebrochen werde, mit
Stichworten beantwortet werden kann. Als Grundlagte der Indikation ist dies vertretbar. Ent-
scheidend ist aber auch das wie des Vortrags der Frau. Dies ist auch in gebrochenem Deutsch
verständlich und nachzuvollziehen. In einem solchen Fall ist zwar keine Beratung möglich, je-
doch eine Indikationsstellung. In meinen Beratungen ziehe ich einen Dolmetscher nicht hinzu.
da hierunter die Atmosphäre leiden würde. Am schlechtesten ist die Situation‚ wenn der Ehe-
mann dabei ist. Auch mit einem fachlich gebildeten Dolmetscher, der möglicherweise sogar eine
psychologische Ausbildung hatte, ist therapeutische Beratung von Ausländerinnen nicht mög-
lich.“

Schließlich trifft es auch nicht zu, daß die Konfliktbewertung durch den Arzt nach dem Strafge-
setzbuch mit „Rettungswillen für das ungeborene Leben“ vorgenommen werden müsse. Im
StGB findet diese Maßgabe ärztlicher Erkenntnis keinerlei Grundlage. Im Gegenteil wird in An—
lehnung an die frühere Regelung vertreten, der Rettungswille habe der Schwangeren zu gelten,
deren Notlage abzuwenden sei (vgl. LK-Jähnke, % 218 a, Rn. 25).
Die Staatsanwaltschaft hat auch an dieser Stelle versucht, politische Bestrebungen und politisch
begründete Auffassungen als Gesetzesinhalt vorzugeben, urn die bezweckte Revision des Geset-
zes als Rechtslage bezeichnen zu können. Nicht einmal das Bundesverfassungsgericht hat derar-
tiges verlangt. Hier wird vielmehr zur Beratung ausdrücklich bemerkt:
„Es ist verfassungsrechtlich unbedenklich und zu billigen, wenn der Gesetzgeber seine Pflicht zu
einem besseren Schutz ungeborenen Lebens durch präventive Maßnahmen einschließlich einer
die Eigenverantwortung der Frau stärkenden Beratung zu erfüllen versucht.“ (E 39, l, 539
Derartige Eigenverantwortung muß aber dem ein Graus sein, der ohnedies nur eine einzige Ent-
scheidungsmöglichkeit kennt, weil in jeder nur denkbaren Konstellation doch immer nur ein Er-
gebnis erzielt werden kann: der Rechtszwang zur Durchsetzung der Schwangerschaft. Das mag
in freier moralischer oder religiöser Auseinandersetzung verantworten, wer will, mit dem Gesetz
und seiner Anwendung hat dies nichts zu tun (vgl. wie hier Köhler, JZ 1988. 904. 907).
Insoweit ist es auch nicht anzukreiden, wenn ein Staatsanwalt in der Öffentlichkeit meint. ein
Schwangerschaftsabbruch sei niemals gerechtfertigt, allenfalls könne man die Schuld der Tat
ausschließen. dies aber nur in extremen Notsituationen. Unterhalb der Ebene des Zusammen-
bruchs der öffentlichen Sozialhaushalte und jenseits der Einweisung der Schwangeren in die ge-
schlossene Abteilung der Psychiatrie und vorbehaltlich einer Maßnahme nach dem Freiheitsent-
ziehungsgesetz scheint sich hier nichts abzuspielen. Das alles kann guten Gewissens behauptet
und mit missionarischem Eifer allen Ortes verkündet werden — ausgenommen in gerichtlicher
Verhandlung.
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Plädoyer von Dr. Wolfgang Kreuzer, München,

in Sachen Dr. Horst Theissen

vor dem Landgericht Memmingen vom 24.04.1989

Hohes Gericht,

neun peinvoll lange sich hinziehende Stunden haben wir Ende vorletzter Woche die Plädoyers

der Staatsanwaltschaft über uns ergehen lassen. Diese Plädoyers haben bei mir ein Gefühl von

Trauer und Bestürzung ausgelöst, Trauer darüber, wie es in diesem Gerichtssaal zwei noch rela-

tiv jungen Vertretern der Anklagebehörde gelang, eine durch einen liberalen Gesetzgeber ge-

schaffene Vorschrift mit dem Gedankengut von vorgestern aufzufüllen. Bestürzung darüber,

wie leicht es ihnen fiel, zu zeigen, daß sie in der Lage waren. ohne jegliche von Humanität oder

christlicher Nächstenliebe angekränkelte Laschheit ein Strafverfahren mit unerbittlicher Härte

zu Ende zu führen. Ein Verfahren, dessen Ergebnis nach dem Willen der Staatsanwaltschaft sein

soll, Dr. Theissen lange J ahre ins Gefängnis zu schicken.

Angesichts dieses Piädoyers der Staatsanwaltschaft ist man als Verteidiger versucht, nunmehr

sozusagen auf eine groben Klotz einen groben Keil zu legen und ebenfalls in einen polemischen

Jargon zu verfallen, einen Jargon, der sich nicht scheut‚ ähnliche Vergleiche wie jene aus der

Schlachthofsprache heranzuziehen, um auf den Prozeßgegner einzudreschen.

Ich meine jedoch, daß diese Form der Auseinandersetzung im politischen Alltagsgeschäft sehr

verbreitet, und dort zur Unterhaltung des geschätzten Publikums auch sehr beliebt. in einem Ge-

richtssaal keinen Platz hat, weil dadurch die Ernsthaftigkeit der in diesem Verfahren angespro-

'chenen Probleme und die Tragik der uns zur Kenntnis gebrachten Lebensschicksale mißachtet

und damit letztlich die Restwürde dieses Verfahrens vollends zerstört werden würde. Ich meine

daher. daß wir uns mit den Problemen dieses Verfahrens nur dann in einer der rechtsgeschichtli-

chen Bedeutung dieses Verfahrens adäquaten Form auseinandersetzen können, wenn wir uns

bemühen, trotz der emotionalen Betroffenheit, von der sich auch ein Verteidiger in diesem Ver-

fahren nicht ganz freimachen kann, die Argumentation möglichst nüchtern und sachlich zu hal-

‘ ten.

Im Rahmen der auch bei der Verteidigung besprochenen Arbeitsteilung werden sich meine Aus-

führungen in erster Linie mit den Begriffen „ärztliche Erkenntnis“ und „Notlage“ im Sinne des

5 218 a StGB befassen.

Zunächst zu dem Begriff der „ärztlichen Erkenntnis":

Trotz aller berechtigten Kritik wurde durch die Staatsanwaltschaft selbst, gerade durch die Form

ihres Plädoyers‚ der schlagende Beweis dafür erbracht, wie gut der seinerzeitige Gesetzgeber be-

raten war, daß er die Beurteilung des Vorliegens einer Indikation dem Arzt übertrug und nicht

einem J uristen. Woher diese Unterschiede rühren„ insbesondere der zutage getretene totale

Mangel an Sensibilität, darüber mögen die Rechtssozioiogen streiten. Es mag sein, daß die Aus-

bildung zu juristischem Denken dafür verantwortlich ist. daß der J urist als Wahrheit nur dasje—

nige anerkennt, was mit sogenannten ..Beweismitteln“ belegt werden kann. Dies bewirkt, daß

alle intuitive Erkenntnis automatisch ausgeblendet wird.

Möglich ist aber auch natürlich, daß gerade Menschen, die zu solchem Denken neigen. sich zum

juristischen Studium hingezogen fühlen und dort dann auch die entsprechenden Examina beste-

hen. Ich übersehe dabei absolut nicht. daß auch ich diesem Stande angehöre und sicherlich mit

denselben Mängeln behaftet bin.

Daß die Entscheidung, einen Arzt mit der Beurteilung der Indikationslage zu beauftragen‚ einen

wesentlichen Bestandteil der Reform des früheren % 218 des Strafgesetzbuches darstellt. zeigt die

Geschichte der heute geltenden Regelung.

Geplant war von den Reformen vor der Fristenlösung zunächst ein staatliches Feststellungsvcr-

fahren. ein Verfahren. in der die Entscheidung der Ärzte staatlich überprüft wird, etwa durch

Vormundschaftsgerichte oder sonstige Gerichte. Die Frauen sollten mithin dem Risiko ausgelie—

fert sein. etwa an einen oder bei einem Kollegiaigericht sogar mehrere „furchtbare Juristen“
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zu geraten, wie etwa jenen Vormundschaftsrichter in Celle, der einem 16-jährigen Mädchen den
Schwangerschaftsabbruch per Bußgeldandrohung in beträchtlicher Höhe verbot und vorsorglich
auch sämtlichen Ärzten der Stadt, die für den Abbruch in Frage kamen.
Daß eine solche Entscheidung von J uristen für die Frauen unzumutbar war. war die Ansicht der
Reformer. Man wollte es dann lieber gleich bei der bis dahin geltenden Praxis belassen. was hieß.
daß Kurpfuscher weiterhin im Untergrund die Möglichkeit gehabt hätten, insbesondere bei fi-
nanziell schwachen oder sozial sehr stark eingebundenen Frauen, die Weichen zu stellen. Die fi-
nanzstarken und sozial beweglichen Frauen hatten sich ja bereits schon ins liberalere Ausland
begeben.

Aus den Schwierigkeiten der Indikationsfeststellung entstand dann die Fristenlösung‚ deren ent-
scheidender Vorteil ja gerade war, daß sich wenigstens für eine gewisse Zeit die Feststellung ei-
ner Indikation erübrigte. Gerade das nahm jedoch bekanntermaßen dann das Verfassungsge»
richt zum Anlaß. zu sagen, daß es dem Staat verwehrt sei, auf den Schutz des ungeborenen Le-
bens für eine gewisse Frist ganz zu verzichten, jedenfalls sollte dies so lange gelten, als nicht
durch andere Maßnahmen ein ähnlich starker Schutz gewährleistet sei. Die Verpflichtung des
Staates zur Schaffung einer Strafandrohung wurde damit jedoch nicht unbedingt und für alle Zei—
ten festgeschrieben. Dies ist irrtümlicherweise von vielen bei der Analyse des Urteils des Bun-
desverfassungsgerichts unbeachtet geblieben.
Für den bei der Auslegung einer Vorschrift sehr maßgeblichen Willen des Gesetzgebers bedeu-
ten meine bisherigen Darlegungen folgendes:
Der damalige Gesetzgeber, nämlich die sozial-liberale Koalition, sagte sich —- bei im übrigen un-
veränderten Mehrheitsverhältnissen im Bundestag — nach der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts. wenn uns das Bundesverfassungsgericht nun schon die nach unserer Meinung be-
ste Lösung — nämlich die Fristenlösung — verbietet. dann versuchen wir eben die zweitbeste Lö-
sung. Dann versuchen wir auf dem Boden einer Strafdrohung ein so liberales Verfahren wie nur
überhaupt möglich zu gestalten. Dieses Verfahren wurde damit ganz bewußt mit allen Risiken
der Unbestimmt und der Offenheit von Rechtsbegriffen behaftet.
Die getroffene gesetzliche Regelung hat dabei dem Arzt nicht nur die Entscheidung bei der Fest-
stellung der medizinischen Indikation im engeren Sinne (5 218 a Abs. I StGB) sowie der soge-
nannten eugenischen Indikation (% 218 Abs. II Ziff. 1 StGB) übertragen, sondern auch bei der
kriminologischen Indikation des 5 218 a Abs. II Ziff. 2, einer Indikation, bei der man auf den er-
sten Blick zunächst den Juristen als den Kompetenteren ansehen möchte. Die Strafbarkeit ent—
fällt nach dieser Vorschrift, wenn an der Schwangeren eine rechtswidrige Tat1mch den ‚S5 176 —-
179 StGB, das heißt im wesentlichen ein sexueller Mißbrauch oder gar eine Vergewaltigung be-
gangen wurde und dringende Gründe für die Annahme sprechen, daß die Schwangerschaft auf
dieser Tat beruht.

Die Übertragung der Beurteilung auf den Arzt auch in diesem Bereich bedeutet, daß etwa das
gegen den mutmaßlichen Sexualstraftäter anhängige Strafverfahren durchaus zu Freispruch
oder Einstellung führen kann und dennoch der Arzt nach seiner Erkenntnis das Vorliegen einer
derartigen Straftat bejaht. Und zwar gilt dies nicht nur für Fälle, in denen eine Verurteilung des-
wegen nicht erfolgte, weil der Grundsatz „im Zweifel für den Angeklagten" anzuwenden war,
sondern auch dann, wenn eben der Arzt aufgrund der ihm zur Verfügung stehenden Erkenntnis—
mittel zu einem von den Juristen abweichenden Ergebnis kommt.
Es ist nämlich darauf hinzuweisen, daß die Erkenntnismittel des Arztes und des Strafjuristen
durchaus nicht deckungsgleich sind.
Der Strafjurist ist gehalten, nur die in der Strafprozeßordnung vorgesehenen Beweismittel zu
verwenden, wobei im übrigen der Verwendung auch noch durchaus in rechtsstaatlichem Sinne
begrüßenswerte Grenzen auferlegt sind.
Der Arzt ist bei seiner Erkenntnis an diese Grenzen nicht gebunden. Ihm steht als Erkenntnis-mittel auch die Intuition, das Sich-Einfühlen in die Person und Umwelt seiner Patientinnen und
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Patienten zur Verfügung. Auch muß er in der Methodik seiner Erkenntnis keineswegs so vorge-
hen, wie dies etwa ein Polizist oder Staatsanwalt tun würde. Dies ist übereinstimmende Meinung
aller Gutachter:

Der in unserem Verfahren gehörte Gutachter Prof. Hiersche aus Mainz hat die ärztliche Er-
kenntnis etwa dahingehend beschrieben, daß der Arzt sich vom Patienten die Lage schildern läßt

und daß er dann sein medizinisches Wissen und seine menschliche Lebenserfahrung mitein-

bringt. Er mußjedoch keinesfalls — wie etwa die Staatsanwaltschaft meint — sich behördliche Be-

scheinigungen, Studienzeugnisse. Mietverträge, Bankauszüge etc. vorlegen lassen. Allein schon

das Verlangen nach der Vorlage derartiger Unterlagen würde von den meisten Patientinnen als

ein berechtigtes Zeichen des Mißtrauens des Arztes in ihre Darstellung der Dinge, als ein Zwei-

fel am Wahrheitsgehalt an der von ihr selbst dem Arzt oft nur unter Überwindung einer erhebli-

chen Schamgrenze dargelegten intimen Probleme aufgefaßt. Damit würde jedoch gerade dieses

sehr enge Arzt-Patienten-Verhältnis, in dem die ärztliche Erkenntnis heranreifen kann, zerstört.

Ich möchte dem Gericht zu überlegen geben, einmal darüber nachzudenken, welche der beiden

Methoden wohl eher an das herankommt, was wir Wahrheit nennen. Jeder Richter hat nicht nur

in Meineidsverfahren immer wieder die Erfahrung gemacht, wie sehr doch gerade das ihm zur

Verfügung stehende Beweismittel des Zeugen nicht nur durch Täuschung und Irrtum zu falschen

Aussagen gelangt, sondern trotz erheblicher Strafdrohungen der Ze uge sich nicht abhalten läßt.

glatt die Unwahrheit zu sagen‚ insbesondere, wenn der Zeuge ein Interesse am Ausgang des Ver-

fahrens hat.

Man kann den Gedanken auch umkehren und daran denken. was passieren würde. wenn der

Arzt zu einer derartigen „Beweisaufnahme“ gezwungen wäre. Die Schwangeren. die zu ihm ja

meist schon mit festem Willen kommen, die Schwangerschaft zu beenden, würden zur Verfol-

gung dieses Interesses versucht sein. die durch den Arzt verlangten Nachweise schlichtweg zu fäl-

schen. Der Arzt wiederum hätte — gottseidank — weder die Neigung noch die Möglichkeit etwa

durch die Polizei oder einen Privatdetektiv die Echtheit dieser Beweismittei zu überprüfen.

So hat der Arzt denn im Rahmen seiner Erkenntnis nicht den juristischen Weg zu beschreiten

nach dem Motto, Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser. sondern gerade den ärztlichen, den man

dahingehend formulieren könnte, daß der Arzt sich sagt‚ ich kann ohnehin kaum kontrollierem

also muß ich versuchen, möglichst viel Vertrauen zu gewinnen. um möglichst wenig falsch infor-

miert zu werden.

Wir sind damit aber auch am Kernproblem dieses Prozesses angelangt. Es ist die Frage. ob mit

den limitierten juristischen Erkenntnissen die umfassende Erkenntnis des Arztes überhaupt

überprüft werden kann. Um es vorwegzusagen. eine umfassende Überprüfung erscheint nicht

möglich. Dies ergibt sich schon aus den dargestellten Unterschieden ärztlicher und juristischer

Erkenntnismethoden. Es war folglich auch die einhellige Meinung sämtlicher gehörter ärztlicher

Gutachter. Ich erinnere etwa an das Gutachten Dr. Schmitt-Tannwald vom 05. 12. 1988. in dem

dieser äußerte: „Für einen ärztlichen Gutachter ist es nicht möglich, den handelnden Arzt mit

den Kriterien ärztlicher Erkenntnis gutachterlich zu kontrollieren“ oder wie Prof. Hiersche sich

ausdrüthe: Es gibt keine Möglichkeit. eine Indikation zu verobjektivieren. weder im Vor-

hinein. noch im Nachhinein“.

Eine strafrechtliche Entscheidung des Bundesgerichtsiwt‘es auf diesem Gebiet gibt es nicht.

Man kann jedoch so. wie die Staatsanwaltsclmft zumindest tut„ die Entscheidung des 6. Zivilse—

nats des Bundesgerichtshofes einfach als abseitige Mindermeinung inhaltlich nicht zur Kenntms

nehmen.

In dieser Entscheidung wird nämlich ausgeführt daß „die Erhebung aller relevanten Faktoren

und die daraus folgende Diagnose und Prognose der Belastung der Schwangeren„elureh die: Not—

lage sowie die Bewertung der Schwere ihres Entscheidungskonfliktcs zwangsläufig mein durch-

weg objektivicrbar sind“. Es bleibe daher stets ein gewisser ärztlicher Beurtcilung‚tssp1elfaumn

weswegen das Gericht von gewissen eindeutigen Fallgestaitungcn abgesehen (dic Sehwangcrc
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hat den Arzt getäuscht. der Arzt hat die Abtreibung nur aus Gefälligkeit vorgenommen), sich ei-
nes medizinischen Sachverständigen bedienen müsse. Ansonsten stehe es im Widerspruch zu der
vom Gesetz dem Arzt übertragenen Aufgabe. wenn die Gerichte ohne genaue Kenntnisse der
medizinisch relevanten Umstände ihre Beurteilung an die Stelle des abbrechendcn Arztes setzen
könnten.

Der vom Gesetz besonders herausgesteliten Aufgabe dieses Arztes, sich aufgrund der vorge-
nannten vielseitigen und erst in ihrem Zusammenwirken zutreffend eri‘aßtcn Faktoren in einer
prognostischen Bewertung eigenverantwortiich eine persönliche Überzeugung über eine lndika—
tion zu bilden, wäre sonst weithin die Grundlage entzogen, wenn er nicht davor geschützt wäre,
daß eine von ihm bejahte Indikation nachträglich allein aufgrund anderer Gewichtung der muß-
gebenden Faktoren als nichtbestehend und seine Entscheidung letztlich als rechtswidrig bewer-
tet werden könnte.

Hieraus ergibt sich in letzter Konsequenz ein sehr weiter Beurteilungsspiclraum des die Indika-
tion feststellenden Arztes. Das Gericht hat im vorliegenden Verfahren sich durch den Landge—
richtsarzt Herrn Dr. Höhmann als Gutachter beraten lassen. Dieser hat in vielen Fällen. in de-
nen eine medizinische Indikation im Raume stand, ein Gutachten meist dahingehend erstattet,
daß die vorgebrachten medizinischen Gründe allein für eine Indikation nicht ausreichtcn. Zur
Frage der Notlagenindikation hat Herr Dr. Höhmannjedoch in allen untersuchten Fällen gesagt.
daß für ihn aufgrund der von ihm anzuwendenden Kriterien der ärztlichen Wissenschaft keine
Möglichkeit bestehe, das Vorliegen einer Indikation zu überprüfen, mithin zu sagen, ob eine In-
dikation vorlag oder nicht. Er hat sich damit auch daran gehalten. was in der Beratung des der—
zeitigen Gesetzes eine Rolle gespielt hat, nämlich, daß der zunächst vorgeschlagene Begriff
„nach den Erkenntnissen der ärztlichen Wissenschaft“ durch den Begriff „nach ärztlicher Er—
kenntnis.“ ersetzt wurde und wollte damit gerade sagen, daß nicht das objektiv nachprüfbare Kri-
terium „Erkenntnis der ärztlichen Wissenschaft“ der Entscheidung zugrundegelegt werden
sollte, sondern gerade das subjektive Kriterium der „ärztlichen Erkenntnis“.
Daß die seinerzeitige Erkenntnis des Dr. Theissen zumal im gegenständlichen Verfahren im Ge-
richtssaal nicht nachzuvollziehen war, ergibt sich aus mehreren Überlegungen:
Es muß ganz allgemein zunächst darauf hingewiesen werden. daß seit den Beratungsgesprächen
des Dr. Theissen mit den Frauen doch ganz erhebliche Zeit vergangen ist und das menschliche
Gedächtnis ganz allgemein nachläßt. Der Abbruch bei dem frühesten noch zur Debatte stehen—
den Fall war am 21. 12. 1981, mithin vor weit mehr als sieben Jahren. Der letzte der Fülle liegt
am 12. 03. 1987, d.h. immer noch vor mehr als zwei J ahren.
Hinzu kommt, daß die mit dern Schwangerschaftsabbruch zusammenhängende Notlage von al-
len Frauen als äußerst unangenehme Situation erinnert wird. eine Situation mithin„ bei der im
menschlichen Erinnerungsvermögen ein Vorgang einsetzt der von den Psychologen als ..Vcr»
drängung“ beschrieben wird. Die menschlichen Erinnerungen an die „gute alte Zeit“ bzw. an die
„goldenen Tage der Kindheit“ beruhen genau auf diesem Phänomen. Der Mensch hat die Fähig—
keit, völlig unbewußt unangenehme Erfahrungen so weit aus seinem Bewußtsein uuszublcnden.
daß es nach einiger Zeit nur noch mit Mühe gelingt. Einzelheiten der Vorgänge wiedcrzucrin—
nem.

Dies hat etwa der Fall einer gebildeten Zeugin gezeigt. die, obwohl Akademikerin im Lehrbcrui'
und ohne jegliche psychiatrische Vorgeschichte, kaum mehr in der Lage war. das Geschehen zu
berichten. Von den Frauen als Nebensächlichkeit empfundene Handlungen, wie etwa die Unter-
schrift unter die Einverständniserklärung, werden fast durchwegs nicht mehr erinnert.
Es ist daher durchaus nicht etwa so, wie die Staatsanwaltschaft etwa im Falle 70 der Anklage aus-
führte, daß die Zeugin bezüglich der Einverständniserklärung nicht wußte, was sie unterschrieb,
sie habe es halt unterschrieben, um zu bekommen, was sie wollte. Vielmehr ist es so, daß diese
Zeugin wie auch all die anderen Zeuginnen zum Zeitpunkt der Unterschrift durchaus im wesent-
lichen wußten‚ daß sie damit genauso wie etwa bei einer Operation im Krankenhaus

156



ihr Einverständnis mit dem Eingriff erklären. Daß die meisten der einfachen Frauen mit den

Worten medizinisch. eugenisch und sozial nichts anzufangen wußten, spielt hierbei keine Rolle.

Es kam ihr nicht darauf an‚ welche der Indikationen konkret gegeben war.

Schließlich muß bezüglich der Nachvollziehbarkeit im Gerichtssaal auch darauf hingewiesen

werden, daß die Grundvoraussctzung der ärztlichen Erkenntnis, nämlich das Arzt—Patienten-

Vertrauensverhiiltnis„ schlichtweg nicht rekonstruiert werden konnte. So kam etwa die Zeugin

im Falle 19 der Anklage eigens von weit her zu Dr. Theissen, weil sie mit diesem ein ganz beson-

deres Vertrnuensverhältnis verband. Sie meinte, daß das Gespräch mit Dr. Theissen den ganzen

Nachmittag gedauert hatte und war dennoch nicht in der Lage. mehr als einige Sätze vor Gericht

wiederzugeben. Als das Gericht verwundert nachfragte, warum dem so sei, meinte sie wörtlich,

„zu ihm habe ich ein anderes Verhältnis. ihm habe ich wesentlich mehr erzählt, Sie kenne ich

doch gar nicht“.

Zusammenfassend können wir daher folgendes festhalten: _

Sowohl aufgrund der allgemeinen unterschiedlichen Struktur ärztlicher und juristischer Er-

kenntnis als auch wegen des Zeitabstandes der Beweisaufnahme im speziellen Fall war eine auch

nur einigermaßen zutreffende Rekonstruktion der Beratungssituation und damit des Entschei-

dungsprozesses bei Dr. Theissen nicht möglich.

Wenn ich im folgenden auf einige wenige Fälle der Beweisaufnahme näher eingehe, so möchte

ich zur Vermeidung von Mißverständnissen darauf hinweisen, daß ich nicht etwa nur in diesen

Fällen eine Notlage für gegeben erachte oder daß ich überhaupt — das heißt. nicht nur in diesen

Fällen -— die Feststellung einer Notlage doch für möglich erachte. Ich habe bereits eingangs ge-

sagt. daß ich als J urist, auch in meiner Funktion als Verteidiger, nicht in der Lage bin, das Vorlie-

gen bzw. Nichtvorliegen einer Notlage positiv festzustellen. Die Beispielsfälle sollen vielmehr

dazu dienen. zu zeigen, wie unterschiedlich je nach der Wertordnung, die der Arzt bei seiner Er-

kenntnis anwenden die Entscheidung für oder gegen das Vorliegen einer Notlage fallen kann.

Zu dieser Werterdnung möchte ich noch kurz etwas allgemein sagen:

Noch im Mittelalter gab es — jedenfalls in der Theorie — eine festgefügte Wertordnung. bei der

sowohl die private We1‘tordnung eines jeden Christenmenschen mit der theoretisch von den

Herrschenden anzuwendenden Wertordnung‚ mithin der staatlichen Wertordnung. vollständig

übereinstimmte.

Daß beide den Schutz des menschlichen Lebens in der Präxis nicht gerade hoch ansetzten. zeigte

sich insbesondere auf dem Gebiet der strafrechtlichen Verfolgung von Abtreibungen.

Auf Abtreibung stand nämlich in der Regel Todesstrafe. Die Ausiöschung werdenden Lebens

wurde mithin mit der Auslöschung bestehenden Lebens geahndet. Diese widersinnige Rechts-

praxis wurde in doppelter Hinsicht abgcmildcrt:

Zum einen versuchten schon damals Ärzte als Gutachter in einer vonveggenommenen Anwen—

dung humanitären Gedzlnkengutes den Frauen dadurch zu helfen. daß man etwa die Schwanger-

schuft als für nicht nachgewiesen ansuh. etwa darauf hinwies. daß ein dicker Bauch auch bei ver-

schiedenen anderen Erkrankungen auftreten könnte und somit gar nicht nachgewiesen sei. daß

die Angeklagte ahgetrieben habe.

Deswuiteren wurde die harte Praxis dadurch abgemildert. daß nach dchhcorie der katholischen

Kirche das ungebm‘ene Leben erst durch die sag. Beseelung zum Menschen wurde. Die Frist

hierfür wurde bei einem männlichen Kind etwas kürzer. bei einem weiblichen etwas länger ange—

setzt. Insgesamt entsprach sie aber eigenartigerweise in etwa der Drei-Monats-Frist der Fristen-

lösung. ..

Das Ideengut der Aufklärung hat dann in den letzten Jahrhunderten zunehmend dazu gefuhrt,

daß zum einen die religiöse und zum anderen die staatliche. also die säkularisierte Wertordnung

sich keinesfalls mehr deckten. .

Durch die Trennung von kirchlicher und staatlicher Wertordnung war der Staat auch mcht mehr

verpflichtet. die religiöse Wertordnung bei seinen Untertanen durchzusetzen, vielmehr galt auch
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in ansonsten strengen und autoritär organisierten Staaten wie etwa dem Preußen Friedrichs IIdie Maxime, daß jeder nach seiner Fagon selig werden könne.
Erst im Gefolge der Französischen Revolution wurde hieraus die organisatorische Konsequenz
gezogen.

Die Trennung von Kirche und Staat gilt auch nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland. Diese Trennung tut sowohl dem Staat gut. sie tut auch der Kirche gut — dies siehtman sehr deutlich. wenn man die neuerlichen Ansätze zum Gottesdienst betrachtet, wie etwa
den der islamischen Republik im Iran.

'
Für den Bereich der Rechtsprobleme des Falles Dr. Theissen hat dies folgende Bedeutung:
Zum einen muß anerkannt werden. daß aufgrund unterschiedlicher weltanschuulicher Vorgabennicht nur in extremen Grenzfällen die Beurteilung, ob eine Notlage vorliegt oder nicht. unter-
schiedlich ausfallen muß. All diese unterschiedlichen ärztlichen Erkenntnisse widersprechen je-doch nicht einer verbindlichen und scharf umrissenen staatlichen Wertordnung. Vielmehr be-

Auffassungen als gleichwertig und legt lediglich sozusagen als Gerippe einige Prinzipien fest, andenen sich unsere Rechtsordnung orientiert. Dies bedeutet, daß es in einem konkreten Fallenicht nur eine richtige Entscheidung gibt, sondern daß die unterschiedlichsten Entscheidungenaus der jeweiligen subjektiven Sicht des entscheidenden Arztes richtig sein können, ohne daßihm deswegen der Vorwurf eines Mißbrauchs seiner Entscheidungsbefugnis gemacht werdenkann.

Welches ist nun das Gerippe der staatlichen Wertordnung auf diesem Gebiet? Betrachtet mandie Systematik des strafrechtlichen Schutzes menschlichen Lebens überhaupt, so ergibt sich fol-gendes Bild:

1. Nach der Vereinigung von Eizelle und Samenzelle ist individuelles menschliches Leben ent-standen. Dies wird zum einen anerkannt durch die Vorschrift des 5 219 d des Strafgesetzbu-ches, der andererseits aber gleichzeitig letztendlich die Straflosigkeit der Abtötung dieses un—geborenen Lebens statuiert, wenn gesagt wird, daß Handlungen, deren Wirkungen vor Ab-schluß der Einnistung des befruchteten Eies in die Gebärmutter eintreten, nicht als Schwan-gerschaftsabbruch gelten und damit straflos sind.
2. Auch für die Zeit der Schwangerschaft gelten unterschiedliche Vorschriften. Zum einen kanndie Schwangere selbst bis zur 22. Woche ohne jegliche Notlage oder dergleichen sich Straflo-sigkeit verdienen, wenn sie sich nur sowohl über die ärztlich bedeutsamen Gesichtspunkte desAbbruchs als auch über die zur Verfügung stehenden öffentlichen und privaten Hilfen fürSchwangere bei den in @ 218 b vorgesehenen Stellen informiert. Dies bedeutet, daß auch nachder jetzigen Rechtslage für die Schwangere selbst eine Fristenlösung gilt, die eingreii‘t, wennbestimmte formelle Voraussetzungen erfüllt sind. Eine dieser Voraussetzungen. die bishernicht erwähnt wurde. ist die, Voraussetzung. daß die Sclnvangerschaft durch einen Arzt abge-brochen wird. Wenn daher die Integrität der ärztlichen Indikationsfeststcllung in der Formnicht beachtet wird, daß man diese Entscheidung einer umfassenden juristischen Nachprü-fung unterzieht, so würden sich immer mehr Ärzte wcigern, überhaupt derartige Entschei—dungen zu treffen. Die Folgen einer derartigen Nachprüfung würden somit letztlich dieSchwangeren selbst an einer sehr empfindlichen Stelle treffen und auf lange Sicht dazu füh-ren. daß wieder entweder die Reise ins Ausland oder der Gang zum Engclmachor die Regelwird. Für die Frage der Wertordnung bleibt jedoch festzuhalten, daß eben das menschlicheLeben auch während des Großteils der Schwangerschaft weit weniger stark geschützt ist alsdas bestehende Leben. Die allgemeinen Vorschriften über vorsätzliche und fahrlässige Kör-perverletzung‚ vorsätzliche und fahrlässige Tötung in allen Varianten bis hin zum Mord grei-fen nach der obergerichtlichen Rechtsprechung erst dann ein. wenn bei der Schwangeren diePreßwehen eingesetzt haben.

Auch nach der staatlichen Wertordnung ist daher der Schutz menschlichen Lebens von der
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völligen Sehutzlosigkeit bis zum maximalen Schutz durch den 5 211 abgestuft organisiert. Bei

der Interessenabwägung zwischen dem Schutzgut ungeborenes Leben und dem ebenfalls zu

schützenden geborenen Leben der Frau und ihrer Angehörigen ist daher nicht von vornherein

die Entscheidung grundsätzlich zu Gunsten des ungeborenen Lebens zu fällen.

Über die WertordnungQ die das Bundesverfassungsgericht seinem Urteil zugrunde legte, hat

Herr Kollege Dr. Fischer bereits ausführlich referiert. Es wird zur Vermeidung von Wieder-

holungen auf diese Ausführungen verwiesen. Verwiesen wird auch darauf, was der Sachver-

ständige Prof. Hiersche zu der Auslegung der völlig unbestimmten Rechtsbegriffe in der Vor-

schrift des %; 218 ausführte. Der Gutachter hat vor Gericht seine Meinung bekundet, daß die

Gesamtregelung des 5 218 a verfassungswidrig sei, weil sie gegen den Bestimmtheitsgrundsatz

des Grundgesetzes verstoße. Wenn Sie diese Ansicht teilen. dann müssen Sie in jedem Stand

des Verfahrens — auch noch kurz vor der Urteilsverkündung -— das Verfahren dern Bundesver-

fassungsgericht vorlegen.

Daß die Einschränkung des Schutzes ungeborenen Lebens im Interesse von Leben, Gesundheit

und Selbstbestimmungsrecht der betroffenen Schwangeren erfolgte, ergibt sich sehr deutlich

auch aus den übrigen Indikationen des 5 218 a. Da ist zum einen zu nennen die eugenische Indi-

kation, das heißt, wenn dringende Gründe für die Annahme sprechen, daß das Kind an einem so

schwerwiegenden Erbschaden leidet, daß von der Schwangeren die Fortsetzung der Schwanger-

schaft nicht verlangt werden kann. Auch hier wiederum geht das Gesetz von der Schwangeren

aus, nicht etwa vom Kind, weil ja ansonsten die Unterbrechung dieser Schwangerschaft als eine

staatlich sanktionierte Form der Euthanasie anzusehen wäre.

Auch bei der kriminologischen Indikation ist es ja nicht so‚ daß etwa dann, wenn eine Straftat der

% 176 ff vom Vater des Kindes an der Mutter begangen wurde, das Kind selbst in irgendeiner

Weise hierfür verantwortlich wäre und daß etwa deswegen sein Leben weniger wert wäre als das

anderer. Vielmehr sagt hier der Gesetzgeber. daß es der Mutter generell nicht zuzumuten ist, ein

Kind. das unter diesen Umständen empfangen wurde, auszutragen. Der Gesetzgeber hat bei die—

ser Indikation im übrigen sogar auf das Erfordernis des Nichtvorliegens eines zumutbaren Aus-

wegs verzichtet. Bei der kriminologischen Indikation wollte der Gesetzgeber klarstellen, daß er

die psychische Belastung der Mutter durch den Gedanken an die an ihr verübte Straftat für so

schwerwiegend ansieht, daß ein irgendwie geartetes Verweisen auf andere zumutbare Auswege

unter Fortführung der Schwangerschaft von vornherein ausgeschlossen erscheint.

Auch bei der Notlagenindikation ist daher durch den Arzt bei seiner ärztlichen Erkenntnis die

Lage aus der Sicht der Schwangeren zu beurteilen. Dies sind die Grundsätze, die er anzuwenden

hat. Wenn ich nunmehr zu einigen wenigen Einzelfällen komme, so bitte ich weiterhin im Ge-

dächtnis zu behalten, daß ich nicht versuchen möchte, zu beweisen. daß in diesen Fällen eine

Notlage vorgelegen hat. Ich würde dann nämlich genau den Fehler begehen. den hier die Staats-

anwaltschaft begangen hat. nämlich die eigene juristische Erkenntnis an die Stelle der ärztlichen

Erkenntnis zu setzen. Die Staatsanwaltschaft hat nicht nur einem durch eine sozialliberale Koa-

lition geschaffenen Gesetz bei dessen Anwendung durch Ausfüllung der unbestimmten Rechts-

begriffe mit extrem konservativem Gedankengut einen völlig anderen Sinn gegeben. Sie hat

auch die vorliegenden Fakten der Beweisaufnahme teilweise lückenhaft, teilweise geradezu in

doppelzüngiger Weise dargelegt.

So ist etwa im Falle 10 der Anklage die psychische Belastung der Schwangeren auf die Entschei-

dung reduziert worden. „wir wollen kein drittes Kind". Tatsache ist jedoch. daß der Schwange-

ren bereits drei J ahre vor dem Abbruch, nämlich im Jahr 1979. durch den Hausarzt eine medizi-

nische Inidikation bescheinigt worden war. und zwar wegen depressiver Verstimmung und Sui-

zidgefahr. Die Zeugin hat zu ihrer psychischen Lage bei der erneuten Schwangerschaft glaubhaft

geschildert. daß sie sich „schlecht beieinander" gefühlt habe und nicht in der Lage‚ ein weiteres

Kind zu bekommen. Sie habe es „einfach nicht gepackt“, ein weiteres Kind zu bekommen, habe

geheult und auch ihr Mann sei der Ansicht gewesen. daß die Gesundheit vorgeht.
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So geschildert klingt der Fall durchaus etwas anders. Zwar hat der Landgerichtsarzt festgestellt,daß die von der Zeugin berichteten Kriterien noch nicht die Voraussetzungen einer reinen medi—zinischen Indikation begründen, andererseits sieht man an diesem Fall, wie auch an der Vielzahlaller weiteren Fälle, daß der Schwangerschaftskonflikt der Frau immer mehrdimensional ist, nurin ganz wenigen Fällen eindimensional. Daß die ökonomische Situation zwar wichtig ist. auch siewurde in diesem speziellen Fall angesprochen, aber ebenso wichtig sind Partnerbeziehung. dasAlter der Schwangeren, die berufliche sowie die allgemeine Lebensplanung.
So gibt es Fälle‚ in denen die Partnerbeziehung im Vordergrund steht. Hier tritt nun in der Argu-mentation der Staatsanwaltschaft das auf, was ich als Doppelzüngigkeit bezeichnen möchte. Sowurde etwa im Falle 118 der Anklage von der Zeugin berichtet, daß seinerzeit Schwierigkeitenin der Ehe bestanden hätten. Der Mann hatte sexuelle Beziehungen zu anderen Frauen. die Ehewar zem'ittet. Eine dieser Beziehungen ging sogar tiefer, war kein oberflächlicher Flirt und dau-erte ca. ein Jahr. Die Frau hatte von den Verhältnissen ihres Ehemannes von Dritten gehört. Esgab ernsthafte Verstimmungen. Sie drohte bereits mit Scheidung. Etwa um den Zeitpunkt desAbbruchs war man auf einem Tiefpunkt angelangt. Sie fand Trost bei einem Mann aus dem Be-kanntenkreis, der ebenfalls verheiratet war. Aus ihrer eigenen Ehe waren zwei Kinder hervorge-gangen, wovon das eine zum Zeitpunkt des Abbruchs sechs Jahre. das andere nur zwei Jahre altwar.

Entscheidend für ihren Entschluß, die Schwangerschaft unterbrechen zu lassen, war, daß dieSchwangere nicht wußte, von wem das Kind stammte. Auch der Mann war als Vater noch denk-bar.

von selbst wieder eingerenkt. Sie besteht heute weiter, und zwar nicht nur auf dem Papier.Die Staatsanwaltschaft hat daraus nun geschlossen, daß überhaupt keine Notlage vorlag. da diespätere Reaktion des Ehemannes ja gezeigt habe, daß die Ehe reparabel gewesen sei. Hierbeiwird allerdings unterdrückt, daß eben der Ehemann von den außerehelichen Beziehungen derZeugin nichts erfahren hat und auch heute noch nichts weiß und somit nicht der Schluß gezogenwerden kann, die Notlage habe nicht vorgelegen, sondern vielmehr gesagt werden muß, daß derSchwangerschaftsabbruch der einzige Weg war, diese Ehe überhaupt noch zu retten.Auch ein Vorschlag von seiten des Gerichts ist im übrigen von der Schwangeren, wie wir uns alleerinnern, empört zurückgewiesen worden. Sie wurde gefragt, ob sie denn nicht ohne Aufdek-kung der möglichen Herkunft des Kindes das Kind als einen Grund dafür hätte nehmen können.den ungetreuen Ehemann wieder zu sich zurückzuholen. Die Zeugin wies dies von sich, da sienicht mit einem Kind der Wahrheit zuwider den Ehemann quasi erpressen wollte. Die Ungewiß-heit sei für sie unerträglich gewesen. Dies belegt, daß Dr. Theissen bei seiner ärztlichen Erkennt-‘ nis durchaus aus der Sicht der Schwangeren, und nur auf diese kommt es an‚ zum Vorliegen einerNotlage kommen konnte.
Konfliktfälle dieser Art. bei denen die Ehe heute noch besteht, waren mehrere zu verzeichnen.Ich verweise nur etwa auf Fall 127, in dem der Mann die Sache zwei Jahre später erfuhr und dieEhe daran nicht zerbrochen ist. Verschwiegen wird hierbei jedoch, daß die Frau klar ausgcsagthat, es wäre ganz aus gewesen, wenn es der Mann zum Zeitpunkt der Sclnvangerschaft erfuhrenhätte. Die Ehe war seinerzeit in einer schweren Krise, man sprach bereits über Scheidung. jederging seiner eigenen Wege. Die Bemerkung der Frau, daß die Sache vielleicht zu regeln gewesenwäre, wenn man mehr miteinander gesprochen hätte. bezieht sich somit auf die gesamte Ehe-krise, so daß ohne diese Krise weder die Schwangerschaft entstanden wäre noch die Notwendig-

abenteuerlichen Rechtsanwalts (Fall 102). argumentiert die Staatsanwaltschaft nunmehr. daßjadie Ehe ohnehin nicht erhaltenswert gewesen sei, daß man schon seinerzeit Trennungsabsichten
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hatte und daß somit die endgültige Trennung zumutbar war.

Auch hier wird übersehen, daß der Mensch ja hofft, so lange er lebt, daß auch eine schlechte Ehe
einen langsamen Tod sterben kann. So klammern sich viele Partner wider aller Vernunft an eine

solche Beziehung, was dann jedoch, wenn eine ungewollte Schwangerschaft einsetzt, die Not

nicht lindert. sondern eher erhöht.

Ähnlich doppelzüngig war die Argumentation der Staatsanwaitschaft zu den wirtschaftlichen

Problemen der Schwangeren. So haben wir unter den Frauen eine Reihe von Lehrlingen, die teil-

weise nichts anderes haben als ihre geringe Lehrlingsvergütung. Im Falle 80 waren es etwa

DM 280,— monatlich. Da wird schnell gesagt, daß es zumutbar sei, die Ausbildung zu unterbre-

chen und öffentliche Hilfen in Anspruch zu nehmen, bis hin zur Sozialhilfe. Wie jedoch bei dieser

Situation Mutter und Kind jemals aus der Situation herauskommen sollen oder ob hier nicht der

Notfall auf die Dauer programmiert ist, hat die Staatsanwaltschaft wenig interessiert. War je-

doch ein Arbeitsplatz vorhanden, dann konnte man ja eine Pflegestelle finanzieren und somit lag

ein sogenannter zumutbarer Ausweg vor. Auch diese Doppelzüngigkeit war kennzeichnend für

die Staatsanwaltschaft.

Schließlich trat dasselbe Phänomen in der Einschätzung dessen auf, was Dr. Theissen den

Frauen an Beratung zuteilwerden ließ. So haben eine Reihe von Frauen, die sich hieran eben

noch erinnerten, berichtet, daß Dr. Theissen ihnen das Kind schmackhaft machen wollte, daß er

eine Beratung durchaus auch für das Kind durchführte und vor allem, daß Dr. Theissen in der

Regel die Frauen zwei— bis dreimal auf seine Praxis bestellte, bis er schließlich einen Schwanger—

schaftsabbruch durchführte. Dies bedeutet nach gesundem Menschenverstand, daß Dr. Theis—

sen sich keineswegs wie ein geldgieriger Engelmacher von vornherein bereiterklärt hat, jeden

beliebigen Schwangerschaftsabbruch durchzuführen. Die Staatsanwaltschaft schließt aus diesem

Verhalten des Dr. Theissen, daß er durchaus belegbar in all diesen Fällen persönliche Bedenken

hatte und daher mit Vorsatz der Illegalität seines Handelns bewußt eine Straftat beging.

Wenn jedoch die Zeuginnen sich an derartige Äußerungen Dr. Theissens nicht erinnerten, so hat

hieraus die Staatsanwaltschaft flugs geschlossen, daß er sich nicht für das werdende Leben einge-

setzt hat und daß dies natürlich ebenfalls strafschärfend zu werten sei. Eine derartige Doppel-

züngigkeit ist unserer Rechtspraxis durchaus nicht fremd. So ist es etwa, wenn ich mich recht ent-

sinne, früher ein eigener strafschärfender Tatbestand beim Diebstahl gewesen, wenn jemand zur

Nachtzeit sich in ein Gebäude einschlich und dort einen Diebstahl beging. Umgekehrt hörte man

dann in Urteilsbegründungen gelegentlich auch bei der Strafzumessung, daß besonders schär-

fend ins Gewicht fiel, daß der Angeklagte seinen frechen Diebstahl am hellichten Tage begangen

habe und dadurch gezeigt hat, daß er besonders abgebrüht bei der Begehung von Straftaten

ist.

Eine letzte Fallgruppe, die ich kurz erwähnen möchte, waren die Ehefrauen ausländischer Ar—

beitnehmer, insbesondere von Frauen türkischer Staatsangehörigkeit. Auch hier muß darauf

verwiesen werden. daß es stets ein Problembündel war, das zu dem Entschluß führte. die

Schwangerschaft zu unterbrechen. So hat etwa im Falle 70 der Anklage bei einem türkischen

Ehepaar mit zwei kleinen Kindern der Mann unter einer Hauterkrankung an den Händen gelit-

ten. die ihn zeitweilig arbeitsunfähig machte. Er blieb dann von der Arbeit zuhause, versorgte.

so gut es ging, die beiden kleinen Kinder. das Essen kochte die Frau vor, er machte es warm. In

diesem Zustand war er natürlich zur Versorgung eines Babys nicht in der Lage. Hier waren somit

nicht die wirtschaftlichen, sondern die persönlichen Gründe ausschlaggebend. In der Mehrzahl

türkischer Arbeitnehmerfamilien war jedoch in der Tat die Sachlage so, daß diese hohe Schulden

deswegen eingegangen waren. weil sie Immobilien in der Türkei erworben hatte. Zur Abzahlung

dieser Schulden bedurfte man des Einkommens beider Ehepartner. Meist waren schon einige '

Kinder vorhanden, man konnte allerdings, ohne den Finanzbedarf zu gefährden, sich ein weite-

res Kind nicht mehr leisten, wollte dies auch nicht. sondern hatte sozusagen die Familienplanung

abgeschlossen. Der Sachverständige Dr. Narliogiu hat hierzu ausgeführt, daß dies genau ein
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Grund sein könnte, warum in der Türkei nunmehr endlich die wirtschaftliche Entwicklung wie-
der aufwärtsgehen wird, weil nämlich die Leute gelernt haben. daß nicht in einer immer größe-
ren Zahl von Nachkommen die soziale Sicherheit für das A1terliegt, sondern daß die soziale Si-
cherheit auch darin liegen kann, daß man sich ein kleines Vermögen erspart. von dem man dann
neben der bescheidenen Sozialversicherung im Alter leben kann. Genau diese Entwicklung stellt
ja auch weltweit gesehen eine Hoffnung dar, eines Tages einem der dringendsten Probleme der
Menschheit, nämlich der Übervölkerung, beizukommen, ohne daß durch Krankheit, Krieg oder
ähnliches bereits vorhandene Menschenleben zerstört werden. Besonders bestüth hat mich in
diesem Zusammenhang auch eine Bemerkung zu einem Fall einer 22-jährigen Industriekauffrau
(Fall 144), in der die Frau genau geschildert hatte. daß sie zwar einerseits das Kind ganz gerne
bekommen hätte. daß andererseits jedoch ein Rechenexempel dagegenstand. Inclusive der
staatlichen Hilfe sah sie keine Möglichkeit, ein Kind 18 J ahre aufzuziehen. Sie habe sich hinge-
setzt und alles genau durchkalkuliert, wieviel braucht ein Kleinkind. was kostet die Wohnung,
was braucht sie selbst. was kostet eine zusätzliche Hilfe für das Kind. Die Staatsanwaltschaft hat
hierzu geäußert, daß dieses Rechenbeispiel „zutiefst lebensverachtend sei". Mir geht für eine
derartige Äußerung jegliches Verständnis ab. Lebensverachtend und absolut verantwortungslos
ist es doch umgekehrt, wenn jemand Kinder in die Welt setzt, ohne sich darum zu kümmern, was
aus diesen Kindern später werden soll, und ohne darüber nachzudenken. wie dieses Kind nicht
nur einfach zum Leben, sondern auch zu einem glücklichen Leben gebracht werden kann. wobei
die Mutter durchaus auch ihr eigenes Lebensglück mit in Rechnung stellen darf .
Es gab schließlich Fälle, bei denen die Gesundheitsprobleme im Vordergrund standen, auch
wenn sie für sich allein genommen noch nicht den Grad einer medizinischen Indikation erreich-
ten. Was soll man etwa halten vom Falle einer 17—jährigen, die unter einer schweren Hautkrank-
heit leidet, einer Krankheit, die mit Cortison behandelt wird, lt. dern Gutachter Schmitt-Tann-
wald ein sehr kleines Risiko, das zumutbar sei. Nicht beachtet wird hierbei allerdings, daß diese
Hautkrankheit, die sogenannte Neurodermitis, schon für sich genommen ein absolutes Alarm—
zeichen ist, weil sie im Regelfall verursacht wird durch eine schwere psychische Störung, die der
Krankheit zugrundeliegt.

.
Lassen Sie mich zum Schluß noch ein wenig Statistik privater Art bringen, die mir aussagekräftig
erscheint. Wenn ich recht mitgezählt habe, so haben schon in den 79 Fällen, die nach der Einstel-
lung noch verblieben und Gegenstand der Anklage sind, 74 Zeuginnen ausgesagt‚ von denen 20
ohne Kinder waren, bei den übrigen 55 Zeuginnen sind nach dem Abbruch 16 Kinder zur Welt
gebracht worden, vor dem Abbruch waren bereits 97 Kinder vorhanden. Dies bedeutet. daß im-
gesamt 113 Kinder von diesen Zeuginnen geboren wurden. Mithin, daß jede der Zeuginnen im
Schnitt zwei Kinder hatte, was im übrigen auch der häufigste Fall war. womit bewiesen ist, daß
die Statistik mit der Realität nicht immer auf Kriegsfuß stehen muß. Natürlich gab es auch Zeu—
ginnen mit nur einem Kind und eine Zeugin mit sechs Kindern. Was ich damit sagen will, ist fol-
gendes:

‘ Nicht der Kinderfeindlichkeit hat der Wunsch nach Abbruch entsprochen, vielmehr hat jede‘ Frau sich die Entscheidung schwer gemacht. Auch Dr. Theissen hat nicht etwa nur aus Gefällig-
keit und ohne Indikationsstellung die Schwangerschaft unterbrochen. Sie müssen entscheiden,
ob er seine ihm durch den Gesetzgeber erteilte Befugnis mißbraucht hat oder nicht. Sie müssen3 sich nicht und dürfen sich auch nicht an seine Stelle setzen und versuchen, herauszufinden, obeine Notlage objektiv verlag. Dies schreibt das Gesetz nicht vor. Ich nehme an, daß wohl die mei—» sten Mitglieder des Gerichts religiös eingestellt sind. Wir haben einen Schöffen, der sogar katho-
lischer Religionslehrer ist. Ich meine trotzdem, daß gerade diese Einstellung bewirken muß, daßSie den Eid ernstnehmen, den Sie zu Beginn Ihrer Richtertätigkeit sowohl als Berufsrichter alsauch als Laienrichter geschworen haben, nämlich Ihre Pflichten „getreu dem Gesetz“ zu erfül- '' len. Dies bedeutet, daß Sie, wenn Sie „Im Namen des Volkes“ Ihr Urteil über Dr. Theissen spre—, chen, dieses wahrlich nicht einfache Gesetz, so wie es gemacht wurde und so wie es gemeint war,
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vom Gesetzgeber anzuwenden haben.

Wenn Sie dies nicht tun. wenn Sie dem Arzt bei der schweren Aufgabe, die ihm der Gesetzgeber
auferlegt hat, nicht den Beurteilungsspielraum zugestehen, den er dafür braucht, nämlich diese
Aufgabe nach seinem Gewissen zu erfüllen, ohne stets angstvoll nach dem Staatsanwalt zu blik-
ken, dann wird von diesem Prozeß eine verhängnisvolle Wirkung ausgehen, die bundesweit viele
schon jetzt befürchten. Die Ärzte werden verunsichert werden und sich zunehmend weigern, In-
dikationen überhaupt zu stellen. Die Zahl der Abtreibungen wird zwar nicht zurückgehen, es
wird aber wieder der Abteibungstourismus blühen und letztlich werden diejenigen, die das Geld
nicht haben, wieder wie früher riskieren, psychisch und physisch auf Dauer geschädigt aus einer

Abtreibung hervorzugehen.

Betroffen von diesem Verfahren war zwar unmittelbar Dr. Theissen‚ mittelbar und potentiell be—

treffen waren aber auch alle Frauen, die in eine Notlage geraten wie diejenigen, die als Zeugin-

nen ausgesagt haben. Bezeichnend war, daß beide Staatsanwälte — einer davon sogar zweimal —-

die Zeuginnen als „Angeklagte“ bezeichnet haben. Dies waren keine reinen Versprecher ohne

Hintergrund. sondern sogenannte „Freud’sche Fehlleistungen“, bei denen sich das Unbewußte

zu Wort meldet und zu erkennen gibt, was Geistes Kind derjenige ist, der da spricht.

Und noch etwas zum Schluß:

Dies war kein Prozeß gegen einen gewissenlosen Engelmacher, der um des eigenen Profits willen

sich über das Lebensrecht anderer hinweggesetzt hat. Dies war ein Prozeß gegen einen gewissen-

haften Arzt, der in dem Bestreben, Frauen in ihrer Not zu helfen, sich über manchen Buchstaben

des Gesetzes hinweggesetzt hat, der jedoch über den Vorwurf einer lebensfeindlichen Gesin- _

nung ebenso e1‘haben ist wie seine Patientinnen. Denken Sie bei Ihrem Urteil auch an all die vie—

len Kinder. denen er in den vielen Jahren seiner Praxis zum Leben verholfen hat. Wenn Sie das

tun, werden Sie auch zu einem gerechten Uiteil finden.

Urteil

Am 5. Mai 1989 wurde das Urteil verkündet. Es lautete: Zweieinhalb Jahre Haftstrafe ohne Bewäh—

rung und drei Jahre Berufsverbot. Die mündliche Urteilsbegründung löste in weiten Teilen der

Presse ein lebhaftes Echo aus.
.

Die Atmosphäre im Gerichtssaal ist vielleicht am besten durch folgenden Vorfall zu kennzeichnen.

Während der Urteilsverkündung war im Gerichtssaal ein Kind zu hören; Richter Bamer: „Hat hier

jemand ein Radio oder ein Kind dabei?“ Er war sehr wütend und bestand darauf, daß die Mutter und

ihr Kind den Saal verließen.
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Urteil im Memminger Abtreibungsprozeß

Berufsverbot und Gefängnisstrafe für Theissen
Gericht sieht Verlust des „allgemeinen Wert— und Rechtsbewußtselns“ / Verteidigung kündigt Revision an

Memmingen— Zweieinimib Jahre Geißngnis und ein dreijährich Beruisver-
bot fiir den 50jlihrigen Frauenner Horst Theissen - mit diesem Urteil setzte
die erste Straflmmmer des Memrninger Landgericth am Freitag einen
vorläufigen Schinflpunkt unter den spektakulärsten Abireibungsprozeß der
deutschen Nnrhkriegsgeschiciute. In 36 Fällen soll der Gynäkologe- nach
Ansicht der drei Beruisrichter und der beiden Schiiiten eine Schwangerschnh
unterbrochen haben. ohne da!! eine der im Gesetz vorgesehenen Notlagen

Von Hans Hoizhaider

Freitagmorgen im Memminger Landge-
richt: Der große Sitzungssaal. dessen
Stimwand ein überdimensionales, gold-
giitzerndes bayerisches Staatswappen
ziert, ist bei weitem zu klein, um den
Ansturm an Zuschauerinnen, Pressever-
tretem und Kameraieuten zu fassen. Ein-
zelne Frauen protestieren, als sich Theis—
sen und seine Verteidiger einem minuten-
iangen Blitzlichtgewitter stellen müssen.
Eine Frau überreicht dem Angeklagten
einen 'I‘ulpenstrauß. Die Wachtmeister ha-
ben „Mühe, die Photographen aus dem
Sitzungssaal zu drängen, als das Gericht
den Raum betritt

Aber das Urteil läßt noch auf sich war-
ten. Nach einer anonymen Bombendro-
hung müssen sich alle Zuschauer einer
langwierigen Leibesvisitation unterzie-
hen. Endlich, fast zwei Stunden nach Sit-
zungsbeginn, kann der Vorsitzende Rich-
ter Albert Berner den Urteiisienor verle-
sen: Horst Theissen ist schuldig des uner-
laubten Schwangerschaftsabbruchs nach
Peragraph 218 a in 38 Fällen, des versuch-
ten unerlaubten Schwangerschaftseb-
bruchs in vier Fällen. 39mel habe Theissen
— bei Vorliegen einer Notlage — einen
Abbruch vorgenommen, ohne daß ein
zweiter Arzt konsultiert wurde - strafbar
naeh Paragraph 219 —‚ davon 37mal, ohne
daß die Schwangere eine Beratungsstelle
aufgesucht hatte, strafbar nach 218 b.

77 Fälle eingestellt
36 Fälle also sind übrig geblieben von

den 156, die ursprünglich in der Anklage-
schrift standen. 77 davon waren schon auf
Antrag der Staatsanwaltschaft eingestellt
worden. Mehr als 130 Frauen waren vom
Memminger Amtsgericht zu Geidstra.fen
verurteilt worden — wenn man die Fest-
stellungen der Strafkammer im Verfahren
gegen Theissen zu Grunde legt, beinahe
100 von ihnen zu Unrecht. Bis auf zwei
hatten alle Frauen ihre Strafe bezahlt, aus
Angst vor einer öffentlichen Gerichtsvet-
handlung.

Die grundlegende These der Verteidiger
'I'heissens - daß die Feststellung einer
Notlage allein vom Arzt getroffen und vom
Gericht nicht nachträglich überprüft wer-
den kann — hat die Strafkammer nicht
akzeptiert. Das Gesetz mache es dem Ge-
richt zwar nicht gerade leicht, trägt Rich-
ter Berner vor, aber Resignation sei nicht
am Platz. Jeder Richter müsse „den ernst-
haften Versuch machen, mit den Mitteln
des Strafrechts den Lebenssciiutz zu si-
chern", selbst wenn hier viele einen
rechtsfreien Raum sehen wollten, „und sei
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es durch die Hintertiir der ärztlichen Er—
kenntnis". Bedriickend sei „der Verlust des
allgemeinen Wert- und Rechtsbewußt-
seine“, der die Arbeit der Gerichte „als
Schnüfleiei disquaiifiziert“.

Problem der Bawelswürdlgung
Den Nachvoilzug des Gesprächs zwi-

schen Arzt und Patientin, von den Verhei—
digern ebenso wie von einer Reihe von
Sachverständigen als Ding der Unmög-
lichkeit bezeichnet. sieht das Memminger
Gericht „ganz schlicht und einfach als ein
Problem der Beweiswürdigung". Zwar
gebe es einen Erkenntnisspielraum und
demzufolge eine erhebliche Grauzone, die
sich der gerichtlichen Überprüfung entzie-
he. Dort aber, wo sich „alle objektiven
Kriterien gegen eine Notlage richten“ und
wo bei der Frau keine außergewöhnliche
gesundheitliche Konstellation bestehe,
„kommt eine Notlage nicht in Betracht".

So hat das Gericht also alle 79 Fälle
durchgeforstet und ebgehakt: Notlage, ja
oder nein. 39mai ja, 36mal nein. Die 18jäii-
rige Kellnerin, deren Schwangerschaft
von einem flüchtigen Bekannten stammte,
der aber ein „großzügiges Elternhaus“ zur
Verfügung stand - keine Notlage. Die
20jährige Postbeamtin, die „so hilflos
wirkte wie die Unschuld vom Lande", und
deren Freund sie sitzen ließ - keine Notla-
ge, sogar ein besonders schwerer Fall, weil
der Arzt unbedingt Kontakt mit den Eltern
hätte aufnehmen miissen. „Besonders
kraß" auch der Fall der 23jährigen Kunst-
studentin, mit einem steilungsiosen Italie-
ner liiert, der sie zur Abtreibung überrede-
te, obwohl doch die Eltern das Kind aufge-
zogen hätten.

Dagegen die Fälle, in denen das Gericht
eine Notlage zumindest nicht ausschließen
will. Die Hausfrau, die von ihrem Mann
getrennt lebt, und sich mit Putzen den
Lebensunterhalt fiir sich und zwei Kinder
verdienen muß. Die Architektin, deren
Eheman bei einer Freundin lebt, und den
das Gericht nach seiner Zeugenaussage
als „ausgesprochenen Bütfei" charakteri-
siert. Die Witwe mit drei Kindern, die sich,
wie es das Gericht nennt, „mit einem
verheirateten Mann einiieß", der selbst fürdrei Kinder sorgen muß. Die junge Bäue—
rin, mit Dreifaehbelastung als Mutter,
Hausfrau und Dienstmagd, deren Mannfremd ging und der bei einer Trennung die
finanzielle Katastrophe gedroht hätte.
Hier allerdings, rügt Richter Berner. wärees dem Arzt zuzumuten gewesen, mit dem
Ehemann mal „ein Wort von Mann zu
Mann zu reden“. Aber, fügt der Richter an,
„er redete ja lieber nur mit Frauen“.

bestand. in 30 weiteren Fällen akzeptierte das Gericht. hiiuiig nach dem
Grundsatz „im Zweiiei fiir den Angeklagten", die Möglichkeit einer Notlage.
in die Strafe einbezogen ist eine einjährige Freihellsatraie gegen Thelssen
wegen Steuorhinteniehung. Die Smutsunwnitachnfl, die eine Gesammtrnio
von dreieinhalb Jahren geiordert halle, gab noch keine Erklärung ab, ob ein
ilechlsmilflei einlegen wolle. Die Verteidiger Theiuenu ließen dagegen keinen
Zwolch daran, daß sie Revision zum Bundengerlchtshoi einlegen werden.

„Rheinische Unbeiehwerthelt"
Seitenbemerkungen wie diese sind es,

durch die sich Zuschauerinnen immer
wieder zu Mißfalienskundgebungen hin-
reißen lassen. Richter Berner läßt es sich
angelegen sein. den angeklagten Arzt be-
ruflich ins Zwieiicht zu stellen und persön-
lich lächerlich zu machen. An seinem
‚.Ideelismus" habe das Gericht Zweifel -
Theissen sei „ein bißchen liberal, ein biß-
chen esoterisch‚ ein bißchen anarchisch.
ein bißchen geschäftlich. mit einem Schuß
rheinischer Unbeschwertheit". Aus der
Dankbarkeit der Frauen, die ihn als
„Haibgott in Weiß" verehrt hätten, habe er
seine Selbstbestätigung gezogen, quasi als
Ausgleich dafür, daß er bei den Kollegen in
einem zweifelhaften Ruf als Abtreiber ge-
standen habe. Jahreiang habe er unbeirr-
ber den Staat und seine Rechtsordnung
„in die Schranken gefordert“, und sich
dabei eine nicht unerhebliche Einnahme-
queile erschlossen. In keinem Fall habe er
eine Güterabwägung vorgenommen zwi-
schen der Würde des ungeborenen
menschlichen Lebens und der Selbstbe-
stimmung der Frauen, die ihm „durch die
mangelnde Sensibilität der Kollegen und
der Öffentlichkeit geradezu in die Hände
getrieben“ worden seien.

Immerhin räumt das Memminger Ge-
richt aber ein, daß bei der Güterabwägung
in der einen Waegschaie ein „menschen-
wiirdiges Leben" der Schwangeren zu lie-
gen habe. und nicht nur ihre bloße biologi-
sche Existenz. Zur Menschenwürde aber
gehörten Seibstbestimmung und persönli-
che Lebensgestaltung. diese wiederum sei
ohne Geld nur biasse Theorie. Auf die
Sozialhilfe. wie das die Staatsanwaitschnft
tet. will die Strafkammer keine Schwan-
gere verweisen. ‚Auch mit einer anderen
„Zumntung“ räumt das Gericht auf. Die
Freigabe des Kindes zur Adoption sei in
der Regel kein Ausweg fiir eine Schwan-
gere. Wäre dies „generell zumutbar, dann
würde die Indikationenregelung praktisch
leerlnufen"‚ trägt Berner vor.

Bei der Strafzumessung bleibt das Ge—
richt deutlich unter den Forderungen der
Stautsenwaitschaft. Fiir die Abtreibungen.
bei denen die Strafkammer keine Notlage
sieht, werden Einzelstrafen zwischen zwei
und sechs Monaten verhängt (die Staats—
anwälte hatten bis zu einem Jahr gefor-
dert). Für jeden der 39 Verstöße gegen die
Paragraphen 218 b und 210 wird ein Monat
angesetzt. Die Gesumtstrafe von zweiein-
halb Jahren läßt eine Bewährung nicht
mehr zu. Darüber hinaus. formuliert Rich-
ter Burner, schwebt über Horst Theissen
jetzt „das Damoklesschwert des Entzug5
der Approbation". .

Süddeutsche Zeitung‚ 6./7. 5. 1989



Ein bißchen weniger uhbarnihefl1i'g __

Warum müssen Ärzte einen Eid schwö—
- ren, ehe sie ihre Tätigkeit aufnehmen, so

wie Richter und Präsidenten? Weil sie
Pflichten erfüllen miissen, die sich zum
Teil der Kontrolle durch das Gesetz ent-
ziehen, die im Bereich der Moral und der

‘ Ethik angesiedelt sind, gleichwohl aber als
essentiell für ein menschliches Zusam—
menleben gelten.

Die Geschichte hat gezeigt, daß der Eid
eine schwache Garantie ist. Ärzte haben
gemordet, Richter haben Unrecht gespro-
chen. Ungeachtet dessen hat' der Gesetz-
geber dem Arzt Gewalt über Leben und
Tod anvertraut. Er hat dies auch im Para-
graphen 218 des Strafgesetzb'uches getan:
Der Arzt trifft die Entscheidung, ob er
einen Schwangerschaftsabbruch für ge-
rechtfertigt hält. Ein Gesetz muß richtet-
lich überprüfbar sein, sonst wäre es nich—
tig. Wenn aber ein Richter die Entschei-
dung eines vom Gesetzgeber installierten

Gutachters außer Kraft setzen will, mi‘1 e .
unwiderlegbare Argumente haben.

Die Memminger Richter, die den Frau— '
enarzt Horst Theissen zu zweieinhalb J ah-
ren Gefängnis verurteilten, hatten keine
solchen Argumente. Sie haben, grob ge-
sagt, über den Daumen gepeilt. Sie waren
nicht ganz so unbarmherzig wie die
Staatsanwälte. Sie haben bestimmte Si-
tuationen, in denen sich schwangere Frau-
en befanden. als Notlagen anerkannt, an-
dere nicht. Sie haben das abhängig ge-
macht von der Konstitution der Frauen:
Die „Zierlichen, Zartbesaiteten" hatten
bessere Chancen als die „Aktiven,Vitalen":
Sie haben den Erfahrungsspielraum des
Arztes, der aus seiner Vertrauensstellung
zur Patientin resultiert, nicht anerkannt,
sondern ihn durch ihren eigenen, juri-
stisch geformten, beschränkten ersetzt.
Sie waren ein bißchen weniger unbarm-
herzig. hh

Süddeutsche Zeitung. 6. Mai 1989

* Kontroversen über Memminger Urteil

Streit auf dem deutschen Ärztetag / SPD-Po/itkerinnen forderten Re vision des Urteils /

Bundesfami/ienministerin Lehr will „Beratungsgesetz" zum 5218 noch in dieser Legis/aturperiode durchseüen

\(Berlln dpu/ap/taz) — Zwei Tage
nachderVerurtcilungdcsMcmmin-
ger Fraucnarzles Horst'l‘heissen er-
klgnne Bundesfamilicn- und Frauen-
m1msicrin Ursula Lehr (CDU). dns
umstrmane „Beratungsgcsctz“ zum
Parng_raä)hcn2l8auchgcgendieWi-
derslhn evonCSUundel’nochin
dieser chislaturperiode durchsct'-
zen zu_wollen. Der Gesetzentwurf
zu emem bundcseinheitlichcn
..Schwangerenberamngsgcsctz“
war wegen Kontroversen zwischen
den K_onlnionspanncr seit Monaten
auf Eis gelegen. Die CSU hatte dar-
aufbeharn.dieinihrcmßundesland
berens praktizierte räumliche Tren-
nung von Beratung und Indikations-
festslcljung bcizuhehallen, wäh-
rend die FDP nur eine personelle
Trennung akzeptieren wollte. Ein
wenerer Konfliktpunkt stellte die
Formuherung des Beratungsziels

_ dar. DgsMemmingerüneil hatbun—
dcswen heftige Kritik hervorgeru-
fen. Der Frauenam Horst Theisscn

war am Freitag von dcrersten Straf-
kammer des Landgerichts Mem-
mingen zu zweieinhalb Jahren Ge-
fiingnisstrafc vemrteilt worden.
Außerdem verhängte das Gericht
eindreijiihrigcs Berufsvcrhot. Nach
Ansichtdesüerichts huuederGynä-
kologe in 36 Fällen eine Abtreibung
vorgenommen. ohne daß eine Not-
lage nach Parngrnph218nvorlug. In
weiteren 39 Fällen wurde der Arzt
verurteilt, weil der Instanzcnwcg
(vorgeschriebene Beratung und In.
dikationsfcstslcllung durch einen
weiterenArzt, 5218bund219)nicht
eingehalten wurde.

Auf dem 92. Deutschen Arzlclag
inBerlinbrachüberdasMemminger
Urteil ungewöhnlich heftiger Streit
aus. Oppositionelle Arzt; und der
Präsident der Berliner Arztekam-
mer, Ellis Huber. halten in einerEr-
klärung von einem „Skandalurleil“
und „politischerlustiz“ gesprochen
und kollcgiale Solidarität mit'l‘heis-

sengefordert. DieMehrzahlderDe-
legienm hatte die Erklärung nach
einer hitzi cn Diskussipn cmpön
zurückgewxc;en. Die Arzteschafl
könnesichnichtmiteinemkollegcn
solidarisch erklären, der gegen alle
geltenden Bestimmungen gehandelt
habe. um sich selbst zu bereichern,
hießcs,_ „

DicArztinnenundArztekonnten
sich gemeinsam lediglich zu der
Feslstcllung durchringen‚ daß die
beiroffenen Frauen die Leidtragen-
den seien. Weiterhin müsse geprüft
werden, ob die Beschlagnahme umi
Verwendung der Patientenkartcu
rechtens gewesen sei.

Führende SPD-Politikcrinnen
sprachensichentschiedengegcndas
Urteil aus. Die stellvertretende
SPD-Vorsitzende Herta Däubler:
GmelinsprachvoncinemUneil.bcx
demdieFrauenaufderSlrcckeblie-
ben. Bundestagsvichräsidcntin
AnnemarieRengerfordenecineRe-
vision.DieGrünenbezeichnetendie

Entscheidung des Gerichts als eine
„Katastrophe für alle Frauen". ‚„In
Memmingen sollte ein Exempelsta-
wien werden“. erklärte der stell-
vertretende Bundesvorsitzendcn
von Pro Familia. Erich Bodenbcn-
der.Kcrndcsüneilssei‚daß„Arne
eingeschilchien“ und gleichzeitig
mit „richterlicher Unerbittlichkeit“
bestimmte Moralvorstellungen
durchgesetzt werden solllen.

Dagegen verteidigte CSU-Gcne-
ralsckretär Erwin Huber den
Schuldspruch. weil er zum „besse-
ren Schutz ungeborcncr Kinder“
bcitrage.

Nach einer Meinungsumfrage
dcs Wicken-Instituts empfinden le-
diglich zehn Prozent der Erwachse-
nen das Urteil als angemessen. Da-
gegen bezeichneten 83 Prozent der
über IWBefragtcn—86Prozcnlder
Frauen und 80 Prozent der Männer
—dasUrleilalszuhart.Nur0‚2Pro-
zentmeimen,dasüncilseizu milde.

u

Tageszeitung. 8. Mai 1989
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Die schriftliche Urteilsbegründung wird für Herbst 1989 erwartet.
Verteidigung und Staatsanwaltschaft haben gegen das Urteil Revision eingelegt.
Die Staatsanwaltschaft wolle laut telefonischer Auskunft von Oberstaatsanwalt Firle in Memmingen
prüfen lassen, ob das Gericht zu Recht in neununddreißig Fällen nicht den Schwangerschaftsab-
bruch selbst als Straftat gewertet habe (% 218), sondern „nur“ wegen des Fehlens der sozialen Bera-
tung (& 218 b) oder der Indikationsstellung durch einen zweiten Arzt (5 219 StGB). Lediglich die
schuldrechtliche Bewertung, nicht das Strafmaß sei die Revisionsbegründung. Möglicherweise hat
die Staatsanwaltschaft wegen der äußerét angreifbaren Kriterien für die Anerkennung von Notlagen
durch das Gericht Chancen für eine Revisionsverhandlung.
Der Bundesgerichtshof muß der Revision zustimmen. Geschieht dies nicht, muß Horst Theissen
seine Haftstrafe antreten. Wird die Revision zugelassen, verweist der Bundesgerichtshof entweder
zu einer neuen Verhandlung an eine andere Kammer des Landgerichts Memmingen, an ein anderes
Gericht nach Augsburg, Kempten oder eine andere Stadt oder er entscheidet selbst: ohne mündliche
Verhandlung mit schriftlicher Begründung oder mit einer Verhandlung mit neuer Vernehmung von
Zeuginnen und Zeugen. Vorstellbar Wäre auch eine Weiterleitung an das Bundesverfassungsge-
richt.

Der Bundesgerichtshof könnte sich dem Bundesverfassungsgerichtsurteil von 1977 anschließen, das
die Beschlagnahrne einer Drogenpatientlnnenkartei bei Ermittlungen nach dern Betäubungsmittel-
gesetz als unverhältnismäßig und verfassungswidrig erklärt hatte; oder auch dem BGH-Urteil von
1985, das die ärztliche Erkenntnis in den Händen der Ärztlnnen belassen wissen wollte. Dann kä-
men die Grundlagen des Verfahrens gegen Theissen ins Wanken.
Das Gericht in Memmingen hat von den einhundertsechsundfünfzig Fällen von Schwangerschafts-
abbrüchen nur neunundsiebzig verhandelt. Es besteht jederzeit die Möglichkeit‚ ein neues Gerichts-
verfahren gegen Theissen zu eröffnen, bei dem die verbleibenden Frauen als Zeuginnen vernommen
werden könnten. Dies hatten sich die Ankläger auch bereits für den Fall eines ihrer Ansicht nach zu
niedrigen Urteils vorbehalten.
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III. Das Echo von „Memmingen“

Reaktion der Öffentlichkeit

Presse und Demonstrationen

Nachträglich wundert man sich über die anfängliche — man könnte fast sagen — Friedhofsruhe.

Das Interesse der Öffentlichkeit an den Ermittlungen und Prozessen entwickelte sich nur langsam.

Zu einer der ersten Presseveröffentlichungen kam es in der Memminger Zeitung vom 1. März 1988,

in der die Joumalistin Barbara Hell unter dem Titel „Frauen nicht kriminalisieren“ von den Prozes-

sen wegen illegaler Abtreibung gegen die Frauen berichtete. ' . _ .

Die Rechtsanwältinnen Heike Gall-Alberth und Brigitte Hörster versch1ckten emen Br1ef an d1e po-

litischen Parteien, einige Gewerkschaften und verschiedene (Tages-)Zeitungen und schilderten die

Ereignisse; die Resonanz war gleich Null.

RECHTSANWALTE ' HELMUT RIEDL

ZUGEMSSEN BEIM AMTSGERICHT UND MNDGERICHT AUGSBURG B R' G I1TE HORSTE RRAo RIEDL U.HORSTER AUCH BEIM OBERLANDESGERICHT MÜNCHEN
UND BAYER. OBERSTEN LANDESGERICHY H E | KE GALL-ALB ERTH

RECHTSANWÄLTE RIEDL, namen, GAll—ALBERTH 8900 AUGSBURG, DEN 18 . 5 . 1988KONRAD-ADENAUER-AlLEE as - a9oo AUGSBURG___—___.— KONRADvADENAUER-AUEE 35
TElEFON 108211 39015 UND 39016
STADTSPARKASSE AUGSBURG
(BLZ 72050000! KONTQNR. 0108217
POSTSCHECKAMT MÜNCHEN
|BlZ 70010080! KONTO-NR. 224148-801

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir übersenden Ihnen anliegende Stellungnahme, die wir aufgrund unserer

Erfahrungen bei der Vertketung betroffener Frauen gesammelt haben und

bitten Sie, diese Praxis innerhalb Ihrer Partei oder Institution zu dis-

kutieren.

Aus unserer Sicht wird durch das neue Schwangeren—Beratungsgesetz die

Situation der Frauen noch verschärft werden. ’

Der Grund für viele Frauen, sich wegen einer ambulanten Abtreibung direkt

an den betroffenen Arzt zu wenden, resultierte in der Regel daraus, daß

die Frauen sich nachvollziehbar nicht in der Lage befanden, sich drei Tage

in eine Klinik zu legen, da sie beispielsweise mehrere Kinder .ereits zu

versorgen hatten, ihrer Umgebung nicht erklären konnten oder wollten, wo

sie drei Tage gewesen wären, oder an der Arbeitsstelle nicht drei Tage fehlen

konnten und dergleichen.

Oft haben sich Frauen, die zum Abbruch fest gntschlossen waren, nur deshalb

nicht an die Beratungsstelle zum Erhalt des Beratungsnachweises gewandt,

weil ihnen aus anderen Fällen.bekannt war, daß sie hiernach nicht unbedingt

gefragt würden und der abbrechende Arzt selbst noch eine Beratung durch—

führen würde.

-2-
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Richtig ist, daß dies nicht der legale gesetzliche Weg ist, wir sind jedoch
der Ansicht, daß eine Frau nicht verurteilt werden darf, wenn tatsächlich
die Voraussetzungen einer sozialen Indikation von einem Arzt bejaht worden
wärenund ihr ganz unZWeifelhaft der Beratungsnachweis einer Beratungsstelle
ausgehändigt worden wäre. Bekanntermaßen muß dieser Beratungsnachweis ausge-
händigt werden, egal ob sich eine betroffene Frau wirklich beraten lassen will
oder ob sie sich gegen eine echte Beratung sperrt.

Wir verfolgen mit Besorgnis, daß immer häufiger versucht wird, gesellschaftliche
Konflikte und Streitfragen durch Strafverfahren zu lösen.
Der Kernpunkt der vorliegenden Verfahren scheint zu sein, daß die Handhabung
der sozialen Indikation sowohl bei Ärzten, als auch Beratungsstellen, insbe-
sondere auch den kirchlichen, eine andere ist, als wie sie sich in der theore—
tischen Vorstellung der Richter abspielt.

Diese Diskrepanz wird auf dem Rücken der Frauen ausgetragen, denen ein er-
forderliches und vorhandenes Wissen bezüglicfi aller konkreten gesetzlichen
Voraussetzungen bezüglich eines straffreien Schwangerschaftsabbruches unter—
stellt bzw. abgefordert wird, das nicht einmal bei den Richtern selbst vor—
handen ist.

Mit freundlichen Grüßen Mit freundlichen Grüßen

((auf
(H s _ \k\/
R htsanwältin (Gall Alber h)

Rechtsanwältin

Die Stellungnahme, die diesem Brief angefügt war:

Förderung eines neuen „Abbruclit0uri5mu5“
durch Kriminalisierung von Frauen ( € 218 StGB)

Nach „Aufflicgen“ eines Mcmmingcr Fraucnarztes, dcr ambulant Abtreibungen in seiner Praxisdurchführte, wurde gegen alle die Frauen ein Ermittlungsvcrfain-en eingeleitet, bei denen keineschriftliche Indikation und kein Beratungsnacinvcis einer Beratungsstelle sich bei der Kartei-karte des Arztes befunden hatte.
Die Frauen, die entweder bei der Polizei keine Angaben machten oder aber die schriftliche Indi—kation oder den Beratungsnachweis nicht nachrcichcn konnten, erhielten einen Straibefehl miteiner Geldstrafe von ca. DM 900,—— bis DM 3000,»——.
Viele Frauen — die Anzahl der Verfahren dürfte in die Hunderte gehen — ließen bereits diesenStrafbefehi rechtskräftig werden. Gründe hierfür dürften sein. sich nicht noch einmal mit dereinschneidenden Tatsache befassen zu müssen, schlechtes Gewissen. Schuldgefühle, Druck vonaußen, Angst vor Bloßsteilung und dgl.
Wird gegen den Strafbefehl Einspruch eingelegt, findet eine mündliche Verhandlung statt.In der mündlichen Verhandlung -— hier soll jetzt nur von den Fällen ausgegangen werden. denen
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die sog. soziale Indikation zugrundeliegt — müssen die Frauen ihre wirtschaftliche, soziale und

ihre seelische Situation zum Zeitpunkt der damaligen Abtreibung so darlegen, daß die Voraus-

setzungen der sozialen Indikation für das Gericht nachprüfbar sind. Unzweifelhaft, wie schwie-

rig dies für die betroffenen Frauen in der Regel ist, erschütternd die Szenen, die sich zum Teil bei

Gericht abspielen. '

Um es noch einmal zu verdeutlichen. Voraussetzung der sozialen Indikation ist eine Notlage, die

so schwer ist. daß der Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht zugemutet wer—

den kann. Diese Notlage darf zusätzlich nicht durch andere, der Schwangeren zumutbare Hilfen

abgewendct werden können.

Die Feststellung der Voraussetzung der Indikation sind nach dem Gesetz in die ärztliche Er-

kenntnis gestellt. Trotzdem weigern sich bisher die erstinstanzlichen Richter, ein ärztliches Gut-

achten einzuholen. um die damalige Situation der Frau, also das Vorliegen der Indikationsvor-

aussetzungen. festzustellen.

Das Gericht hält sich für in der Lage. diese Feststellung selbst zu treffen.

Nach Auffassung der Unterzeichnenden hat das Gericht jedoch nur die Möglichkeit, nachzuprü-

fen, ob der Arzt seinen Ermessens— und Beurteilungsspielraum, den er bei Feststellung der Indi-

kationsvoraussetzungen hat. mißbraucht hat‚ also beispielsweise die Situation gar nicht beurteilt

_ oder aber eine .‚Gefälligkeitsindikation“ ausgestellt hat.

Mit der seelischen Situation der betroffenen Frauen hat sich bisher noch kein erstinstanzlicher

Richter in erforderlichem Maße auseinandergesetzt. In Urteilen wird die seelische Situation der

Frauen oft mit keinem einzigen Satz erwähnt, obwohl sich die Frau entsprechend ihren Möglich-

keiten bemühte, dies darzustellen.

Vielmehr ziehen sich sowohl die Staatsanwaltschaft als auch die Richter auf lapidare Feststellun-

gen zur wirtschaftlichen Situation zurück und stellen hierbei fest, daß die Situation der Frau je—

denfalls nicht so schwer oder absolut ausweglos war, daß dies einen Abbruch gerechtfertigt

hätte.

In letzter Konsequenz wird jeweils die Feststellung getroffen, daß jedenfalls der Schwangeren

zumutbar gewesen wäre, das Kind zur Adoption freizugeben.

Dies wird als zumutbare Hilfe dargestellt, egal ob die jeweilige Frau sich hierzu äußert, dies sei

für sie unvorstellbar. wenn sie ein Kind austrage, würde sie dies auch selbst behalten wollen.

Der Schwangeren wird mit starkem moralischen Druck in der mündlichen Verhandlung dann 1e—

diglich die Frage vor Augen gehalten: „Zur Adoption können Sie also ein Kind nicht freigeben.

aber ein Kind umbringen, das können Sie schon.“

So gelangt man durch einfache Rechtsauslegung zum fnktischen Ende der sozialen Indikation.

Denn wenn solche Hilfen in der Regel zumutbar sind, dann ist die Gefahr auch in der Regel an-

ders abwendbur als durch eine Abtreibungen und die Voraussetzungen des & 218 a Abs. 2 Nr. 3

b würden in der Regel nie vorliegen.

Hierbei völlig außer acht gelassen wird auch. daß sich die psychische Situation einer Frau, bei der

die Sclnvangerschuft von vornherein in einer Adoption enden soll. nicht von der einer Leihmut-

ter unterscheidet.

Desweiteren bleibt bei dieser Argumentation unberücksichtigt. daß das Argument auch bei ei— '

ner Vergleichbarkeit mit den anderen Indikationen nicht haltbar ist.

Denn so absolut aussiehtslos. wie die Situation nach Ansicht der Richter bei der sozialen Indika-

tion sein müßte, um eine Frau freizusprechen, ist die Situation auch bei den anderen Indikatio-

nen nicht. Denn zweifelsohne kann auch das Kind eines Vergewaltigers zur Adoption freigege-

ben werden, auch ein behindertes Kind kann zur Adoption freigegeben werden, und es läßt sich

nach der medizinischen Technik auch mit einer Niere leben. Trotzdem wird in diesen Fällen der

Schwangeren die Fortsetzung der Schwangerschaft nicht zugemutet. _ .

In zweiter Instanz genügte dem Gericht die Vorlage einer schriftlichen Bestätigung nicht, m der

der Arzt, der die Frau damals untersucht hatte, bestätigte, er hätte bei Vorliegen der Vorausset-
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z1mgen, wie sie ihm ge&childert wurde’g;, einé sqli;ift_liche ’Indikation auf Verlangeniausgestellt.' Bisher konnten’diese Fragari, ‚z‚um Teii Rechtsfragpn, nieht ii; ainer Berufungs* oder Revisions—*ins'tanz geklärt Werden. '
Aus inerständlicheu Gründenäzvalltenbetrofifene Frauenbisher das Verfahren nach der Verurtei-Lung in 1. Instanz und einem unschünen belastenden Verfahren nicht weiterführen uder’ habendie, Berufung ‘zurü'ckgenommeu. Nicht zuletzt spielten auch die drohenden Kostenlasten eineRolle. \
Wir appelljei'en an’a1l‘e Parteien und betrofienenglhstitutionen, die hier var sich gehende unge—rech1fertigte Kriminalisieruu'g von Frauen und die Bü;derung eines neuen Abbruchtouxismusnach Hes‘5en‚ den Niederlanden nder ähnlichem zu verhindern.
Brigitte HÖTSt€T
Heike GallÄAiberth

Die Sfern-Redakteurin Uta König war seit Ende 1937 über die Ermittlungen informiert> jedoch 110611um Schweigen gebeten worden. Die Unsicherheit, wie man sich am besten verhalten sollte, wargroß. „Der Schutz der Frauen stand im Vordergnund“, sagt Beate Lie? vom Memmingcr Frauenzen-[nun heute, und so schwicg mim zunächst. Der Rat von Tlleissens damaligem Anwalt ging in die-sc]be Richtung. Die Siluatiou war neu : Unkennlnis der Rechtslage. Angst voran Folgen einer Ver—i'7ffentlichung1 von Diskriminierung bis zu rExistenzvernichtu ng ‚ alles schien möglich. Das gesamteAusmaß der Ermittlungen und derUnerbittlicl1keit der Staatsanwaltschaft sei spä [ überschaubar git-wesen, heißt es.

Die Wende

Uta Königs Artikel „Abtreibung: Verurtth im Namen des Volkes“ im Stern vom 23. Juni 1988brachte die Wende. Magdalena Federh'n und Horst Theissen waren an die Öffentlichkeit gegangen.Die Berichterstattung in allen Medien riß danach nicht mehr ab. Dabei ist bemerkenswert, (laß fastdie gesamte Presse, die Boulevardblärter eingeschlossen, den Frauen und The'msen gegeniiber SOH—darisch berichtete, Es war dahe=nich [ verwunderlich, daß am Tag der Prozeßcröffin ung gegen TIICI'S-sen großer Andrang von Presse und Publikum vor dem Gerichisgebäudc herrschte.Für die Memmingerllulen begann sich das Bild ihrer hübschen. ruhigen bayrischen Kleinstadt zuwandeLn.
Am 10. September [988 fand Memmingens erste Demonstraflion mit mehr als 1700 TeilnehmerIn-nen statt, die Mathilde Berghofer-Weichner vorher als „Terror der Straße“ bezeichnet hatte.6000 Menschen zogen bei der zweiten Demonstration am 25‚ Februar 1989 durch Memmingens Strü*ßen, Bei der Kundgebung forderte Gudrun Hamacher‚ Vorstandsmitglkd der IG Metall. die sofür-tigr: Einstellung der Verfahren gegen die Frauen und gegen Thcisscn. Die Vorsitzende der bayri-schen Arbeitsgcmeinschafl Sozialdemokratischer Frauen_._ Uschi Pausch—Gruber, verurteilte (lie cla-mals beabsichtigte Verfasaungsklage wegen 5 218 durch die CSU. Die teilweise drastischen Spruchbänder („Trägst du nicht aus dein deutsches Ei, kommt zum Schutz die Polizei“) zeugrcn von Empö<rung, und einige Transpm‘enttexte riefen das Bistum Augsburg mit einer Klagcandrohung wegen„öffentlichen Verungümpfuug unserer HI. Vaters“ auf den Plan.Die Soüdarirätsdcmoustrationen für die Frauen und für Theissßn vom September 1988 und Februar

men als im September, und die Stimmung war deutlich zugunsten Theisscns umgeschlagen — undzwar auch als Folge von Heike Mundzecks — inzwischen preisgekröntem — Fernsehfilm „Mit unnadl-gjebiger Härte“, dCi" am 2. Februar 1989 gesendet worden war. Die „Härte“ dcr Ankläger, die Dis—
170



krimin‘ierungen und ihre Folgen für die Frauen und Theissen waren gründlich recherchierl und ein-

fühlsam dargestelit worden Die Dimension der Vorgänge zeigte sich auch daran: Die Memmin‚—

gerlnnen und die ganze Republik schauten zu bester Femsehzcit hinter die Stadttore dieser Klein—

stadt, und für viele ihrer Bewohnm‘ltl neu war damit der Bogen übempannt.

Überall bildeten sichueue Foren des Kampfes gegen den % 218, die über Mennningen hinauswiesen:

zum Beispiel ein Fra uenbümim's in München, dem Frauen aus fünfunddreißig Organisationen angry

hören und die sich mit den Betroffenen von Memmingeii und Umgebung sulidanisierten.

Def Stern sammelte erneut Unterschriften von Frauen, die sich zu einer eigenen Abtreibung be—

kannten, und auch von Ehemärmeru, Freunden Und Ärztinnen, die ihre Beteiligung an einem

Schwangerschaitsabbruch öffentlich machten. Alle forderten die Streichung des 5 218. Im Januar]

Februar 1989 wurden diese Unterschriften im Stern veröffentlicht.

Die Tageszeitung hatte zuvor eine Unrerschri°ftenaktim zwecks Solidarisierung mit Theissen und

den Frauen durchgeführt. Hunderte von Unterschriften brachten beide Aktionen.

Zahlreiche Solidaritätsveranstaltungen mit den Frauen und milTheissen werden in der ganzen Bun-

desirepublik seit Herbst 1988 durch gel'ührt: Lesungen aus Büchern zum Thema Abtreibung, Unter

schriftenaklionen, Geldsammlungen zur Unierstüizung der beschuldigten Frauen und von Horst

Theisseu und seiner Familie.

Die Katholiken

Die Reaktion reagierte auch. Im April 1989 fand in Memmingen eine Demonstraiion der Jungen

Union statt, an der etwa 2000 Menschen 1eilnahmen (ein Motto: „Abtreibung ist kein Verhütungs-

mittel“).
Dit Memminger BürgerInnen fanden und finden seit Beginn des Theissen-Prozesxes einschlägige

Postwurfseudungen in ihren Briefkästen , ob sie sie wollen oder nicht, darunter—eine Broschüre des

$Ghulwerks der Diözese Augsburg. In der mehr als Sechzig Seiten umfassenden Schrift werden Male>

reißn und Gedichte von Schulkindem ab zwölf Jahren veröffentlicht, die in den Schulklassen das

Thema „Abtreibung“ bekommen hatten. Hier werden zwei Beispiele dokumentiert, womit sich die

Schulen in Bayern so beschäftigen:
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: ' dc.rm dia. Mu.H-q.r C3.) hal— abae+rhß_c!l.

Mensch Mama!

Laß mich doch leben!
Ich müchle diese Welt sehen!Ich möchle Dich sehen!
Warum willsl Du mich nichl haben?Warum wills! Du mich umbringen?Ich kann mich doch nich} wehren,
Denk doch nm. man hätte Dichabtre5ben lassen.
es gäbe Dich nrchl auf dieser Wen!
Du hast Deine Chancezu leben. bekommen.
Warum bekomme Ich sie nicht?
Alles darf leben!
Dem Hund. Mama, sogar DemWellensillich im Käfig.
Es wurden Unierschnflen gesammelt,damil die alle Linde am Marktplatzrnchl umgehauerl wird.
Warum setzt sich für much niemand ein?[sl eiwa ein Hund, ein Vogel,ein Baum mehr wer! als ich?
Du sagst, Du has! zu wenrg Geld,um ein Kind zu ernähren,und was weiß ich noch allea

Ja. um Gasen heißt es unter anderem,es sei erlaubt bei einer sozialen Indikation,abzutreiben — umzubringen.
Wer erlaubl das denn?Ich frage auch: »Wer?«Wer nal das Recht dazu?
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Seid ihr wirklich so tief gesunken?Wo ist eue( Gewissen?Wo {sl denn Dein GeWJSSQH. Mama?
Gäbe es denn wirklich keine Lösung?Eine Lösung, damit auch ichdiese Welt erbiicken kann.
Mama was ist das? - Mama!es lul weh —
Nam! — Nein!

|n' di.ese‚m kinderwagen wird_ kein Kind liegen]

Edgar.
15 Jahre

Petra
17 Jah:e



Katholiken nehmen Stellung zum Fall

der ilieualen Abtreibung! _i|| Memmmgen

Die Bevölkerung emartet von der Kirche eine St'ellungnahme zu den Vorgängen um die illegaien
Abtreibungen in Memn1ingen.v

Der Standpunkt der katholischen Kirche ist unveränderi. kiar ünci ein__d|eutlg:Abtreibung ist mrden
katholischen Christen verbalen. Weil die Wissenschaft heute nachweisen kann daß sofort nach
derEmpfängnis menschliches Leben vorhanden ist ist Abirabung bewüßieTötung menschlichen
Lebens. Die sogenannte „medizinische indikaiion ist nicht als Abtreibung zu bewerten. da diese
auf die Rettung menschlichen Lebens abzielt.

Niemand bestreitet. daß nicht seiten eine Schwangerschaft eine werdenäe Mutter in eine große
Notlage bringen kann. Die Kirche bietet für solche Fälle ihre Hilfe über.die Pfarrämter und über die
„Beratungsstelle für Schwangerechaitsiragen" an. Sie leistet seelische und materielle Hilfe. Staat
und Kirche sind hierm Zukunitnocimmehr- geforderi... _. .. _, ... ‚. . . ., _
Der Staat hat die Aufgabe und die Pflicht, menschliches Leben von Anfang an zu schützen. So ist
auch nach der Neufassung desé 218 die Abtreibungm derBundeerepublik Deutschland weiterhin
verboten und unter Strafe gestellt. Nur'In ganz bestimmtenFällen (indikaiianen) und bei Einhaltung
der Voréchriften‚ die nicht die:Kirche, ecndem der demokratische Rechtsstaat eriassen hat. ist die
Abtreibung zwar schuldhaft aber_ nicht strafbar. . ‚ c- ‘-;-
Wer allerdings. wie in Memmingen anséi‘iéinend geschehen. sich an die_ vomGeseizgebervorge-
schriebenian Auflagen night hält muß sich nicht ‚wundem, wenn der Staatsanwalt Anklage erhebt.
Die Kirche erhebt keine Änklage. Sie verurteiitim voriiegehden Fall auch niemand. Sie weiß, wie
schwer die Tötung des eigenen Kindesim Mutterieib das Gewissen einer F5eü belasten kann. Die—
se Gewissenslast kann euch die Kircii_e einer Frau nicht abnehmen._ Aber sie. kann die‘fergebung
durch Gott verm|ttein.
Die Kirche verkennt nicht daß Frauen meist unter dem Druck_ des männlichen Partneß stehen. der
sich oft feige derVerantwortung entzieht.

Der Vorfall in£/iämmiflgen zeigt in weich erschreckender Weise sich die Wertvorstellungen in
unserem Lan be| vielen gewamelthahen. Dazu haben auch dié;Medien in veranhmor'tungsloser
Weise beiggragen._‚in‚inunserem ! anti ist die ethische Verantwortung z. B. für Hunde: -Kaizen und

!

Tauben oft ?ößer als für Kinder.
In unserer Gesellschaft muß Wieder ein kinderfreundlicheres Klima hensti1en das auch ledigen
Lind alieinerziehendenMüli'ern und kinderreichen Familien A0h1ung‚ Verständnis und Hilfsbereit—
schaft entgegen Bringt;Wir Christen sind“m erster Linie dezu aufge'mien .

Zum Abschluß verwei55n wirauf das pasioraleWori der deutschen Bischöfe zum Sch uizder unge- ‘
borenen Kindeä-Wi‘ii-i 24 November 1986 das den Titel trägt „FÜR _[3AS LEBEN".

|

| ', '-

Für den Dekanaismt Men1mingeni
Horst Flener
(Vorsiizénder. Vater von 4 Kindern)

Für den Pfarrverband Memmingen:
Margaretha Bückh
(2 Vorsiizende der Pfarrverbandskonferenz, Mutter von 3 Kindern)

Für das Bischöfliche Dekanat Memmingen:
Michael Welch
(Dekan)
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„Nicht das letzte Wort“

Reaktionen auf das Urteil im Memminger Prozeß

Von Dieter Baur
Teilweise empört und. entsetzt reagier—
ten Prozeßbeobachter am Freitag auf
das Urteil gegen den Memminger Frau-
enarzt Horst Theissen. IG-Metall—Vor—
standmitglied Gudrun Hamacher
sprach von einem „Schauprozeß“, mit
dem ein Exempel statuiert worden sei,
um „alle Ärzte einzuschüchtern, die
Frauen nicht bevormunden, sondern
ihnen helfen“. Mit dem Urteil würden
Frauen „gedemütigt"‚ der Prozeß sei
„Symbol der Einschüchterung und Be—
vormundung von Frauen“, angesichts
des Protests gegen dieses Verfahren
aber auch zu einem „Symbol des Wider-
stands geworden".
Das Urteil des Memminger Landge-
richts dürfe „nicht das letzte Wort sein,
das zur sozialen Notlage von Frauen im
Schwangerschaftskonflikt gesprochen
wird“, erklärte die stellvertretende Vor-
sitzende der SPD-Landtagsfraktion
Hedda. Jungfer. Auch wenn von Theis-
sen nicht alle Anforderungen des baye—
rischen Beratungsgesetzes erfüllt wor—
den seien, halte sie es für „unerträg-
lich", wie das Gericht Verfahrensver-
stöße zum Anlaß genommen habe,
„neue und von den Gesetzgebern nicht
gewollte Maßstäbe für die soziale Not—
lagenindikätion aufzustellen und an-
hand dieser Maßstäbe nachträglich zu
befinden, ob eine Notlage vorgelegen
hat“.
Die Allgäuer SPD—Bundestagsabgeord—
nete Sigrid Skarpelis—Sperk gab sich
„betroffen und empört“. Theissen sei
für die Frauen ‚Anlaufstelle ihres Ver-
trauens" gewesen, er sei in der aktuel-
len Konfliktsituation ihr Gesprächs-

- partner gewesen: „Seine Fehler hätten
auch als Ordnungswidrigkeit gewertet
werden können.“ Dieser Prozeß werde
als „Schandfleck in die Geschichte der

bayerischen Justiz eingehen“, er sei
„ein beunruhigendes Zeichen für vor—
aueilenden Gehorsam und fiir fehlende
Menschlichkeit bei Teilen der Richter-
schaft und der Staatsanwaltschaft.

Für „rechtswidrig“ und in seiner Argu-
mentation „zynisch“ hält die Spreche-
rin der Landtagsfraktion der Grünen,
Margarete Bause, das Urteil. Es zeige
erneut, wie notwendig die Streichung
des Paragraphen 218 sei. Die Frauenbe-
wegung müsse nun ihren Kampf gegen
den Paragraphen verstärken. Sie hoffe,
so Frau Bause, daß „dieses Urteil, das
offensichtlich Millionen von Frauen
und Tausende von Ärzten einschüch—
tern soll, in den nächsten Instanzen
aufgehoben wird“.

CSU: „Mahnung an alle“

Begrüßt hat dagegen CSU—Generalse-
kretär Erwin Huber das Urteil. Er sieht
es als „Mahnung an alle“, daß die Rege—
lungen des Strafgesetzbuchs „nicht als
Fristenlösung“ praktiziert werden
dürften. Es bestehe kein „freies Dispo—
sitionsrecht“ über ungeborene Kinder.
Die CSU werte das Urteil zudem als
Bestätigung für den Gang der Staatsre—
gierung zum Bundesverfassungsge-
richt mit dem Ziel, die Abtreibungspra—
xis höchstrichterlich überprüfen zu las—
sen.
Huber hob hervor, es habe sich bei dem
Verfahren nicht um einen politischen
Prozeß, sondern um ein Verfahren vor
einem unabhängigen Gericht gehan-
delt. Das Urteil bestätige, daß Staat und.
Justiz bereit seien, dem Rechtsschutz
ungeborener Kinder Rechnung zu tra-
gen. Die CSU sei im übrigen der Auffas—
sung‚'daß der Schutz ungeborenen Le—
bens dringend verbessert werden müs—
se.

.

Süddeutsche Zeitung, 6./7. Mai 1989
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Das Urteil

Das Urteil gegen Theissen vom 5. Mai 1989 wurde rnit einem Sturm der Entrüstung aufgenommen.
„Das Gericht sprach ein Urteil ‚Im Namen des Volkes‘, jedoch gegen die Mehrheit der Bevölke-

rung“, sagte Wolfgang Kreuzer in der Pressekonferenz nach der Urteilsverkündung. Er nahm mit

seiner Äußerung das Ergebnis der Wickert-Umfrage vom nächsten Tag vorweg: 83 % der erwachse-

nen bundesdeutschen Bevölkerung fanden das Urteil zu hart.

Die gesamte Tagespresse berichtete am 6. Mai und den folgenden Tagen, häufig auf der ersten Seite

und bis auf wenige Ausnahmen ausgesprochen positiv für Theissen. Das gilt auch für die Boulevard-

zeitungen -in der bundesdeutschen Presselandschaft ein seltener Fall. Bild titelte am 6. Mai 1989:

„Abtreibungsarzt im Gefängnis — Frauen weinten“. Ünsere Zeit vom 6. Mai: „Urteil gegen Dr.

Theissen: Proteste und Solidarität“.

Auch die in der Bundesrepublik erscheinende türkische Zeitung Hürriyet berichteten ausführlich

über Theissen und den Prozeßausgang, weiterhin auch der Türkische Rundfunk beim WDR in Köln.

Zahlreiche Rundfunk- und Fernsehberichte am Tag der Urteilsverkündung und auch noch danach

wurden gesendet: die Tagesschau, Extraberichte, Talkshows, jeder Sender, auch der Bayerische

Rundfunk, fast jedes politische Magazin in Funk und Fernsehen haben über „Memmingen“, Theis-

sen oder Abtreibung und Strafbarkeit oder ähnliche Themen berichtet.

Auch aus dem Ausland kamen Stimmen: die Stimezo Niederlande protestierte Öffentlich gegen das

Theissen-Urteil. Die IPPF (International Planned Parenthood Federation) Europa bezog im Juni

1989 Stellung:

„Die Europa-Region der IPPF verkennt nicht, daß in der Bundesrepublik Deutschland Familien-

planungsdienste in so weitem Umfang zur Verfügung stehen, daß die Schwangerschaftsabbruchrate

der Bundesrepublik mittlerweile eine der niedrigsten in der Welt ist. Sie muß aber auch feststellen,

daß es weiterhin zu ungewollten Schwangerschaften kommt, weil Verhütungsmethoden versagen

können und weil das gesamte soziale Verhalten, das Gefühls- und Sexualleben nicht stets rational

durchgeplant werden kann. In solchen Fällen haben ‚ . . Frauen, die sich für einen Schwanger-

schaftsabbruch entscheiden, das Recht auf menschenwürdige Behandlung durch die Medizin wie

auch die Justiz, soweit diese damit befaßt ist. . . . die Europa-Region der IPPF ist der Auffassung,

daß durch Form und Inhalt der Ermittlungsverfahren die Menschenrechte der betroffenen Frauen

verletzt worden sind.

Die Europa-Region der IPPF ist tief besorgt wegen der Art und Weise, wie in der Bundesrepublik

Deutschland Frauen, die einen Abbruch ihrer Schwangerschaft für notwendig halten, behandelt und

strafrechtlich verfolgt werden (und) hält daher eine Änderung der Strafprozeßordnung für dringend

geboten, damit die Menschenrechte und die Intimsphäre der Frauen respektiert werden.“ (IPPF,

9.6.1989)

Der Gang in die Öffentlichkeit

Obwohl die meisten Frauen zögerten, haben sie den Gang in die Öffentlichkeit nicht bereur.

Schwerwiegende negative Konsequenzen habe sie nicht erlebt, berichtet Magdalena Federhn. Falls

Kunden ihres Geschäftes fortgeblieben sein sollten, könne deren Zahl nicht erhebhch sem, sre hehe

es jedenfalls nicht bemerkt. Es faßten jedoch in letzter Zeit mehr und mehr Frauen Vertrauen zu ihr

und berichteten von eigenen Erlebnissen mit Schwangerschaftsabbrüchen, und das freue Sie sehr.

Dieses Vertrauen wöge das Gerede hinter ihrem Rücken, von dem sie ab und zu auch etwas erfahre,

bei weitem auf. __ . .

Auch Horst Thei'ssen hat mehrfach öffentlich bestätigt, daß er den Schritt in die Offentlichkert mcht

bereut habe und daß er sein Eintreten für die Verbesserung von Abtreibungsbedingungen für not-

wendig erachte. Er hat sich selbst mit seinem öffentlichen Engagement gelegenthch geschadet; so

hat sein geradliniges Einstehen für das, was er getan hat, dazu geführt, daß der Haftbefehl gegen

ihn auch über die Urteilsverkündung hinaus aufrechterhalten blieb.
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An alle Haushaltungen!

BürgerInnen—

lnformation ‘

zum Paragraphen 218

Strafgesetzbuch

Schauprozeß in Memmingen:

Das nehmen wir nicht hin !

Komitee für Grundrechte und Demokratie
Postfach 1250, 6124 Beerfelden



Auch die Frauen des Memminger Frauenzentrums, die Leiterin des Internationalen Frauentreffs,

Anne Leipert, die Rechtsamvältinnen Gall—Alberth und Hörster und wohl noch andere Beteiligte,

die nicht gefragt wurden, halten den Schritt in die Öffentlichkeit für den aufrechten Gang in die rich-

tige Richtung.

Müssen also die Frauen wirklich „die Gerüchte mehr fürchten als die Gerichte“? Die Furcht vor

Ächtung läßt über die Vorgänge schweigen, die Hoffnung auf öffentliche Kontrolle der Justizorgane

oder auf Solidarität ist leider nicht sehr weit entwickelt.

Vedwfef ein 2

Memmivgm.’

Es berichten:

Magdalena Federlin, Patientin und Angeklagte

Horst Theissen, Arzt und Angeklagter

Sebastian Cobla, Verteidiger _

Renate Sadrozinski, Prozeßbeobachterm

Gesprächsleitung: Margret Hauch

j);wsh?‚ den 23, Mm' IM

19 Uhr im Hamburg-Haus Eimsbüttel

Doormannsweg 12, HH 20

exuall'orschung * Republikanischer Anwältinnen- und
Veranstalterlnnen: Deutsche Gesellschaft für S ' .

* Famlhenplanungszentrum e. V.
Anwälte-Verein e.V. * Humanistische Union * Pro Fam1ha
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„Memmingen“ in Bonn
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ms GRÜNEN

IM BUNDESTAG

— Pressedienst ——

5300 Bonn 1
Bundeshaus

21 .9.1986

PRESSEMITTEILUNG NR. 916/88

POSTULIERTEN PR|NZIP 'HILFE STATT STRAFE' AB UND SETZT AUF AB-SCHRECKUNG DURCH _STRAFVERFOLGUNG

Anläßlich der Verurteilung von über 100 Frauen in M_<_emmingen wegenVerstoßes gegen den 5 218 stellte die Abgeordnete der GRUNEN und Obfrauim Ausschuß für Jugend, Frauen. Familie und Gesundheit, Verona Krieger,eine Kleine Anfrage an die Bundesregierung über 'Guichtsverfahren - undUrteile im Zusammenhang mit 55 218—219 StGB': '

dem Verfassungsgervchtsurteil zugesteht. Damit stellt die Bundesregierung sich hinterdie neue, in Memmingen begonnene Praxis, daß nicht Ärzte sondern Gerichte darüerentscheiden, ob eine Notlage vorliegt oder nicht.

Die in Memmingen begonnene Hatz auf Frauen wird weitergehen, denn, 50 dieBundesregierung, "das Dunkelfeld" muß verkleinert werden.

Kernsätze aus der Antwort der Bundesregierung auf Fragen der GRÜNEN:
"6.Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Verfolgung von Straftätennach den 55 218 ff. StGB Schwangerschaftsabbrüche nicht vermindern?

'Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Vielmehr kommt der generalprä-ventiven Funktion des Strafrechts bezüglich seiner-Aufgabe, den Schutz desungeborenen Lebens zu gewährleisten, hohe Bedeutung zu ..."

"B.!“ die Bundesregierung der Auffassung. daß die Varfolgung von Straftatengegen die 55 218 ff StGB Intenslvlort werden sollten?

I..) Nach Auffassung der Bundesregierung darf es auch bei Straftaten nach 5 2185. StGB - insbesondere bezüglich nicht indizierter Schwangerschaftsabbrüche "keinen Freiraum für kriminelles Verhalten geben. Auch hier muß es das Ziel sein.das Dunkelfeld zu verkleinern."

"11. Int dla Bundeareglerung der Auffassung, daß es Aufgabe der Gerichte ist.eine nähere Definition der Notlagenlndlkatlon — wie dies z.B. bei demgenannten Urteil des Nürnbergr Amtsgerichte: geschehen Ist — vorzunehmen?(...) Den Gerichten obliegt die Anwendung der Strafvorschrlften und dabei auch dieAuslegung der ausfüllungsbedürftigen Begriffe."

......
Der vollständige Text der Antwort Ist Im Büro der Abgeordneten Kriegor (16 73 64)erhältlich.

Herausgeber: DIE GRÜNEN IM BUNDESTAG - Bundeshaus - 5300 BonnTelefon: (02 28) 16 7212.16 7213.1654 39.1690 91 - Telex: 885 598 gruen d. Telefax: 1649 62Veranlwodlich: Claudia Rolh. Franz Slänner. (Pressesprecher/in)



Aktuelle Stunde im Bundestag am 28. September 1988

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und

Gesundheit, Frau Süssmuth.

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Das ist die Bundesministerin!)

— Frau Ministerin. Sie haben das Wort.

Frau Dr. Süssmuth. Bundesminister für J ugend. Familie, Frauen und Gesundheit: Herr Präsi—

dent! Meine Damen und Herren! Memmingen ist ein bedrückender Zustand. Ich denke, es steht

mir nicht an »— ich werde es auch nicht tun —-. in ein schwebendes Verfahren einzugreifen.

(Frau Unruh [Grüne]: So einfach!)

Aber es zeigt zugleich, wie wenig wir bis heute in der Lage sind. dieses Problem zu lösen. Mem-

mingen mag für den einen heißen: Der Rechtsstaat funktioniert. Nur, das Problem ist damit

nicht gelöst.

Ich kann hier nicht Stellung nehmen, ohne mich in die Lage der Frauen zu versetzen, aus deren

Sicht es immer zugleich um beides geht. um ihre eigene Situation und die Situation des Kindes.

Ich bitte uns alle darum. nicht ständig die einen gegen die anderen auszuspielen, sondern beide

gemeinsam zu sehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Aus der Sicht beider geht es darum. daß wir auch dort, wo der Rechtsstaat tätig werden muß,

sensibel und menschlich Recht durchsetzen.

Ich frage, ob unsere Strafprozeßordnung eine Abwicklung erforderlich macht wie sie in Mem-

mingen zutage tritt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP) _

Nicht im Augenblick, aber wenn dieses Verfahren abgeschlossen ist, sind für mich an die Straf-

prozeßordnung eine Menge Fragen — möglicherweise mit ensprechendem Regelungsbedarf —zu

richten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP — Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: 127

Verfahren sind schon abgeschlossen!)

(Auszug aus dem Protokoll)
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Aktuelle Stunde im Bundestag am 12. Mai 1989
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(A)

(3)

Deutscher Bundestag — 11.Wahlperiode —- 144. Sitzung. Bonn. Freitag. den 12. Mai 1989 10681

144. Sitzung

Bonn, den

Beginn

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Sitzung ist eröff-
net.

Ich rufe den Zusatztagesordnungspunkt 9 auf:
Aktuelle Slunde
Hallung der Bundesregierung zum 5 218 StGB
nach dem Memminger Urteil

Meine Damen und Herren. die Fraktion DIE GRÜ-_NEN hat gemäß unserer Geschäftsordnung eine Ak-tuelle Stunde zu diesem Thema verlangt.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-

geordnete Oesterle-Schwerin.

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Kollegen und
Kolleginnen! Liebe Frau Süssmuthl In Memmingen istein politischer Schauprozeß zu Ende gegangen.

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Quatsch!
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Un-

glaublichl)
Die Existenz eines Arztes wurde zerstört, weil erFrauen in einer Notlage geholfen hat, statt den staat-lichen Anspruch an ihrem Körper an ihnen durchzu-setzen.

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Na, na, nal)
Dr. Theissen hat als Arzt gehandelt und wurde alsStaatsfeind bestraft. Die Soll-Stärke der Bundeswehrkennt keine Notlage, und Abtreibung ist Beihilfe zurFahnenflucht.

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Ist ja un-
wahrscheinlich] Das ist selbst unter grünem

Niveau!)
In Memmingen sollte ein Exempel statuiert werden.Zu diesem Zweck setzte sich das Gericht selbst nochüber die Rechtsprechung des Bundesverfassungsg‘e-

richtes hinweg, nach der es dem Arzt allein obliegt,eine soziale Indikation festzustellen. Als ob diese
Rechtsprechung an sich nicht. schon frauenfeindlich
genug wäre!

(Beifall bei den GRÜNEN)
In Memmingen haben sich Richter angemaßt, dar-über zu entscheiden, wann sich eine Frau in einer

Notlage befindet und wann nicht. Wie sie das ge-macht haben, kann nur als schändlich bezeichnet
werden.

12. Mai 1989

: 9.00 Uhr

Das Ziel heißt Einschüchterung. Ärzte und Ärztin-
nen sollen, das Schicksal von Dr. Theissen vor Augen,
dazu erpreßt werden, künftig noch mehr Frauen ärzt-
liche Hilfe zu verweigern.

(Beifall bei den GRÜNEN)
Eingeschüchtert werden sollen aber auch die

Frauen. Sie sollen —- dazu diente die Inszenierung von
Memmingen— durch die öffentliche Bekanntma-
chung ihrer Namen und durch die interne Art undWeise der Befragung eingeschüchtert und moralisch
diffamiert werden.

(Beifall der Abg. Frau Unruh [GRÜNE] —-
Dr. Hoifacker [CDU/CSU]: Die haben weder

Rechtsbewußtsein noch Anstand!)
Abtreibung ist aber nicht unmoralisch. Sie ist oft der

einzige Ausweg aus einer Situation, in der die Lebens-
planung und das persönliche Glück von Frauen auf
dem Spiel stehen.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)
Jede Frau hat das Recht abzutreiben. wenn eine Not-
lage sie öazu zwingt

(Jäger [CDU/CSU]: Das ist falsch! —- Frau
Limbach [CDU/CSU]: Falsch!)

oder wenn sie aus anderen Gründen eine Schwanger-
schaft nicht fortsetzen will. Jede Frau hat das Recht
dazu!

(Beifall bei den GRÜNEN -— Frau Limbach
[CDQ/CSU]: Ein Irrtum! — Frau Wollny
[GRUNE]: Wer will ihr das denn nehmen?)

Der Vorgang der Abtreibung ist für jede Frau scheuß-lich genug. Niemand, gar niemand hat das Rechtdazu, sie dafür auch noch zu bestrafen.
(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord-

neten der SPD) ‘
Es ist richtig. Dr. Theissen hat auch Rechtsbrüche

begangen. Er hat Frauen den demütigenden Instan-zenweg erspgrt. Er hat vermieden, sie der gesell-schaftlichen Achtung auszusetzen. indem er die Ab-lreibungen ambulant in seiner Praxis durchgeführt hat.
(Jäger [CDU/CSU]: Er hat sich dabei ganz
schön bereichert! — Gegenrufe von denGRUNEN — Jäger [CDU/CSU]: Geld hat er

gemacht!)

(D)
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Frau 0elterle-Schwerin
Gerade dafür verdient er aber unsere Solidarität: mo-
ralisch, politisch und angesichts des durch den Prozeß
entstandenen wirtschaftlichen Ruins natürlich auch
finanziell.

Ein Gesetz, das die strafrechtliche Verfolgung eines
Verhaltens wie das des Dr. Theissen ermöglicht. ist
3elber unmoralisch und muß deshalb abgeschafft wer-

en.

(Beifall bei den GRÜNEN —- Dr. Stark [Nür-
tingen] [CDU/CSU]: Wer hat es denn ge-

schaffen?)

Denn eines darf bei aller Empörung über den speziel-
len Prozeß in Memmingen nicht vergessen werden:
Ermöglicht wurde den bayerischen Richtern ihr eien-
des Treiben durch den immer noch bestehenden
& 218. Wer den 5 218 nicht angreifen will, der sollte
sich über Memmingen nicht auiregen. Das sage ich an
Isii>rg Adresse. liebe Kolleginnen und Kollegen von der

(Sielaff [SPD]: Dummes Zeug! -— Weiterer
Zuruf von der SPD: Kappesl)

In Memmingen wurde ein Urteil gesprochen, das
viel Leid und viel Unglück verursachen wird. Gleich-
zeitig wächst aber der gesellschaftliche Widerstand.
D_ie Seibstbezichtigungskampagne im „Stern” war
em guter Anfang dafür.

(Dr. Stark Ge-[Nürtingen] [CDU/CSU}:
schmackiosl)

Aber sie reicht nicht aus. Der Statistik zufolge hat
bereits jede dritte Frau abgetriebex'x. Abtreibung ist
Realität. Es ist zwar keine schöne Realität, aber wir
müssen uns mit dieser Realität auseinandersetzen.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Deswegen müssen noch viel mehr Selbstbezichti-
99ngsanzeigen erscheinen. nicht nur in einer überre-
gionalen Zeitung,

(Jäger [CDU/CSU]: Unglaublich. was diese
Dame da von sich gibt!)

sondern auch auf regionaler und lokaler Ebene.
Frauen. die vor dem Problem stehen. muß mitgeteilt
werden, daß sie nicht alleine sind und daß es nicht
verwerilich ist. sich für eine Abtreibung zu entschei-
den. Nur so kann die gesellschaftliche Kraft entfaltet
werden. um die konservativen Heuchler zum Teufel
zu lagen.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

die nichts dabei finden. Frauen im Namen des unge-
borenen Lebens dazu zu zwingen. ihr Leben Kurpfu-
schern und Engeimachern auszulieiern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der 5 218 muß endlich abgeschafft werden. Das ist
der einzige Ausweg aus dieser Misere.

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Hoiiacker
[CDU/CSU]: Das ist die Wahrheit von ihnenl
— Jäger [CDU/CSU]: Eine scheußiiche Redel
Lebensverachlend. was Sie gesagt haben! —

Weitere Zuruie von der CDU/CSU)

Deutscher Bundestag -— il.thiperiode - 144. Sitzung. Bonn. Freitag, den 12. Mai 1989

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete
0esterle-Schwerin, den Ausdruck „Schauprozeß“
weise ich nachdrücklich zurück, denn dies ist nicht
mit einer ‚rechtsstaatlich veriaßten Rechtsordnung in
Einklang zu bringen.

(Zustimmung bei der CDU/CSU)

Es ist eine ganz andere Frage, wie wir dem Problem
des Abbruchs menschlichen Lebens gerecht werden.
ich denke. das ist hier heute morgen ein Ort der Aus-
einandersetzung.

(Zustimrnung bei der CDU/CSU -— Frau Un-
ruh [GRÜNE]: Das war eine Schau! Ist denn
der Staatsanwalt, der seine Freundin hat ab-

treiben lassen, noch in Diensten?)

— Ich rufe Sie zur Ordnung, Frau Abgeordnete Un-
ruh.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Oder der Richter so-
gar? Ist ja noch schlimmer!)

Das Wort hat Abgeordneter Geis,

Gels (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Prozeß
von Memmingen hat die Gemüter erregt. Den
Schlachtrui vom „Hexenprozeß" haben wir schon
während des Verfahrens und vor allen Dingen nach
dem Urteil vernommen. Dieser Schlachtruf trifft in ei-
ner paradoxen Weise den Kern der Sache. denn wir
erleben eine noch nie dagewesene, eine geradezu
exemplarische Hexenveriolgung eines freien deut.
schen Gerichts.

(Zustimmung bei der CDU/CSU —— Lachen
bei den GRÜNEN — Zurufe von der SPD)

Staatsanwälten und Richtern wird vorgeworfen. sie
würden gegen Gesetz und Recht. nur nach eigenem
Gutdünken oder nach politischer Anweisung han-
deln. *

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau das tun
sie!)

Dabei besteht überhaupt kein Zweifel daran. daß Aus-
gangspunkt die Steuerbehörden waren, die einen
Steuerbetrug aufgedeckt haben und dabei auch auf-
gedeckt haben. daß weitere strafbare Handlungen
vorliegen.

(Zuruf von der SPD: Die Landesregierung
war es!)

Es besteht auch kein Zweifel daran. daß die Steuerbe-
hörden verpflichtet waren, diese weiteren straibaren
Handlungen der Staatsanwaltschait mitzuteilen.

(Widerspruch bei der SPD und den GRÜ-
NEN)

Die Staatsanwaltschaft war auf Grund des Legalitäts-
prinzips — eines Verfassungsprinzips, das nicht nur

in Bayern Geltung hat. sondern in der gesamten Bun—

desrepubiik Deutschland Geltung haben muß —

(Zustimmung bei der CDU/CSU)

verpflichtet. wollte sie sich nicht wegen Strafvereite-

lung im Amt selbst strafbar machen.

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU)

(C)
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Geis
diesem Hinweis nachzugehen und Ermittlungen auf-
zunehmen.

(Zustimmung bei der CDU/CSU)
Es blieb ihr keine andere Wahl. Das ist die Wirklich-
keit.

(Zumfe von der SPD und den GRÜNEN)
Deshalb wurden nach den Regeln der Strafprozeß-

ordnung 1 400 Karteikarten beschlagnahmt. Aber in
über 1 000 Fällen hat die Staatsanwaltschaft von vorn-
herein gar kein Ermittlungsverfahren eingeleitet.
Herr Theissen wurde in 156 Fällen wegen einer Tö-
lungshandlung gemäß 5 218 des Strafgesetzbuchs an-
geklagt. Das Gericht hat das Verfahren im Laufe des
Prozesses in 76 Fällen eingestellt. und es hat in 79
Fällen verurteilt. und zwar in 36 Fällen wegen einer
Tötungshandlung gemäß 5 218, in vier Fällen wegen
einer versuchten Tötungshandlung gemäß 5 218 und
in den weiteren Fällen wegen eines Verstoßes gegen
5218b und 9 219. Das ist zunächst einmal das Fak-
tum.

Nun haben die Richter und die Staatsanwälte doch
zweifellos nach Bundesrecht gehandelt, und zwar
nach Bundesrecht, das in der Zeit der sozialliberalen
Koalition unter Führung der SPD geschaffen wurde.
Es ist mehr als bedaueriich, daß sich heute weite
Kreise der SPD von diesem Gesetz distanzieren wol-
len.

(Jäger [CDU/CSU]: So ist es!)
Die Staatsanwälte und die Richter haben sich nach
Bundesrecht gerichtet.

(Zuruf von der SPD: Nach bayerischem
Recht!)

Wie der Prozeß nun tatsächlich ausgehen wird, ob
das Urteil Bestand haben wird, vermögen wir heute
noch nicht zu sagen.

(Zurufe von der SPD und von den GRÜ—
— NEN)

Niemand von uns kann das sagen. Uns liegt nicht ein-
mal die schriftliche Urteilsausfertigung vor. Gegen
das Urteil ist Revision eingelegt worden. Wir sollten
soviel Achtung vor unserer Verfassung; die in diesen
Tagen ihr 40jähriges Jubiläum feiert, haben, daß wirdem Revisionsgericht nicht Vorschriften machen, wie
es das Urteil von Memmingen zu werten hat,

(Zustimmung bei der CDU/CSU)
Diese Mahnung geht auch an die Vizepräsidentin des
Deutschen Bundestages.

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Aber wie dieser
Prozeß öffentlich vermarktet werden ist. das

ist wohl eine Sache des Parlamentsl)
Meine sehr verehrten Damen und Herren. die These

der Verteidigung, der sich der Oppositionsführer an-
geschlossen hat, kann aber nicht richtig sein,

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Jetzt kritisiert er
selbst die Verteidigung! Ich denke, das darf

man nicht!)
nämlich daß das Gericht gar nicht in der Lage gewe-sen sei, nachzuprüfen, ob ein Fall der sozialen Indi-
kation, der schweren Notlage, vorliegt. Wäre das rich—

10683

tig. dann hätten wir de facto einen rechtsireien Raum.
dann hätten wir de facto die Fristeniösung‚ die das
Bundesverfassungsgericht fiir verfassungswidrig er-
klärt hat.

Unsere Rechtsordnung kann es sich gar nicht erlau-
ben, das Recht auf Leben zu privatisieren.

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig!)
Unsere Rechtsordnung muß, will sie sich nicht selbst
aushebeln. auch das Recht des noch nicht geborenen
Kindes auf Leben schützen.

(Beifall bei der CDUICSU)
Unsere Rechtsordnung ist verpflichtet. es dem Arzt
und der Schwangeren nicht allein zu überlassen, ob
ein Kind ein Recht auf Leben hat.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Machen Sie eine an-
ständige Familienpolitik!)

Für das Kind, das sich noch nicht selbst wehren kann,
das noch nicht selbst um sein Leben kämpfen kann,
muß die Rechtsordnung eintreten.

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Hier
geht es doch gar nicht um die Kinder!)

Das Recht ist für den Schwachen da, und es ist für den
Schwächsten da.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es ist auch für das noch nicht geborene Leben da;
dazu ist das Recht da.

(Zuruf von den GRÜNEN)
Das zeichnet ein humanes Recht aus: daß es für den
Schwachen, fiir den Schwächsten der Gesellschaft da
ist.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Keine Ahnung! —
Weitere Zurufe von den GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren. deswe-
gen muß sich jede Schwangere und muß sich der Arzt.
der das noch nicht geborene Kind tötet, vor der
Rechtsordnung verantworten, und diese Verantwor-
tung muß nachprüfbar sein, sonst hätten wir keinen
Rechtsschutz mehr.

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Was die
Schwangere will. haben Sie überhaupt nicht

zu bestimmen] Das bestimmt sie selber!)
Deswegen ist die These „Helfen statt strafen“ ge-nauso falsch wie gedankenlos. In einer humanen Ge-

sellschaft mit einer humanen Rechtsordnung hat bei—des zu geilen: Hilfe und Schutz. Der Staat muß helfen.
wo er kann, und.er muß sich schützend vor das Leben
stellen.

Präsldentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Geis.
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

(Zum! vonden GRÜNEN: Gott sei Dank!)

Gels (CDU/CSU): Ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Dr. Süssmulh: Das Wort hat die Abge-ordnete Frau Schmidt.

(C)

(D)
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Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Sehr geehrte Frau
Präsidentin! Liebe Kollegen! Liebe Kolleginnen! Die
bisherige Diskussion ist eine Diskussion, die dem
Thema nicht angemessen ist. weil es eines der sensi-
belsten Themen ist, die wir kennen. Dieses Thema
verträgt keine schrillen Töne. und dieses Thema ver-
trägt keine Auseinandersetzungen. wie Sie, Herr
Geis. sie hier zu führen beabsichtigen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dennoch sage ich: Der Memminger Prozeß ist zu
einem Synonym für Anmaßung‚ für Heuchelei und für
Ignoranz geworden,

(Beifall bei der SPD — Frau Limbach [CDU/
CSU]: Finden Sie das sehr sensibel, was Sie
da sagen? —- Jäger [CDU/CSU]: Was soll

diese Richterschelte?)

Ignoranz deshalb. weil Staatsanwälte und Richter die
Einmaligkeit eines Schwangerschaflskonillktes, die
Tatsache der untrennbaren Verbundenheit von zwei
Leben und die daraus resultierende Konfliktsituation
nicht zur Kenntnis nehmen wollten, Ignoranz des-
halb. weil sich Staatsanwälte und Richter über alle
Gutachter und Gutachterinnen von „Pro Familie" bis
;urg1 Sozialdienst katholischer Frauen hinweggesetzt

a en.

(Dr. Hoifacker [CDU/CSU]: Das stimmt
nicht] Er hat die Beratung ja gar nicht ange-

hört! Deshalb ist er ja angeklagt worden!)

—- Ich sage „die Gutachter", Herr Hoffacker. Hören
Sie mir bitte zu!

(Dr. Hotiacker [CDU/CSU]: Sie haben so-
eben zu dem Prozeß gesprochen!)

Diese haben alle gesagt, daß sich keine Frau gewis-
senlos und leichtherzig zu einem Abbruch ent-
schließt.

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das haben die
Richter nicht behauptet!)

Sie haben alle gesagt. daß eine Notlage in einem
Schwangerschaftskonflikt nicht mit der Elle nachmeß-
bar ist.

(Dr. Hoifacker [CDU/CSU]: Auch das haben
die Richter nicht getan!)

sondern subjektiv als uniösbar empfunden wird. Sie
haben alle gesagt. daß nur ein kleiner Prozentsatz der
Notlagen materielle Notlagen und von außen viel-
leicht lösbar sind, der weitaus größere Teil aber im
gsychosozialen Bereich liegt und vielfältige Gründe

at.

Zuversicht. Lebensoptimismus. Zuneigung und
Liebe des Partners, Vertrauen in die eigene Kraft. ein
Kind vielleicht großziehen zu können. und zwar al-
leine, und dies vielleicht auch noch in einer bigotten
Umwelt — all das ist nicht zu verordnen, auch nicht
von Memminger Richtern.

(Beifall bei der SPD. der FDP und den GRÜ-
NEN — Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das ha-

ben die auch nicht getan!)
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Deshalb ist dieser Prozeß auch ein Prozeß der Heu-
chelei gewesen,

(Frau Unruh [GRÜNE]: Richtig! - Geis
[CDU/CSU]: Reine Polemik! — Jäger [CDU/
CSU]: Wo bleibt Ihre Achtung vor den Ge-

richten?)

indem z. B. unterstellt wurde. daß die Abschaffung
eines Autos und die Anschaffung eines Kindes — ich
zitiere jetzt — eine Alternative sei. Menschen, die sol-
che Fragen stellen und darin Konfliktlösungsmöglich-
keiten sehen, Menschen, die darauf Urteile aufbauen,
kennen entweder das Leben nicht und verstehen
nicht, was es bedeutet, Mutter zu sein, oder wollen es
nicht verstehen oder benutzen diesen Prozeß zu per-
sönlichen Vergangenheitsbewältigungen — wie die-
ser unsägliche, sich als Großinquisitor auispielende
Richter Ott.

(Beifall bei der SPD. der FDP und den GRÜ-
NEN]

An dieser Stelle ist übrigens zu fragen, Herr Geis, ob
auch hier mit gleichem Maßstab gemessen worden ist
und ob gegen diesen Herrn ebenfalls — wie gegen
einige Kolleginnen und Kollegen in diesem Haus —
Ermittlungen eingeleitet worden sind.

(Beifall bei der SPD, der FDP und den GRÜ-
NEN — Geis [CDU/CSU]: Sie sollten diesen
Prozeß nicht mit Nazi-Prozessen verglei-

chen!)

Es war ein Prozeß der männlichen Anmaßung, der
Anmaßung. in das sensible Verhältnis zwischen Arzt
und Patientin einfach eindringen zu dürfen, der An-
maßung, intimste persönliche Angelegenheiten. an-
gefangen von Partnerschaftskonflikten bis zu Krank-
heitsgeschichten. in die öffentlichkeit zerren zu dür-
fen,

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

der Amhaßung. Jahre danach feststellen zu können,
ob eine individuelle soziale Notlage gegeben war,
und sich an die Stelle des Arztes zu setzen, um die
Indikation festzustellen. die Anmaßung‚ zu glauben.
mit diesem Urteil den Willen des Gesetzgebers korri-
gieren zu können. Wir alle hier wollten Hilfe statt
Strafe. In Memmingen hieß es: Strafe statt Hilfe. Wir
alle wußten: Wir können keinen Katalog von Wech-
selfällen des menschlichen Lebens aufstellen. Dort
wurde ein Katalog aufgestellt.

Das Urteil geht in die Revision. Bliebe es bestehen.
führte es zu einem Bruch des Vertrauens zwischen
Arzt und Patientinnen. zwischen Beraterinnen und
Frauen in Schwangerschaitskonilikten; Frauen und

Ärzte würden in die illegalität getrieben.

(Dr.Hofiacker [CDU/CSU]: Die waren ja
nicht bei der Beratung!)

Es geht denen. die das so wollen, nicht darum. Leben

zu schützen, sondern darum, eigene Moralvorstellun-
gen durchzusetzen.

(Bohi [CDU/CSU]: Dummes Zeug!)

([
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Frau Schmidt (Nürnberg)

Ich weiß von mir, daß für mich ein Schwanger-
schaftsabbruch nicht in Frage kommt. Genauso weiß
ich. daß dies kein Maßstab für andere Menschen ist.

(Beifall bei der SPD. der FDP und den GRÜ-
NEN)

Das Strafgesetz darf nicht dazu dienen, persönliche
Moralvorstellungen durchzusetzen. Wir gehen davon
aus, daß dieses Urteil nicht haltbar sein wird. Wir for-
dern Sie auf, endlich Klarheit zu schaffen. ob und.
wenn ja. welches Beratungsgeselz kommen soll. Das
nun eineinhalb Jahre währende Gezerre zwischen al-
len Beteiligten schafft genauso Rechtsunsicherheit
wie das Memminger Urteil.

[Jäger [CDU/CSU]: Wer hat denn das Gesetz
gemacht? Das haben Sie doch selber ge—

macht!)
Der in Ihrer Schublade befindliche Entwurf, Frau Pro-
fessor Lehr, gehört in den Papierkorb.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
Wir wollen zurückkehren. Wir fordern Sie auf: Kehren
Sie mit uns zu dem Konzept „Hilfe statt Strafe" zu-
rückl

(Beifall bei der SPD, der FDP und den GRÜ-
NEN)

, Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Würfel.

Frau Würfel (FDP): Sehr verehrte Frau Präsidentinl
Sehr geehrte Damen und Herren! Die Zeichen stehen
auf Sturm nach dem Prozeß in Memmingen, und jeder
verarbeitet das Gehörte auf seine Weise. Die Gefühle
der Ohnmacht, der Hilflosigkeit, der Trauer und des
Unverständnisses. ja, der Ratlosigkeit haben ihren
Ausdruck in Kommentaren zum Verlauf des Prozesses
gefunden.üMich bewegen in diesem Zusammenhang
folgende Überlegungen.

Was hat das Bundesverfassungsgericht 1975 ge-wollt, als es die Frlstenregelung verworfen hat? Ich
gehe davon aus, daß sich die Verfassungsn'chter 1975
des Themas .,Schwangerschaftsabbruch“ mit großer
Sensibilität angenommen haben. Deshalb ist es be-
deutsam, was in den Begründungen des Minderheits-
votums und des Mehrheitsvotums an Überlegungen
zu finden ist. So kam die Mehrheit der Verfassungs-
richter bei der Beurteilung der Frage, inwieweit das
ungeborene Leben durch Strafandrohung geschützt
werden könne, zu dem Schluß, daß Strafe niemals
Selbstzweck sein könne und daß der Gesetzgeber nur
im äußersten Falle verpflichtet sei, zum Schutz des
sich entwickelnden Lebens das Mittel des Strafrechts
einzusetzen. Somit stelle die Strafnorm gewisserma-
ßen die Ultima ratio im Instrumentarium des Gesetz-
gebers dar, und nach dem rechtsstaatlichen Prinzip
der Verhältnismäfligkeit dürfe der Gesetzgeber von
diesem Mittel nur — wörtlich — behutsam und zu-
rückhaltend Gebrauch machen.

Wurde in diesem Sinne in Memmingen bei den
Frauen verfahren? Hat sich das Gericht eines behut-
samen und zurückhaltenden Vorgehens bedient?

Ich habe mich in den vergangenen Jahren intensiv
mit dem Bundesverfassungsgerichtsurteil befaßt.
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Meiner Meinung nach hatten die Verfassungsrichter
sehr wohl erkannt, in welchem Dilemma sie sich bei
der Abwägung zwischen Beibehallen der Strafbe-
wehrung, Verwerfen der Fristenlösung und Einfüh-
rung der Indikationsregelung mit vorgeschaileter
Zwangsberalung befanden, und sie haben deshalb
meines Erachtens absichtlich keine Kriterien zur Be-
stimmung einer sozialen Notlage festgelegt. sondern
dies in die Beurteilungsfähigkeit von Ärztinnen und
Ärzten und Beraterinnen und Beratern gelegt.

(Zuruf von den GRÜNEN: Und nicht von
Richtern!)

Nachdem jedoch das Gericht in Memmingen fest-
gestellt hat, daß vom Gesetzgeber eine Abtreibung
„zwar der ärztlichen Erkenntnis anheimgestelll sei.
daß dies aber nicht eine Ermächtigung für eigenstän-
diges Handeln darstelle", sondern nur als ein gewis-
ser Spielraum zu gelten habe und daß es darüber hin-
aus — so die Auffassung des Gerichts — eine große
Grauzone gebe. die ein Einfallslor für mißbräuchliche
Schwangerschaftsabbrüche bilden könnte, sind un-
sere Ärzte in der Bundesrepublik in einem unvorstell-
baren Maße verunsichert.

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN)

Ich frage mich: Haben die Richter des Bundesver-
fassungsgerichts 1975 das Eintreffen einer solchen
Situation für möglich gehalten?

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nein, niemals!)
Sie werden es nicht glauben. sie haben es. In der Tat
finden Sie in der Begründung der Minderheitenmai-
nung, daß ein wesentlicher Nachteil bei der Indikatio-
nenlösung darin gesehen werde, daß es — so wört-
lich —- als schwierig, wenn nicht gar unmöglich er-
scheinen könnte. objektivierbare, einheitliche Ab-
grenzungsmerkmale fiir die soziale Indikation zu fin-
den. Es heißt weiter. daß voraussichtlich die behördli-
che Beurteilung darüber, wenn die Gefahr einer
schwerwiegenden sozialen Notlage vorliege und wel-
che anderen Maßnahmen zur Abwendung dieser Ge-
fahr von der Schwangeren persönlich hinzunehmen
seien, regional und nach der persönlichen Einstellung
der Gutachter und Richter weit auseinandergehen
könnte und daß das Ergebnis — man höre und
staunel — eine schwer erträgliche Rechlsunsicherhelt
und Rechisunglelchheit für die betroffenen Frauen
und beteiligten Arne darstellen könnte und daß dies
als Folgeein Ausweichen in die Illegalität bedeuten
würde. — Und so haben wir den Salat heute.

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN — Jäger [CDU/CSU]: Die Mehrheit hat
das eben nicht angenommen! Das war die

Minderheit!)

Diese Unsicirerheit für die betroffenen Frauen und die
beteiligten Arzte wurde — Originaltonl -— für rechts-
staatlich höchst bedenklich gehalten; denn eine Enl-
scheidungsfreiheil für Frauen und Ärzte gibt es doch
nur. meine Damen und Herren, wenn die Entschei-
dung zum Abbruch einer Schwangerschaft auf Grund
einer klaren. sicheren und kalkulierbaren Rechts-
grundlage gefällt werden kann.

(C)

(D)



(A)

(B)

10686 Deutscher Bundestag - 11.Wdhlperiode —- 144. Sitzung. Bonn. Freitag, den 12. Mai 1989
________________-—————
Frau Wilde!

Ich ging bislang davon aus. daß die beiden Ärzte,
denen sich eine Frau im Schwangerschaftskonilikt
nach unserer bisherigen Rechtslage stellen muß, be-
reits vom Gesetzgeber installierte Gutachter sind.
Wenn diese verantwori.ungsbewußlen Ärzte zu einem
Urteil nach Prülung dieser psychosozialen Koniliktsi—
tuation einer schwangeren Frau kommen, dann neh-
men sie einen subjektiv psychischen Zustand der
schwangeren Frau als Talbestandsmerkmal für die
Erstellung eines Gutachtens.

Jetzt stellt sich doch wirklich die Frage. ob es dann
angemessen ist, nach Feststellung eines Talbesiandes
auf Grund sub]ekiiver Merkmale diese <uhiekliven
Merknmln nach nn;whlirh ohlokllven Krllorion nach-
[)l'iiil‘li 7.n ldqsvn‚ und (ll) (hmm (iiv<v< &iizilii'hu (ini-
arhla-n (hnrh iniiulis‘rlwn .<nrh\ ni<l.|lili. (hu! h (\in ( in-
lit‘hl, nnc'hgupn‘lll \\‘mdrn kann. Ir'h (li'likl‘‚ «laß (lin
Rl‘\'i%inli 7.1-iqnn wild. witl \\ it in Zulumli vinu »\nlwnll
un! die von mirgn<lnlllnn Flüfl('li wenden linden kön-
nen und was wir dann hier von seiten des Gesetzge-
bers zu tun haben.

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Bun-
desminister der Justiz Engelhard.

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Diese Aktuelle
Stunde sollte zunächst unter der Überschrift „Auswir-
kungen des Memminger Urteils auf betroffene Frauen
und Arzte" stehen. Die Bundesregierung sollte ge-
zwungen werden, über das Urteil des Landgerichts
Memmingen zu Gericht zu sitzen — ein undenkbarer
V0rgang. der erneut das verquere Veriassungsver-
ständnis der GRÜNEN belegt.

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Voll-
mer [GRUNE]: Dann sollten Sie vielleicht an
der Debatte nicht teilnehmen. wenn Sie das

nicht angemessen finden!)

Nunmehr heißt es: „Haltung der Bundesregierung
zum 5 218 StGB nach dem Memminger Urteil". Diese
verbale Verschleierung kann aber überhaupt nicht
darüber hinwegtäuschen. daß die Bundesregierung
nach wie vor veranlaßt werden soll. ein laufendes
Slraiveriahren zu kommentieren

(Zuruf von der SPD: Das ist furchtbar!)

und, ginge es nach den GRÜNEN. von der Regie-
rungsbank aus zu scheiten.

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Dann setzen Sie
sich doch wieder hin!)

Dazu kann und darf sich die Bundesregierung und
äpeziell der Bundesminister der Justiz nicht herge-

en.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU —
Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Hat es schon mal
gegeben, daß die FDP zu einer Sache nicht

reden wollte!)
'Das Urteil des Landgerichts Memmingen ist noch

mcht rechtskräftig. Die Verteidiger haben angekün-

digt, Revision einzulegen. Nicht einmal die schriftli-
che Urieilsbegründung liegt uns zur Zeit vor.

(Boni [CDU/CSU]: Ahal — Frau Unruh
[GRÜNE]: Das haben wir schon mal ge—

hört!)

Keiner der beteiligten Richter wird sich in seinem
unbedingten Willen zu einer gerechten Urleilsfin-
dung beeinflussen lassen, wenn das Verfahren fortge-
setzt wird.

(Frau Unruh [GRÜNE]: ist denn der Richter
weg?]

Aher als Bundesminisler der Jusiiz muß ich bereits
it\(ion Anschein der Beeinflussung vvnnei(len.

[Lathen bei den GRUNEN)

Ein Slmlvmlulnnn qohöll zu (lol! gmvir-uend—zh-n
V(7I(_]üll(_|b‘n im Rechtshereich. (lie einen Blilger lre[imi
können.

(Kleiner! [Marburg] [Gi'QÜNE]: Sehr richtig!
— Frau Unruh [GRÜNE]: In der Tat!)

Hier müssen wir an alle Beteiligten des Verfahrens
denken.

(Lambinus [SPD]: Sehr wahr!)

Sie haben einen Anspruch auf unsere Zurückhal-

tung.

(Lambinus [SPD]: Sehr wahr! — Zuruf von
den GRÜNEN: Dann seien Sie doch bitte

stil“)

Damit wir uns recht verstehen: Zurückhaltung be-

deutet nicht lndifferenz gegenüber den Urteilen, die

bei uns gesprochen werden. Die kritische Auseinan-

dersetzung mit einer abgeschlossenen Rechtspre-

chung gehört durchaus zu den Aufgaben auch der

Bundesregierung. Die Bundesregierung hat nach

Art. 76 des Grundgesetzes das Recht zur Gesetzesini—

tiative.

(Zuruf von _der SPD: Ach nein? — Frau Unruh
[GRÜNE]: Das ist ja ganz neu!)

Dieses Recht kann sie nur dann sachgerecht, sinnvoll,

verantwortungsbewußt wahrnehmen, wenn die Aus-

einandersetzung mit einer in Rechtskraft erwachse-

nen Rechtsprechung nach gewissenhafter Abwägung

die Notwendigkeit einer neuen gesetzlichen Rege-

lung ergeben hat.

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Ich meine dies. was eine Hinsenweisheit ist. hier

einmal gegenüber Kolleginnen und Kollegen ausspre-

chen zu sollen, die die Vorstellung hatten: Kaum war

das Urteil gesprochen. kaum war das. was man in Zei-

tungen lesen konnte. zur Kenntnis genommen, da be-

reits sollte man sich in den zuständigen Ministerien

darüber Gedanken machen. wie ein neues Gesetz

aussehen sollte. Das ist jene Art, Politik zu betreiben,

die in sich unseriös ist und sich bei rechter Betrach-

tung selber richtet.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU —-
Zurufe von den GRÜNEN)

Aus dieser grundgeselzl_ichen Aufgabenzuweisung

folgt aber auch. daß jede Auseinanderseizung mit der
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Bundeunlniller Engelhard «
Rechtsprechung zur rechten Zeit und in der rechten
Form zu erfolgen hat. So wie wir es uns ja als Exeku—
tive. aber speziell auch als Parlament verbitten wür-
den, wenn beispielsweise der Bundesgerichtshof ganz
amtlich verlauten ließe, ein im Bundestag zur Bera-
tung anstehender Gesetzentwurf sei höchst bedenk-
lich,

(Dr.$tark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Ge-
nausol)

so hat natürlich die Rechtspflege einen Anspruch auf
Wahrung ihrer Autonomie in einem laufenden Ver-
fahren.

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Gab es hier ei-
nen Urteilsspruch oder nicht, und was war

mit der Form des Prozesses?)
Schwebende, noch nicht rechtskräftig abgeschlos-
sene Verfahren sind jedenfalls für die Bundesregie—
rung kein Gegenstand der rechtspolitischen Diskus-
sion. Die Achtung vor dem Instanzenzug und vor der
Rechtsprechung der Obergerlchte gebietet größte
Zurückhaltung. '

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr wal_1rl — Frau Un-
ruh [GRÜNE]: Wir müssen andere Richter

kriegenl)
Was nun den Ton der Diskussion angeht, haben die

Bundesregierung und auch das Parlament als Ganzes,
al_s Parlament jene lauten Worte zu unterlassen,

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die Frauen, die ab-
treiben lassen, was ist mit denen?)

die andere kraft ihrer verbrieften Meinungsäuße-
rungsfreiheit durchaus gebrauchen können.

Ich werde jedenfalls, soweit es an mir liegt, ob esIhnen gefällt oder nicht,
(Frau Unruh [GRÜNE]: Was mit dem Richter
passiert. dessen Freundin hat abtreiben las-

sen, das möchte ich wissen!)
nicht zulassen, daß über Aktuelle Stunden wie dieheutige dieses wohl definierte Verhältnis der Staats-
gewalten untergraben wird.

(Beifall des Abg. Kleinert [Hannover] [FDP]
und bei Abgeordneten der CDU/CSU)\

Auch die GRÜNEN müssen lernen, daß die in Art. 97des Grundgesetzes verbürgte Unabhängigkeit derGerichte

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Wir sind schon
erzogen worden! -—- Gegenruf Werner [Ulm]

[CDU/CSU]: Falsch!)
zu den wertvollsten Gütern unseres Rechtstaats ge-hört.

(Beiiell bei der CDU/CSU — Frau Unruh
[GRÜNE]: 0 Gott, 0 Gott! — Frau Oesterle-
Schwerin [GRÜNE]: Sind die unabhängig? —
Conradi [SPD]: Sprach er für die CDU/CSU

oder für die FDP?)

„im Namen des Volkes“ ein Urteil in Memmingen,
dessen Härte die deutsche Öffentlichkeit und Millio-
nen von Frauen geschockt hat. „Im Namen des Vol-kes" führten Richter Berner und seine Kollegen aber
nicht einen üblichen Prozeß gegen Dr. Theissen. Esging um mehr. Die bayerische Justiz wollte mit der
Eröffnung der Anklagen und jetzt mit diesem Urteilein politisches Signal setzen. Sie wollte in einem in der
Justizgeschichte der Bundesrepublik einmaligen Ver-fahren Frauen einschüchtern und Ärzte abschrek-
ken,

(Rossmanith [CDU/CSU]: Gewaltenteiiungl
Sie kennen wohl die Gewaltenteilung

nich“)

wenn sie sich in einer schwierigen Konfliktsituation
nicht so verhielten, wie es den Wertvorstellungen der
Justizministerin entsprach.

(Beifall _‘pei der SPD und bei Abgeordneten
der GRÜNEN — Dr. Hoifacker [CDU/CSU]:

Grundgesetz und Verfassungsgerichtl)
Warum ist es denn dann in anderen Bundesländern
zehn Jahre lang anders als jetzt in Memmingen gelau-fen? Können Sie mir das erklären?

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Es ist nicht an-
ders gelaufen!)

Aber schon heute sind die Vorerhebungen und erstrecht die Durchführung dieses Prozesses. in denenmehr als 200 Frauen vor Gericht gezerrt wurden, einSchandfieck in der Geschichte der bayerischen Ju-stiz.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
Wie die Frauen behandelt wurden, wie ihr Intimle—ben in einer unglaublichen und völlig unnötigenWeise von Staatsanwälten und Richtern an den Pran-ger gestellt wurde, zeigt, wie sehr der erste Verfas-sungsartikel: „Die Würde des Menschen ist unantasl-bar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtungaller staatlichen Gewalt." —

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Genauso
ist es! — Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das gilt

auch für die Ungeborenenl)
für die Richtenden zu einer belanglosen Floskel ver-kommen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
GRÜNEN — Dr. Hoffacker [CDU/CSUIz Das
ist unglaublich! — Weitere Zurufe von der

CDU/CSU)

Und das Schlimme ist: Den Richtern und Staatsanwäl-
ten sind ihre fehlende Menschlichkeit, die Doppelma-
ral, ihr inquisitorisches Vorgehen, ihr konservatives
Macho-Gehabe gegenüber Frauen noch nicht einmal
durch die massive öffentliche Kritik bewußt gewor-Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge- den.

ordnete Frau Dr- Skarpelis—Sperk- (Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)
. Wie anders wäre zu erklären, daß sich der Vorsitzende

Richter selbst in seiner Urleilsbegründung zu Ausfüh-
rungen hinreißen ließ, die in ihrem Zynis'mus und in

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Frau Präsidentin!Meine Damen und Herren] Vor einer Woche erging
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Frau Dr. Skurpells-Sperk
ihrer Frauenverachtung ein patriarchalisches Welt-
bild,

(Jäger [CDU/CSU]: Zynismus spricht aus Ih-
ren Worten!)

eine Angst vor emanzipierten. selbstbewußten Frauen
erkennen lassen, die Jüngere fassungslos machen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Im Gerichtssaal. in dem doch_über den „Schutz des
Lebens im weiblichen Schoß“ verhandelt wurde, er-
tönte: „Wer hat da ein Radio oder Kind dabei? Gehen
Sie rausl “

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: lnterprelieren
Sie das im richtigen Zusammenhang, wie der

Richter das gesagt hat!)

Mit zuerst Unglauben. dann Entsetzen und zuletzt mit
Tranen haben Zuschauerinnen und auch Zuschauer
reagiert,

!Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Lesen Sie nach.
in welchem Zusammenhang das gesagt

wurde!)

als systematisch Frauen als „armes Luder". als „bie-
dere Hausfrau mit geringem lntelligenzgrad“,

(Fred Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Un-
glaublichl)

als „Unschuld vom Lande. die nicht bis 3 zählen
kann", abqualiiiziert wurden.

(Conradi [SPD]: Bayerische Richter!)

Junge Staatsanwälte wollten 156 Frauen .‚anlanzen
las_sen“ und entdecken „orientalischen Redeschwall"
bei ausländischen Frauen.

Ersichtlich wird jedenfalls, daß die Richter an die
Stelle der gesetzlich vorgesehenen medizinischen
Gutachten ihre Wertvorstellungen setzten.

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Und da sagt der
Justizminister. das alles ginge uns nichts

an!)

Weil Einiühlungsvermögen. Verständnis und Bereit-
schaft zur persönlichen Zurückhaltung bei der Beur-
ieilung gravierender Konflikte anderer Menschen.
msbesondere von Frauen. fehlten.

(Jäger [CDU/CSU]: Sie halten sich über—
haupt nicht zurück mit ihrer Wertung!)

wurde die äußere Erscheinungsform der Frauen zum
Maßstab. Wirkte die Frau auf Richier Berner und das
liollegium ., als zierliches Geschöpf, als hilflos. aufge«
lo_st. fein und sensibel“. dann waren die Richter gnä-
dig. Waren die Frauen von Geburt an von gröberem
Knochenbau. großgewachsen, vielleicht auch noch
„aktiv und vital"

(Zum! von der CDU/CSU: Jetzt hören Sie
aber auf!)

oder — weich verräterische Wortwahl —- „Herr der
Lage", so war die Notlage für die Richter einfach nicht
glaubhaft.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Richter Berner hat von einem „erschreckenden Man-
gel an Unrechlsbewußtsein bei Dr. Theissen, bei den

Frauen und bei vielen Politikern“ gesprochen. Ihm
mißfallen die gegenwärtige Gesetzeslage des 5218
und die Konfliktentscheidungen so vieler Frauen. Per-
sönlich ist das sein gutes Recht. Aber als Richter,
meine ich, sieht ihm eine moralische Beurteilung dort
nicht zu,

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Ihnen steht
Sie zul)

wo selbst nach dern rigiden Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts „keine eindeutige moralische Beurtei—
lung zulässig" ist.

(Jäger [CDU/CSU]: Eine einzige Anmaßung,
was Sie da von sich geben!)

Richter Barner versuchte nach eigener Aussage mit
den Mitteln des Strafrechts das werdende Leben zu
schützen. was nicht nur Wissenschaft und Praxis, son-
dern auch die Gesetzgeber der meisten Länder der
Welt für ziemlich aussiehtslos halten. Hierin liegt das
eigentliche politische Problem dieses Prozesses. Des-
wegen darf es bei dem Urteil gegen Dr. Theissen nicht
bleiben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Es geht nicht nur darum, daß ein Arzt, der seinen
Patientinnen in schwierigen Notlagen half. nicht zum
politischen Sündenbock für die fehlenden Mehrheiten
der CSU und Minderheiten der CDU gemacht werden
darf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete Skar-
peiis-Sperk, Sie müssen zum Ende kommen.

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Es geht auch
darum, daß die Moral- und Wertvorstellungen einer
kleinenMinderheit nicht „im Namen des Volkes“ ei-
ner überwältigenden Mehrheit aufgezwungen wer-
den dürfen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
GRUNEN)

daß die bescheidene Reform des 5 218 nicht gegen die
Minderheit dieses Hauses über die Hintertür von

Richtersprüchen abgeschafft werden darf.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Darf ich nochmals von

hier oben sagen: Bei aller Betroffenheit, achten wir

darauf. daß wir die Gewaltenteilung beachten, damit

wir uns nicht von hier aus ins Unrecht setzen!

(Frau Dr. Skarpelis—Sperk [SPD]: Dann sollen
die Richter anders begründen, Frau Präsi-

dentinl)

Frau Abgeordnete Limbach hat das Wort.

Frau lebach (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine

Damen und Herren! Ich bin eigentlich ein wenig er-

schrecken, wie in dieser Diskussion um die Achtung

vor dem menschlichen Leben von Anfang an — denn

darum geht es ja -— leichiferlig‚ unsensibel, Frau

Schmidt, wenn auch mit sanfter Stimme,

(Frau Sonntag-Wolgast [SPD]: Haben Sie
nicht hingehört?)
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Frau Limbach
mit dieser so wichtigen Fraé;e umgegangen wird. keiten ausscheideh. wenn es keine andere zumutbare(Zum! des Abg. Siel‚aff [SPD]) Losung gibt, Wird die Entscheidung zu einer achtens-

werten Gewissensentscheidung, wie das Verfas-Sie unterscheiden nämlich — und das ist Ihr Fehler;_ . sungsgericht es formuliert hat.das liebe ICh Ihnenle1der schonm einer anderen D15- Wenn das so ist, dann ist es unabdingbar, daß wir
kussron sagen mussen — zwrschen verschiedenerliläl I. b bei allem Respekt vor der GewissensenlscheidungQua von e en. der Frau, die ihr auch niemand abnehmen kann(Zumf des Abg. Jahn [Marburg] |SPD]) — das ist richtig —, alle Möglichkeiten anbieten und_ Doch. Sie sagen: Das Leben der Mutter hat immer auch ausschönfen müssen, um durch Aufklärung, Be-Vorrang. Wir sagen: Das Leben der Mutter kann vor ratung, alle Hilfen " _dem Leben des Kindes keinen Vorrang haben, es sei (Frau Unruh [GRÜNE]: Apfel essenl)denn, es gibt solche Konflikte, die nicht mehr lösbar _ Frau Unruh, wissen Sie, wenn Ihre Bemerkungensind.

nicht so albern wären, könnte man daraufja eingehen.(Jahn [Marburg] [SPD]: Sie erfinden etwas Ich finde es ausgesprochen unangemessen, wennund argumentieren dann dagegen!) man über den Schutz des Lebens und die schwereKonfliktlage von Frauen redet, daß Sie solche — ichhätte fast etwas gesagt, was ich nicht sagen darf —Bemerkungen machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bei allem Respekt vor der Gewissensentscheidung

der Frau müssen wir ihr helfen. Wir müssen alle Mög-lichkeiten anbieten — Aufklärung, Beratung, kon-krete Hilfen —‚ um ihr zu helfen, die verletzlichsteForm menschlichen Lebens, nämlich das ungeboreneLeben, zu schützen.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Soziale Geborgen-
heit!)

Ich bin schon der Meinung, daß es auf die Hilfe an-kommt. Die Hilfe darf aber nicht darin bestehen, daßwir sagen: Treibt doch ab! Bei manchen bin ich derMeinung, daß das die einfachste Hilfe ist, die aber inWirklichkeit keine Hilfe ist.
(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie haben nicht auf

dieser Welt gelebt!)
Ich möchte noch eine andere Bemerkung machen.Ich glaube, daß durch die fast schon zur Polemik ver-kommene Überbetonung der Schwierigkeiten undEinschränkungen, die die Geburt eines Kindes füreine Frau bedeuten kann. ganz übersehen wird, daßdie Geburt eines Kindes auch Freude und Glück be-deutet.

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Das ist jawas ganz Neues! Als ob wir das überhaupt
nicht wüßtenl)

Leben mit Kindern ist sicher oft schwierig und manch-mal auch sehr anstrengend, aber immer auch ein Ge-winn und eine ‚Freude.
Unsere Haltung zu 9 218 kann nur sein: Abtreibungverhindern, Leben schützen. in Konflikten helfen, undzwar dauerhaft, und gemeinsam weiterarbeiten füreine Gemeinschaft, in der Kinder willkommen sind.

(Beifqll bei der CDU/CSU — Zum! von den
GRÜNEN: Sie haben nichts verstanden!)

— Doch, Sie sagen das. Sie sprechen immer nur da—von, daß die Mutter darüber entscheiden muß, ob sieein Kind bekommt oder nicht.
(Jahn [Marburg] [SPD]: Das hat keiner hier

gesagt!)
— Doch. Sie sprechen pausenlos für die Fristenlösung,Herr Jahn.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Was anderes ist denn die Fristenlösung als die allei-nige Entscheidung der Mutter über das Leben? Ich

gere Frau kommt in diesen Konflikt. Aber es gibt keinsozial weniger wertvolles Leben, weil es noch nichtgeboren ist.

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Was ist eigent-lich die eugenische Indikation? Können Sie
mir das sagen?)

— Ich lehne die eugenische Indikation ab, wenn Siedas wissen wollen. Ich lehne sie ab.
(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie können zehn Kin-der kriegen! Dagegen hat niemand etwas!)

Wenn wir sagen, das werdende Kind, das Leben,das noch nicht geboren ist, muß dem Leben der Mutterweichen, warum sagen wir dann nicht auch, diePflege eines unerträglich schwer belasteten Men-schen muß weichen für das Leben desjenigen. derpflegt? Das ist in letzter Konsequenz das. was Siegesagt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU -— Zurufe von derSPD und den GRÜNEN)
Sie haben davon abgelenkt, daß es bei den Ge-richtsverfahren immerhin darum ging, die notwen-dige Verfolgung einer slrafbaren Handlung vorzu—nehmen. Sie lenken davon ab, daß bei der Abtreibungmenschliches Leben vernichtet wird.
Was das Allerschlimmste ist: Sie lenken davon ab.wie unmenschlich es ist, einer schwangeren Frau alseinzigen Ausweg aus einem Konflikt die Abtreibungzu weisen. Das halte ich für das Allerschlimmste.

(Beifall bei der CDU/__CSU -— Zurufe von den
GRÜNEN)

Auch die Mutter in einer schwierigen Lage weiß doch,daß menschliches Leben grundsätzlich nicht zur Dis—position steht. Nur dann, wenn alle anderen Möglich-

Präsidenlin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge-ordnete Frau Oesterle—Schwerin.

Frau OesterIe-Schwerin (GRÜNE): Frau Präsiden-tin, ich bestehe darauf, daß es ein Schauprozeß war,
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Frau Oesterle-Schwerln
dessen Funktion es war zu difiamieren und einzu-
schüchtern. Darauf bestehe ich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsldentin Dr. Süssmuth: Dann muß ich Sie bei
dieser Redeweise erneut zur Ordnung rufen.

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Okay.

Ich mache weiter. Nicht die Abtreibungsgegner.
sondern die Frauen sind es, die Leben schaffen und
Leben schützen. Frauen haben die Verantwortung für
Kinder zu tragen, mehr als 18 Jahre lang für jedes
Kind. Deswegen können auch nur Frauen darüber
entscheiden, ob sie die Verantwortung übernehmen
können oder nicht. “

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Sorge der konservativen Lebensschützer hört
schlagartig in dem Moment auf. in dem ein Kind das
Licht der Welt erblickt.

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Jäger
lCDU/CSU]: Das ist doch unwahr. was Sie

sagen! Das stimmt doch nichtl)

Die Tatsache. daß es vielen Kindern am Platz zum
Spielen fehlt. daß es vielen Kindern an gesunder Er-
nährung und an sauberer Luft fehlt, macht Ihnen
uberhaupt keine schlaflosen Nächte.

(Beifall bei den GRÜNEN — Jäger [CDU/
CSU]: Das ist die Unwahrheitl Sie verdum—

men die Leute!)

Kein Aufschrei geht durch Ihre Reihen darüber. daß
Kmder an Pseudokrupp erkranken oder sogar ster-
ben. Das beunruhigt Sie überhaupt nicht.

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Sie sind ja mehr
als einäugig blind!)

' Ihnen 'geht es nicht darum. Herr Werner, was für ein
Leben Sie den Kindern bieten,

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das müssen Sie
mir sagen! — Dr. Hoftacker |CDU/CSU] [auf
Abg. Werner [Ulm] [CDU/CSU] zeigend]:
Das sagen Sie jemandem, der sechs Kinder

hat!)

deren Geburt Sie erzwingen.

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das müssen Sie
mit Ihrem Kastanienbaum-Vergleich sa-

genl)

Ihnen geht es nur um die Masse. Ihnen geht es darum.
daß es möglichst viele deutsche Babys gibt.

[Dr. Hoffacker [CDU/CSU}: Das ist unglaub-
lich!)

Das macht Ihre Politik so frauenfeindlich und so kin-
derfeindlich.

(Beifall bei den GRÜNEN —- Dr. Hoffacker
[CDU/CSU]: Das ist eine Frechheit. hier Kol-

legen zu diffamierenl)

Gestern hat mich ein Arzt_aus Hessen angerufen
und mir erzählt. daß sich die Arzte bereits jetzt über-
legen. nach Holland zu ziehen.

(DL Hofigcker [CDU/CSU]: Ich kenne viele
andere Arzte, die das anders wahrneh-

men!)

Wissen Sie, was das für die Frauen bedeutet. die nicht
in der Lage sein werden, diesen Arzten nachzurei-
sen?

(Dr. Hoifaq_ker [CDU/CSU]: Wie können Sie
von den Arzten sprechen? Sie diffamieren

auch den Arztestandl)

Jetzt überlegen Sie sich doch einmal. was Sie mit die-
sem Paragraphen, mit diesem Urteil und mit dieser
Politik anrichten!

(Beifall bei den GRÜNEN -— Jägier [CDU/
CSU]: Nichts als diffamieren kann die Dame!
—- Weiterer Zuruf von der CDU/CSU'. Pn'mi-

tivi)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kleinert.

Kleinert (Hannover) (FDP): Frau Präsident! Meine
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es fällt doch
etwas schwer. zu glauben. daß Sie sowohl um die
Frauen als auch um die Kinder in so großer Sorge sind,
wie Sie es betonen, wenn Sie sich bei Ihrem Kampf
solcher Mittel bedienen, von denen hier soeben wie-
der zu hören war.

(Beifall bei der E_DP und der CDU/CSU —
Frau Unruh [GRÜNE]: Was war das denn?)

Sie machen es dadurch ausdrücklich schwer, in dieser
wichtigen Sache zu der Gemeinsamkeit zu kommen,

die wir doch immer wieder zu erreichen versucht ha-
ben.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

Ich bedaure zutiefst, daß die vom Bundesjustizmini-
ster dargestellten Grundsätze — die ich teile. die wohl

die Mehrheit von uns teilt — es uns verbieten. zu einer

Reihe von höchst seltsamen Begleiterscheinungen
ausgerechnet des Verfahrens in Memmingen hier mit

der nötigen Klarheit und Deutlichkeit Stellung zu neh-

men.
(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten

der CDU/CSU)

Nach Rechtskraft dieses Urteils werden wir auch die

Art und Weise dieses Verfahrens in die Überlegungen

im einzelnen mit einzubeziehen und zu überlegen

haben. welche Herausforderungen sich der Gesetzge-

bung unter Umständen erneut stellen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der SPD)

Nun ist es ja nicht so, daß wir mit den Problemen erst

seit gestern und vorgestern befaßt wären, nicht etwa,

weil wir geglaubt haben, daß die Frauen — noch dazu

willkürlich —- über das werdende Leben verfügen

sollten. sondern weil wir davon ausgehen, daß jede

Frau ganz schwere Gewissensenlschetdungen mit

sich auszumachen hat. Damm, wegen der erkennba-

ren Schwierigkeit, solche Entscheidungen von dritter
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Seite aus nachzuvoilziehen, sind wir seinerzeit in der
sozialliberaien Koalition zur Fristenlösung gekom-men — nicht um Willkür zu ermöglichen, sondernwegen der vorhersehbaren Schwierigkeiten. diesen
Entscheidungsvorgang nachzuvollziehen.

Das Bundesverfassungsgericht ist uns in der be—kannten Entscheidung auf diesem Wege nicht gefolgt.Deshalb haben wir die Rechtslage, die nun einmalbekannt ist. Bei dieser Rechtslage muß man allerdings-— das sage ich ganz abstrakt — davon ausgehen dür-fen. daß natürlich — es ist schon gesagt worden — mitäußerster Behutsamkeit vorgegangen wird, daß na-türlich auf alle Veriahrensbeteiligten, in erster Linieaber auf die, die am schwersten getroffen sind, die indieser Sache viel mehr Opfer als Täter sind, nämlichdie Frauen,

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der CDU/

CSU)

Rücksicht genommen wird.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Und sie nicht am
Schandpt'ahl stehen!)

Dies ist aber auch ein sehr allgemeiner Grundsatz.Wir haben vor nicht allzu langer Zeit hier ein Opfer-schutzgesetz verabschiedet. Wir haben versucht. aus-drücklich zusätzliche gesetzgeberische Hinweise zugeben. wie wir wünschen, daß unsere Gerichte mitOpfern und Zeugen umgehen, obwohl sich dies schonvon allein verstehen sollte und obwohl sich —- das mußman ja auch sagen —- die allermeisten Richter auchentsprechend verhalten und dabei sehr viel Mühe undSorgfalt aufwenden. Bloß scheint es so zu sein, als obeinzelne doch noch etwas deutlichere Hinweise inunseren Verfahrensgesetzen benötigen, so wie wir sieteilweise schon gegeben haben. Darüber wird weiterzu sprechen sein. *

(Baum [FDP]: Sehr richtig!)

Es ist im übrigen ein großer Jammer, daß die baye-rischen Wähler die Verdienste unserer bayerischenParteifreunde nicht richtig einzuschätzen wußten undwir deshalb nicht im Bayerischen Landtag vertretensind, ' ‘

(Lachen bei den GRÜNEN)

denn der Bayerische Landtag wäre zweifellos der Ort,um ebenfalls nach Rechtskraft des hier in Rede ste-henden Verfahrens sehr sorgfältig eine Reihe von Zu-sammenhängen im Hinblick auf den Gebrauch vonetwaigen Weisungsrechten,

(Beifall bei der FDP, der SP]? und der Abg.
‘ Frau Schoppe [GRUNE])

im Hinblick auf die Art und Weise, wie ein solchesVerfahren auch von seiten der Staatsanwaltschaft be-trieben werden sollte oder nicht, um nichts anderemals der behutsamen Anwendung, allerdings auch re-spektvollen Anwendung des geltenden Rechts zu die-nen, um dieses etwas genauer aufzuklären. Aber viel-leicht finden sich auch noch andere, bevor wir wiederin den Bayerischen Landtag einziehen werden.
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Danke schön.
(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten
der SPD — Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]:
Davon können Sie ausgehen, Herr Kol-

lege!)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Bun-
desministerin für Jugend, Familie, Frauen und Ge-sundheit. Frau Professor Lehr.

Frau Dr. Lehr, Bundesminister für Jugend. Familie.Frauen und Gesundheit: Frau Präsidentin! Meine Da-men und Herrenl Viele der Reaktionen auf das Urteilvon Memmingen in der Öffentlichkeit zeigen, daßeine» weit verbreitete Unkenntnis des geltendenRechts besteht,
(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

welches während der Regierungszeit der SPD Mitteder 70er Jahre entstanderi ist. Die Bundesregierungwill, daß das geltende Recht eingehalten wird. DieBundesregierung hält zugleich an der von den Regie-rungsparteien in ihren Koalitionsvereinbarungen fürdie 11. Legisiaturperiode getroffenen Absprache fest,daß die strafrechtlichen Abtreibungsregelungen un-verändert bleiben sollen.
Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daßdas Strafrecht allein keine Lösung des Problems derSchwangerschaftsabbrüche ermöglichen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP)

Eines der zentralen Vorhaben in diesem Zusammen-hang ist das Beratungsgesetz.
(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Oh Gott.oh Gott, sie wollen den Paragraphen nochverschärfen, noch schlimmer machen!)

— Einen Moment bitte!
In einem Entschließungsantrag von SPD und FDPaus dem Jahre 1974 heißt es — ich zitiere —:

In vielen Fällen, in denen die Fortsetzung derSchwangerschaft durch eine persönliche oder so-ziale Notlage der Schwangeren bedroht ist, wirddas Leben des Ungeb_orenen durch eine einfühl-same und helfende Beratung erhalten werdenkönnen. Damit rückt die Beratung in den Mittel-punkt der insgesamt auf Lebensschutz gerichte-ten Maßnahmen.
(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE] und FrauSchoppe [GRÜNE]: Aber nicht Zwangsbeat-

tung!)
Dies kann ich nur unterstreichen.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das ist kein Bera-
tungsgesetzl)

Es muß den Frauen geholfen werden, zumal vieleFrauen nach einem Abbruch zum Teil unter sehrschweren psychischen Folgen leiden. Nach einer Be-fragung der Universitätsfrauenklinik Würzburg sindes etwa 80 %.
(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Welchepsychischen Folgen hat denn die Fortsetzungeiner Schwangerschaft? — Frau Unruh[GRÜNE]: Jede dritte Ehe wird geschieden!

Die armen Kinder!]
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Bundesmlnlsler Frau Dr. Lehr
Den Frauen in einem Schwangerschaitskonflikt müs-
sen alle für sie und ihr Kind bestehenden Hilfen aui-.
gezeigt werden. Einige Verbesserungen für die Situa-
tion von Familien, aber auch gerade für Alleinerzie-
hende mit Kindern haben wir gestern in erster Lesung
behandelt. die Verlängerung von Erziehungsgeld und
Erziehungsurlaub sowie eine Erhöhung des Kinder-
geids für das zweite Kind.

(Conradi [SPD]: Ihr habt ja nicht mal eine
Wohnung für die Alleinerziehendenl)

Eine Reihe weiierer Maßnahmen. und die Verbesse—
rung mannigiacher Rahmenbedingungen. sind not-
wendig. An dieser Stelle kann ich nicht alle im einzel-
nen aufzählen.

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Wo waren
die Kindertagesslätten in Memmingen?)

leh möchte jedoch besonders darauf hinweisen, daß
eme verbesserte Sexualauiklärung erfolgen muß,

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Fangen
Sie mal in Bayern und Baden-Württemberg

damit an!)

damit ungewollte Schwangerschaften erst gar nicht
entstehen. Dazu wurden bereits Maßnahmen durch
die Bundesregierung ergriffen. Gerade in den letzten
Tagen wurde z. B. ein Begleitbuch zur Filmreihe „Der
}..iebe auf der Spur” in die Buchhandlungen ausgelie-

ert.

(Frau Oesterle—Schwerin [GRÜNE]: Daß ich
nicht lachel)

Es ist‘für Jugendliche, für ihre Eltern. für die außer-
schuhsche Jugenc_larbeit und für Lehrer gedacht.

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Die
Schule bleibt sauber!)

Ich meine. daß wir, die wir Kinder in diesem Alter
haben oder hatten. eine besondere Verantwortung
besätzen, die leider allzu häufig nicht wahrgenommen
wrr .

. Wir müssen auch dafür Sorge tragen. daß neben den
vrelen von dieser Bundesregierung stark ausgebauten
familienpolitischen Leistungen unsere Gesellschaft
ln_s%esamt zu einer klnderireundlichen Gesellschail
w1r .

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Oesterle-
Schwerin [GRUNE]: Ein bißchen spät fangen
Sie damit an! — Frau Unruh [GRÜNE]: Die

kann man nicht herbeiredenl)

Denn eine kinderireundliche Gesellschaft ist euch
eme frauenireundliche Gesellschaft. und eine solche
ist eine humane Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen uns klar machen: Tatsache ist doch. daß
trotz aller Probleme Kinder Freude machen und Kin-
der unser Leben bereichern.

(Lachen und Zurufe von den GRÜNEN)

. Ich fordere uns alle auf, uns für eine kinderfreund-
hehe Gesellschaft einzusetzen, und ich appelliere be-
sonders an die Männer und ihr Verantwortungsge-
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fühl. Denn es darf auch nicht sein, daß eine Debatte
über Schwangerschaft und Abtreibung eine reine
Frauendebatie ist. Männer sind nämlich — das wissen
wir —- an der Schwangerschaft beteiligt.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Sie dürfen deshalb nicht die Verantwortung allein auf
die Frauen abschieben. Männer und Frauen müssen
vielmehr die Verantwortung in echter Partnerschaft
gemeinsam tragen.

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Singer.

Singer (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Auf dem Deutschen Anwaltstag. der in der
vergangenen Woche zu Ende’ gegangen ist, hat der
Präsident des Bundesverwaltungsgerichp. Professor
Dr. Sandler. erklärt, es gebe einen allgemeinen Wer-
ieveriall in unserem Land. Er hat die Schuld hierfür
den Politikern gegeben. Nach dem, was in Memmin-
gen in der vergangenen Woche zu Ende gegangen ist.
frage ich mich allerdings, wie weit gerade durch sol-
che Strafverfahren

(Frau Skarpelis-Sperk [SPD]: Die Richter
dürfen das!)

und gerade von denen, die zur Durchsetzung von
Recht und Gesetz berufen sind. die Akzeptanz unserer
Rechtsordnung in Frage gestellt wird.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

In Memmingen, meine Damen und Herren. hat sich
die deutsche Justiz von einer ausgesprochen häßli-
chen Seite gezeigt. Ob das Urteil gegen den -Frau-
enarzt Dr. Theissen dern materiellen Recht entspricht
und ohne gravierenden Veriahrensfehler zustande
gekommen ist. wird der Bundesgerichtshof zu ent-
scheiden haben. Jeder. der diese Verhandlung nicht
von Anfang bis Ende miterlebt hat und der die Akten
nicht kennt, wird sich mit einem fundierten Urteil
schwertun.

Kritik jedoch verdienen die geradezu abstoßenden
Beglellumsiände und die Art und Weise. in der das
Verfahren betrieben worden ist.

[Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der
FDP)

Was soll man denn davon halten, wenn eine Zeugin
von einer medizinischen Indikation. einer Indikation,
die also auch schon vor der Reionn des 5218 zum
Schwangerschaftsabbruch berechtigte, im Prozeß be-
richtet und dabei erklärt. daß die Arztin im Kranken-
haus nach der dritten Geburt, die durch Kaiserschnitt
erfolgt war. ihr. der Zeugin, erklärt hat, sie müsse bei
einer erneuten Schwangerschaft damit rechnen. daß
sie sterben könnte. Das wird dann von dem Staatsan-
walt hämisch-zynisch kommentiert, indem er die
Worte „könnte. könnte" wiederholt. Ich muß sagen.
der Kollege muß das Gemüt eines Fleischerhuhdes
heben.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der
FDP)
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Ich halte es auch für bezeichnend, daß im Plädoyer
der Staatsanwaltschaft ständig der Begriff der Zeugin
mit dem Begriff der Angeklagten verwechselt worden
ist.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
Auch das ist mehr als nur ein Versprechen

Mich hat die eifemde und geifemde Art, in der das
Urteil begründet worden ist, abgestoßen. Das war un-
nötig.

(Jäger [CDU/CSU]: Geifernd wird das hier
, kn'tisiert, nicht im Urteill)

Juristen, gerade als Richter und Staatsanwälte,
müssen es ertragen, daß sie kritisiert werden. Die
dritte Gewalt hat da keine andere Rolle zu spielen als
die erste und die zweite.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN —
Dr.Hoffacker [CDU/CSU]: Haben Sie das

Urteil schon gelesen?)
Ich würde hier jeden Kollegen vor ungerechtiertigter
Kritik in Schutz nehmen. Aber die Strafprozeßord-
nung schreibt dem Staatsanwalt vor, daß er dem Ge-
richt bei der Wahrheitsfindung behilflich zu sein hat.
Sie schreibt ihm nicht vor. daß er hämisch und zynisch
Zeuginnen und Angeklagte herabwürdigen und ver-
spotten darf.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
Nach der Reform des 9 218 ist es doch über Jahre

hinweg recht ruhig um den 5 218 gewesen. Es hat
kaum Verfahen gegeben, und spektakuläre schon gar
nicht. Deswegen kann es doch kein Zufall sein, wenn
jetzt, nach so langer Zeit, plötzlich in Bayern ein so
spektakulärer Prozeß angefangen wird. wobei die Ju-
stiz die vielen Gestaltungsmöglichkeiten, so etwas
auch taktvoil und sensibel und ohne übertriebenes
Öffentlichkeitsspektakel abzuwickeln, offenbar nicht
genutzt hat.

Wie soll denn einer verstehen, daß der Begriff der
ärztlichen Erkenntnis von den Gutachtern so beant—
wortet wird, daß sie dazu nichts sagen können, son-dern sagen: Das ist eine subjektive Entscheidung, da
muß man die Entscheidung des Arztes weitgehend
respektieren, die kann man richterlich nicht so einfach
nachvollziehen? Die Gutachter haben da dem Gericht
recht wenig geholfen. Anstatt den Satz „Im Zweifel für
den Angeklagten" zu nutzen und bei der Auslegung
und bei der Beurteilung an die für den Angeklagten
günstigste Entscheidung zu denken, wird genau das
Gegenteil getan. Es wird so getan, als könne man als
Mann hier eine Notlage einer Frau voll Verstehen und
nachvollziehen. Ich halte das und viele andere Um-
slände für schwer erträglich.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN —
Zum! von der CDU/CSU: Sprechen Sie doch

mal von den getöteten Kindern!)
Ich kann auch nicht verstehen, daß ein Richter— der zwar während des Prozesses ausgeschieden ist,weil man festgestellt hat, daß er selber an einer Ab-

treibung beteiligt war —

(Zumf von der SPD: Davon gibt es viele
hier!)
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als Staatsanwalt — das ist etwas in der Berichterstat-
tung untergegangen — selber einen Abtreibungsfall
bearbeitet hat, der in engem Zusammenhang mit dem
Memminger Verfahren stand. Wieso war eigentlich
dieser Richter nicht schon nach 5 22 Nr. 4 StPO von
Gesetzes wegen ausgeschlossen? Wieso ist der Prozeß
nicht von Anfang an wiederholt worden,

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
als man das gemerkt hat? Wieso hat man eigentlich
alle Fälle, in denen Zeuginnen im jugendlichen Alter
waren, abgetrennt? Man hat es getan, um die Zustän-
digkeit der Jugendkammer wegzukriegen. um gerade
die Zuständigkeit dieser Kammer des Landgerichts
Memmingen zu begründen. Wieso ist dies eigentlich
geschehen? Das sind doch Fragen, die von großem
Interesse sind.

Ich meine, wir werden uns — da schließe ich mich
Herrn Kleinert an — nach der Rechtskraft des Verfah-
rens sehr intensiv mit dem Urteil und mit der Rechts—
lage hierzu zu befassen haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie

bei Abgeordneten der FDP)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-ordnete Dr. Hüsch.

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Frau Präsidentinl In einer sogewichtigen Debatte wird man erneut daran erinnern
dürfen, daß an Gottes Schöpfung teilzunehmen undals Mann und Frau Leben zu schaffen zum höchsten
Lebensglück gehört. Dieses Leben zu schützen — unddazu gehört auch das ungeborene Leben -- ist Primatder Ethik und — das sage ich hier erneut — unver-brüchlicher politischer Wille von CDU und CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das deutsche Volk hat vor etwa 40 Jahren bei sei-nem Ja zum Grundgesetz dieser Republik den Schutzdes geborenen und des ungeborenen Lebens mit Ver-iassungsrang ausgestattet. Das Bundesverfassungs-

gericht hat diesen Schutz gegen alle Angriffe, insbe-sondere aus den Reihen der SPD bei der Freigabe derAbtreibung in den ersten drei Monaten der Schwan-gerschaft. rückhaltlos bestätigt. Das bedeutet: Die Tö-tung ungeborenen Lebens ist ein Verstoß gegen dieRechtsordnung. Sie ist rechtswidrig und strafbar, so-fern nicht im Einzelfall und unter engen gesetzlichen
Voraussetzungen Ausnahmen bestehen.

(Jäger [CDU/CSU]: So ist es!)
Mit gutem Grund hat der Gesetzgeber bei der Abtrei-bung aus sozialer Notlage die Beratung als Vorausset-zung für die Nichtstrafbarkeit der Tötung festgesetzt.Diese Gesetze gelten für jedermann. Sie gelten auchfür den Arzt in Memmingen.

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Das sind
Männergesetzel)

Die Durchsetzung des Gesetzes sicherzustellen istAufgabe der Bundesregierung und der Landesregie-rungen. Sie liegt aus guten Verfassungsgründen inder Hand der unabhängigen Rechtsprechung.
(Beifall bei der CDU/CSU)

(C}
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Dr. Hüuch
In Memmingen haben fünf unabhängige deutsche
Richter den angeklagten Arzt in 79 Fällen für schuldig
befunden_._ Man mag zum Verfahren stehen. wie man
will: Die Überprüfung dieses Verfahrens ist ebenfalls
ausschließlich Sache der unabhängigen Rechtspre-
chung.

Die maßlose Kritik, die namentlich SPD-Abgeord-
nete und auch GRÜNE gegen das Urteil geäußert ha-
ben. ist in dieser Form ufrbegründet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das gilt auch für das Verfahren. Es ist Verfassungs-
recht, daß Strafverfahren öffentlich sind. Es ist ein in
vielen Jahren und Jahrhunderten erkämpftes Recht
eines jeden Staatsbürgers, daß er nur dann für schul-
dig befunden wird. wenn seine Schuld bewiesen ist.
Das setzt aber Beweisauinahme und auch Zeugenver-
nehmungen voraus.

Ich will einräumen: Aus den Lehren des Verfahrens
von Memmingen wird man. wenn das Urteil rechts-
kräftig ist. abwägen müssen, ob das Prinzip der Öf-
fentlichkeit bei vergleichbarer ernsthafter Situation
vor dem Schutz der Persönlichkeit und der Intim-
sphäre zurücktreten sollte. '

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP)

" Wenn sich Richter und Staatsanwälte durch Wort-
aui'serungen unangemessen verhalten haben, ist das
keine Frage des Gesetzes;

(Frau Unruh [GRÜNE]: Was?)

das Gesetz kann das nie erlauben. Es ist eine Frage
ges Taktes und der Bildung; daran darf erinnert wer-

en.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nein, nein! — Zuruie
von der SPD)

Was aber zu ändern sein wird. muß mit kühlem Kopf
und engagiertem Herzen und nicht mit wirren Gedan-
ken und lautem Geschrei in diesem Hause erörtert
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg.
Kleinert [Hannover] [PDF])

Es ist aber unerträglich. was die SPD-Abgeordnete
Schmidt in einer Pressemeldung zu dem Urteil
sagte,

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört!)

daß es nämlich an die Rechtsprechung vor mehr als
40 Jahren erinnere.

(Jäger [CDU/CSU]: Unglaublich!)

Damit sucht sie das Urteil von Memmingen mit natio-
nalsozialisti5chem Unrecht gleichzusetzen.

(Dr. Stark Nürtingen] [CDU/CSU]: Diese
Heuchlerinl — Zuruie von der SPD und den

GRÜNEN)
Diese Abgeordnete kennt den Nationaisozialismus
und die deutsche Justiz nicht. Was noch schlimmer ist:
Wer so kritisiert. rüttelt an den Grundfesten des deut-
schen Rechtes.

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. Klei-
nert [Hannover] [FDP])
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Er rüttelt daran. daß der Schutz des Lebens für die
Gesetzgebung und die Rechtsprechung oberstes Ge-
bot ist.

Thema der Aktuellen Stunde ist die Frage, wie die .
Bundesregierung dazu steht. Die Bundesregierung
sollte nach meiner Auffassung besonnen handeln.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die kommt ja weg!)

Sie muß sich bewußt bleiben. daß es ihre Aufgabe ist,
das Recht und das Leben zu schützen, und daß es
ebenso ihre Aufgabe ist. sensibel für Notlagen und
Zwangslagen und für die Notwendigkeit zu sein, sol-
che Notlagen nach Möglichkeit vorbeugend unmög-
lich zu machen. Aber sie muß sich mit dem gleichen
Nachdruck vor die Unabhängigkeit der deutschen
Rechtsprechung stellen; sie muß deshalb _die Angriffe
darauf abwehren. »

Verehrte Kollegen, wer vordergründig das Urteil
kritisiert, in Wirklichkeit aber die Abtreibung einer
anderen gesetzlichen Regelung zuführen will. dem
will ich sagen: Kehren Sie zurück in den Kreis derer,
die das ungeborene Leben rückhaltlos schützen wol-
len.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wüppesahl.

Wüppesahl (fraktionslos): Meine sehr verehrten Da«
man und Herren! Eingangs möchte ich doch noch auf
die Bemerkung von Justizminister Engelhard einge-
hen, der in seiner Eigenschaft als Spitze der Exekutive
das Parlament auiiordert. sich zurückzuhalten. Ich bin
froh, daß sich daran kaum jemand gehalten hat, auch
nicht die Redner der FDP-Fraktion. Ich denke‚-daß wir
uns gerade hier keine Meinungsireiheitsbeschrän-
kung aufdrücken lassen sollten.

Auch ein Gericht unterliegt der öffentlichen Mei-
nungsbildung und natürlich der Kritik. Bei allem Re-
spekt vor einer unabhängigen Justiz geht es hier wirk-
lich nicht um unabhängige Rechtsprechung. Hier geht
es nicht um Klassenjustiz —- das würde sofort gerügt
werden -—‚ sondern hier wurde klassische Männerju-
stiz vollzogen, weil die Frage, ob Frauen abtreiben
dürfen oder nicht. keine Frage ethisch-moralischer
Grundsätze, wie eben mein Vorredner mit seinem
vielbeklatschten Beitrag ausgeführt hat. sondern eine
Frage der wirtschaftlichen Situation in der Bundesre-
publik ist. Davon wird ständig abhängig gemacht. wie
der 5 218 ausgelegt wird. Die Veriügbarkeit der Frau

steht im Vordergrund. nichts anderes.

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Nein. die Ver-
fügbarkeit von Leben!)

Das haben die Richter in Memmingen überdeutlich
werden lassen.

Frau Limbach und Frau Lehr. die Ministerin für Fa-

milie, Jugend und Gesundheit

(Zuruie von der SPD und den GRÜNEN: Und
Frauen! — Aber das vergißt sie auch!)

— Verzeihung —‚ Muttertag haben wir übermorgen.

und Ihre Redebeiträge haben mehr den Charakter von
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Reden für einen Muttertag gehabt als für das Problem.
das wir heute diskutiert haben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — Dr.
Hoffacker [CDU/CSU]: Unversehämtheit,

was Sie sich da anmaßenl)
Ein ganz anderer Aspekt in dieser Diskussion istfolgender;_ Die Schweigepflicht zwischen Patientin-

nen und Amen wird zur Fame gemacht, sie ist zurFarce gemacht worden. Ich verstehe nicht meine Vor-
rednen‘n, auch Sie, Frau Würfel. nicht, weshalb wirwarten müssen, bis das Urteil Rechtskraft hat. Der
politische Flurschaden für die Frauen in der Bundes-
republik Deutschland ist immens, auch wenn das Ur-teil aus Memmingen noch keine Rechtskraft hat.Wenn es möglich ist, auf Grund der bestehenden
Rechtslage mit Frauen, auch mit Ärzten wie HerrnTheissen so umzugehen, dann ist der Gesetzgeber
gefordert. Dann müssen wir Korrekturen durchfüh—ren.

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Sie sind also ge-
gen unsere Verfassung!)

An dieser Stelle ist auch sehr merkwürdig, wie sichdie Ärzte und die Standesorganisation verhalten ha-ben. In Hamburg werden 200 Menschen zu Krüppelnoperiert. und es schallt dem Arzt größte Solidarität ausden eigenen Reihen entgegen. Herr Theissen wirdalleine gelassen. Herr Theissen wird für eine Indika-
tionsregelung verurteilt, die lege artis ist,

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Nein, er hat Kin-der getötetl ‚— Weiterer Zuruf von der CDU/
CSU: Er hat die Gesetze nicht eingehal-

ten!)
die tatsächlich ständig so praktiziert wird.

Kommen Sie mir nicht mit Ihrem Finanzamt; das istso absurd. Wenn Sie die Situation draußen kennen,wissen Sie, daß praktisch jeder niedergelassene Arzt,der ambulant operiert, solche Operationen durch-führt, auch solche Interruptionen durchführt. Ich bindiesen Arzten wirklich ausdrücklich dankbar, daß sieso sensibel und verantwortungsvoll die problemati-sche Situation für ihre Patientinnen umsetzen.
(Frau Limbach [CDU/CSU]: Sie lassen ihre

Patientinnen im Stich!)
Es geht also nicht um diesen Herrn Dr. Theissen,sondern es geht um ganz grundsätzliche Fragen, näm-lich um die Fragen der Herrschaft von Männern überFrauen. Die offizielle Politik, die Wendepolitik, derWendegeist, schlägt hier voll zu. Wir wissen doch, wasSie als CDU/CSU-Fraktion familienpolitisch erreichenmöchten, nämlich ein Zurück ins Heim und an denHerd.

Die Vorbereitung für das Bundesberatungsgesetz
ist, denkeich, offenkundig durch dieses Urteil herbei-geführt. Die Kirchen haben ihre Meinung inzwischenmehrfach geändert.

Wenn ich höre, wie Sie zu der Frage des ungebore-nen Lebens Stellung nehmen und gleichzeitig politi-sche Verantwortung dafür mitzeichnen, daß täglich50000 Menschen, im wesentlichen Kinder, in„derWelt an Hunger sterben, dann meine ich, daß das
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nicht ethisch-moralisch zu begründen ist, was Sie hiermit diesem Urteil verteidigen.
(Dr. Hofiacker [CDU/CSU]: Das läßt uns

auch nicht ruhen!)
Vielmehr geht es um die Frage des Patriarchats in derGesellschaft.

Präsidentln Dr. Süssmuih: Ihre Redezeit ist been—det, Herr Abgeordneter.

Wüppesahl (fraktionslos): Der Schlußsatz: Ichdenke. daß in der Tat politische Folgerungen aus die-sem Urteil —- auch wenn es noch keine Rechtskraft
gewonnen hat -— im Sinne einer Priskenlösung, wiesie ursprünglich Gesetzeslage gewesen ist, schnell-stens gezogen werden müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN —
Frau Limbach [CDU/CSU]: Haben Sie schon
einmal etwas vom Verfassungsgericht ge-

hört?)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge-ordnete Frau Dempwoli. '

Frau Dempwolf (CDU/CSU): Frau Präsidentin]
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Wüp-pesahl, bei Ihrer Rede kam mir der Gedanke: Wie
selbstverständlich hat Ihre Mutter gehandelt, als sieerfuhr, daß sie schwanger war!

(Frau Wollny [GRÜNE]: Das wissen Sie doch
gar nichtl)

Was ist geschehen? —- Ein Arzt wird für schuldig
befunden, gegen den @ zum und den 5 219 des Straf—
gesetzbuches verstoßen zu haben. Das Gericht kommtzu dem Ergebnis. daß er in zahlreichen Fällen
Schwangerschaften ohne soziale Notlage unterbro-chen hat. Außerdem hat er die Frau nicht auf die imGesetz vorgeschriebene soziale Beratung hingewie-sen. Es wurde ungeborenes Leben getötet, ohne daßdie schwierige Güterabwägung zwischen dem Selbst-
bestimmungsrecht der Frau und dem Lebensrecht des
ungeborenen Kindes ernsthaft vorgenommen
wurde.

(Frau Schmidt [Hamburg] [GRÜNE]: Woher
wissen Sie das denn?)

Lassen Sie mich auf die betroffenen Frauen einge-
hen. Hat der Memminger Arzt diesen Frauen durch
seine Entscheidung tatsächlich aus der Not gehol-fen?

(Zuruie von den GRÜNEN: Jawohli —- Fra-
gen Sie sie doch mail)

Die Frauen mögen das für den Augenblick so empfun-den haben. Ich meine entschieden, daß es keine Hilfeist. den Frauen nur den Ausweg der Tötung des unge-borenen Lebens zu weisen.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen vielmehr alles tun, um den Frauen einesorgfältige und verantwortungsvolle Abwägung zuermöglichen, und hierin besteht unsere Hilfe.
(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Das kön-

nen die Frauen selber!)

(C)

(D]
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Frau Dempwoll

Richter haben Recht gesprochen. Wir respektieren
dies. Wir fühlen uns darin besiärki. wie sinnvoll es ist.
unsere Bemühungen um das geplante Beratungsge-
selz iortzusetzen und zu verbindlichen bundesein-
heitiichen Regelungen zu kommen. Hier sind Sie alle
gefordert miizuwirken.

Was wir vor allem brauchen, ist nicht eine Ände-
rung der geltenden Strafvorschriiten -— in dieser Hin-
sicht sind wir ganz ihrer Meinung, meine Damen und
Herren von der SPD —‚ sondern wir brauchen einen
Bewußtseinswandel in unserer Gesellschail zugun-
sten des ungeborenen Kindes.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Eine Gesellschaft mit immer weniger Kindern ist eine
Gesellschaft ohne Lebensfreude. ohne Wärme. ohne
Zukunft und auch ohne Ausstrahlung.

(Zuruie von den GRÜNEN)
Obwohl unsere Verfassung denselben Schutz für das
noch nicht geborene Leben wie für das geborene Le-
ben grundsätzlich bejaht. klaiien Anspruch und Wirk-
lichkeit auseinander. Das beweisen die 200 000 Ab-
treibungen allein im Bereich der sozialen Indikation.
Das Beratungsgesetz ist darum längst überiäliig.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Um Gottes willen!)
zumal die SPD weder während ihrer Regierungszeit in
Bonn noch in den von ihr regierten Ländern daiür
gesorgt hat. daß in den Beratungsstellen der Verfas-
ls(ungsauitrag auch nur annähernd erfüllt werden

ann.-

(Beifall bei der CDU/CSU)
sind es doch gerade die Beratungsstellen in den SPD-
regierten Ländern. die Klage führen. daß sie wegen
fehlender Zeit und unzureichender Mittel betroffenen
Frauen nicht die erforderlichen Hilfen zukommen las-
sen können.

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Dann
geben Sie doch mehr Mittel dort hin!)

Ein wesentliches Ziel des Beratungsgeseizes ist es
deshalb. in allen Bundesländern gleich gute Voraus-
setzungen fiir die Beratungsarbeit zu schaffen. Die
Beratung muß insbesondere über die Hilisangeboie
unterrichten. die die Fortsetzung der Schwanger-
schaft und die Entscheidung der Mutter erleichtern
können. In Fällen wirtschaftlicher Not sollen die Bera-
tungsstellen gesetzliche Hilfen und Stiftungsmittei.
t2.113. aus der Stiftung „Mutter und Kind". vermit-

e n.

(Zurui von den GRÜNEN: Lächerlichl)
Wir haben deshalb die Mittel für diese Stiftung im
Haushalt 1989 auf 130 Millionen DM aufgestockt. An
200 000 Frauen in besonderen Notlagen konnten seit
1984 Mittel aus dieser Silitung vergeben werden. Al-

lein 80 000 erhielten 1988 Unterstützung.

(Zum! von der SPD: Mit ein paar Mark ist das
alles nicht zu finanzieren!)

Hier findet konkrete Hilfe statt, und zwar durch eine
Stiftung, die Sie. meine Damen und Herren von der
SP]?‚ immer noch ablehnen.

Ich kann aus Zeitmangel nicht mehr ausführen. wie
unsere familienpolitischen Maßnahmen aussehen. Ich
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denke an das Erziehungsgeld und den Erziehungs- (C)
urlaub.

Eine große Verantwortung liegt auch noch in den
Händen des Arztes, der verpflichtet ist, menschliches
Leben zu schützen.

Wir alle in diesem Hause. meine sehr verehrten
Damen und Herren, sollten es zu unserer Pflicht ma-
chen. eine Politik zu gestalten. die an oberster Stelle
der Erhaltung des Lebens dient.

Ich danke Ihnen.

(Beif__ali bei der CDU/CSU — Frau Wollny
[GRÜNE]: Ich erinnere Sie bei der nächsten

Atomdebaite daran!)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Conrad.

Frau Conrad (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich habe der Debatte bisher
ziemlich genau zugehört. Ich bin schon erstaunt dar-
über, daß ich von seiten der CDU und der CSU nicht
einen einzigen Redner und nicht eine einzige Redne-
rin gehört habe. die wirklich sensibel mit dem Thema
Memmingen. rnit der Frage der Frauen und mit der
Rolle der Ärzte umgegangen sind. Sie haben sich alle
hinter dem Strafgesetzbuch versteckt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN —
Zurui von der CDU/CSU: Dann haben Sie

überhaupt nicht zugehörtl)
Am meisten hat mich erstaunt und auch betroffen

gemacht die Rede von Frau Limbach. Frau Limbach,
Sie haben mal wieder versucht. einen Gegensatz her-
zustellen zwischen denen, die für Schwangerschafts—
abbn'iche und für das Recht eintreten. dies_in einer
menschenwürdigen Form in dieser Gesellschaft zu
tun. und denen, die angeblich kinderfreundiich
sind.

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Nein. die das Le-
ben schützen! — Weiterer Zurui von der

CDU/CSU: Wo ist da die Würde?)

Ich bekomme in zirka fünf Wochen mein Kind. Aber
ich vergesse bei all meiner Freude darauf nicht eine
einzige Sekunde. daß es in dieser Gesellschaft sehr
wohl Frauen gibt. für die die Tatsache. daß sie
schwanger sind. nach wie vor eine enorme Koniliktsi-
Nation und Beiestungssituation bedeutet.

(Frau Limbach [CDU/CSUI: Von dieser Kon-
iliktsituation habe ich gesprochen! Hätten

Sie zugehörti)

in dieser Koniiiki- und Belastungssituation brauchen
sie Hilfe und mehr Verständnis als das. was Sie heute
hier an den Tag gelegt haben.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der
FDP -- Frau Limbach [CDU/CSU]: Hilfe.

aber nicht Abtreibung!)

Dieser Prozeß hat schon Wirkung gezeigt -- das
wurde schon angeführt —‚ nämlich eine sehr fatale
Wirkung. Ich weiß aus der eigenen Erfahrung aus dem.
Saarland sehr genau. daß Ärztinnen und Ärzte. denen
der Gesetzgeber bei dem Verfahren des legalen
Schwangerschaftsabbruchs in einer Notlage eine ent-

(DI
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Frau Conrad
scheidende Rolle zugemessen hat, heute verunsichert

sind. Sie sind zunehmend nicht mehr bereit, mit ihrer
Unterschrift Frauen das Vorliegen einer Notlage zu
bescheinigen — Sie mögen das vielleicht begrüßen —-,
nicht weil diese Ärzte der Meinung sind. daß eine
Notlage nicht vorliegt, sondern weil sie Angst haben,
daß sie durch einen dummen Zufall oder auch infolge
des Mißbrauchs ärztlicher Unterlagen wie in Mem-
mingen strafrechtlich verfolgt werden. Lieber verwei-
sen sie heute Frauen weiter an die Pro Familie oder an
Kolleginnen. Ich weiß das. weil ich mittlerweile wie-
der die Anrufe bekomme: „Du bist ja bekannt, du
kannst das ja machen", heißt es dann.

Es kann einfach nicht sein, daß nach Memmingen in
Zukunft — das ist die Konsequenz — Richter und
Staatsanwälte die Funktion übernehmen, die der Ge-
setzgeber in diesem Verfahren den Ärzten zugestim-
den hat.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der
FDP)

Ich bin zutiefst davon überzeugt. daß ungeachtet
der Details des Verfahrens gegen Dr. Theissen dieser
Prozeß und das Urteil Ergebnis der verlogenen Hal-tung einer militant auftretenden politischen Minder-
heit gegeniiber Frauen und ungewollten Schwanger-
schaiten ist. Gleichzeitig sind die Vorgängeflvon Mem-
mingen für mich ein Resultat der Tatsache, daß Bay-ern wie im übrigen auch andere CDU-Bundesländer
eine Gesetzespraxis gestaltet hat, die nie die Möglich-
keiten des 1976 reformierten @ 218 StGB den Frauen,den Paaren und den beteiligten Ärztinnen und Ärzten
weitergegeben hat. Ambulante Schwangerschaftsab-
brüche sind verboten. Vor drei Instanzen müssen sich
Frauen rechtfertigen. Es gibt keine Krankenhäuser, indenen man einen stationären Schwangerschaftsab-
bruch durchführen lassen kann. Hinzu kommt ein öf-fentliches Klima der Diskriminierung und des Miß-trauens, das nicht ungewollt ist. Was in Bayern
Rechtspraxis ist, macht einen Schwangerschaftsab-
bruch nach einer Notlagenindikation fast unmög-lich.

Ich sage es ganz deutlich: Wer eine solche Rechts—
graxis schafft, muß sich gefallen lassen, daß Ärzte undArztinnen indem Konflikt, gegenüber dem Staat loyaloder menschlich gegenüber der Frau zu entscheiden.sich auch einmal für die Patientin entscheiden.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Frau Lehr, Sie verweisen wieder auf das geltendeRecht. Sie hätten sich besser überlegen sollen, wiesogerade Bayern einen solchen Schauprozeß; Entschul-digung, ich weiß es mittlerweile: einen solchen Prozeßgestaltet hat. Das wäre wichtiger gewesen, als daß Siesich hinter geltendem Recht verschanzen. Von Ihnenals Bundesministerin nicht von Herrn Geis und nichtvon Herrn Hoifacker, hätten z. B. Ärzte ein klärendesWort in dieser verunsichernden Situation erwartenkönnen. Oder wo waren Sie als Frauenministerin miteinem klärenden Wort gegenüber den in diesem Pro—zeß so gedemütigten Frauen?

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Es ist eben nicht richtig, daß Schwangerschaftsab—
brüche heute illegal sind,

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Doch! — Jäger
[CDU/CSU]: Sie sind illegal!)

auch nicht nach Memmingen. Es gibt 100 000 legale
Schwangerschaitsabbrüche in der Bundesrepublik
nach einer Notlagenlndtkatton, ob es Ihnen paßt oder
nicht. auch Ihnen, Herr Hofiacker.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der
FDP — Frau Limbach [CDU/CSU]: Nach der

Notlagenindikation, ja!)
Ich fordere alle Ärzte und Ärztinnen in der Bundesre—
publik auf, auch unter dem Eindruck von Bayern wei-
terhin den Frauen zu helfen,

(Jäger [CDU/CSU]: Mordaufrui ist das! -——
Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Jetzt ist aber ein
Ordnungsruf fällig! — Conradi [SPD]: Das
gibt es doch nicht! -—- Weitere Zurufe von der

SPD und den GRÜNEN)
in einer menschlichen Praxis Frauen in dieser Kon—
fliktsituation weiterhin zu helfen, damit sie, wenn sie
es entschieden haben, eine Schwangerschaft auch le-
gal abbrechen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Präsidentin Dr. Süssmuth: Die Frau Abgeordnete
Dr. Conrad hat von legalen Abbrüchen gesprochen.
Dies ist keine Mordaufforderung.

(Beifall der Abg. Frau Würfel [FDP])
Das Wort hat der Abgeordnete Werner.

(Conradi [SPD]: Es ist ja toll. daß man sich so
etwas gegenseitig verhalten lassen muß!)

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine
Damen und Herren! Ich glaube, gerade der letzte Bei-
trag hat wie auch die übrigen Beiträge aus den Reihen
der Oppositionsparteien deutlich gemacht. daß das
Zuhören hier manchen offensichtlich schwerfällt. Frau
Conrad, ich habe keinerlei Verständnis dafür, daß Sie
hier mit billiger Polemik gegen uns, die CDU/CSU.
argumentieren und sagen. wir_seien auf die Nöte der
betroffenen Frauen nicht eingegangen.

(Rixe [SPD]: Seid ihr auch nichtl)
Das Gegenteil ist der Fall. Frau Limbach hat ausführ-
lich auf die Probleme. die sich in den verschiedensten
Konfliktlagen ergeben können, hingewiesen.

(Zustimmung des Abg. Dr. Hoffacker [CDU/
CSU“

Ich muß auch aniügen, daß sich das Memminger
Gericht, zumindest wenn die ausführlichen Berichte
über die mündliche Begründung des Urteils zutreffen.äußerst eingehend und umfassend mit den völlig un-
terschiedlichen Konfliktlagen der Frauen beiaßt hat.

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Unver-
schämtheitl —- Frau Unruh [GRÜNE]: Bemü-

tigendi)

(C)

(D)
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Werner (Ulm)
Hier in Bausch und Bogen deswegen Richterschelte
zu begehen ist geradezu abenteuerlich und törichtl ‚

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren. es muß einfach immer
wieder gesagt werden: Wer die geltende Verfahrens-
ordnung — und die beginnt mit der Beratung — nicht
berücksichtigt. stellt sich außerhalb des geltenden
Rechts und muß sich des entsprechenden Vorwurfs
auch bewußt sein.

(Frau Unruh [GRÜNE]: Demütigendl)

Meine Damen und Herren, Sie können sich doch
auch nicht darum herumdrücken, daß zutrifft, was die
Kollegen Hüsch und Geis gesagt haben, daß der Staat
vor dem Hintergrund der auch von Ihnen so häufig
beschwerenen Würde des Menschen die Pflicht zum
Schutz eines jeden. auch des ungeborenen Kindes
hat! Deswegen muß ich noch einmal nachdrücklich
sagen. daß der Staat auch hier seine umfassende
Schulzpfllcht gegenüber den Schwächslen, den Un—
geborenen, wahrzunehmen hat. Daher war es die
Pflicht auch des Memminger Gerichts, umfassend und

gründlich zu ermitteln]

(Frau Unruh [GRÜNE]: Demütigendl)

Es ging doch gerade darum. festzustellen,

' (Rixe [SPD]: Wie denn?)

ob der Arzt im Einklang mit dem Gesetz seine Ent-
scheidungen getroffen und die Schwangerschaftsab-
brüche — dies sind Tötungshandlungen, meine Da—
men und Herren - durchgeführt hat.

(Jäger [CDU_(CSU1: Sehr richtig! _ Frau Un-
ruh [GRÜNE]: „Klein und zierlich"l)

Deswegen warten Sie im Hinblick auf weitere Forde-
rungen doch einmal die näheren Begründungen im
Urteilstext ab. Sie kennen den Urteilsspruch doch
noch gar nicht im einzelnen

(Rixe [SPD]: Wir haben doch die Begründung
gehört!)

und werfen schon heute dem Gericht Willkür vor. Sie
verurteilen damit gerade jene. denen die Wahrung
der Rechtsordnung aufgegeben ist. —

Deswegen sollten Sie von den Oppositionsparteien
alle miteinander klipp und klar darlegen. ob Sie die
bestehende gesetzliche Regelung des 5 218 StGB
überhaupt noch wollen oder nicht,

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir wollen sie
nicht!)

denn die gründet sich auf die Vergleichbarkeit der
den angegebenen Indikationen insgesamt vor dem
Hintergrund der medizinischen Indikation.

Sie, meine Damen und Herren von den Oppositions-
parteien. haben die entscheidende Frage des grund-
sätzlichen Schutzes der Ungeborenen und die Frage
der kriminellen Handlungsweise einfach zur Seite
schieben wollen. Sie sprechen hier kaum von den
getöteten Kindeml

(Zunxf von den GRÜNEN: Es wurden keine
Kinder getötet! Erzählen Sie doch nicht so

einen Blödsinn!)

Sie haben für mich damit deutlich gemacht, daß Sie
den Kreis derer, denen der uneingeschränkte Schutz
des Menschen von Anfang an am Herzen liegt, verlas-
sen haben. Sie wollen mit Recht — ich betone: mit
Recht die Vernichtung von Embryonen im
Reagenzglas verbieten — wir auch! Sie kämpfen mit
Recht für die Menschen in Südafrika — wir auch!
Warum kämpfen Sie dann aber nicht auch energisch
gegen die Tötung von über 200 000 ungeborenen Kin-
dern in diesem Land?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Warum bestehen Sie nicht einmal auf der Einhaltung
des bestehenden Gesetzes, das unter Ihrer Verant-
wortung zustande kam, meine Damen und Herren?

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN)

Deswegen muß ich Sie alle auffordern, wieder zu dem
uneingeschränkten Schutz der Menschenrechte und
auch zur uneingeschränkten Achtung unseres Rechts-
staates zurückzukehren.

Wenn Sie, Herr Conradi. hier „Heuchler“ sagen,

(Conradi [SPD]: Ja!)

dann darf ich zumindest für mich in Anspruch neh-
men, daß mir und dem allergrößten Teil meiner Par—
teifreunde ein derart unwürdiger Zickzackkurs in Sa-
chen des Schutzes des ungeborenen Lebens. den Ihre
Partei in den vergangenen J ahren gegangen ist, völlig
fremd ist. ‘

(Beifall bei der CDU/CSU -— Zum! ypn der
SPD: Unsinn] — Zumfe von den GRÜNEN)

Präsidentln Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her-
ren. die Aktuelle Stunde ist beendet.

(Cl

(D)
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Memmingen — ein Erfahrungsbericht von Brigitte Hörster und Heike Gall-Alberth, Juli 1989

Vorläufige Bilanz der sogenannten Memminger Abtreibungsprozesse: Es wurden rund 355 Er-
mittlungsverfahren gegen betroffene Frauen und Männer geführt. Bei lediglich vier Freisprü-
chen, wovon einer nicht rechtskräftig ist, wurden 137 Verfahren rechtskräftig durch Strafbefehle
abgeschlossen. Das Landgericht Memmingen hat in erster Instanz gegen Dr. Theissen eine 21/2
jährige Freiheitsstrafe, sowie ein 3jähriges Berufsverbot verhängt.
Sowohl im Strafverfahren gegen Dr. Theissen, als auch in dem Verfahren gegen die Frauen war
zentrales juristisches Problem, ob die Gerichte die „ärztliche Erkenntnis“ Dr. Theissens bei der
Feststellung von Indikationen i. S. d. 5 218 a StGB im nachhinein überprüfen und —— entgegen
dem Wortlaut des Gesetzes und einer aus dem Jahre 1985 vorliegenden Rechtssprechung des
Bundesgerichtshofes — zu einer anderen Beurteilung der meist jahrelang zurückliegenden Le-
bensumstände der Frauen zum Zeitpunkt des Schwangerschaftsabbruches kommen können.
Wir wollen an dieser Stelle nicht weiter rechtlichen Aspekten der Verfahren nachgehen, sondern
versuchen in einem Rückblick und Resümee darzustellen, was den betroffenen Frauen und uns
als Verteidigerinnen widerfahren ist, versuchen die subjektive Seite dieser Prozesse zu verdeutli-
chen:

Erstmals Ende 1987 suchten uns Frauen in der Kanzlei auf, gegen die ein Ermittlungsverfahren
wegen unerlaubten Schwangerschaftsabbruchs anhängig war. Einige von ihnen hatten zum da-maligen Zeitpunkt bereits Strafbefehle erhalten. Etwa Mitte Februar 1988 begannen wir unruhig
zu werden. Langsam aber sicher wurde uns deutlich, daß es sich ganz offensichtlich nicht um Ein-zelfälle handelte. Über Dr. Theissen versuchten wir Hintergründe herauszufinden, was sich je-doch schwierig gestaltete, da Dr. Theissen, der Strategie seiner damaligen Verteidiger folgend,
Verhandlungen mit der Staatsanwaltschaft führte, und kein Interesse an Öffentlichkeit hatte.Wir besprachen daher die Situation über den konkreten Fall hinaus mit einigen uns geeignet er-scheinenden Mandantinen mit dem Hintergrund, mit ihnen bzw. ihren Fällen an die Öffentlich—keit zu gehen. Was uns damals noch schwer verständlich war, in 1 1/2 Jahren dieser Arbeitjedoch
durchschaubarer wurde, war die klare und deutliche Absage jeder Frau, auch nur ein Wort andie Öffentlichkeit zu tragen. Wir waren ratlos, die Hände schienen uns gebunden. Entschlossen.im Wissen: das kann und darf so nicht weitergehen, wandten wir uns in einem allgemeinen Ap-pell mit Schilderung der Situation und unseren Befürchtungen Mitte April 1988 erstmals an alleParteien bzw. deren zuständige Gremien und die Presse unserer Stadt. Die Resonanz zum dama—ligen Zeitpunkt: nichts! von niemand! Durch unsere Tätigkeit bei der Beratungsstelle der ProFamilia in Augsburg konnte ein Kontakt zu Uta König vom „Stern“ hergestellt werden, durchderen ersten Artikel es dann zum Beginn des denkbar notwendigen Aufrüttelns und Aufrührensder Öffentlichkeit kam.

Vorwürfe folgten auf dem Fuß, insbesondere zunächst inoffiziell von seiten der Staatsanwalt-‚ schaft mit dem Bemerken, durch den Gang an die Öffentlichkeit habe man jede Möglichkeit zum„Deal“ im Verfahren gegen Dr. Theissen zunichte gemacht. Die Ermittlungs- und Strafverfah-ren gegen die Frauen waren sowieso zweitrangig.
Die Prozeßsituation für die Mandantinnen und uns Verteidigerinnen waren zum Teil unerträg-lich. Es war uns nicht möglich und wir hatten auch nicht den Anspruch. uns von dem, wie dieFrauen von der Justiz behandelt worden sind. abzugrenzen. Wir sind überzeugt, daß eine Frauals Verteidigerin insbesondere bei dem Thema Schwangerschaftsabbruch völlig anders und in-tensiver mit den Betroffenen empfindet als ein männlicher Verteidiger. Frau hat meist eine Vor-geschichte, sei es, daß sie selbst abgetrieben hat, oder sei es, daß sie selbst Kinder hat, vielleichtalleinerziehend neben dem Beruf. Frau wird dadurch emotionaler, wütender, empörter, trauri-ger, entsetzter, sprachloser und auch angreifbarer, aber doch auch kämpferischer.
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Mann/Frau verzeihe uns die Naivität, mit der wir in die erste mündliche Verhandlung gingen,

meinend, die Sach- und Rechtslage sei völlig klar. Bei dem Strafbefehl müsse es sich um den Ex-

zeß eines übereifrigen Staatsanwaltes aus dem Allgäu handeln und einen gleichgesinnten Straf-

richter. Gut vorbereitet, mit einer klaren rechtlichen Argumentation, selten so von der Richtig-

keit derselben überzeugt, wiederholten wir Mal für Mal dasselbe von der ersten bis zur letzten

Verhandlung‚ ohne nur je Gehör zu erfahren oder ohne nur je das Gefühl zu haben, daß sich die

anderen Prozeßbeteiligten mit unserer rechtlichen Argumentation bereit wären auseinanderzu-

setzen, geschweige denn mit den Lebensumständen und insbesondere der seelischen Situation

der betroffenen Frauen. Die Verhandlungen waren geprägt von einer unfaßbaren Unkenntnis

des Staatsanwaltes und der Strafrichter von gesellschaftlichen Realitäten. So wurde den Frauen

entgegengehalten, sie „hätten das Kind für die Dauer des Studiums in ein Heim geben können“,

„in die Kinderkrippe“ oder „zur Tagesmutter“. Was zählte, war, was für Juristen „abhakbar“ ist:

Wohngröße. Einkommen, Vermögen. Situation der Eltern und Geschwister. Die stereotypen

Wiederholungen mündlich und in der Urteilsbegründung, daß letztendlich die Freigabe zur

„ Adoption jeder Frau zumutbar sei, war zermürbend. Zynische Äußerungen, wie „ach, zur

Adoption konnten Sie das Kind nicht freigeben, aber umbringen konnten Sie es schon“, demü—

tigten auch uns und tat bei den Frauen die erwünschte Wirkung: sie wurden geduckt, gedemü-

tigt, verletzt. Eine auch möralische Vorverurteiiung war längst geschehen.

Es wurde auch versucht, uns als Verteidigerinnen einzuschüchtern mit Bemerkungen beim Be-

treten des Gerichtssaales: „nun, was wollen Sie uns denn heute erzählen“, oder, im Beisein der

Mandantinnen und der anderen Prozeßbeteiligten: „ich glaube, Sie schwimmen rechtlich auf ei—

nem falschen Dampfer“. Die mündliche Äußerung eines Berufungsrichters direkt gegenüber der

Mandantin „ich kann nicht erkennen, wo im erstinstanzlichen Urteil ein Fehler sein soll, was

wollen Sie eigentlich“ , oder die eines Richters nach Vorlage einer schriftlichen Bestätigung eines

Frauenarztes in erster Instanz, daß er der betroffenen Frau auf deren Bitte hin schriftlich eine In-

dikation bestätigt hätte, „das glauben wir nicht, daß er das in der mündlichen Verhandlung be-

stätigen wird, aber lassen wir ihn kommen, dann entstehen eben weitere Kosten", führten trotz

unserer vehementen Gegenreden zu zwei Berufungsrücknahmen.

Die J ustiz trat auch in den Verfahren gegenüber den Frauen mit solcher Absolutheit auf, daß es

ihnen unmöglich gemacht wurde, unserer Rechtsansicht als Verteidigerinnen weiter zu ver-

trauen. Bei mehreren Mandaten kam es zu absurden Konflikten, z.B. wegen der Gebührenfor-

derung. Dieses Phänomen ist uns schwer erklärbar; möglicherweise wurden an uns die Aggres-

sionen ausagiert, die eigentlich der J ustiz hätten gelten müssen und sollen.

Wir konnten auch nicht r_1__m° Verständnis für die Haltung betroffener Frauen aufbringen, unseres

Erachtens eindeutig rechtswidrige Strafbefehle (z. B. auch wegen Verjährung) und erstinstanzli-

che Urteile hinzunehmen, um nicht weiter mit der Problematik des Schwangerschaftsabbruches

konfrontiert zu werden und um dem frauenfeindlichen und —verachtenden Umgang der Justiz zu

’ entgehen. Wir hätten uns gewünscht, daß die einzelnen Frauen auch die politische Dimension ih-

res Einzelfalies gesehen hätten. Wären gegen rund 140 Strafbefehle Einsprüche eingelegt wor—

den, gegen erstinstanzliche Urteile Berufungen, hätte weder mit den angeklagten Frauen und

Männern noch mit Dr. Theissen so verfahren werden können. Die mangelnde Solidarität unter

den Frauen, auch der fehlende Wunsch oder Wille, untereinander Kontakt aufzunehmen, um

sich dadurch zu stärken und zu einer ..Kraft“ zu formieren, hat uns sprachlos gemacht.

Wir mußten einsehen, daß Ratschläge wie „da kann Mann/Frau doch Ablehnungsanträge stel-

len“ oder „die Frauen hätten von Anfang an nur den Mund halten müssen, dann hätte es zu den

Verfahren nicht kommen können“, oder „wir dürfen uns nicht hinstellen und um die Anerken-

nung einer Notlage betteln , jede Frau muß selbst entscheiden können, in welchem Zeitpunkt sie

ein Kind haben will“, blanke Theorie sind. Diese Äußerungen von Wissenschaftlerinnen oder

Politikerinnen mögen sicher richtig und wünschenswert sein, nur mit der Realität, die die Frauen

und wir vor Gericht erlebt haben, hat dies nicht das Geringste zu tun. Tatsache war, daß kaum
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eine Frau. weder aus rechtlichen noch politischen Gründen dazu zu bewegen war, Rechtsmittel
einzulegen oder als Zeugin im Theissenprozeß z.B. die Antwort auf die Frage nach dem Erzeu—
ger des Kindes zu verweigern. Wir haben Frauen aus allen „Schichten und jeglichen Bildungsni-
veaus“ vertreten, und diese Aussage gilt schlechterdings für alle. Auch Frau Dr. . . ., Akademi-
kerin und immer sehr frauenbewegt, wollte sich für die Sache nicht hinstellen. Auch für diese
Frauen gilt in der betroffenen Situation, daß sie augenscheinlich nichts mehr wünschen, als die

_ Erfahrung des Schwangerschaftsabbruchs nicht wieder aufzuwühlen, und wenn ein „Kontakt“
mit diesem Erleben noch einmal sein muß, ihn so schnell und unproblematisch wie möglich hin-
ter sich zu bringen. Bei Diskussionsveranstaltungen wurde oftmals die These aufgestellt. es
handle sich hierbei um eine Problematik des deutschen Südens. Frauen aus Bremen, Berlin und
anderswo würden mutiger und engagierter zu ihrem Schwangerschaftsabbruch stehen. Es mag
sein, daß wir Frauen in Bayern oder auch Baden—Württemberg die gegen uns gerichtete kontinu-
ierliche Propaganda der Rechtsparteien und der Kirchen für das werdende Leben, den Vorwurf
der Tötung von Leben stärker verinnerlicht haben. Wir meinen jedoch. daß jede Frau, die einen
Schwangerschaftsabbruch durchgeführt hat, entweder aufgrund der eigenen psychischen Bela- ‘
stung bei der Verarbeitung oder der zu erwartenden gesellschaftlichen Ächtung bei Bekanntwer—
den des Schwangerschaftsabbruches nur eingeschränkt oder nicht in der Lage ist, sich gegen den
strafrechtlichen Vorwurf des rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruches zu verteidigen. Das
heißt, eine Gruppe rechtlos gestellter Frauen kann jederzeit kriminalisiert werden.- Auch diese
Erfahrung aus den Memminger Abtreibungsprozessen zeigt mit aller Deutlichkeit, daß Straf-
recht kein geeignetes Mittel ist, der Realität des Schwangerschaftsabbruches zu begegnen.
Brigitte Hörster, Heike GaIl-Alberth

Erscheint in der feministischen Rechtszeitschrift Streit 3/89
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Deutscher Juristinnénbund

(Vereimgung der Jurishnnen, Volkswirtnnnen und Betnebswirtmnen e.V.)

Forderungen zur Sicherung der 1976 erfolgten Reform der @@ 218ff. StGB August 1989:

I. Bundeseinheitliche Regelung der Zulässigkeit ambulanter Schwangerschaftsabbrüche.

II. Verfassungskonforme Auslegung des materiellen Strafrechts, insbesondere des Merkmals

„ärztliche Erkenntnis“ in € 218 a StGB.

III. 1. Kodifikation der grundrechtlichen Beweiserhebungs- und Verwertungsverbote.

2. Streichung der Ausnahmevorschrift des % 97 Abs. 2 Satz 3 StPO (Beschlagnahme beim

tatverdächtigen Geheimnisträger).

I. Zulässigkeit ambulanter Schwangerschaflsabbriiche

Gegensätzliche Regelungen der Länder haben zu einer unerträglichen Rechtsunglez‘chheit bei der

Umsetzung der @@ 218 ff StGB geführt. Am gravierendsten wirkt sich dabei die Rechtsansicht

aus, daß es den Bundesländern frei stehe, Einrichtungen zu genehmigen, in denen ein ambulan-

ter Schwangerschaftsabbruch vorgenommen werden kann (sog. Entschließungsfreiheit nach

Art. 3 Strafrechtsreformgesetz). Geeignet für ambulante Einrichtungen sind Eingriffe nach der

sog. Absaugmethode in einem Frühstadium der Schwangerschaft. Sie sind für die meisten

Frauen psychisch weniger belastend und aus medizinischen Gründen zu bevorzugen, da es nach

dieser Methode seltener zu Komplikationen kommt als bei chirurgischen Eingriffen in einem

Späteren Stadium der Schwangerschaft. In Bayern, Niedersachsen und Baden-Württemberg

werden derartige Einrichtungen unter Berufung auf die Entschließungsfreiheit der Länder nicht

Zügelassen. Ein Bundesgesetz könnte diesen Zustand der Rechtsungleichheit beseitigen. Der

Deutsche Juristinnenbund schlägt deshalb folgende Gesetzesänderung vor:

Statt der jetzigen Fassung in Art. 3 Strafrechtsreformgesetz (i.d.F. 1976):

„Der Schwangerschaftsabbruch darf nur in . . . einer hierfür zugelassenen Einrichtung vorge-

nommen werden“.

sollte es heißen:

„Der Schwangerschaftsabbruch darf nur in . . . einer Einrichtung vorgenommen werden, in der

die notwendige medizinische Nachbehandlng gewährleistet ist“ (ursprüngliche Fassung aus dern

J ahre 1974).
_

Dies hätte zur Folge. daß alle Länder ambulante Einrichtungen zulassen müßten. Sie hätten

keine Entschließnngsfreiheit, sondern das Recht. die medizinischen und technischen Mindestan—

forderungen an eine adäquate medizinische Nachbehandlung zu normieren. Der Novellierung

müßte der Bundesrat zustimmen. Da aber selbst CDU-regierte Bundesländer wie Hessen und

Rheinland-Pfalz ambulante Einrichtungen genehmigen‚ sind die Bedingungen günstig für frak-

tionsübergreifende Initiativen.

II. Verfassungskonforme Auslegung des ‚5 218 a StGB

(„ärztliche Erkenntnis“). _

Die Verurteilung von Frauen und Ärzten in Bayern und die Einleitung von Ermittlungsverfah-

ren in Rheinland-Pfalz wegen unerlaubten Schwangerschaftsabbruchs beruhen auf einer unrich-

tigen Auslegung der 55 218 ffStGB.

Strafgerichte können Notlagenindikationen nicht ersetzen. Sie dürfen sie nur auf ihre Vertret-

barkeit hin überprüfen. Die Voraussetzungen einer Notlage LS. des 53 218 a StGB smd nur be-

dingt justiziabel, weil es sich um eine Gewissensentscheidung handelt. Aus diesem Grund hat die

Gesetzgebung 1976, in Übereinstimmung mit den vom Bundesverfassungsgericht eanrckelten

Prinzipien, eine Regelung getroffen, die Frauen und Ärztinnen einen freiverantwortirchen Ent-

SCheidungsspielraum beläßt‚ Sie sollen nicht fürchten müssen, daß eine Notlagenind1katron von

Strafgerichten nach Kriterien überprüft wird, die ihrerseits subjektiv sind und deswegen unvor-
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hersehbar. Eines der Reform-Ziele war es, unkalkulierbare Strafbarkeitsrisiken abzuschaffen
(Stichwort: Zufallsstrafrecht).

Gesetzestechnisch wurde dieses Ziel durch die Schaffung eines Rechtfertigungsgrundes eigener
Art verwirklicht: die Indikationen nach 5 218 a StGB. Diese sind nicht mehr wie früher Unter-
fälle des gerichtlich voll überprüfbaren rechtfertigenden Notstandes (@ 34 StGB). sondern er-
mächtigen Ärztlnnen zu einer Gewissensentscheidung. Im Gesetzestext heißt es deshalb, daß
eine Indikation „nach ärztlicher Erkenntnis“ festzustellen ist. Damit wird klargestellt, daß Ärz-
tinnen einen Beurteilungsspielraum haben. Dies bedeutet aber auch‚ daß Strafgerichte nur noch
überprüfen dürfen, ob dieser Beurteilungsspielraum vertretbar wahrgenommen wurde. Sie dür-
fen die Entscheidung nicht selbst treffen.
Dieses Ergebnis wird durch prozessuale und verfassungsrechtliche Erwägungen bestätigt und er-
härtet. Folgt man der Ansicht, Indikationen seien gerichtlich voll überprüfbar, dann führt dies
unweigerlich zu einer verfassungsrechtlich unzulässigen und unmenschlichen Prozeßführung.
Die Sachverhaltsaufklärung ist nur möglich, wenn das informationelle Selbstbestimmungsrecht
der Betroffenen, in Verfahren gegen Ärztlnnen der befragten Zeuginnen eingeschränkt wird. In
hochnotpeinlichen Vernehmungen wird in die Intimsphäre von Zeuginnen eingedrungen und
das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patientinnen zerstört. Die unrichtige Auslegung
des materiellen Rechts ist somit auch prozessual und verfassungsrechtlich bedenklich.
III. Unzulässigkeit der Beschlagnahme von Patientinnen-Karteikarten in Abtreibungsverfah-
ren.

In Bayern und Rheinland-Pfalz sind Patientinnen—Karteikarten, die in einem Steuerstrafverfah—
ren gegen einen Arzt beschlagnahmt wurden, als sogenannte Zufallsfunde ( 5 108 StPO) in Straf-
verfahren wegen unerlaubtem Schwangerschaftsabbruch verwertet worden. Dies ist unzulässig.
Soweit es sich um Verfahren gegen Frauen handelte, widersprach diese Praxis geltendem Pro-zeßrecht und Verfassungsrecht, da es sich um Eingriffe in die lntimsphäre der Frauen handeltund überdies das grundrechtlich geschützte Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patientin
verletzt wird.

Aber auch die Verwertung der Unterlagen im Strafverfahren gegen den abbrechenden Arztkann sich nur vordergründig auf den Gesetzeswortlaut des @ 97 Abs. 2 Satz 3 StPO stützen. Nach% 97 StPO sind ärztliche Unterlagen beschlagnahmefrei. Abs. 2 Satz 3 macht von dieser Bestim-mung eine Ausnahme, wenn der Arzt oder die Ärztin der Teilnahme an einer Straftat verdächtigist. Die Strafverfolgungsbehörden in Bayern und Rheinland-Pfalz haben aus dieser gesetzlichenFormulierung geschlossen, daß eine Beschlagnahme immer zulässig sei, wenn der abbrechendeArzt als Täter (hier 5 218 StGB) beschuldigt wird. Aber diese Rechtsansicht widerspricht der ge-festigten Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes. wonach das dem Patienten zuste-hende Grundrecht auf Achtung seines privaten Bereichs auch den Schutz des Vertrauensverhält-nisses zwischen Arzt und Patient umfaßt ( BVerfGE 32, S. 1373/1972). Darüber hinaus berührt dieBeschlagnahme die staatlichen Zugriffen grundsätzlich entzogene Intimsphäre. Eine Beschlag-nahme im Verfahren gegen den Arzt unterliegt daher einer strengen Verhältnismäßigkeitsprü-fung. Da Vergehen gegen 5 218 nicht zur schweren Kriminalität gehören. sind kaum Fälle denk-bar, in denen die Verwertung der Patientinnen—Karteikarten zulässig ist. Die gesetzliche Formu-lierung in & 97 Abs. 2 Satz 3 StPO bringt diese Gedanken nicht adäquat zum Ausdruck.Der Deutsche Juristinnenbund schlägt daher vor:
1. In dem geplanten Strafverfahrensänderungsgesetz (Referentenentwurf StVÄG 1988) sindder Persönlichkeitsschutz von PatientInnen und das Vertrauensverhältnis zwischen Arzt undPatientInnen klarer zu regeln. Vorzusehen ist ein neu einzufügender % 96 a StPO. Zu diesemZweck sollen Stellungnahmen der Datensclzutzbeauftragten der Länder eingeholt werden.2. Schon vor einer umfassenden Kodifikation der Beweiserhebungs- und -verwertungsverboteist & 97 Abs. 2 Satz 3 StPO zu streichen.

Die Streichung der Ausnahmevorschrift würde deutlich machen, daß auch in Verfahren gegen
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einen Beschuldigten, der eine Schweigepflicht und ein Zeugnisverweigerungsrecht hat, die

grundrechtlichen Beweiserhebungs- und Beweisverwertungsverbote zu beachten sind. Eingriffe

in die Intimsphäre der PatientInnen sind stets unzulässig und Eingriffe in deren Privatsphäre sind

nur dann zulässig, wenn sie verhältnismäßig sind. Dabei sind strenge Maßstäbe anzulegen. & 97

Abs. 2 Satz 3 StPO bringt diese Grundsätze nicht zum Ausdruck. Seine Streichung würde die

Strafverfolgungsorgane dazu zwingen, zu differenzieren, ob Unterlagen die Intimsphäre Dritter

berühren oder nicht, ob sie die Privatsphäre berühren oder nur den geschäftlichen Bereich be-

treffen. Demgegenüber führt das geltende Recht in die Irre, da es dem Wortlaut nach pauschal “

eine Ausnahme vorn Beschlagnahmeverbot normiert, wenn der Zeugnisverweigerungsberech-

tigte teilnahmeverdächtig ist. Dieser Gesichtspunkt ist aber aus der Perspektive des Persönlich-

keitsschutzes der PatientInnen völlig irrelevant. In der jetzigen Fassung ist 5 97 Abs. 2 Satz 3 da-

‘ herverfassungswidrig.

Renate Damm Dr. Dr. jur. habil. Monika Frommel ‘

1. Vorsitzende des DJB Vorsitzende der Strafrechtskommission
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Themen der Zeit

Ralf Lampmhl, Korrespondent bei den obersten Cerirhlshlifen,
Karlsruhe

Wieviel ist das Arztgeheimnis noch wert?
Zur Güterabwägung zwischen Privatsphäre und
Strafrechtspflege, erläutert am Memminger Ex-
empel

Feste Fundamente erweisen sich mitunter als brüchig, Selbstver-
slz'indlirhkciren lösen sieh in nicht: auf. Bisher srhim es so, als ob das
Arztgehn'mnis, das die Verrrauenslzeziehung zwisrhen Mediziner»:
und Patienten garantieren soll, zu den unanggfochlenen Baslionen
tier Rerhtsardnunggehöne. Dorh der Prozeß gegen den Memminger
Frauenarzt Dr. Theissen Im! Zweifel daran entstehen lassen, ob
salche Erwartung begn'4'ndel ist. Gmndlage dieser und anderer Squf—
verjähren warm Intimdelails aus der Patientenkarrex'. Am Pranger
standen nicht nur der Arzt, sondern aueh die von ihm behandelten
Frauen und deren Pannen Enlsprach das Vorgehen der Squfued'ol-

gungsbehb'rden den Kriterien für eine Güterabwä2ung‚ die das
BVeÜ'C au_[geslcllr hat?

I. Störung des Vertrauensverhältnisses Arzt/Patient
Bei der Vorbereitung, der Abwicklung und dem vorläufi—

gen Abschluß der Memminger Abtreibungsprozesse haben
die Strafverfolger eine Begleiterscheinung zumindest billi-
gend in Kauf genommen: Die nachhaltige und weitgehend
irreversible Störung des Vertrauensverhälmisses zwischen
Arzt und Patient. Damit ist ein Fundament beschädigt wor-
den. auf dem die von der Sozialstaatsklausel des Grundgeset-
zes geschützte Gesundheitstiirsorgc beruht'. Bekannt gewor—
dene Einzelfälle, in denen die ärztliche Schweigepflicht im-
mer wieder mal verletzt oder in Frage gestellt worden ist.
haben das Prinzip nie zu erschüttern vermocht. Doch in
Memmingen trat die geballte Staatsmacht in Aktion. Staats—
anwälte und Richter sind. um ein strafrechtlichcs Exempel zu
statuieren, aufhöchst unsensible Weise mit einem bislang un-
angcfochtenen Schutzgut unserer Rechtsordnung umge-
sprungcn.

Der Sachverhalt. auf den es hier ankommt. ist kurz skiz-
ziert: Ausgelöst wurde das Memminger Verfahren durch eine
anonyme Anzeige beim zuständigen Finanzamt. Daraufhin
beschlagnahmten Steiicrfahndcr in der Praxis des Frauenarz-
tes DI. Theis'sen 1348 Karteikarten. Der Mediziner wurde we-
gen Steuerhinterzichung zu zwölfMonaten Freiheitsstrafe auf
Bewährung verurteilt. weil er Abtreibungen gegen Barzah-
lung vorgenommen und die Einkünfte nicht versteuch hatte.
Ohne Rücksicht auf das Stcuergcheimnis reichte der Fiskus
Akten und Karteikarten an die Stnatsanwaltschaft weiter. Die
frei Haus gelieferten Unterlagen bescherten dem Ankläger
zweierlei: Das Belastungsmnterial und die Namen von künfti-
gen Beschuldigten und möglichen Zeuginnen. Als erstes
wurden die Patientinnen angeklagt und bestraft. Diese Proze-
dunbewirktc, daß die Frauen in dem Hauptverfahren. dem
Strafprozeß gegen ihren Arzt —- nun ohne den Schutz des
Zeugnisverweigerungsrechrs — aussagen mußten. unter Preis—
gabe intimer Daten aus ihrem eigenen Leben. Es spricht vieles
dafiir. daß unsere Rechtsordnung eine Prangerwirkung. die
auf eben diese Weise zustande kommt, um fast jeden Preis
verbinden! möchte. ich will versuchen. diese Behauptung
mit Hilfe zweier Thesen zu belegen:
_——m———

!) BVquE 44. 353 (375) = NJW 1977. 148‘).
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(l) Der Gesetzgeber hat den llechmnwendern nm einem mrgl'.iltig
mem.mdcr verwobenen Nurmengel'lecht Respekt vor dem Arznze«
heimms auferlegi. und zwar fur elle.s. was in einer l’r.ms ‚::.-un. gu-s.igt. angedeutet oder protokolliert Wird. Die Pflicht zur Abwagun‚e.
zwischen höheren und niederen Schutzgütern der Rechtsordnung mimmanenter Bestandteil 111er einschlägigen Vorschriften des SKGB
und der StPO.

(.!) In mehreren. ebenso .\ufi‘lnlndcr abgestimmten Entscheidun-gen hat das BVerfG deutlich gemacht. daß der staakhche Zugrfl'l‘aul'
Parientcnpapicre gegen den ..veriässung5rechthch verhi1rgren Schutzder Privatsphäre des Einzelnen“: verstößt.

II. Rechtliche Verankerung der Schweigepflicht
I. Stlmtz der Privatspiilm'

Luqfls hat die rechtliche Verankerung der Schweigepflicht -
„ein Kernstück der ärztlichen Berut'sethik". die sich „über

jahrtausende bis in unsere Zeit erhalten hat" -- erschöpl‘end
und treffend bcschrieben". Neben die „strafrechtlich S.!flkti0-
nierte Schweigepflicht" (& 203 StGB). so hebt er hervor. trete
„als prozessuales Korrciat das Zeugnisverwcigerungsrechr
der H 53 [ Nr. 3 StPO und 3831Nr. 5 ZPO". Mit dem Straf-
rechrsänderungsgesetz von 1953 sei dann das ausdrückliche
Beschlagnahmeverbot hinzugekommen: „& 97 StPO ver-
wehrt der Strat'vertblgungsbehördr: den Zugriff auf die im
Besitz des Arztes befindlichen Korrespondenzen. Krankenge-
schichtcn. Untersuchungsbet'unde und dergleichen, und bil-det darum eine weitere Säule. aul'der das ärztliche Berul'sge-
heimnis als Rechtsinscitur ruht."

Ein weiteres Indiz dafiir. wie hoch der Gesetzgeber die ärzt-liche Schweigepflicht ansiedein wollte. findet sich in 5 139StGB über die „Struflosigkcu der Nichtnnzcige geplanter
Verbrechen". im Gegensatz zu jedem Normaibürger. dem5 138 StGB die Anzeige von ein paar Dutzend Strit'taten auf-erlegt. macht sich der Arzt nur strafbar. wenn er es verab-
säumt. auf folgende geplante Verbrechen hinzuweisen:
Mord. Totschlag und Völkermord. sowie erpresserischen
Menschenraub. Geiselnahme oder einen ‘Angrift‘aut'den Luft-verkehr durch eine terroristische Vereinigung. Alle Strafta-ten. die unterhalb dieser Schwelle liegen. sind durch das ärzt-liche Berufsgeheimnis gedeckt.

Anhaltspunkte für die Frage. in welchen Fällen der Gesetz-geber eine Verletzung der Privatsphäre von Amts wegen fiirstatthai't hält. liefert 5 10071 StPO („Überwachung des Fern-meldevcrkehrs"). Der Eingrii't'wird bekanntlich durch einenusfi'ihrlichen Strat'tatenkatniog eingegrenzr. Er reicht vonHoch- und Landesverrat bis zu Mord und Totselilag. der
Schwangerschat'tsabbruch ist nicht dabei.

2. Griindcfiir den Srluu: der Priiufsplu't‘ru
Dein rigiden Schutz der Privatsphäre durch 5203 StGBliegen vernünftige und lebensnnhe Überlegungen zugrunde.Lauf; bringt. als exzellenter Kenner der Materie. die vielfälti—gen Gründe auf den Punkt‘. Wer sich dem Arzt unvermue.müsse diesem „im Dienst einer zutreiTende11 Diagnose undeiner angezeigten Therapie unter Umständen Einblick in diepersönlichsten und incimsten Bewandtnissse eröffnen unterEinschluß auch der mitmenschlichen und gesellsclmi'zliehen

Beziehungen". Uneingeschränkte Offenbarung des Patientensei vonnöten, „wenn die Kosuitarion Sinn haben soll". Zurratio der Schweigepflicht sagt Lang}: „Der Kranke wird sichnur dann völlig in die Hand des Arztes geben. wenn er dieGewißhcit haben darf. daß dieser über alles schweigen Wird.was er wahrnimmt und was vom Standpunkt des Patientenaus Diskretion verdient.“
Es liegt in der Natur der Sache. daß diese Diskretion totalsein muß. jede nur crdenkliche Sensibilität des Patienten ist zurespektieren. Deshalb besteht Einigkeit darüber, daß bereitsdie Kontaktaufnahme zu einem Arzt. also die Patientcn-Ei-



genachal't selbst. unter den (Eheimmsschutz Fällt. Denn be-
reits nun der Spezuliuerung eines Mediziners lassen sich
Schlüs‚sc Ziehen. etwa bei Faehärzten lür Geschlechtskrnnk-
heiten. fiir Lungenleiden oder Für psychosomatische Medizm.
Mancher Bürger tiihlt sich bereits peinlich berührt. wenn an-
dere wissen. daß er eine Zahnprothese oder eine Perücke
trägt. Und er möchte schon gar nicht. daß etwa regelmäßige
Besuche beim Psychoanalytiker bekannt werden. Wer über
ständige Kopfschmerzen klagt. erfährt vielleicht beim Arzt,
daß er eigentlich alkoholkrzmk ist. Eheschwierigkeiten kön-
nen vielerlei Ursachen haben: Zeugungsuni‘a'higkeit des Man-
nes. Frigidität der Frau. Fehlgeburten. Geschlechtskrnnkhei-
ten. sexuelle Verhaltenssrörungen‚ Der Am erfährt von der
Tubenligatur der Frau. der Sterilisation des Mannes, von
Ehebrüchen. c':itlichen Auseinandersetzungcn und wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten. Fast immer sind auch die Geheimnis-
se Dritter berührt. des Ehepartners. der Kinder oder anderer
Familienangehöriger. Der Gedanke. daß sich Kriminalbeamte
oder Staatsanwälte an solchen intimgcheimmssen delektieren
könnten. scheint unerträglich. Eben deshalb ist das Beschlag—
nahmevcrbot eine Hürde. die nicht hoch genug angesetzt
werden kann.

‚3. Kein lmyerisrhrr So:xdqlitll
Erschwerend fiir alle Beteiligten kommt hinzu. daß Ärzte

der Gefahr einer Beschlagnahme nicht mehr ausweichen kön-
nen. indem sie etwa ihre Patientenkartci nur stichwortarrig
fiihren. Nach der Rechtsprechung des BGH in Arzthaftungs-
prozessen werden an die Aufzeichnungs— und Dokumenta-
tionspflichten hohe Anforderungen gestellt. Wenn der Arzt
nicht das Risiko einer Beweislastumkehr im Hak'tungst'all ein-
gehen will‚ muß er kurrckt und umfassend protokolliercn —
und dies womöglich zum Schaden seiner Patienten. wie in
Memmingen.

Beschwichtigungsversuche etwa der Art. das rigorose Vor—
gehen von Staatsanwälten und Richtern in Memmingen sei
eine bayerische Spezialität und nuf.mdere Regionen nicht zu
übertragen. dürfte zumindest bei kritischen Bürgern nicht
mehr verfangen. jeder weiß. daß die Finanzämter gut verdie-
nende Mediziner mit prot'essionellem Argwohn betrachten.
Aktionen der Steueri'ahndung, wie bei Dr. Theissen. liegen im
Bereich des Möglichen. Krekrler weist darauf hin. daß Ärzte
neuerdings ..in auft‘dlliger Zahl" verfolgt würden —- „wegen
des Verdachts der betrügerischen Abrechnung knssen'drztli-
cher Leistungen“. Was dem Berul‘sstnnd im Hinblick auf
Aids noch buvorsteht. vermag niemand vorauszusngen. Die
Gefahr. daß die Memminger Vorgehenswense Andere Staats-
unwälte überhaupt erst nut" den Geschmack bringen könnte.
ist zumindest nicht von der Hand zu weisem denn bayerische
Richter und Politiker argumentieren ja gende: ln Memmin-
gen sei absolut korrekt nach Recht und Gesetz verfahren wor-
den.

Wenn das wahr sein Sollte. dnrt'keiner mehr auf die Wah-
rung des Arztgeheimnisse5 vertrauen. Mediziner können Dis—
kretion nur noch unter Vorbehalt garantieren. fiir sich selbsh
nicht aber fiir das Walten höherer Mächte. Gesetzgebung und
Rechtsprechung haben - und das Ist beabsichtigt — auch eine
edukative und verhaltenspsychologische Komponente. Nach
dem Memmingcr Excmpcl müssen auch Frauen. die legal
abtreiben wollen. befürchten. daß die Patientenknrtci ihres
Gynäkologen auf dem Richtcrtisch landet. Wie werden sich
ängstliche und sensible Patienten künftig vor dem „Auge des
Großen Bruders" Schützen? Das Vermeidungsverhalten von

2) Blv'rrfCE 32, 373 (378) = NJW 1972. 1123.
J) Laufs, NW! 1975. 143“.
4) NJW 1975. 1434.
5) Krckelrr. NS(Z l987. 199€.

betroffenen Frauen läßt sich mil: einiger Phantasie vorausah-
nen: Sie werden Anlaufstellen vorziehen, die— anders als bun-
desdeutsche Arztpraxen - dem bequemen Zugriff von Staats-
anwälten entzogen sind, Kliniken in Holland und England
oder wieder den Kurpfuscher unseliger Zeiten. Ob das
rechtspoiitisch erwünscht ist. mögen andere beantworten.

Die Kemfrage zielt auf die sogenannten Zufallsfundc: Was
geschieht mit Arztgeheimnisscn. die nicht Gegenstand des
ursprünglichen Ermittlungsverfahrens (etwa wegen Steuer—
hinterziehung) waren, die aber den staatlichen Organen,
gleichsam als Abfallprodukt. bekannt geworden sind (etwa
der Schwangerschaftsabbruch oder die Dienstunfähigkeit ei-
nes Beamten wegen Alkoholsucht). Kreleeler meint zutref—
fend. dcr Geheimnisschutz sei „so lange dürftig und damit
unvollkommen, als dem Beweisverwcrtungsverbot keine
Femwirkung beigemessen wird"°. Anders sei die „Disziplin
der Strafverfolgungsbehördcn und der Gerichte“ nicht sicher-
zustellen. Krekeler: Nur eine weitergehende Wirkung des
Verbots „garantiert die Einhaltung des richtigen Maßes und
beugt dem Mißbrauch dieser strafprozessualen Zwangsmaß—
nahmen vor“.

4. Deutungenfür das Unbehagen der Öffentlichkeit

Die Empörung über die Memminger Prozesse, von kon-
servativen Juristen und Politika als maßlos und als überzo-
gen gerügt. wird nur angesichts eines bestimmten gesell—
schaftlichen Erwartungshorizonts verständlich. Die Bürger,
auch die juristischen Laien. haben in den vierjahrzehnten seit
Inkrafttreten des Grundgesetzes weitgehend verinnerlicht.
wie weit ihre Schutz-Zonen reichen und wo die Allmachr des
Staates endet. Sie haben inzwischen - und sei es nur impres—
sionistisch — eine Vorstellung davon. daß und warum ihre
lntim- und Privatsphäre fiir jedermann tabu sein soll. Sie se-
hen sich bestätigt durch den Gesetzgeber. der das vertraulich
gesprochene Wort durch strafrechtliche Sanktionen schützt,
und durch den BGH, der die Verwertung von Tagebuchnoti—
zen den unteren Instanzen kategorisch untersagt. Dies erklärt
zumindest, warum Bürger. namentlich Frauen. ein Vorge-
hen. das Strafrechtsdogmatiker vielleicht als gerade noch le—
gal rechtfertigen mögen. fiir zutiefst illegitim halten.

Für das Unbehagen gibt es eine weitere Deutung: Auch der
Laie, der uneingeschränktes Vertrauen in das BVesz und
dessen Grundrechtsinterpretationen setzt (82% der Gesamt.-
bevölkerung). weiß mittlerweile, daß dem Staat selbst bei der
Verfolgung von Gesetzesverstößen nicht jedes Mittel recht

sein darf. Diese demokratische Grundüberzeugung setzt noch

nicht einmal voraus. daß der einzelne das Kernstück der

StPO. die Vorschrift über „verbotene Vemehmungsmittei".

im Wortlaut kennt. Doch wer Memmingen und die Folgen

bedenkt‚ kann eines nicht übersehen: Kenntnis von Fakten

und Daten. die sich in Form freiwilliger Geständnisse und

intimster Offenbarungen in Patientenkarteien finden. könn—

ten Strafverfolgcr anderweirig nur auf eine Weise erlangen.

die ihnen & 1363 StPO aus guten Gründen strikt untersagt:

Durch Folter. Mißhnndlung. Quälerei. Täuschung oder Hyp-

nase.
Das gilt in diesem Fall ausnahmsweise nicht nur fiir poten—

tiell Beschuldigte. sondern auch fiir Zeugen. Denn deren

identiär ist ebenfalls auf rechtlich (ragwürdige Weise bekannt

geworden. Nur der verbotene Blick in die Arztpapiere hat es

möglich gemacht. die Patientinnen in den Zeugensrand zu

rufen und ihre Namen in öffentlicher Verhandlung zu verle—

sen. Betroffene. die ihrem Arzt jedes intime Detail offenba-

ren. dem Staatsanwalt aber kein Szerbenswort verraten wür-

den. müssen das Gefühl haben. daß Ankiäger und Gericht

ihre Namen und alle belastenden Erkenntnisse auf unredli-

Chem Wege erlangt haben — durch einen. der verbotenen Täu-

schung vergleichbaren Akt.
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Für die These. daß über die Schutzwürdigkeit privater Ge-
heimnisse ein breiter gesellschaftlicher Konsens besteht.
spricht ein weiterer Umstand. Es kann unterstellt werden.daß auch Katholikinnen — egal, in welcher Zah1— Schwanger-
schaften abbrechen lassen. Sicher scheint, daß zumindest einTeil von ihnen diese Sünde beichtez. In so einem Fall steht der
katholische Priester. auch wenn kein Staatsanwalt bei ihm
anklopft, vor einem Gewissenskonflikt. Er muß abwägen wieder jurist: Soll er dem Vertrauensschutz Vorrang geben odereine Straftat anzeigen, die der Vatikan als besonders schwer-
wiegend empfindet? Obwohl die katholische Kirche in ihrer‘ militanten Haltung mitunter so weit geht, Abtreibung und
Holocaust gleichzusetzen, ist es undenkbar, daß ein Geistli-
cher das Beichtgeheimnis verraten würde, um dem strengenVerdikt seiner Kirche Geltung zu verschaffen.

III. Verfassungsrechtliche Aspekte

1 . Verengrer strqfrechllither Blickwinkel
Realisten könnten einwenden, die Frage nach dem rechts-

politisch Wünschbaren stelle sich gar nicht mehr. weil das
BVeg/C den gesamten Komplex der Verwertbarkeit von
Arztgeheimnissen bereits mit hinreichender Deutlichkeit ge-
klärt habe. Das wäre richtig. wenn man nicht davon ausgehen
müßte. daß auch die Memminger Staatsanwälte und Richter
zumindest einen Blick in die höchstrichteriiche Entschei-
dungssammiung geworfen haben. Vielleicht haben sie die
Karlsruher Beschlüsse nicht sorgfältig gelesen. vielleicht ha-
ben sie aber auch die verfassungsrechtlichen Aspekte wegen
des verengten Blickwinkels. an dem Strafrechts—Puristen mit-
unter kranken. nicht nachvollziehen können. Fest steht: Sie
haben sich nicht gehindert gesehen. so zu verfahren, wie ge-

.schehen.
Dem schnellen Leser können bereits ein Leitsatz aus der

amtlichen Entscheidungssammlung genügen. Er lautet7:
„Wird bei einem Arzt die Karteikarte des Beschuldigten ohne
oder gegen dessen Willen beschlagnahmt. so liegt darin in
aller Regel eine Verletzung des dem Patienten zustehenden
Grundrechts auf Achtung seines privaten Bereichs (Art. 21
i. V. mit Art. 11GG).“

Ersichtlich stellt das Attribut „in aller Regel“ die Ein—
schränkung dar. auf die es möglicherweise ankommt. Doch
das B Veng läßt keine Frage offen. Es untersucht den umstrit—
tenen Fall. in dem ein „Arzt selbst einer Straftat beschuldigt
wird oder der Teilnahme an einer strafbaren Handlung des
beschuldigten Patienten verdächtig ist“. Die Frage: Bedarf es
insofern „zur Aufklärung derartiger Straftaten des Einblicks
in die Patientenkartei"? Die Antwort aus Karlsruhe: Es sei
stets zu prüfen, „ob der Eingriff in die Privatsphäre des Bür-
gers bei einer Abwägung. die alle Umstände des Einzelfalls in
Betracht zieht. dem Verhälmismäßigkeitsgrundsatz ent-
spricht". Ausdrücklich halten Verfassungsrichter fest, daß
sich „ein solcher Eingriff nicht generell mit dem Interesse an
der Aufklärung von Straftaten rechtfertigen" lasse.

2. Verlrä'hnismig'lligkeilsgnmdxalz
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkcit ist vor allem dannzu be'achten. wenn es zu einem Verfahren kommt. In diesemFall fordern die Verfassungsrichter „eine rechtliche und tat-sächliche Gewähr" dafür, „daß das Wissen um die grundsätz-lich der ärztlichen Schweigepflicht unrerl'allenden Tatsachen —gegebenenfalls durch Erörterung in nichröfi'enrlicher Ver-handlung — auf den Kreis der unmittelbar am Verfahren Be-teiligten beschränkt werden kann“.

————_._\_
6) NStZ 1987. 203.
7) Lil’qf6‘532. 3731“ = NJW 1972. 1123
8) Bl 'rg/GE 32. 37313111) = NJW 1972. 1123.
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Nach höchstrichterlicher Ansicht ist die Regel. daß eine
‚.Karteikarte dem Zugriff der öffentlichen Gewalt grundsätz-
lich entzogen ist". Als Ausnahme von dieser Regel nennen die
Verfassungsrichter beispielhaft „überwiegende Belange des
Gemeinwohls“: Meidepflichten bei bösartigen Ansteckungs-
krankheiten oder epidemisch auftretenden Leiden, aber auch
etwa die Anzeige von Hieb-‚ Stich— und Schußvcrletzungen
in Zeiten allgemeiner Unruhen oder um sich greifender Ge—
walttätigkeiten.

Zur Güterabwägung tragen die Verfassungsrichter selbst
ihren Teil bei. indem sie die Bedeutung des Arztgeheimnisses
erläutern. „Ärztliche Karteikartcn (Krankenblätter) betreffen
mit ihren Angaben über Anamnese, Diagnose und therapeu-
tische Maßnahmen zwar nicht die unancastbare Intimsphäre.
wohl aber den privaten Bereich des Patienten. Damit nehmen
sie teil an dem Schutz, den'das Grundrecht aus Art. 21 i. V.
mit Art. 1 I GG dem Einzelnen vor dem Zugriff'dcr öffentli-
chen Gewalt gewährt°."

Dabei kommt es nicht mal daraut'nn. ob die Aufzeichnun—
gen des Arztes „Krankheiten, Leiden oder Beschwerden ver-
raten. deren Offenbarung den Betroffenen mit dem Verdacht
einer Straftat belastet, ihm in anderer Hinsicht peinlich oder
seiner sozialen Geltung abträglich ist“. Vielmehr verdiene
„ganz allgemein der Wille des Einzelnen Achtung. so höchst-
persönliche Dinge wie die Beurteilung seines Gesundheitsw-
standes durch einen Arzt vor fremdem Blick zu bewahren".

Zu den übergeordneten staatlichen interessen notiert das
B1"eng: „Wer sich in ärztliche Behandlung begibt. muß und
darf erwarten. daß alles. was der Arzt im Rahmen seiner
Berufsausübung über seine gesundheitliche Verfassung er-
fährt. geheim bleibt und nicht zur Kenntnis Unberut'ener ge-
langt.“ Nur so könne zwischen Patient und Arzr jenes Ver-
trauen entstehen. „das zu den Grundvoraussetzungen ärztli—
chen Wirkens zählt. weil es die Chancen der Heilung vergrö-
ßert und damit — im ganzen gesehen — der Aufrechterhaltung
einer leistungsfähigen Gesundheirsfiirsorge dient"'“.

Bleibt hinzuzufügen, daß das B 1«"e{1'G diese Rechtsprechung
in einer späteren Entscheidung sogar noch ausgedehnt hat auf
eine Drogenberatungsstelle. der nach dem Wortlaut der StPO
noch nicht mal ein Zengnisverweigemngsrecht zur Seite
steht. Zur Güterabwägung hieß es in dieser Entscheidung aus
Karlsruhe: „Führt diese zu dem Ergebnis. daß die dem Ein-
griff entgegenstehenden Interessen im konkreten Fall ersicht-lich schwerer wiegen ais diejenigen Belange, deren Wahrungdie staatliche Maßnahme dienen soll. so verletzt der gleich-
wohl„er1'olgte Eingriff den Grundsatz der Verhältnismäßig—
keit“ . .

In diesem konkreten Fall gab das Gericht sogar jene Ant—
wort, die Krekcler anmahnt: Die Pntientenpapiere „unterlie-gen einem Beweisverwertungsverboc"". Dieses schließe „je-
deVerwendung der Akten und des in ihnen vcrkörpertcn
gedanklichen Inhalts zu Beweiszwecken im Ermittlungs-oder Strafverfahren gegen die Klienten der Drogenberatungs-
stelle aus".

IV. Ausblick

Alle diese höchstrichterlichen Wegweisungen haben. soscheint es‚ in Memmingen keinerlei Spuren hinterlassen. obdie Abtreibungsprozesse. wie einer der Verteidiger meinte.an einem ‚.unheilbaren Make!" leiden. müssen nun die höhe-ren Instanzen entscheiden. der BGH in der Revision, gegebe-nenfalls auch noch das BVerfG.
&

‘)) Bl 'eg1'CE 32. 373 (379) = NJW 1072. 1113.H)) BV:ngIS 32. 373 (330) = NJW 1972. 1123Il) Bl'erfCE 44. 353 (373) = NJW 1977. 1489,121 Bl'i‘illiE 4-1, 353 (383) = NJW 1977. 1489.
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Ärztlnnen

Berufsverband der Frauenärzte e. V.

An die Brigitte—Redaktion

Betrifflaz @ 218 und die Prozesse in Memmingen

Der Berufsverband der Frauen-

ärzte betrachtet die Vorgänge und

die Diskussion, die sich um die

Prozesse in Memmingen rankt,

mit. großer Sorge. Folgende Fest-

stellungen erscheinen uns des—

halb wichtig:

1. Wir Ärzte lehnen eine Verände-

rung des Paragraphen 218 ab, die

nur zu einer weiteren Bürokrati-

sierung führt.

2. Die Zahl der Schwangerschafts-

a.bbrüche ist viel zu hoch. Eine

Kriminelisierung der betroffenen

Frauen ist jedoch keine Lösung

dieses Problems, zumal das Geset-

zesverständnis der Memminger

Richter nicht verallgemeine-

rungsfähig sein dürfte.

5. Sowohl der Arzt, der die Indika-

tion stellt., als auch der Arzt., der

diese Indikation prüft und dann

den Abbruch vornimmt, muß

nach gewissenhaitem Abwägen

aller Gründe zu der Überzeugung

kommen, daß der Frau das weitere

Austragen der Schwangerschait

nicht zugemutet werden kann.

Wenn diese gesetzlichen Forma-

lien beachtet worden sind, dürfen

Frauen und Ärzte nicht nachträg-

lich der Strafverfolgung ausge-

setzt werden, nur weil einzelne

Brigitte 3/89. 25. 1. 1989

Richter „ihre“ Moralvorstellun-

gen für allgemeingültig halten.

4. Indikationen, die einen

Schwangerschaitsabbruch straf-

frei lassen, werden nach ärztli-

cher Erkenntnis ausgestellt. Das

bedeutet für den Arzt einen gewis-

sen Beurteilungespielraum, ins-

besondere bei der Indikation der

„schweren 1\T0t1age“, der nicht bis

in alle Einzelheiten richterlich

überprütbar ist.

5. Das zur Zeit diskutierte

Schwangeren-Beratungegesetz

löst das Problem nicht, zumal ei-

nige der darin enthaltenen Punk-

te (einseitige Vorgabe des Bera-

tungsziels, Trennung von Bera-

tung und Indikationsstellung) so

nicht akzeptabel sind.

6. Frühzeitige, breit angelegte

Aufklärung über alle Möglichkei-

ten der Empfängnisregelung sind

das Gebot der Stunde. Aktion statt

Reaktion. Aber dazu wird man—

cher Politiker zunächst einmal

über seinen Schatten springen

und eine umfassende Information

der Bevölkerung besser finanzie-

ren müssen.

Dr. Eduard Kaschade

Präsident des Berufsver-

bandes der Frauenärzte

25.Januar 1989
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Der Vorstand der Ärztekammer Berlin und die Arbeitsgemeinschaft der oppositionellen Listen in
den westdeutschen Landesärztekammern nahmen auch zum Memminger Urteil Stellung. Sie veröf-
fentlichten die mit Theissen und den betroffenen Frauen solidarische und die Ärztlnnen zu uneinge-
schüchtertem Verhalten ermunternde Stellungnahme auf dem 92. Deutschen Ärztetag in Berlin am
6. Mai 1989 (der Text fußt auf dem Inhalt der Presseerklärung von Pro Familia vom 5 . Mai 1989). Es
kam zu heftigen Auseinandersetzungen auf dem Ärztetag, über die unter anderem im Deutschen
Ärzteblatt vom 18. Mai 1989 berichtet wurde. Die offizielle Reaktion des Deutschen Ärztetages
wurde ebenfalls im Deutschen Ärzteblatt, Ausgabe 25. Mai 1989, veröffentlicht:

18. 5. 1989 DEUTSCHES ÄRZTEBLA'I‘T

er Memminger Frau—
enarzt Dr. Horst Theis-
sen ist — erwartungsge-

mäß — verurteilt worden. Die
Gegner sind befriedigt, die
Freunde empört. Wer sich ein
eigenes Urteil bilden will, sollte
sorgfältig unterscheiden zwi-
schen dem „Fall Theissen“ und
den gegensätzlichen politischen
Intentionen, die daran festge-
macht werden.

Theissen ist zurecht verur-
teilt worden. Er hat gegen die
geltenden Strafrechtsbestim-
mungen über den Schwanger-
schaftsabbruch und außerdem
gegen das' Steuerrecht versto-
ßen. Das i__st eindeutig. Der 92.
Deutsche Arztetag in Berlin hat
es somit abgelehnt, eine Solida-
ritätserklärung zugunsten von
Dr. Theissen abzugeben.

Der Prozeß war insofern ein
„Musterprozeß“, als er die sich
unerbittlich gegenüberstehen-
den Positionen in Sachen
Schwangerschaftsabbruch mu-
sterhaft offenbarte. Die rigoro-
sen Gegner des geltenden & 218
wiesen an dem (falschen) Bei-

Presseerklänmg

ges Vorstandes der

Arztekammer Berlin

„Der Deutsche Ämtetag distanziert .
sich von del; Presseerklärung des Vor-
standes der Antekammer Berlin zum Ur-
teil im Fall Theissen.“

Die Welt kommentierte am 8. Mai 1989:
heftigen Auseinandersetzungen über das
schließlich einig in der Feststellung gewes
Verblüfft fragt man sich: Sind nicht alle di
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Memminger Prozeß

Theissen: Opfer

und Popanz

spiel Theissen auf die in ihren
Augen skandalöse deutsche
„Abtreibungspraxis“ hin. Die
Befürworter des geltenden & 218
benutzten den Fall, um ihren al-
ten Arger über das Nordsüd-Ge-
fälle in Sachen Notlagenindika-
tion wieder einmal loszuwerden.

Theissen wurde somit von
beiden Seiten lediglich für die
jeweiligen Zwecke benutzt — von
den einen als Opfer, von den an—
deren als Popanz. Der Memmin-
ger Prozeß eignete sich freilich
ganz besonders für solche pro-
pagandistischen Manöver. Vor
allem aber bot er den Kritikern
der „bayerischen Abtreibungs-
praxis“ eine Fülle willkommener
Anlässe:

Die Memminger Richter ha-
ben mit markigen Worten nicht
gegeizt; man kann nur hoffen,

25. Mai 1989

daß die schriftliche Urteilsbe-
gründung nicht allzu sehr von
den privaten Moralvorstellungen
der Richter zeugt, so ehrenwert
diese sein mögen, sondern sich
strikt an die Gesetzeslage hält.

In höchstem Maße provo-
zierend war die Art, in der in
Memmingen Frauen, die bei Dr.
Theissen einen Schwanger-
schaftsabbruch haben vorneh—
men lassen, in aller Offentlich-
keit vorgeführt wurden. Weshalb
solche öffentlichen Zurschau-
stellungen intimer Vorgänge der
Rechtsfindung dienen, sollte ein
unbefangener Jurist gelegentlich
erläutern.

Formal mag das Vorgehen
in Ordnung gewesen sein, hu—
man war es nicht. Formal mag es
auch rechtens gewesen sein, Pra—
xis-Unterlagen, die für ein Steu-
erstrafverfahren beschlagnahmt
worden waren, der Strafverfol-
gungsbehörde und später dem
Gericht zu überstellen. Die Of-
fentlichkeit war jedenfalls über-
rascht, daß es solche kurzen We-
ge gibt. Die Justiz mag in sich
gehen. NJ

.‚Hlermit wird beantragt, dle Kollegen
Hubs; und Müller vom Vorstand der Berli-
ner Arztekammer wegen der gestrlgen

g Vorfälle auf das strengste zu rügen." —EJ-

„Vom Deutschen Ärztetag in Berlin wird berichtet, nach
Verhältnis zwischen Ä'rztestand und Justiz sei man sich

en, daß die Leidtragenden die betroffenen Frauen seien.
ese Frauen nach wie vor am Leben? Warum aber redet nie-mand von der vierten Gruppe, von den Tausenden, die in diesem Lande auf dem Wege der Abtrei-bung durch Dritte um ihr Recht auf ihr Leben . . . gebracht wurden?“



Pressemitteilungen

Nr. 2/1989
05. Mai 1989

Urteil im Memminger Prozeß: Ein Mensch wird eopfert:

Die Verurteilung von Dr. Horst Theissen im Memminger Abtreibungsprozeß zu zweiein-
halb Jahren Gefängnis ohne Bewährung ist ein Akt politischer Justiz. Mit der Zerstö-
rung von Dr. Theissens Existenz sollen Frauen und Ärzteschaft eingeschüchtert und
soll nachträglich der 1976 geänderte Paragraph 218 StGB mit der Notlageninclikation
“korrigiert” werden.

Schon der Prozeß hatte Gegenkräfte mobilisierC. Das heutige Skandalurlzeil wird den

Widerstand noch verstärken. PRO FAMILIA appelliert an alle Frauen, Ärzte und

sonstige Beteiligte am legalen Schwangerschaftsabbruch, ‚sich nicht in vorauseilendem

Gehorsam an diesem „Urteil zu orientieren. PRO FAMILIA wird sich in ihrer Arbeit —
anders als das Memmiger Gericht — weiterhin nach dem Gesetzeswortlaut des Para-

graphen 218 StGB und seiner Auslegung durch ein Urteil des Bundesgerichtshofes von

1985 (Az. VI ZR 244/83) richten.

Dr. Theissen, der bereits durch Untersuéhungshaft, achtmonatiges Verfahren und die

Aufgabe seiner Praxis schwer geschädigt ist, bedarf nach dern brutalen Richterspruch

solidarischer Unterstützung.

ln‘:Memmingen sind politisch motivierte Schauprozesse geführt worden

Entgegen einem weit verbreiteten Mißverständnis ging es in Memmingen nur am Rande

darum, daß Dr. Theissen Schwangerschaftsabbrüche ambulant vorgenommen hat, ohne

hierfür eine Zulassung zu haben, und daß er in einer Reihe von Fällen gesetzliche

Verfahrensregein übertreten hat.

Kern des achtmonatigen Prozesses war der Vorwurf, die Frauen und Dr. Theissen

hätten für die Abbrüche keine vom Gesetz gedeckten Gründe gehabt: In jedem einzel-

nen Fall wurde die Notlagen-lndikation geprüft und in jedem zweiten Fall verworfen;

für die Memminger Staatsanwälte und Richter steht sie nur auf dem Papier.

Das Ziel ist: Verunsicherung und Einschüchterung. Allen potentiell Betroffenen —

Frauen, ihren Ärzten und Partnern — soll vorgeführt werden, daß auch sie mit Er-

mittlungen und Strafen überzogen werden könnten. Dies zu erreichen, kannte die

Memminger Justiz keine Hemmungen:

— Man hat die gesetzlich geschützte Vertraulichkeit des Arzt—Patient—Verhältnisses

rücksichtslos durchbrochen durch Beschlagnahme der gesamten Patientenkartei und

Auswertung aller Daten zu Strafverfolgungszwecken'.

— Man hat die Angst der Frauen vor öffentlicher Zurschausteilung ihres Privat- und In-

timlebens ausgenutzt in der zynischen Erwartung, daß hier mit geringem Wider—

EAMPB9

Deutsche Gesellschaft für Sexualberatun und

Familienplanung e.V. , Bundesverband, Cronstettenstra e 30,
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stand zu rechnen ist: Zuerst wurden sie im Fließbandverfahren per Strafbefehl ab—
geurteilt. Dann erhielten sie Fragebögen zur Ausforschung ihres gesamten Lebens
und desfihrer Angehörigen sowie die Aufforderung, Dr. Theissen von seiner ärzt—
lichen Schweigepflicht zu entbinden. Ihnen wurde vorgespiegelt, sie könnten weiteren
Behelligungen entgehen, wenn sie dem Gericht Belastungsmaterial lieferten. Bei der
Eröffnung der Hauptverbandlung wurden die Namen aller Zeuginnen öffentlich
veriesen. Erst danach wurde dann bei den Vernehmungen der Frauen die Öffent-
lichkeit ausgeschlossen. Die Behandlung durch Polizei und Gericht zeugte von er-
schreckender seelischer Rohheil: und Verständnisiosigkeit.

— Man hat den Prozeß auch dann noch fortgesetzt, als die moralische Legitimation des
Gerichts fiir alle Öffentlichkeit längst dahin war. Einer der Richter, der die Frauen
monatelang mit besonders bohrenden Fragen nach ihren finanziellen Verhältnissen
drangsaiiert: hatte, mußte schließlich wegen Befangenheit ausgewechselt werden. Mit
seiner Zustimmung und Hilfe war vor einigen Jahren, als er noch Staatsanwalt war,
eine Schwangerschaft'seiner Freundin abgebrochen worden.

Ein Mensch wird geopfert

Um des Abschreckungseffekts willen hat die Memminger Strafjustiz Dr. Theissens
persönliche Integrität, seine wirtschaftliche Existenz und die seiner Familie zerstört.
Die anerkannten fachlichen und menschlichen Qualitäten des Arztes Dr. Theissen
fanden keinen Respekt. Er wurde unter seelischen Druck gesetzt, indem seine
Patientinnen, die sich ihm in einer schwierigen Lage anvertraut hatten, in inquisitori-
scher Manier verhört wurden.

Gegenöffentiichkeit wurde mobilisiert

Nach anfänglichem Versagen der Öffentlichkeit ist mittlerweile, dank einigen enga—
gierten Journalistinnen‚ die öffentliche Reaktion auf die Prozesse beinahe einheilig
negativ. Alle haben begriffen, daß hier die Notlagenindikation und damit: praktisch die
Legalitäc des Schwangerschaftsabbrdchs auf dem Spiele steht. Öffentliche
Protestkampagnen von Frauen, Männern, Ärzten und zahlreichen Organisationen haben
in den vergangenen Monaten demonstriert, daß die Bevölkerung eine Rückkehr zur
totalen Strafbarkeil: des Schwangerschaftsabbruchs nicht hinnehmen wird.

Die Memminger Urteile binden niemanden

Prozesse dieses Ausmaßes und mit dieser Härte geführt, sind gegenwärtig wohl nur in
der bayerischen Provinz möglich. PRO FAMILIA legt Wert: auf die Klarstellung, daß
die Memminger Urteile gegen Frauen und ihre Männer sowie das jetzt gegen Dr.
Theissen gefällte Urteil keine Frau, keine Ärztin, keinen Arzt und keine Beratungs-stelle binden.

Das Gericht folgte der Rechtsauffassung des Bayerischen Obersten Landesgerichts;
auch_ hier sollte mit Hilfe einer extrem einseitigen Auslegung des Verfassungsgerichts-
urte:is von 1975 die Anderung des 5 218 von 1976 nachträglich "korrigiert" werden.Festzuhalten ist jedoch: kein anderes Oberlandesgeiicht hat: bis heute so geurteiit wiedas bayerische.

PRO FAMILIA hält den Wortlaut des Gesetzes für maßgeblich und sieht sich‘in dieserAuffassung durch ein Urteil des Bundesgerichtshofes (6. Zivilsenat, Az. V! ZR 244/83)ven 1985 bestätigt. Dieser räumt den Ärzten einen individuellen Beurteilungsspielraumem, wenn sie eine Indikation zum Schwangerschaftsabbruch feststellen, über den keinGericht sich im nachhinein zugunsten seiner eigenen Auffassung hinwegsetzen darf.

Einschüchterung darf nicht erfolgreich sein

Wir appellieren an alle Ärztinnen und Ärzte, sich nicht einschüchtern zu lassen,

..... /3
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sondern die Indikation zum Schwangerschaftsabbruch weiterhin selbstbewußt und nach

eigener Erkenntnis zu beurteilen.

Wir appellieren an alle betroffenen Frauen und anderen an gesetzlichen Verfahren zum

Schwangerschaftsabbruch Beteiligten, sich sofort und öffentlich zur Wehr zu setzen,

wenn Polizei und Justiz In ihre Rechte eingreifen. Memmingen hat vor allem eines ge-

zeit: Schweigen aus Scham oder Angst vergrößert nur den Schaden.

Wir appellieren an die Öffentlichkeit, besonders die Medien, solchen Übergriffen ihre

Aufmerksamkeit zu widmen und die Betroffenen in ihrem Widerstand dagegen zu

unterstützen.

Forderuhgen von PRO FAMILIA

Durch Verlauf und Ergebnisse„der Memminger Verfahren sieht PRO FAMILIA sich in

der Auffassung bestätigt, daß eine strafrechtsfreie Regelung des 5chwangerschafts-

abbruchs nötig ist. Kriminalisierung von abtreibenden Frauen und Arzten dient nicht

der Vermeidung von ungewollten Schwangerschaften, sondern ist Teil einer frauenver-

aChtenden Politik. PRO FAMILIA hält folgende kurzfristigen Veränderungen als Lehren

aus den Memminger Prozessen für unabdingbar:

1. In allen Regionen der Bundesrepublik müssen Einrichtungen für ambulante Abbrüche

zugelassen werden. Frauen, die sich keiner Zwangshospitalisierung aussel:zen wollen,

und ihre Ärzte dürfen nicht länger durch die Willkür einiger Landesregierungen in die

Grauzone zwischen Legalität’ und Illegalitä't gedrängt werden.’ Ebenso muß endlich ver—

mieden werden, daß jährlich zehntausende von Frauen aus der Bundesrepublik wegen

Abtreibungen zwangsweise in andere Bundesländer oder ins Ausland reisen müssen.

2- In allen Regionen der Bundesrepublik muß es ein plura1es Angebot von Beratung

gemäß 5 218 StGB geben. Es ist unerträglich, daß Frauen deshalb auf Beratung

verzichten - und damit auf die gesetzlich garantierte Straffreiheit des Schwan-

gerschaftsabbruchs -, weil sie in konfessionellen oder staatlichen Beratungsstellen

keine unvoreingenommenen Gespräche erwarten.

3- Der gesetzliche Schutz des Arzt-Patient-Verhältnisses muß dringend verbessert

werden. Es muß verhindert werden, daß die Beschlagnahme von Pat_ientenkarteien

wegen Rechtsverstößm des Arztes dazu benutzt wird, gegen die Patientmnen oder Pa-

tienten vorzugehen.

4- Die Iandesrechtlichen Vorschriften in Bayern und Baden—Württemberg, die den Zu-

gang zum legalen Abbruch zusätzlich erschweren — durch _Trenr_w_ung_ von Indikations-

feststellung und Beratung —, müssen abgeschafft werden. Plänefur em en_tsprechendes

Bundesgesetz, das sogenannte Beratungsgesetz; gehören endlich m den Pap1erkorb.

Die Memminger Prozesse haben schlagend gezeigt, daß die Slogans der Verfechäer

solcher Regelungen (“Hilfe statt Strafe“) pure Heuchelei sind. Genau solche Zusatzhur-

den haben sich für die vemrteilten Frauen und Dr. Theissen als Fallstricke erwiesen:

Es kam ausschließlich In solchen Fällen zu einer Verurteilung, In denen die Frauen sich

aus dem ihrer Sicht unzumutbaren und bevormundenden "H1'1f5angebot" zusätzlicher In-

stanzen entzogen hatten.

PRO FAMILIA erneuert die Bitte um Spenden für die Prozeßkoslgen‚ die Dr._The{ssen

zu tragen hat. Dies ist ein geringer Beitrag, den die solidarische Offenl:hchken: leuten

kann.

Sonderkonto Dr. Theissen (Humanistische Union)

Konto 1700 678 604L

BLZ 700 101 11, BfG München

PRO FA MILIA-Bundesverband
Königswinter, 05. Mai 1989
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Humanistische
Umon

Bräuhaussin 2
8000 München 2
Tel. 089/22 64 4142

Mai'1989

An alle Bürgerinnen und Bürger!

Dr. Horst Theissen stand in Memmingen vor Gericht — angeklagt wegen illegaler Abtreibung und
ongeklugi‚ weil die Voraussetzungen für die Notlagenindikation bestritten wurden. Er erhielt am
5. Mai1989 eine Freiheitsstrafe von zweieinhalb Jahren ohne Bewährung und Berufsverbotfürdrei
Jahre. Er wurde zur Übernahme der Verfuhrenskosled verurteilt; der Haftbefehl blieb besfeh3l'l,
jedoch gegen hohe Kaution ausgesetzt. ’

Die Revision, ein Gang zum Bundesgerich'rshof sind nicht allein ‘Für das Schicksal von Dr. Theissen
von Bedeutung — obwohl auch das wichtig ist —, sondern es sind auch die folgenden Fragen zu
klären: '

1. Darf in solchen Fällen die gesamte Putienvlnnenkartei eines Arztes durchsucht, beschlagnahmt
und so das Arztgeheimnis unterlaufen werden? Ein Problem für alle — nicht nurfür Drogen- und
Psychiairiepafienl'lnnen, sondern auch etwa Für Grippekmnke.

2. Darf die „örzfliche Erkenntnis", die uuF dem vedrauensvollen Gespräch zwischen Arzt und
Pafienfin beruht, vom Gericht geprüfl und verworfen werden?

3. Darf die „schwere Notlage”, die der Gesetzgeber im 5218 5908 den Frauen als Grund zum
Schwungerschqfisabbruch zubillig1, praktisch vom Gericht verneint und damit die verfassun95-
mäßige Gewaltenheilung mißuch?ei werden? '

Diese Fragen wirken wei? über Memmingen hinaus, denn wir alle sind Frauen odaril1re Pudner,
Ärztinnen, Jurisllnnen und iedenfalls Demokraflnnen und als solche mit betroffen. Deshalb muß der
Prozeß von Dr. Theissen qualifiziert bis zur höchstrichlerlichen Ebene geführt werden, was weiiere
Kosten verursachen wird. Diese Lasten kann ein einzelner nich‘ tragen. Für die Kosten des Verfah-rens und zur allgemeinen Unterstützung von Dr. Theissen hat die Humanistische Union das oben
angegebene Spendenkonto eingerich1el.

Wir alle sind betroffen — hilfe spenden Sie reichlich! Vielen Dank.

“ Bl itzumfrage Hickert—InstitUC
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Folgen und Folgerungen

„Memmingen“ überall und kein Ende

Die Folgen der Verfahren für die Frauen in und um Memmingen sind katastrophal. erzählen Beate
Lie: u nd Gabriele Albrßcht-Thüm irn Memminger Frauenzentrum, Es gebe nur noch zwei Ärzte, die
in der Umgebung zur Indikationsstellung überhaupt noch bereit seien. Und die Frauen‚ die in ihrer
Not zu Doktor Theissen gehen mußten, wüßteujrztzt nicht mehr, wohin Die Frauen nähmenunbe—
sehen an, daß alles verboten sei. Die Folgen werden in den anderen (Bundes)l.‚ändern festzustellen
sein. V
Im Januar 1989 begannen laut Oberstaat‚sauwalt Peter Siöckle „im schwäbiscl'1éu Raumf‘yErn-gifrflun—
gen gegen drei Ärzte, die Theissens Anschrift an—Frauen, die eine Abtreibunébrauchten, weilerge—
gebenyhatien. Einer der Ärzte wu;dg inzwischen zu 5090 Mark Gelds rrafe verurteilt —ob rechtskräf-
tig, ließ sich nicht ermitteln: Der Amt verweigerte_dje Auskunft. '
Im Zuge der Memmingeererfahren sind‚zwei—Karteien von Beratungsstellgnin Memmingen und
Neu—Ulm durchsucht werden. Die Polizei hatte sichBeramngsnachweisezeigen lassen und sich nicht
auf einzelne Karten beschränkt.

Die Patientinnenkarteivon Dr..Theissen befindet sich nochimmer iuan Hidden der StaatéanWälte
— ergiebig fürwieirerc-i „Fällß“?
Memmingen ist nicht mehr nur der, Name einer bayrischen‘ Kleinstädt, sondern „Memmingen“ ist
zum Symbol fiir eine Gerichtsbarkeit geworden, die Frauen und Ärztlnnen' „mit ünnaéhgiebiger
Härte“ kriminniisiern.
Auch der Folgekriminalität ist wieda; Tür und Ior geöffiqet; Wilsraud Rupp v. Brünneck und‘Hel»
mut Simon hatten sich 1975 im Zusammenhang mit dem alten Strafrecht im Minderheitenvotum
dazu geäußert „So“ steht die E1pressung mit der Kenntnis eines*illegale‚n Abbrps in der Reihe der Er
pressungsmitlel an dritterStellx-t“.
Im September 1988 meldete die Frankfurler Rundsclmu; die Stantsauwaltschafthabe Ermittlungen



gegen einen Frauenarzt in Neuwied, Rheinland-Pfalz, aufgenommen. Er soll illegale Schwanger-
schaftsabbrüche durchgeführt haben. In einhundertachtzig Fällen habe keine Indikationsbescheini-
gung gefunden werden können; wie bei Theissen war eine Patientinnenkartei beschlagnahmt und
durchsucht worden. Bisher wurde allerdings gegen den Arzt kein Strafverfahren nach % 218ff.
StGB eröffnet. Vielleicht bleibt es bei einem Verfahren wegen Abrechnungsbetruges, das zur Auf—
deckung der Abtreibungen in Neuwied geführt hatte. Dutzende von Strafbefehlen sollen in diesem
Zusammenhang gegen Ärztlnnen in Rheinland—Pfalz ergangen und rechtskräftig geworden sein.
Auch hier wurden Frauen anhand eines skandalösen Fragebogens verhört.
Der Aufruf des Stern vorn Januar/Februar 1989 für die Streichung des @ 218 und die Selbstbezichti-
gungen wegen Abtreibung und Mithilfe hatten Folgen. Ein Arzt in einem Bochumer katholischen

. Krankenhaus erhielt die Kündigung. Er gewann vor dem Arbeitsgericht, weil er sich zusammen mit
der Forderung nach Streichung des Strafrechtsparagraphen auch gegen Abtreibungen ausgespro—
chen hatte. Seine Arbeitgeberin ging in Revision und der Ausgang ist offen.
Gegen Hunderte Frauen und Männer in Bonn, Bielefeld, Köln, Hannover, Hildesheim und zahlrei-
chen anderen Städten wurden wegen der gleichen Stern-Unterschriftenkampagne Ermittlungen ein-
geleitet; nicht in allen Fällen wurden sie bisher auch wieder eingestellt.
„Memmingen“ überall und kein Ende!
Nachschrift: Am 21. August 1989 wurde gegen den Neuwieder Frauenarzt Anklage wegen 5 218 er-
hoben.

Hätte Theissen anders handeln sollen?

Während sich die Öffentlichkeit mit den Frauen einhellig solidarisch zeigte, ist die Solidarität mit
Theissen nicht ungebrochen. Er sei selbst schuld, heißt es, er habe schließlich einen Rechtsbruch be-
gangen, Geld gerafft, die Frauen „reingerissen“. Er habe sich unvorsichtig verhalten, und die beson—
ders Schlauen kommentieren: wenn schon illegal, dann wenigstens gekonnt: er hätte seine Patientin-
nen—Karten. nicht markieren lassen dürfen, die Frauen zur Beratung schicken, zur Indikationsstel-
lung überweisen sollen, und wenn er schon Abtreibungen machte, dann wenigstens kostenlos, als
wäre es ein Vergnügen oder als unterhielte er eine karitative Einrichtung. Theissen hätte doch seine
Honorare versteuern sollen, den Frauen die Rechtslage besser erklären oder noch heimlicher arbei—
ten sollen, am besten ganz ohne Aufzeichnungen oder diese woanders aufheben; hätte er nur dieses
oder jenes früher oder später gemacht —
Alle diese Vorwürfe sind unsinnig, bis auf einen: Er hat einen Ordnungsverstoß begangen. Theissen
hatte nur eine Möglichkeit, das Geschehene zu vermeiden: Er hätte gar keine Abtreibungen durch-
führen dürfen (und vielleicht die Frauen nach Wien schicken sollen?). Die Konsequenz aus dieser
Erkenntnis, wenn man mit den Frauen solidarisch ist: die Rechtslage verändern, den Strafrechtspél-
ragraphen abschaffen.

Die Diffamierungen Theissens rühren aus einer Abwehr von Angst, sich mit dern „Schmuddelthema
Abtreibung“ zu beschäftigen. Sie dienen nicht der Erklärung, sondern vielmehr der Verdrängqu
der Ursachen und Folgen von Theissens Verhalten und den folgenden Ereignissen. Sie zeugen von
dem Wunsch nach Ungeschehenmachen (ach hätte er doch nur, dann wäre nicht. . .) und vom Ver-
drängungsmechanismus der Abspaltung (er hat es falsch gemacht, wir machen es Gottseidank rich—tig. . .).

So funktioniert das Prinzip „Teile und herrsche“.
Die Vorhaltungen gegen Theissen verkennen die politische Bedingtheit und Bedeutung der Verfah-ren von Bayern und sind deshalb gefährlich. Sie individualisieren einen politischen Prozeß durch die
Zuschreibung von Fehlernzu einem einzelnen Menschen und entlasten die eigentlich Verantwortli-
chen: die PolitikerInnen, die einen Strafrechtsparagraphen machen, und die Gerichtsbarkeit, dieihn anwendet.

Weder nach der bis 1986 gängigen Rechtspraxis noch nach professionell—beraterischer Erfahrung
noch nach menschlichem Ermessen konnte Theissen mit den immensen Folgen für sich und seine Pa-tientinnen rechnen. Die Erfahrungen der ärztlichen und nichtärztlichen Berater1nnen aus dreizehn
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Jahren Praxis mit Beratung und Abtreibung nach den Paragraphen 218ff. zeugen von dauerhafter

Rechtsunsicherheit, der selbstverständlich auch Theissen unterlag und dem man Leichtsinn im Um-

gang mit seinen Patientinnen und dem Abtreibungsstrafrecht nicht individuell vorwerfen kann.

Theissen erfuhr neben Kritik auch große Solidarität sehr vieler Menschen, die sich spontan bei Ver-

anstaltungen zu „Memmingen“ oder nach Fernsehberichten wie Heike Mundzecks Fernsehfilm er-

kundigten, wie man den Arzt und seine Familie unterstützen könne. Die Humanistische Union grün-

dete ein Spendenkonto, auf das bisher weit über hunderttausend Mark geflossen sind. Das positive

Presseecho wurde schon erwähnt. ‚

Theissens Selbsteinschätzung kann man folgen, er hat sich medizinisch und menschlich korrekt ver-

halten, wie auch der Prozeßverlauf gezeigt hat. Er hat keine einzige Frau belastet und auf entla-

stende Aussagen durch die Frauen verzichtet, um ihnen und ihren Kindern Diskussionen über Ab-

treibung zu ersparen. Formaljuristisch hat er gefehlt. Wer muß sich nun ändern: der Formaljurismus

oder Theissen?

Was tun?

Wer eine Vorladung zur polizeilichen Vernehmung oder einen Strafbefehl erhält, 5011“? SiCh juri—
s„tisch beraten lassen. Sie müssen der Voriadung nicht folgen.

Arztinnen und Ärzte, die Indikationen stellen‚ sollten dies weiterhin selbstbewußt tun und sich den

Ermessensspielraum ärztlicher Erkenntnis nicht begrenzen lassen.

Für Beschäftigte von Arztpraxen und % 218-Beratungsstellen‚ wo die Kriminalpolizei wegen Aus-

kunft, Durchsuchung oder Beschiagnahme erscheint, gilt folgendes:

-— Sie müssen Ihre Personalien angeben, sonst nichts: Sie haben Zeugnisverweigerungsrecht, unab-

hängig von Ihrem Beruf.

— Fragen Sie, was die Polizisten wollen.

— Telefonieren Sie Rechtsbeistand herbei, notfalls ein Anwalt aus dern Telefonbuch. - Sagen Sie

nichts ohne Zeugen aus.
— Lassen Sie sich den Hausdurchsuchungsbefehl oder einen Beschlagnahmebefehi zeigen. Verlan-

gen Sie, daß Sie die Zeit bekommen, ihn zu lesen. Lassen Sie sich die Paragraphen erklären.

Schauen Sie sich an, was auf dem Beschlagnahmebefehl steht: Die Polizei möchte vielleicht nur

eine einzelne Patientenkarteikarte und nicht etwa die ganze Kartei!

Nochmals: Sie müssen bei der Kriminalpolizei nicht erscheinen. Wenn Sie trotzdem unbedingt hin-

wolien. nehmen Sie einen Zeugen oder eine Zeugin mit. — Dort könnte sich folgendes abspielenr

Die Menschen bei der Polizei sind häufig freundliche Leute. Sie beginnen etwa ein Gespräch 1m

Plauderton. lassen offen, ob Sie als Zeugin oder Beschuldigte befragt werden. Auf Ihre Nachfrage

könnte kommen: Das wissen wir noch nicht, das hängt von Ihren Aussagen ab. — Es wird vielleicht

il'i3endwann gesagt: Nun nur noch eine Formalität. wir protokollieren jetzt Ihre Aussagen, und wenn

Sie möchten, können Sie die Aussage verweigern. Zu spät: Sie hätten schon ausgesagt, und em Pro-

test gegen die zu späte Aufklärung nützte Ihnen nichts. .

Vielleicht werden Sie zwischendurch auch unter Druck gesetzt oder man vermittelt Ihnen. bei Wohl-

verhaiten und Geständnisfreudigkeit von Ihrer Seite werde das Verfahren eingestellt. Die Polizei

hat darauf aber keinen Einfluß, denn sie wird Ihre Akte in jedem Fall an die Staatsanwaltschaft wei-

terleiten‚ die selbst entscheidet, ob Ihre Aussagen zu einem Strafbefehl, einer Anklage vor Gericht

oder zur Einstellung der Ermittlungen führt.

Und: Sie müssen wirklich nicht zur Polizei. _ _ ..
Wenn Sie allerdings eine Vorladung von der Staatsanwaltschaft oder einem Richter erhalten, mus-

sen Sie hingehen.
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Kleine Rechtshilfefibel

Heike Gall-Alberth und Brigitte Hörster

Informationen und Ratschläge für Frauen,
die als Beschuldigte oder Zeilgin von einem
Verfahren wegen uherlaubten Schwanger-
schafisabbruch gem. 5 218 _StGB betroffen
sind.

I. Sie werden eines unerlaubten
Schwangerschaflsabbruchs beschuldigt.
Ein Ermittlungsverfahren liegt in der Hand
der Staatsanwaltschaft, die dabei von der Kri—
minalpolizei unterstützt wird. Das Verfahren
dient der Sammlung des Belasttmgs- und
Entlastungsstoffcs.

1. Sie erhalten vielleicht eine schriftliche Auf-
' forderung der Kriminalpolizei, dort zur Ver—

nehmung um eine bestimmte Zeit zu
erscheinen. '
Vor der Polizei besteht keine Aussagever-
pflichtung. Sie müssen also diesen 'Ilmnln
nicht wahrnehmen. In bestimmten Fällen
kann es sinnvoll sein, bereits bei der Polizei
eine Aussage zu machen, z.B. wenn Verjähi
rung oder ein anderes Verfahrenshindernis
vorliegt. Dann sollten Sie sich mit einer/em
Anwältin beraten, der/die Sie gegebenenfalls
auch zur Polizei begleitet.

2. Möglicherweise werden Sie von der Polizei
auch angemfen. Achtung: Äußern Sie sich am
Telefon In keiner “else. Aueh Beobachtungen
und Feststellungen außerhalb einer formellen
Beschuldigtenvernehm%, vor der Sie über
Ihr Aussageverweigenmgsrecht und der Mög-
iic_hkeit der Beiäehun‘g einer Anwältin/An-
walts belehrt werden müssen, werden in den
Ermittlungsakten vermerkt und können spä-
ter von den Prozeßbeteiligten verwertet oder
verWendet werden.
Vorsicht: Lassen Sie sich nicht auf sogenannte
>Informelle Befragungen< ein, nach dem
Motto: 'Wir fragen Sie doch nur etwas ganz
Normaler», das ist keine Vernehmung...”.

Quelle: Die Grünen: Der Prozeß -—ä 218 in Aktion 1989
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3. Entbinden Sie keinesfalls Arzt/Szirec'h-
stundenhilfen/Beratungsstellen ohne Rück.-
sprache ' rnit ' Ihrer/m
Rechtsanwältin/Rechtsanwalt‘ von deren
Schweigepflicht.

4. Wenn Sie sich entschließen, bei der Polizei
überhaupt nicht zu erscheinen, können Sie
von der Staatsanwaltschaft oder einem Er—
mittlungsrichter vorgeladen werden. Als Be- -
schuldigte haben Sie auch dort ein
Aussageverweigerungsrecht, d.h. zur >Sa-
che< müssen Sie nichts sagen. Lediglich Ihre
Personalien müssen Sie angeben. Wenn Sie
eine Aussage machen wollen, besprechen Sie
sich vorher mit einer/em Anwältln.

-II. “kun Sie als Zeugin von einem Ermitt-
lungsverfnhren gegen einen Arzt, elne/n
Beraterin betroffen sind: ‘
Zunächst gilt dasselbe wie oben unter I.
ausgefiihrt.

1. Jedoch haben Sie ein Auskunftsverweige-
n ngsfecht nur bezüglich solcher Fragen, mit
deuen Sie sich selbst oder einen nahen Ange— '
Hör._jen belasten könnten. Darüber müssen
Sie bc!ehrt werden.
21Wenn Sie als Zeugin vorgeladen und gleich-
zeitig beteiligt sind, „2.8. wenn es um Ihren
Schwangerschaftsabbrueh geht, Sie selbst
aber (noch) nicht strafverfolgt werden, son-
dern bisher lediglich der/die Äran oder
der/die Berater/in, sollten Sie auf einem um-
fassenden Auskunftsverweigerungsrecht be-
harren. Jede Aussage könnte später auch
gegen Sie selbst verwendet werden. Umso
notwend1"ger ist es, sich in diesem Fall beraten
zu lassen.



Der Unglücksparagraph muß weg!

Es gibt die Vermutung, daß die Steuersache Theissens ausschließlich dazu in Gang gesetzt wurde,

um über die Patientinnenkartei die Schwangerschaftsabbrüche verfolgen zu können.

„Wir müssen uns gegen anarchistische Ausuferungen wehren“, sagte der Vorsitzende Richter Bar-

ner in seiner Urteilsbegründung im Theissen-Prozeß, und: „. . . damit nicht das Faustrecht als das

Recht des Stärkeren siegt“; ein politischer Prozeß mit generalpräventiver Absicht? Abtreibungen

sollen doch bestimmt nicht verhindert werden; auch die Todesstrafe im Nazifaschismus hat Frauen

nicht von Abtreibungen abhalten können.

.Das Theissen—Gericht wollte Grundwerte schützen. „Wer also meint, das Memminger Gericht sei

nicht befugt gewesen, dern angeklagten Mediziner und den betroffenen Frauen nachträglich ‚die In-

dikation abzusprechen‘, zeigt damit nur, wie großzügig er bereit ist, elementare Grundwerte unserer

Verfassungsordnung privatem Gutdünken auszuliefern“, so Büchner, Juristenvereinigung Lebens—

recht (FrankfurterAllgemeine Zeitung, 29. Mai 1989).

Einer der zu schützenden Grundwerte ist die Gewaltenteilung. Über die Rolle von Mathilde Berg-

hofer-Weichner bei „Memmingen“ ist öffentlich spekuliert worden.

Die ausländerrechtlichen und -politischen Konsequenzen von „Memmingen“ erfahren in erster Linie

die Türklnnen: Durch ihre Beteiligung an den Verfahren laufen sie Gefahr, ausgewiesen zu werden,

auf daß Bayern kein „Türken-Staat“ werde, wie es Mathilde Berghofer-Weichner befürchtet.

Wie sehen Ärztlnnen, daß Barmer die Gesundheitsdefinition der World Health Organisation als „1e-

bensfremd“ Verwarf: daß nämlich Gesundheit nicht nur Fehlen von körperlicher Krankheit sei, son-

dern auch eine seelische und soziale Komponente habe; was bedeutet das für Bayerns Gesundheits-

politik? Die mehrfachen Durchsuchungen von Arztpraxen und Beratungsstellen in bayrischen Städ-

ten sollen auch gleich ein „Warnschuß“ für die weiteren Aufmüpfigen sein.

Regionale Bedingungen, denen die Frauen in ländlichem Milieu unterlagen, fanden keinerlei Be-

rücksichtigung. Auch ihre sozialen Verhältnisse nicht: Geradezu zynisch muten die zahlreichen Hin-

weise auf die „flankierenden Maßnahmen“ an, die eine Abtreibung angeblich hätten vermeiden

können: angefangen von der Adoption bis zum Kinderhort etc. — In dieser Dokumentation sind sol-

che Aspekte vernachlässigt worden, weil die Diskussion, wie unzureichend diese „flankierenden

Maßnahmen“ wirklich sind, ein Nebenschauplatz ist. Sie haben mit dem Thema Schwangerschafts-

abbruch nicht das geringste zu tun.

Welches Menschenbild ergab sich durch die Memminger Verfahren? „Dr. Theissen ließ sich die

Frauen wie Schlachtvieh zutreiben“, sagte ein Staatsanwalt im Theissen-Prozeß. „Natürlich durch-

zieht Frauenfeindlichkeit dieses ganze Thema“, sagte Ulrich Klug (so., S. 48). Die katholische MO-

ra1theologie kennt kein Selbstbestimmungsrecht von Frauen; ihr Einfluß ist groß und in „Memmm-

gen“ deutlich. .

Die „unnachgiebige Härte“, wie sie oben durch viele Dokumente dargestellt Wird, hat in Bayern

nicht nur die Frauen getroffen, sondern auch die Männer, die sich mit ihnen solidarisiert haben, und

sie wurden dafür bestraft: Theissen und einige Ehemänner und Freunde.

Es ist em Irrtum, anzunehmen, allem das „W1e‘ der Verfahren, die „unnachgwb1ge Harte ‘ se1 anzu

prangern. Auch wenn alle Polizisten, Staatsanwälte und Richter liebenswert und nachgiebig gewe-

sen wären: Es hätte trotzdem Hunderte von Verfahren gegeben, trotzdem hätten Frauen vor Ge-

richt aussagen und Theissen sich dort verantworten müssen - ist es nicht unerhebhch, wze d1e Harte

aussieht?
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In letzter Zeit gab es einige Vorschläge, wie denn die Rechtspraxis des @ 218 zu verbessern sei.
Andere möchten lieber über „flankierende Maßnahmen“ sprechen als über Abtreibungen. Soziale
Verbesserungen wie schönere Wohnungen, auch für Kinderreiche, Sexualerziehung, kostenlose
Verhütungsmittel und vieles andere außerordentlich Notwendige scheint plötzlich lobenswerter Er-
satz für ordentliche medizinische Versorgung beim Abbruch und menschenwürdige Prozeduren zu
sem.

Die Grünen legten dagegen im März 1988 einen Gesetzentwurf vor, der im Deutschen Bundestag
diskutiert und in die Ausschüsse verwiesen wurde:

Die GRÜNEN im Bundestag

Gesetzentwurf

zur Sicherung der Entscheidungsfreiheit von Frauen im Schwangerschaftskonflikt,
beschlossen in der Fraktionssitzung am 1.3.1988
Artikel 1

Änderung des Strafgesetzbuchs

&) 55 Nr. 9 wird gestrichen

b) 5 203 Abs. 1 Nr. 4 a wird gestrichen

c) % 218 bis 219 a—d werden gestrichen

d) i} 224 wird wie folgt abgeändert:

(1) Hat die Körperverletzung zur Folge. daß der/die Verletzte ein wichtiges Glied des Körpers,
das Sehvermögen auf einem oder beiden Augen, das Gehör, die Sprache, die Leibesfrucht, die
Zeugungs- oder Gebärfähigkeit oder die sexuelle Empfindungsfreiheit verliert . . .

Artikel 4

Änderung der Reichsversicherungsordnung
% 200 f RVO erhält folgende Fassung:
(1) Versicherte haben Anspruch auf Leistung bei einer Sterilisation und bei einem Schwanger-
schaftsabbruch durch einen Arzt oder eine Ärztin. Der Schwangerschaftsabbruch soll zum frü-
best möglichen Zeitpunkt vorgenommen werden. Der Schwangerschaftsabbruch darf nur in ei-
nem Krankenhaus oder in einer hierfür vorgesehenen Einrichtung vorgenommen werden.
(2) Niemand ist verpflichtet, an einem Schwangerschaftsabbruch mitzuwirken, es sei denn, die
Mitwirkung ist notwendig, um von der Frau eine nicht anders abwendbare Gefahr des Todes
oder einer schweren gesundheitlichen Schädigung abzuwenden. Das Recht zur Ablehnung der
Mitwirkung an einem Schwangerschaftsabbruch gemäß Satz 1 steht nur dem einzelnen Arzt, der
Ärztin, sowie der einzelnen Krankenpflegeperson zu.
(3) Es werden ärztliche Beratungen über die Erhaltung und den Abbruch der Schwangerschaft

‘ und der Sterilisation, ärztliche Versorgung mit Arznei—, Verbands- und Heilmitteln sowie Kran-
kenhauspflege gewährt. Anspruch auf Krankengeld besteht, wenn Versicherte wegen einer Ste-
rilisation oder wegen eines Abbruchs der Schwangerschaft durch einen Arzt arbeitsunfähig wer—
den, es sei denn, es besteht Anspruch nach 5 182 I, 2.

Strafrecht wirke im Bereich der Abtreibung weder generalpräventiv noch moralbildend, schrieb der
Kriminologe Schumann. Ein „Überborden der Verantwortungslosigkeit“ als Folge der Heraus-
nahme von Abtreibung aus dern Strafrecht sei nicht zu befürchten (Schumann, 1988). Der RechtS-
philosoph Ulrich Klug begründete seinen Vorschlag, die Strafrechtsregelung von Schwangerschafts-
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abbrüchen abzuschaffen, unter anderem mit ihrer Nutzlosigkeit. Alle vorstellbaren Vergehen seien

durch andere Normen abgedeckt: „Eine kriminalpolitisch bedeutsame Lücke entsteht nicht“ (HU,

1988, S. 39). ‘ ‘

Die beste Verhütungsmethode für weitere Kriminalisierungen und Vorgänge wie in und um Mem-

mingen ist die Streichung der Strafrechtsregelung von Schwangerschaftsabbrüchen.

Gelegentlich wird die Forderung mit dem Argument zurückgewiesen, sie sei unrealistisch, weil nicht

umsetzbar. Eine vernünftige Forderung darfjedoch nicht deshalb unterbleiben, weil sie nicht sofort

zu verwirklichen ist. Mit einem klaren Ziel vor Augen läßt sich gut über Mittel und Wege zu seiner

Erreichung nachdenken. Beschlüsse, die Abtreibung aus dern Strafrecht zu streichen, haben gefaßt:

SPD Berlin, Deutsche Frauen—Initiative München, Humanistische Union, Pro Familie, Komitee für

Grundrechte und Demokratie, Fraueninitiative 6. Oktober, Gewerkschaft Öffentliche Dienste,

Transport und Verkehr, Deutsche Gesellschaft für Sexualforschung, Verband und Demokratischer

Ärztinnen und Ärzte, IG Metall, Initiative „Frauen begehren Selbstbestimmung“, Gewerkschaft

Handel, Banken und Versicherungen, Landesarbeitsgemeinschaft NRW der Arbeiterwohlfahrt und

viele andere.

Es mehren sich Stimmen vieler einzelner Personen, die dasselbe fordern - die Konsequenzen von

„Memmingen“ vor Augen.

Schlußbemerkung

„Memmingen“ hat dazu geführt, daß über Abtreibung wieder öffentlich diskutiert Wird. Neuerdings

befassen sich Verbände und Organisationen mit diesem Thema, die es bisher vermieden haben.

„Memmingen“ hat viele Menschen aktiviert und politisiert. Das ist zu begrüßen.

Der Bogen, den diese Dokumentation schlägt, soll verdeutlichen, daß wir handeln müssen. Es gibt

mit dem & 218 keine Rechtssicherheit. Daß Strafrecht keinen Schwangerschaftsabbruch verhindert,

ist bekannt und braucht nicht untersucht zu werden. Nachzudenken ist vielmehr über die Gründe,

weshalb die Streichung des @ 218 aus dem Strafgesetzbuch nicht erfolgt.

Die Verfügung von Frauen über ihre eigene Sexualität scheine eine große Gefahr für diejenigen, de-

nen sie Angst einjage, sagte Susanne v. Paczensky, die Frauen sollten schon immer über ihre Gebär-

fähigkeit kontrolliert werden. Die Memminger Vorgänge gaben ihr recht. Die Folge von „Memmin-

gen“, die Abschreckung der Ärztinnen und Ärzte, Indikationen zu stellen oder Abtreibungen zu

machen, trifft die Frauen direkt, die Männer nur vermittelt.

Diskriminierungen beschädigen immer alle Menschen, nicht nur die Diskriminierten. Das gilt für

Ausländerhaß wie für Frauenfeindlichkeit, und nicht zufällig werden hier Parallelen deutlich. Wer

Frauen ihr Selbstbestimmungsrecht über sich und ihr Dasein absprechen möchte, tut dies für alle

Menschen. Auch das hat „Memmingen“ gezeigt.

Der eigentliche Skandal von ‚.Memmingen“ sind die Prozesse selbst, daß es sie gibt und nicht, wie es

“Sie gibt. Wer ein Strafgesetz macht, darf sich nicht wundern, daß es angewendet wird. Unser Ziel i5t

es nicht, die Strafrechtsprozesse zu verbessern, sondern ihnen die Grundlage zu entziehen. Das kann

nur über die Abschaffung der Abtreibungsstrafe gelingen.
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Melitta Walter

Schwangerer Mann —
was nun?

Kaum ein anderes “Buch ist seit dem
Sommer 1985vin so vielen Zeitungen und
Rundfunkanstallen bespruuh’en worden
- durchweg pnsitiv. Bei dem Thema
keine Übcmschung: Zum erstenmal
schildern Männer in Inlerviam wie sic
cmpl'unden und reagierten„ als sie erfuh»
ren. daß ihre Partnerin ungewollt
schwanger geworden ist. Zum erstenmal
geben Männer Einblick in ihr Gel’iihlsle-
hcn‚ wenn es um Fragen wie Scinvanger-
schw "rlbbl‘LlCh oder Vntcr—Werden
geht. Das Buch bieth einen unifmig7ei-
chen Ralgcbcr-Teil. vermeidet aber bes-
serwis°.erischc Tipß.

„Diesmn thrlz i.\'l ein großer Leser»
kn - zn Mr'l‘l‘HSs"/Il’l1. Ex i.vnein wirklich
WiL'hlich B m‘h "

(ankfurlur Rundschau).

„Ex Lu Zni/für (’fll xulclws Buch — ger
rru{(l jwzl, mw r/flr Paragraph 218 nm:
diskutiert wird“
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Eberhard Ba.th
Bernhard Sirauß

Männer & Verhühmg

Ergebnisse einer Untersuchung der Ab-
teilung fiir Sexualforschung an der Uni-
versitätskliiiik Hamburg—Eppendorf.
580 Männer gaben Auskunft über ihre
Einstellung, ihr Verhalten und ihre
Wünsche zur Verhütung. Ein Thema.
das immer aktueller wird, nachdem
Männer nach der Erfindung der „Pille“
die Frauen mit der Verhütung weilge-
hend ziflein gelassen haben. Das Unhe—
hagen der Frauen über diese Situation
[orderl von den Männern cin Umden»
ken. und das fällt ganz Offenbar schwer.

„Die häc/1sl inj'urlndli've, Iéfi('lif zu [L’-
semlv Da;stuliz4rigsWéise (las Under
.\‘Ilelllrlg.\‘g('ge7LWHIIIIL’X ‚Miiurmr um!
Verhüfung'‚ bei dem lmulzulrrgz‘

iii ! mehrng klar ixl_‚ JVEf " rliv. . srhc' Kmmullre und w ex
(lie Variabiu i'.\'l‚ mach: die Slmhu zu
einer AH llmizlhnch fill“ (i"£‘ Arten
|-'ou b‘L‘l'alluig.\'hi‚i'litnl'ir'mrrn. Für dienich] f(ll‘likllf1(lf£i’ll l.€.s'rß' wird jv-

daclz auch Ili;alergrnrzrliufurmnrian,
:.Bv r llÄVI/)f'f‚s'flit‘n Eulii‘ickhmg
voii r)zpj?il1grii.vvef‘lnfiltmg‚ angebo-len.“

(Hussl'srhcl' Rundfunk).

Mit zahixeichcn Abbildungen
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104 Seiten
DM 24,80
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Gisela Dan:
Maria Thechald

Frauen — Verhütung —
Sexualität

14 Frauen zwischen 23 und 42 Jahren äu-
ßern sich über Empfängnisverhütung,
Kinderwunsch, Schwangerschaftsah-
brach, Sexualitäi Lind ParlnerschafL
Einstellungen und Erfahrungen. persön-
liche Wünsche und Wirklichkeit werden
thematisiert. Dabei zeigt sich, daß Pro—
bleme mit bestimmten Empfängnisver-
hütungsmethoden meistens nur vorder—
gi'ündig auf die Methode selbst zurück-
zuführen sind Ob und wie Frauen ver-
hülen und wie sie die Verhütung empfin-
den‚ ist wesentlich abhängig vom Erle—
hen der sexuellen Zweierbeziehung und
der Beziehung zum Farmer insgesamt.
Das Ergebnis der Gespräche ist sicher
nicht repräsentativ, vermittelt uber
nachdenklich slimmende Erkenlnisse
über das komplizierte Beziehungsgß-
Hecht zwischen Varhüiung und psycho-
sexuellem Erleben von Frauen. Grenzen
der „Verhüturlgfiratinnalitäl“ werden
sichtbar, Ein wichtiger Beitrag zur im-
mer sensibler gel'ührleii Diskussion zu
diesem Themenbereich,

Brnschur
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Macht und Liebe
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Kathrin Ehhrech1
Christiane GaLzemeier

Macht und Liebe

Anhand von mehreren Frauen gesclu'1»
dener Erfahrungen wird deutlich. wel-
che Bedingungen zurparadoxen Beziev
hungsrealität „Macht undljcbe“ füh-
ren. wie Frauen zuihret eigenen Redu—
zierung beitragen, indem sie Diskre-
panzen mit dem Manuel der Liebe ver—
danken und so zur Außrechtcrhaltung
einer sie belaslenden Bezich ung beina-
gen. Welche Chancen haben Frauen,
sich aus dieser Vcrstrickung zu be—
freien‚ ohne uul‘ gesellschat'tsveriin-
dernde Momente warten oder psycho—
analytische Studien betreiben zu müs'
sen?

128 Seiten
DM 26410
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W iblicl1e Sexualität
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Monika Simmel (Hrsg.)

Weibliche Sexualität

Von den Grenzen der Aufl<lärung und
der Suche nach weiblicher Tdc‚nlifiil han-
deln dic Bciiviig: der Autorinnen: An-
drea Henlnge-Varjes Knpilcl irägt dic
Überschri;h „Frauen zwischen Wunsch.
Angst und Tronpflaster“. Barbara Sich-
lermann schreibt über Sexualität und
Schwangerschaft Comeh'a Helfl'erith
fragt „Wie sollen Frauen ein Tabu ver—
hü(en?“, Gisela Dam und Maria Theob-
aid befassen sich mit „Vsrhümngsfrust“,
Rita Rosen widmel sich Migrantinnen
und deren Sexuu1iliil und Silvia Konlos
deck( dcn ‘Wid€l'ßpfllch vun Sexuuliläl
und Fruch1barkeil in dcr Familienpla-
nung auf. Monika Simmei ordnet in ei—

nem Vorwort die Bchrfige in einen Ge-
samuzusummc Il hang.

lßfl Seiten
13M24.80

Brose hur
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Marion Meier
Manila Oubuicl

Mütter —
die hesseren Frauen

„Ühcr den Zusammenhang von £ 218
und Hausaubeil'* iautei der Untertilel
des für manche provozierenclen Titels.
Die Autorinnen befassen Sich mil zwei
der zenlrajen Kampagnen der quenhe«
wcgung‚ die inhaltlich pokirisiert sthei
rién und in großcheilcn kontrovers uud
kunkun-ierend geführl werden: „Kampf
gegen & ZIS" und „Lohn für Haus—
arbeit“. Da die Pülnrisi91*ung sich in hell
tigen Au'seinanderselzungen }:\ en
Müttern und Nichr»Miitlern ausdrückL
wollen die Autorinnen_dic aktuelle Dis-
kussion um den @ 2|S um verschiedene
Aspekte desZusummenhangs von Haus»
arbeit und dem Verbot von Schmmger»
schaflsal1briichen erweitern. Ihr Buch is!
ein Versuch, scheinbar gegensätzlichen
Positi0mm zu durchbrechen und in wich-
tigen Themenbereichen auf die Notwen-
digke’i( der Einigkeit hinzuweisem

96 Seiten
DM 24,80

Brosch ur
ISBN 3-92722-26-5
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pro familia magazin

Mit einem weit gefächertem Alle zwei Monate

Themenangebot zu allen mit einem

Fragen der Sexualität SChwe’p“"k“hema°

im Gesundheitswesen, Die einzige deutsch-
. .. . sprachige Zeit—m d&3r Padagog3]; sch„fljür

und In der P011t1k. Familienplanung
Für Mngh'eder der Pro Famih'a ist der Bezugspreis im Mitgliedsbeitrag enthalten. und Sexualberaz‘ung.
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Beratugggntrebun

Das pro familin magazin können Sie kennenlernen‚' Einzelheft(+ Portu)nM 6,50wenn Sie DM 10‚— als Scheck oder Schein an den Ver— Jahresabo (iflkL Porto) DM 39,—lag mit dem Stichwort „Kennenlernpäckchen“ schik—
ken. Sie erhalten dann 4 Ausgaben aus den Vorjah-
ren (ie nach Lagerbestand).
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